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Afghanistan, was nun ...?



In Anbetracht wechselnder Kolonisierung und Inbesitznahme durch
unterschiedliche Staaten und Nationen Europas zu Beginn des 19.
Jahrhunderts und scheinbar religionsgestützter Missionsersatzkonflikte
wird dem historisch gewachsenen Grundwiderspruch jenes
gesellschaftlichen Komplexes des vorherrschenden Raubes und den
differenziert erscheinenden und agierenden Beteiligungen sowie der durch
Bestrafungen zerlegten Unterdrückungsnot kein Ende abzugewinnen sein.

Als afghanisch finden die eigentlich paschtunischen Besiedlungsgebiete
im Rahmen des englisch-paschtunischen Friedensvertrages erstmalig
offiziell und politisch relevant ihre Erwähnung. In der orientalischen
Geschichtsschreibung gab es die entsprechende Benennung "Afghanistan"
bereits im 16. Jahrhundert, also lange vor der vollen Unabhängigkeit des
Landes zu Beginn des 20. Jahrhunderts. Erst 1936 gelangte die
Namensgebung der besagten Gebiete in einen ersten Verfassungsrang. Im
19. Jahrhundert wurde die Region auch gerne noch als Kabulistan oder
"Königreich von Kabul" in ihr geschichtsschreibendes Korsett gezwungen.

Nach dem Krieg also bleibt vor dem Krieg, und solange das Ringen der
Menschheit organisiert über Staaten, Nationen und kontinentale
Zusammenschlüsse um Ressourcen, Besitz und Selbstbehauptung anhält, mag
sich ebenso in anderen Regionen der Erde menschheitsgeschichtlich an der
fundamentalen Vernichtungs- und Zerstörungsdynamik der uns so vertrauten
globalen Zustände und Verhältnisse nichts Grundlegendes ändern.

Ihre Schattenblick-Redaktion
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INTERNATIONAL/040: Brasilien - Filmkultur in Flammen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Filmkultur in Flammen

Ein angekündigtes Verbrechen: Aufgrund von Budgetkürzungen konnte das
leicht entflammbare Archivmaterial nicht adäquat gepflegt werden.



(São Paulo, 14. August 2021, poonal).- Im größten Filmarchiv
Südamerikas hat ein Großbrand Material der brasilianischen Filmindustrie
vernichtet. Kulturschaffende machen das fehlende Interesse der
brasilianischen Regierung für Kulturpolitik dafür verantwortlich.

Die Kultur- und Filmszene Brasiliens ist nicht überrascht über den
verheerenden Brand im Stadtteil Vila Leopoldina in São Paulo. Die
ehemaligen Angestellten des Filmarchivs bezeichneten den Brand in einer
offiziellen Mitteilung als "angekündigtes Verbrechen". Am Nachmittag des
29. Juli war im Lager der Cinemateca Brasileira ein Großfeuer
ausgebrochen. Das Lager des größten Filmarchivs in Lateinamerika beherbergt
circa 250.000 Filmrollen und über eine Million weitere Dokumente aus der
Filmbranche. Am selben Abend gelang es der Feuerwehr, den Brand unter
Kontrolle zu bringen. Den Behörden zufolge wurde dabei niemand verletzt.
Das Filmarchiv ist eine der tragenden Institutionen der brasilianischen
Filmindustrie und verantwortlich für die Erhaltung und Verbreitung von Bild-
und Tonmaterial aus Brasilien.

Ende der Finanzierung, Beginn des Verfalls

Der Gouverneur von São Paulo und politische Gegner Bolsonaros
João Doria kommentierte die kulturelle Tragödie auf Twitter: "Das
Feuer im Filmarchiv in São Paulo ist ein Verbrechen gegen die
Landeskultur. Das ist das Resultat der Missachtung der Kunst und des
brasilianischen Gedächtnisses: der voranschreitende Tod der nationalen
Kultur." Am 8. August jährte sich das abrupte Ende der Finanzierung des
Archivs durch die brasilianische Regierung. Die gesamte Belegschaft sei zu
dem Zeitpunkt entlassen worden, erinnern sich die ehemaligen Angestellten
des Filmarchivs in ihrer Meldung. Lediglich Putzkräfte, Hausmeister und
Feuerwehr seien damals für die grundlegende Instandhaltung des Gebäudes
durch die Regierung eingestellt worden. Doch das deckte die spezielle
Pflege der Filmrollen nicht ab. Seit einem Jahr weisen ehemalige
Angestellte des Archivs auf die Brandgefahr hin, die ohne regelmäßige
Durchsicht durch Fachpersonal von den selbstentflammbaren Filmrollen
ausgeht. Dies sei insbesondere absehbar gewesen, da es bereits das fünfte
Feuer im Filmarchiv war. Unter den Filmrollen und Materialien befanden sich
international prämierte Titel sowie einzelne Exemplare, von denen es keine
weiteren Kopien gibt. Bereits 2020 waren mehrere Gegenstände des Archivs
durch Überflutungen beschädigt worden.

"Es fühlt sich nicht einmal an wie ein Unfall"

Die ehemaligen Mitarbeiter*innen des Filmarchivs bringen den Brand als
politisches Versagen mit der Missregierung in der Coronakrise in
Zusammenhang: "Neben den vermeidbaren Toden wird auch unsere Geschichte
kontinuierlich ausgerottet - als wäre es ein Projekt. Leider haben wir nun
einen weiteren Teil des historischen Kulturguts in Brasilien verloren."

Regisseur Kleber Mendonça Filho machte über die sozialen Medien auf den
Verlust der Kulturgüter aufmerksam. "Es fühlt sich nicht einmal an wie ein
Unfall", schreibt der Gewinner des Cannes-Jury-Filmpreises von 2019 auf
Twitter. Die Gesellschaft der Bewegtbild-Archivist*innen in Hollywood sowie
Filmfestivals in Europa bekundeten Trauer und Solidarität.

Rückschläge gegen die Kulturindustrie

Die Kunst- und Kulturszene Brasiliens musste in den letzten Jahren bereits
viele Rückschläge verkraften. Noch während der Präsidentschaft von Michel
Temer brannte 2018 das Nationalmuseum in Rio de Janeiro nieder, wobei fast
alle historischen und wissenschaftlichen Exponate verloren gingen, die in
200 Jahren gesammelt worden waren.

Seit dem Amtsantritt von Jair Bolsonaro erlitten kulturelle Institutionen
immer stärkere Kürzungen. Sein Desinteresse an brasilianischer Kultur
zeigte sich kürzlich bei der Eröffnungsfeier des "Museum der
Portugiesischen Sprache" am 31. Juli. Während die Präsidenten von Portugal
und den Kapverden angereist waren, um mit dem Gouverneur und dem
Bürgermeister von São Paulo dem feierlichen Akt beizuwohnen, glänzte
das brasilianische Staatsoberhaupt durch Abwesenheit.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/allgemein/die-brasilianische-filmkultur-in-flammen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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Chile

Elisa Loncón: Je mehr Menschen Mapudungún sprechen, desto
besser!

Von Daniela Farías und Virginia Soto-Aguilar Cortínez



"Unsere Sprache vermittelt uns das Gefühl, als Mapuche Teil der
Welt zu sein. Wir müssen diese Sprache verbreiten, wir haben keine
andere Wahl."

(Santiago, 23. Juli 2021, Revista Universitaria U.C.) - Elisa Loncón
hat einen Traum: dass ihre Sprache Mapudungún als Unterrichtsfach an
chilenischen Schulen gelehrt wird. Ihr lebenslanger Kampf gegen
Ausgrenzung und Diskriminierung hat ihr gezeigt, dass es kein Mangel,
sondern eine Bereicherung ist, eine andere Sprache zu sprechen. Bei
ihren Reisen in andere Länder und Kontinente hat die Mutter einer
Tochter sich im akademischen Kontext für die Wahrnehmung ihres Volkes
und seiner Kultur eingesetzt. In Chile gilt sie als starke Stimme für
den Gesetzesentwurf zur Sicherung der sprachlichen Rechte der
indigenen Völker, der dem Kongress seit zwei Jahren vorliegt. "Wenn
sie uns keinen politischen Rückhalt gewähren, bringen sie unsere
Kultur zum Schweigen", warnt die 53-Jährige. An der Konzipierung des
Gesetzesentwurfs, der die Sprache als Menschenrecht und grundlegendes
Element der Integration begreift, hatte sie selbst mitgearbeitet.

Ich klopfe unangekündigt an die Tür ihres Büros an der Universität von
Santiago. Hier verbringt die Akademikerin einen großen Teil des Tages
damit, Texte zu korrigieren und ihren Unterricht vorzubereiten - mit
Hingabe und Pflichtgefühl, denn es geht um den Erhalt der indigenen
Kultur und Tradition. Ihr Einsatz für die Wahrnehmung der
Mapuche-Kultur im In- und Ausland und für die Rechte ihrer Sprache ist
ein persönlicher und kollektiver Kampf um die Bewahrung ihrer
Identität und der Identität des Volkes, dem sie ihr Leben verdankt.

Aufgewachsen in der Nähe von Traiguén in der Region Araucanía, erlebte
sie den Beginn eines Auflösungsprozesses, der ihre Traditionen und
Riten und ihre Sprache betraf und von dem sie hofft, dass er nicht zum
Verschwinden ihrer Kultur führen wird. Als Universitätsstudentin
entdeckte sie für sich den Stolz, Mapuche zu sein und Mapudungún zu
sprechen, so laut und deutlich, wie sie es heute noch tut. Eine
Schlüsselerfahrung während ihrer Reisen in verschiedene Länder war die
Teilnahme an einem Lehrprojekt in Mexiko, bei dem in den Schulen in
insgesamt 56 Sprachen unterrichtet wurde, immer in den jeweils
praktizierten Sprachen der Region.

Loncón schloss ihr Studium als Englischlehrerin an der Universidad de
La Frontera ab. 1986 erhielt sie ein Stipendium des Instituts für
Sozialwissenschaften in Den Haag und anschließend ein weiteres von der
Universität von Regina (Kanada). Sie absolvierte ein Master-Studium in
Linguistik an der Universidad Autónoma Metropolitana, Iztapalapa UAM-I
(Mexiko) und ist Doktorandin der Linguistik an der Universität Leiden
(Niederlande). Derzeit arbeitet sie als Dozentin an der Universität
von Santiago und gibt einige Kurse an der literaturwissenschaftlichen
Fakultät der Universidad Católica. Seit mehreren Jahren ist sie in
verschiedenen Projekten zur Förderung der Verbreitung des Mapudungún
aktiv, so arbeitet sie zum Beispiel mit an der Erstellung von
Lehrbüchern für Schulkinder von der ersten bis zur vierten Klasse.


Die unerwünschte Kultur wurde mit dem Stock ausgetrieben


Elisa wurde in einer Gemeinde namens Lefweluán geboren, was so viel
bedeutet wie "Halteplatz der Lamaherden". Ihre Eltern Juan Loncón und
Margarita Antileo hatten sieben Kinder. Zuhause sprach man Spanisch
und Mapudungún. Seit ihrer Kindheit pflegt sie eine besondere
Beziehung zu Sprachen und assoziierte den Umgang mit Worten mit
positiven Gefühlen. "Ich bin mit dem Privileg aufgewachsen, in zwei
Sprachen zu spielen, zu sprechen und mich auszudrücken". Ihr Vater
habe gewollt, dass alle seine Kinder zur Schule gehen, obwohl es in
den indigenen Gemeinden große Vorurteile gegen Schulen gab, da es
verboten war, die Sprache der Mapuche zu sprechen. Elisa besuchte also
eine Schule, in der es nur einen Lehrer gab, und ging dann zur
Universität.

 * 

Waren Ihre Eltern in der Schule?

Meine Mutter hat drei Jahre lang die Grundschule besucht, mein Vater
ist nie zur Schule gegangen. Aber das Lernen hat ihn immer sehr
fasziniert, im Alter von 17 Jahren hat er auf einem Bauernhof lesen
gelernt. Als Kind wollte er zur Schule gehen. Er ging arbeiten und
sparte das Geld für die Schulbücher und alles, aber ein Onkel warnte
meine Großeltern, dass er in einer Schule lernen würde, sich für seine
Familie und seine Wurzeln zu schämen mit dem Ergebnis, dass er ihnen
dann nicht mehr gehorchen würde. Es sei nicht gut, wenn er zur Schule
ginge. Und im Grunde traf das exakt zu. Das Bildungssystem hat eine
ganze Generation ihrer Sprache beraubt und sie gelehrt, dass es etwas
Nutzloses, Unreines, Schmutziges und Wertloses ist, indigen zu sein
und eine eigene Sprache zu haben. Das ging so weit, dass man Kindern
den Mund mit Seife auswusch, wenn sie Mapudungún sprachen. So heftig
war das damals.

Haben Sie so etwas auch erlebt?

Nein, bei uns gab es Prügelstrafen mit Ruten und langen Stöcken, oder
man musste zur Strafe auf den Steinen knien. Meine Kommilitonen an der
Uni erzählten solche Geschichten, wie ihnen der Mund ausgewaschen
wurde oder davon, wie die Jungs geschlagen wurden.

Was hatte der Schulbesuch noch so für Folgen?

Mein Vater zum Beispiel hat die sozialen Zwänge der chilenischen
Kultur nicht so verinnerlicht, deshalb ist er kein Patriarch. Bei
meiner Mutter war das anders, sie kam aus einer evangelisch
orientierten Mapuche-Familie. Da mein Vater nicht durch die Kirche
oder die Schule sozialisiert worden war, hatte er eine viel freiere
Art zu denken.

Hat man das bei Ihnen zu Hause gemerkt, zum Beispiel bei der
Aufteilung der Hausarbeit?

Oh ja, in allem, auch in der Erziehung haben sie sich hervorragend
ergänzt. Wir gingen alle in die Stadt, um Gemüse und Eier zu
verkaufen. Wir Kinder halfen im Gemüsegarten, auf dem Bauernhof,
kümmerten uns um die Tiere, wir hatten außer Hühnern noch Schweine und
Schafe. Meine Mutter hat uns eingeteilt. Mein Vater hat sich selbst
beigebracht, Möbel zu bauen und eine eigene kleine Werkstatt
eingerichtet. Um uns herum wurde immer viel produziert, geackert und
im Team gearbeitet.

Wie war die Stimmung innerhalb der Gemeinschaft, in der Sie
lebten?

Unsere Gemeinde lag ganz in der Nähe von Traiguén. Sie bestand aus 15
Familien, und schon als wir Kinder waren, war sie bereits recht
gemischt, es gab Chilenen, die mit Mapuche verheiratet waren,
"Mapuchisierte", die Mapudungún sprachen, und auch andersherum. Auf
lange Sicht ging die Tradition damit verloren, und die kulturelle
Assimilation schritt ziemlich schnell voran. Schon als ich ein Kind
war, wurde der Ort der Guillatún-Zeremonie in Traiguén in eine
Mülldeponie umgewandelt. Stellen Sie sich das mal vor: ein heiliger
Ort voller Müll mitten in der Gemeinde. Schrecklich. Wir Kinder
sammelten den Abfall auf, wir taten, was wir konnten, aber die Armut
war eben auch sehr groß. Davon abgesehen sind meine
Kindheitserinnerungen wunderschön. Wir waren eine große Familie, etwa
14 Personen mit Onkeln, Tanten und Cousins. Außerdem kamen immer
Leute, die ihr Land und ihr Zuhause verloren hatten. Unsere Tür war
jederzeit offen. Jetzt leben meine Eltern immer noch in Traiguén.

 * 


Das Emblem der Mapuche

Die Fahne, die heute in verschiedenen Teilen des Landes weht, wurde in
den 1990er Jahren entworfen, und Elisa Loncón hat an ihrer Gestaltung
mitgearbeitet. Die Fahne spricht für die ethnische Zugehörigkeit und
den Zusammenhalt des Volks der Mapuche.


Sprache, eine Naturgewalt

Elisas intellektuelle Prägung ist untrennbar verbunden mit der starken
mündlichen Kultur in ihrem Elternhaus: Man erzählte uralte
Geschichten, man unterhielt sich, hörte die Nachrichten im Radio, sang
und tanzte. "Ein Onkel von mir war ein fantastischer
Geschichtenerzähler und brachte uns oft zum Lachen. Mein älterer
Bruder Ricardo ist Dichter. Er spielte in einem Theaterstück von
Manuel Rodríguez mit, das wir alle auswendig kannten", erzählt Loncón.
Ihre Eltern sparten, um Bücher zu kaufen. "Wir lebten in einer Hütte
mit lehmigem Boden, aber wir hatten Bücher über Geschichte und
Philosophie. Ich war ein großer Fan von Sokrates und Plato." Das
traditionelle Wissen und die alten Riten prägten ihren weiteren
Werdegang. Schon früh wurde ihr klar, dass Sprache eine Naturgewalt
ist. Ihr ständiger Beiname im Mädchengymnasium in Traiguén: "die
Indianerin". Ihren Schulbesuch erinnert Loncón als eine eher unfrohe
Zeit voller Einsamkeit und Ausgrenzung. Dennoch beschloss sie 1980,
zum Studium nach Temuco zu gehen.

 * 

Wie ging es an der Uni weiter?

Ich ging in den 1980er Jahren nach Temuco. In meinem Studentenheim kam
ich mit anderen jungen Indigenen zusammen, das war ein echtes Glück
für mich. Wir sprachen Mapudungún miteinander, und das empfand ich als
sehr bereichernd und befreiend, nachdem ich meine Sprache so lange
hatte verstecken müssen. Aucán Huilcamán lebte auch dort. Er konnte
Zeremonien wie die Rogativa leiten. Das war super, denn er kannte die
Regeln perfekt, und dadurch hatte ich die Chance, die Zeremonien
besser zu verstehen. Es waren schwierige Zeiten, also engagierten wir
uns in der Organisation Admapu, die während der Diktatur gegen das
Gesetz zur Aufteilung der Gemeinden kämpfte.

Sie haben auch an der Gestaltung der Mapuche-Fahne mitgewirkt. Wie
kam es dazu?

1990 gründete sich die Organisation Consejo de Todas las Tierras, und
da habe ich mitgemacht. Wir haben viel über die Wiedererlangung
unserer Autonomie geredet und darüber, dass wir eine eigene Fahne
brauchen. In 300 Gemeinden wurden Umfragen gestartet, und so bekamen
wir wertvolle Informationen über Symbole und Farben, mit denen die
Mitglieder unseres Volkes sich identifizieren konnten. Sogar Leute aus
Argentinien nahmen teil. Es war für uns alle ein persönlicher und
zugleich kollektiver "Entkolonialisierungs"-Prozess. Die Schule hatte
uns alle "kolonisiert", dort hatten wir gelernt, uns zu schämen, weil
wir eine andere Sprache sprachen als der Rest der Chilenen. Mit der
Gestaltung dieses Emblems wurde uns klar, was für einen großen Wert
unsere Kultur hat, auch wenn sie anders ist.

Was hat Ihnen das Studium in den Niederlanden gebracht?

Ich kam 1987 in die Niederlande, zusammen mit anderen jungen
Menschenrechtsaktivisten verschiedener Nationalitäten, und wieder
einmal habe ich diese Vielfalt total genossen (...). Da waren Menschen
aus Asien, Afrika und Neuseeland und wir Indigenen aus Chile. Als ich
zurückkam, beschloss ich, nicht mehr Englisch zu unterrichten, sondern
Mapudungún. Englischunterricht geben können alle, aber es gibt nur
wenige Menschen, die Mapudungún sprechen, und davon noch viel weniger,
die in der Lage wären zu unterrichten.

Die Mapuche sagen: Das Land atmet durch die Sprache, Mapudungún ist
die Sprache der Erde. So empfindet es auch Elisa, und darum widmet sie
ihr Leben dem Erhalt dieser Sprache. Der Gesetzesentwurf über die
sprachlichen Rechte der indigenen Völker Chiles wurde vom Netzwerk für
die Bildungs- und Sprachrechte der indigenen Völker Chiles (Red EIB)
ausgearbeitet, das von Loncón mitgegründet wurde. Er fordert die
ausdrückliche Anerkennung der plurinationalen chilenischen
Gesellschaft und der indigenen Sprachen der Aymara, Quechua, Mapuche,
Rapa Nui, Likan Antay, Kaweskar, Selknam, Yagan, Diaguita und Colla
durch den chilenischen Staat.

Welche Bedeutung hat Mapudungún für die Kultur?

Unsere Sprache vermittelt uns das Gefühl, als Mapuche Teil der Welt zu
sein. Wir müssen diese Sprache verbreiten, wir haben keine andere
Wahl.

Und deshalb sind Sie nun zu diesem Feldzug für Ihre Sprache
aufgebrochen.

Genau, vor allem geht es darum, diese Sprache zu lehren. Als junge
Frau habe ich mich viel mit der Sammlung von Lebensgeschichten
beschäftigt, denn um unser Land zurückzugewinnen, mussten wir uns ein
gemeinsames Narrativ erarbeiten.

Wie würden Sie Ihre Sprache charakterisieren?

Vom kulturellen Standpunkt aus würde ich sagen, du kannst mit dieser
Sprache eine Vision der Welt ausdrücken, in der der Mensch mit der
Natur verbunden ist. Mit anderen Worten, wir sind mit den Hügeln
verbunden, und unsere Namen sind mit den Tieren, mit den Vögeln
verbunden: Das ist unsere Identität.

Und mit dem Gesetz über die Rechte der Sprachen wollen Sie Ihre
Sprache schützen.

Ja, der Gesetzentwurf sieht vor, dass sie als offizielle Rechte
anerkannt werden, die immer schon Bestand hatten. Außerdem schlägt er
die Gründung eines Instituts für indigene Sprachen vor, das eine
Koexistenz-Politik dieser Sprachen mit dem Spanischen entwickeln soll.
Diese Koexistenz müsste im gesamten öffentlichen Raum umgesetzt
werden, nicht nur in Schulen, auch in Institutionen und in den Medien.
Jedes indigene Kind soll das Recht haben, seine Sprache zu lernen, das
wurde als grundlegendes Menschenrecht festgelegt: Wir sind Menschen,
weil wir eine Sprache haben. Ohne diese politische Unterstützung haben
wir als Kultur keine Überlebenschance. Dieser Ansatz ist also zutiefst
menschlich. Die Politik hat dieses Niveau jedoch noch nicht erreicht.

Warum wurde das Projekt nicht weiter vorangebracht?

Das ist so: Die Bildungsreform berücksichtigt weder die Sprachen noch
die indigenen Völker. Die Projekte zur Lehrerausbildung erwähnen sie
nicht einmal. Das Inklusionsgesetz spricht von Vielfalt, bezieht sich
aber weder auf die Sprache noch auf die Rechte der indigenen Völker.
Die Verordnungen, die jetzt neu herauskommen, sollten die
interkulturelle zweisprachige Erziehung ausdrücklich als aktuelle
Bildungsmodalität anerkennen, um diesen Ansatz auf gesetzlicher Ebene
weiterzuführen, aber sie tun es nicht.

Versuchen Sie, in Ihrem Unterricht die verlorene Sprache und Kultur
zu retten?

Ja, wir lernen die Grundlagen und arbeiten mit Gebeten, Liedern und
Tänzen. Ich nehme die Gruppen zum Beispiel mit zu einer traditionellen
Hütte in La Pintana, dort müssen sie dann Mapudungún sprechen, sich
vorstellen und so. Dann nehmen wir gemeinsam an einer Zeremonie teil
und essen zusammen. Alles, was sie im Laufe des Jahres lernen, müssen
sie dort anwenden. Wir müssen Räume für funktionale und praktische
Anwendungsmöglichkeiten schaffen.

Welches Wort magst du am meisten?

Wir machen an der Universität gerade ein Programm, das mapudugufe
heißt, das bedeutet: "mapudungún-sprachig". Dieses Wort fasziniert
mich einfach, weil es genau das benennt, was wir am meisten brauchen.
Je mehr Menschen Mapadungún sprechen, desto besser.




Übersetzung: Lui Lüdicke


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/allgemein/elisa-loncon-je-mehr-menschen-mapadungun-sprechen-desto-besser/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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TREFF/1559: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm der 33. & 34. Kalenderwoche 2021



Kulturcafé Komm du - Das Programm der 33. & 34. Kalenderwoche 2021

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen
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Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr, Einlaß und warme Küche  ab 18 Uhr.


Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de


Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 10.00 bis 15.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 13.00 Uhr

 (mit Ausnahme von Veranstaltungstagen)
 


Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de

unter Angabe von Name und Telefonnummer
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Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

- + * + * + * + -

        

        

        

        *Mittwoch, 18. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Lesung

            Dr. Rolf Geffken | Lesung aus “Einspruch im Namen der
                Arbeit“

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57 22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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            Dr. Rolf Geffken liest aus “Einspruch im Namen der Arbeit“

        Am 18. August freuen wir uns im Kulturcafé Komm du auf eine
            Lesung, die einen spannenden und aufschlussreichen Abend
            verspricht: Der Autor, Dr. Rolf Geffken ist seit 40 Jahren in
            Hamburg als praktizierender Anwalt und kritischer Geist tätig.
            Sein Gebiet ist das Arbeitsrecht und sein Buch gibt Einblick in
            die Konflikte, Kämpfe und Auseinandersetzungen, an denen er von
            den 1970ern bis in die 2000er Jahre beteiligt waren. Es werden
            Geschichten aus dem Arbeitsleben erzählt, die mit Titel wie “Mord
            an Bord” und “Der Betriebsrat als Biertischrunde” auf spannende
            Anekdoten schließen lassen und es wird die Geschichte der
            Strukturen und Hintergründe erzählt, auf denen die Rechtsprechung
            der Bundesrepublik aufbaut - aus der kritischen Sicht eines
            Angehörigen der 1968er Generation. 

        

        Der große Bogen reicht dabei vom Tarifeinheitsgesetz bis zur Lage
            der Seeleute und es kann sogar einen Exkurs in das Chinesische
            Recht geben. Als Anwalt, Autor, Referent und Lehrbeauftragter
            vermittelt  Dr. Rolf Geffken die Erfahrungen aus seiner
            beruflichen Praxis in Verbindung mit gesellschaftlichem
            Engagement. Zu dem aktuellen Buch schrieb der Politiker Gregor
            Gysi ein Vorwort. Das Buch kann vor Ort mit Widmung erworben
            werden.

            

            Besetzung: 

            Dr. Rolf Geffken - Autor

            

            Weitere Informationen:

            www.DrGeffken.de

            https://de.wikipedia.org/wiki/Rolf_Geffken

            

            

             

             

            *Donnerstag, 19. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            DESVELADO | Norwegisch angehauchter, melancholischer Rock

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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             Norwegisch angehauchter, melancholischer Rock

        

            Am 19. August tauchen die Zuhörer im Komm du mit dem hypnotischen
            Sound von DESVELADO in ein Meer aus Musik und Melancholie.
            Faszinierend ist die Verbindung von Düsternis und melodischer
            Dynamik, getragen von der lockenden Stimme des Sängers Ben
            Fastert, der man nur zu gern auf einen Ausflug ins Unbekannte
            folgt. Für ihre Songs mit Titeln wie “Cry Blue Murder” geht die
            Band auf Beutezüge in mentale Tiefen und taucht mit reicher Beute
            daraus auf. Instinktiv steuern sie die Bootsfahrt so aus, dass am
            Ende die Musik und die Zuhörer in einem Wohlgefühl landen, denn
            der Schmerz der Melancholie geht Hand in Hand mit einem Gefühl der
            Leichtigkeit.

            

            Besetzung:

            Ben Fastert – Gesang und Acoustic Guitar

            Rob Braune - Electric Guitar

            Dona Minio - Bass

            Jannis Kühl – Drums

            

            Weitere Informationen:

            https://www.facebook.com/wearedesvelado

        https://www.instagram.com/wearedesvelado

        https://www.youtube.com/watch?v=uJ7e1yaNJxc&fbclid=IwAR3bWLU1yBWIVWB8xX1wZGNC1KU8YzuXieBpNgghb-P8bVlnL6zLA9-AtXA

        

          


        

 *Freitag, 20. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            The Boho Dance | Blues, Country und Folk vom Feinsten 

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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           Blues, Country und Folk vom Feinsten 

            

        Am 20. August kommen mit dem Duo “The Boho Dance” endlich wieder
        handgemachter Blues, Country und Folk auf die Komm du Bühne! Jörg
        Bobrik und Daniel Gebauer treten noch nicht allzu lange gemeinsam
        auf. Ihre Erfahrungen mit der Musik reichen dagegen viel weiter
        zurück - zeitlich, stilistisch und geographisch. Mit dem Saxophon
        reiste Gebauer um die Welt und spielte von Irland bis Neuseeland in
        Pubs mit anderen Musikern. Jörg Bobrik bringt seine Stimme, das
        Akkordeon, eigene Kompositionen und Perspektiven aus
        unterschiedlichsten Musikstilen mit. Zusammen bringen sie eine
        Mischung aus Blues, Country und Folk auf die Bühne, die sich durch
        gekonnte Interpretationen bekannter Songs und eigene Stücke
        auszeichnet. Unterwegs treffen die beiden auf gute alte Bekannte wie
        Johnny Cash, Calexico, Ryan Adams oder Manu Chao. Leichtfüßig und je
        nach Bedarf wird dabei zwischen Gitarre, Saxophon, Harp oder
        Akkordeon gewechselt, einfach weil es Freude macht.

        

        

        Besetzung:            

            Jörg Bobrik - Gitarre, Gesang, Akkordeon und Cajon

            Daniel Gebauer - Saxophon, Posaune und Harp

            

            Weitere Informationen:

            http://jörgsonbobrik.de/   
            

            http://jörgsonbobrik.de/The_Boho_Dance.php
            

            http://www.danielgebauer.com/

            https://www.youtube.com/watch?v=9mumagG9h7A

            

        

        

        
        *Samstag, 21. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            COOKBOOK | Groove Jazz aus Hamburg

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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                Groove Jazz aus Hamburg

        

            Am 21. August bringen die vier Musiker der Band “Cookbook” ein
            kontrastreiches Jazz Programm ins Kulturcafé Komm du. Mit
            Einflüssen von Hard Bop und Soul Jazz, ergänzt durch
            Eigenkompositionen, mischt das Quartett seine ganz eigenen
            Rezepte, die vor allem grooven und Spaß bringen! Ihre musikalische
            Signatur ist die ungewöhnliche Kombination aus Bariton Saxophon
            und Gitarre. Außerdem lassen die vier Musiker die Orgel-Combos der
            1950er und 60er Jahre wieder aufleben. Diese spezielle Formation
            ist inspiriert von George Bensons legendärem Jazz-Album
            „Cookbook“.

            Auf der Basis einer klassisch-soliden Ausbildung an
            Musikhochschulen bringen alle Bandmitglieder eigene Einflüsse und
            Interessen ein: Alexander Hopf studierte Klavier und Gesang, dann
            entdeckte er die Orgel für sich, die einen besonderen Platz in
            diesem Projekt hat. Swen Enge bringt die Gitarre und eine
            Leidenschaft für afroamerikanische Musik ein. Till Pape spielt das
            Schlagzeug und widmet sich dem Jazz als freischaffender Musiker.
            Bernd Reincke verleiht dem musikalischen Geschehen mit
            Baritonsaxophon und Saxello eine besondere Note.

            

            Besetzung:

            Bernd Reincke – Baritonsaxophon und Saxello

            Swen Enge - Gitarre

            Alexander Hopff - Orgel

            Till Pape - Schlagzeug

            

            
  

            

            *Mittwoch, 25. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            Mone und Olivia Void | Dark Experimental Folk 

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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Dark Experimental Folk 

            

        

            Am 25. August zelebrieren wir den Spätsommer mit einem
            vielschichtigen Konzert von zwei außergewöhnlichen und
            ausdrucksstarken Sängerinnen. Mone und Olivia Void beschwören mit
            ihrem Dark Experimental Folk ein weit gefächertes Spektrum
            menschlicher Emotionen und Zustände herauf. Olivias Stimme reicht
            innerhalb einer Zeile von einem warmen, hohen Falsetto hin zu
            einem tiefen, vollen Schluchzen. Mone kann schreien wie ein
            Monster, bevor sie im selben Atemzug das Publikum mit ihrem
            “Eine-Million-Dollar Lächeln” in den Bann zieht. Die  Songs
            handeln von verlorener Liebe, Machtkämpfen, Sex und Moral, den
            emotionalen Grenzgängen des Lebens. Mit Stimme, Gitarre und
            Klavier fangen sie die damit verbundenen Empfindungen ein und
            verwandeln sie in poetische, intensive und wunderschöne Musik.
            Beide Musikerinnen spielen ein Solo Set, um dann eine feine
            Auswahl gemeinsamer Songs zu präsentieren.

            

            Besetzung:

            Mone (Merle Sibbel) & Olivia Void - Gitarre, Klavier, Stimme

            

            Weitere Informationen:

            https://youtu.be/0veFYeP-2nI
            

            https://www.youtube.com/watch?v=HY4XlU5IF7k
            

            
  

            

           *Donnerstag, 26. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr:
                Musikalischer Vortrag

            Jürgen Rau und Richard Rossbach | Rock Tales - Anekdoten
                nach Noten

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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Anekdoten nach Noten

        

            Musikfans aufgepasst! Am 26. August nehmen Jürgen Rau und Richard
            Rossbach euch mit auf eine Zeitreise durch die Musikgeschichte,
            erzählen von Begegnungen mit großen Stars und lassen diese Momente
            mit Live-Musik und Video-Projektionen lebendig werden. Jürgen Rau
            arbeitete viele Jahre in verantwortungsvollen Positionen bei
            großen Schallplattenfirmen und Medien-Konzernen, für Megastars und
            Newcomer. Kein Wunder, dass er dabei eine ganze Menge
            Erzählenswertes erlebt hat: er war von Anfang an mit dabei,
            schlich sich schon als 14jähriger in den Hamburger Star-Club, und
            erlebte die Beatles noch live! Jetzt plaudert er seine
            Lieblings-Anekdoten aus dem Backstage-Bereich aus: Etwa vom
            Zusammenstoß mit Sir Paul McCartney, oder wie er Mark Knopfler
            (Dire Straits) dazu brachte, mit Luciano Pavarotti „Häns‘chen
            Klein“ zu singen, oder als er vom Stones-Drummer Charly Watts zur
            Currywurst eingeladen wurde und und und…

        Musikalisch eingerahmt wird das unterhaltsame Spektakel von
            Richard Rossbach, selbst so etwas wie eine Musiklegende. Rossbach
            jazzte sich durch die Frankfurter Night-Clubs, gründete die erste
            Punkband Deutschlands, tourte mit Pop- und Schlager-Ikonen um die
            Welt, produzierte im eigenen Studio große Namen wie Milva, Joachim
            Witt, Lou Reed oder Mitch Ryder und erfand sehr erfolgreiche
            CD-Serien (u.a. Meditation, Yoga, Klangtherapie, Chill Out, mit
            "Musik zum Reiten" wurde er zum Marktführer in diesem Genre). Der
            studierte Kirchen-Organist und Multi-Instrumentalist schafft es,
            dass zwei Männer wie eine komplette Band klingen! 

            

            Besetzung:

            Jürgen Rau & Richard Rossbach

            

            Weitere Informationen:

            www.rock-tales.de

            

            
  

            

            *Freitag, 27. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            Morgan Finlay | Singer-Songwriter aus Vancouver

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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Hamburger Singer-Songwriter aus Vancouver

        

            Morgan Finlay ist ein Sänger und Songwriter aus Vancouver, dessen
            Songs sich durch eine federleichte Leuchtkraft auszeichnen und
            seine Zuhörer unweigerlich in eine optimistische Stimmung
            versetzen. Stilistisch bewegt sich der Musiker durch ein großes
            Spektrum von Indie-Rock über Pop, Folk und akustischen
            Singer-Songwriter Stil mit Einflüssen von Grunge. Musikalische
            Verbindungen zu Jeff Buckley, Damien Rice, Bruce Cockburn oder
            Bryan Adams sind nahe liegend, wobei sich Morgan Finlay durch
            einen ganz eigenen Stil und den unverkennbaren Einfluss seiner
            irischen Wurzeln auszeichnet. In den vergangenen 18 Jahren stand
            der Künstler mit seinen Songs auf über 900 Bühnen in 13
            verschiedenen Ländern.

        Selbst als die Corona-Pandemie seinen Plan auf Eis legte, 2020
            ein Album in New York aufzunehmen, fand der Künstler in dieser
            Situation eine Inspiration für Musik. Themen wie Isolation und das
            Navigieren einer unbekannten Zukunft verdichteten sich zu Songs.
            So wurde mitten in der Pandemie das Album „Shots of Light“ geboren
            und es entstand Raum für Kollaborationen mit anderen Musikern, die
            dem in Hamburg produzierten Album eine neue Tiefe und Vielfalt
            verleihen. Im April 2021 wurde „Shots of Light“ veröffentlicht und
            das Publikum darf sich auf ein Komm du Konzert mit brandneuen
            Songs von Morgan Finlay freuen!

            

            Besetzung:

            Morgan Finlay – Gesang und Gitarre

            

            Weitere Informationen:

            https://morganfinlay.com/

            https://www.facebook.com/morganfinlay

            https://www.youtube.com/c/MorganFinlay

            

            
  

            

            *Samstag, 28. August 2021, 20.00 bis 22.00 Uhr: Konzert

            Selva Negra | Flamenco, Latin, Jazz und Klassik

            Eintritt frei / Hutspende

            

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung ist zwingend erforderlich per Telefon: 040 / 57
            22 89 52 

            oder E-Mail an kommdu@gmx.de unter Angabe von
            Name und Telefonnummer 

            Homepage: http://www.komm-du.de
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Flamenco, Latin, Jazz und Klassik

        

            Die Musik von Selva Negra atmet durch das Zusammenspiel von
            Gitarre und Percussion und besticht durch eine einzigartige
            Mischung aus Flamenco und Latin, Jazz und Klassik; flamboyant,
            atmosphärisch und voller Spielfreude. Im Duo haben sich Björn
            Vollmer, der die klassische Gitarre studierte und sich seit Jahren
            dem Flamenco widmet und der Percussionist Steffen Hanschmann
            verabredet, um mit ihren Instrumenten Geschichten zu erzählen. 

        

        Björn Vollmer vertiefte seine Kenntnisse des Flamenco während
            seiner Zeit in Madrid, wo er unter anderem von dem herausragenden
            Gitarristen Amir John Haddad lernte. Steffen Hanschmann nahm
            während seiner Aufenthalte in Ghana und im Senegal die Rhythmen
            der westafrikanischen Percussion auf und spielte unter anderem für
            Max Herre und die Fantastischen Vier. Die beiden Musiker nehmen
            ihre Zuhörer mit auf eine farbenfrohe, musikalische Reise.

                

            Besetzung:

            Björn Vollmer - Gitarre

            Steffen Hanschmann - Percussion

            

            Weitere Informationen:

            https://www.selva-negra.com/

            https://soundcloud.com/selva-negra-137363069

            https://www.youtube.com/watch?v=tl8OIn6zZeU

            https://www.youtube.com/watch?time_continue=7&v=fmjDIftZvxQ
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        *Aktuelle Ausstellung im 'Komm du' (bis 8.10.2021)

        Heike Buchholz | „Eintauchen, Abtauchen, Tieftauchen“

        Eintritt frei / Hutspende

        

        Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

        Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail: kommdu@gmx.de

        Homepage: http://www.komm-du.de




[image: Foto: by Heike Buchholz]

Heike Buchholz | Ausstellung
Foto: by Heike Buchholz




        Eintauchen, Abtauchen, Tieftauchen


Ab Juli 2021 wechseln im Kulturcafé Komm du die Farben, die Tonart und die Materialien an den Wänden,
wenn wir die Ausstellung von Heike Buchholz eröffnen. Hin zu zarten, erdigen und naturnahen Farben mit
Elementen aus strahlendem Sonnenorange oder himmlischem Blau. Mischtechniken, die im freien Spiel Acryl,
Aquarell und Tusche auf der Leinwand vereinen, wo sich im ersten Wurf erzählende Strukturen herausbilden.
Das Eintauchen in dieses Spiel aus Farben und Formen bringt dann Landschaften, Tiere, Menschen oder Unholde
zum Vorschein, die mit Pinsel und Kontrasten eine eigene Substanz bekommen.

Schon im Grafikdesign Studium entdeckte die Künstlerin ihren Hang dazu, sich vom Material oder einem
Gedankenblitz leiten zu lassen, auch wenn daraus unmögliche Aufgaben erwuchsen - denn am Ende wird alles
gut, wenn man nur genau hinhört. Aus der Lust am Tun wurden Teppiche gewebt, Collagen improvisiert und Drucke
hergestellt. Der haptische Prozess ist für Heike Buchholz ebenso wichtig wie der mentale. Heraus kommt ein
Denken und Träumen in zarten Strukturen und frei zu deutenden Welten.

        

        Die Bilder von Heike Buchholz werden bis zum 8.
        Oktober 2021 in den Räumlichkeiten des Komm dus ausgestellt.

        

        Die Finissage findet am 2. Oktober 2021 um 15:00 Uhr statt.
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Öffnungszeiten:

Montags bis Freitags 10.00 bis 15 Uhr (mit Ausnahme von Veranstaltungstagen)

Samstag 9.00 bis 13.00 Uhr

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuelle Wochenprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Einladung und Pressemitteilung vom 18.8.2021

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. August 2021


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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BUCHBESPRECHUNG/205: Rolf Gössner - Datenkraken im öffentlichen Dienst (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Parabel über den Überwachungswahn

von Helmut Ortner, 15. August 2021



Der Jurist und Bürgerrechtler Rolf Gössner wurde fast 40 Jahre lang zu
Unrecht vom Bundesamt für Verfassungsschutz beobachtet und als
vermeintlicher Staats- und Verfassungsfeind stigmatisiert. Jetzt hat er ein
darüber ein Buch geschrieben. Unbedingt lesenswert - meint Helmut
Ortner.

Der Mann galt als Staatsfeind. Vier Jahrzehnte ist er mit großem Aufwand
geheimdienstlich beobachtet und ausgeforscht worden. Rolf Gössner, Anwalt,
Publizist, Bürgerrechtler und - man darf es so sagen - ein kritischer,
radikal-demokratischer Kopf, von Staats wegen gerne als linker, die Innere
Sicherheit gefährdender Quälgeist ausgeguckt und verfolgt.

Eine "Zielperson" für den Verfassungsschutz. Schon als Jurastudent, später
als Gerichtsreferendar, Buchautor und Rechtsanwalt, als parlamentarischer
Berater, später auch als Präsident der Internationalen Liga für
Menschenrechte und seit 2007 als stellvertretender Richter am
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen. Es dürfte die längste
Dauerbeobachtung eines unabhängigen, parteilosen Bürgers durch den
Inlandsgeheimdienst sein, die bislang bekannt ist.

Die staatlichen Beobachter sammeln und dokumentieren alles: berufliche und
ehrenamtliche Kontakte zu angeblich "linksextremistischen" und
"linksextremistisch beeinflussten" Gruppen und Veranstaltern, bei denen
Gössner referiert und diskutiert. Er soll sie dadurch - so wörtlich - als
"prominenter Jurist" aufgewertet und gesellschaftsfähig machen. Aus
vollkommen legalen und legitimen Berufskontakten konstruiert der
Verfassungsschutz gewissermaßen eine "Kontaktschuld". Das will der Bürger
Gössner nicht akzeptieren. Er wehrt sich, er klagt. Gegen die ihm
zugewiesene Rolle als Staatsfeind - gegen den Verfassungsschutz, dessen
Aufgabe es ist, die Verfassung und die Verfassungsrechte zu schützen. Auch
die des kritischen Bürgers Gössner.

Es wird ein langer juristischer Kampf. Nach einem bald 15jährigen
Klageverfahren endlich das Urteil: das Bundesverwaltungsgericht erklärt die
Dauerüberwachung rechtskräftig für unverhältnismäßig und grundrechtswidrig -
 und ihn damit endgültig rehabilitiert. Höchstrichterlich festgehalten ist:
fast 40 Jahre lang wurde der Bürger Rolf Gössner zu Unrecht vom Bundesamt
für Verfassungsschutz beobachtet und als vermeintlicher Staats- und
Verfassungsfeind stigmatisiert. Alles ordentlich dokumentiert und
aufgelistet in einer über 2000-seitenstarken Personen-Akte, die auch nach
dem Urteilsspruch weiterhin überwiegend geheim gehalten wird.

Auf eine Kleine Anfrage der Bundestagsabgeordneten Ulla Jelpke,
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zur "Jahrzehntelange
rechtswidrige Beobachtung eines kritischen Journalisten und Anwalts durch
das Bundesamt für Verfassungsschutz", antwortete die Bundesregierung, die
Regierung sei sich "der aus der Beobachtung resultierenden Konsequenzen für
die Betroffenen bewusst. Sie sind Teil der Rechtmäßigkeitsprüfung und als
solche im Rahmen der Feststellung der Verhältnismäßigkeit bei jeder
Beobachtungsmaßnahme zu berücksichtigen" ... Im Klartext: "die
Verhältnismäßigkeits- und Rechtmäßigkeitsprüfung im Überwachungsfall
Gössner ist offensichtlich über Jahrzehnte entweder nicht erfolgt oder aber
nur oberflächlich, einseitig-interessegeleitet und -ideologisch motiviert
durchgeführt worden", so Jelpke. So sieht es auch das
Bundesverwaltungsgericht. Es wertete die illegale Beobachtung angesichts
ihrer Dauer als "in handgreiflicher Weise unangemessen". Die
Bundesregierung freilich, die in allen Instanzen verloren hat, ist bis
heute nicht bereit, sich bei ihrem Bürger Gössner zu entschuldigen oder gar
eine finanzielle Wiedergutmachung zu leisten.

Nun hat Gössner ein Buch geschrieben. Nicht sein erstes, aber ein besonders
erhellendes - und aktuelles Buch. Es ist mehr als eine persönliche,
Bestandsaufnahme einer grotesken Langzeit-Überwachung. Es ist eine Parabel
über einen Überwachungswahn, der unter dem Etikett "Innere Sicherheit"
unsere Demokratie gefährdet. Ein Kompendium über Demokratie-Gefährdung und
Demokratie-Verteidigung. Der Autor beschreibt die vielfältigen staatlichen
Überwachungs- und Aufrüstungsmaßnahmen auf dem Weg einer fatalen
Entwicklung im Namen der Sicherheit. In seinen
"Big Brother-Laudationes" geht um präventiv-polizeiliche Überwachung
der Telekommunikation, um die digitale Aufrüstung im globalen Cyberkrieg,
um Datenkraken im Öffentlichen Dienst und - er fragt mit aktuellem Bezug -
auch nach Folgen und Gefahren von Demokratie- und Grundrechtsbeschränkungen
im Zuge der Corona-Krise.

So bleibt zu hoffen, dass den Autor das höchstrichterliche Urteil trotz
staats- und gesellschaftskritischen Inhaltes seines neuen Buches vor
weiteren geheimdienstlichen Nachstellungen schützt. Und falls
Verfassungsbeamte nicht von ihrer "Zielperson" lassen können, sei ihnen
erkenntnisreiche Lektüre gewünscht, nicht zuletzt die lesenswerten
Gastbeiträge von Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Gerhard Baum und
Heribert Prantl eignen sich als Pflichtlektüre.

"Das Buch ist eine Parabel über einen Überwachungswahn, der unter dem
Etikett "Innere Sicherheit" unsere Demokratie gefährdet."


Rolf Gössner, Datenkraken im öffentlichen Dienst - "Laudatio" auf den
präventiven Sicherheits- und Überwachungsstaat

PapyRossa Verlag, 366 Seiten, 19.90 EUR


Helmut Ortner

Der Autor (1950) ist Beiratsmitglied der Giordano-Bruno-Stiftung. Er hat
zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in über 14 Sprachen erschienen sind.
Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte der Todesstrafe", mit einem Nachwort
von Bundesrichter a. D. Prof. Dr. Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 
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BUCHBESPRECHUNG/204: Beat Rigger, Cédric Wermuth - Die Service Public Revolution (Klaus Ludwig Helf)

Beat Rigger, Cédric Wermuth

Die Service Public Revolution. Corona, Klima, Kapitalismus - eine
Antwort auf die Krisen unserer Zeit.

von Klaus Ludwig Helf, Juli 2021



Die beiden Autoren des vorliegenden Bandes konstatieren mit Recht
einen Epochenumbruch, der nicht zuletzt auch durch die Corona-Pandemie
noch schärfere Konturen bekommen habe. Wir seien konfrontiert u.a. mit
Klimawandel (Hitze, Unwetter) krassen regionalen und globalen
Ungleichheiten (bei Einkommen, Vermögen, Lebenshaltung, Gesundheit,
Bildung), mit der Zunahme internationaler Spannungen, mit Übersäuerung
der Meere, dem Zerfall der Biodiversität, mit einer Krise der
Grundwerte und mit einer Weltwirtschaft mit immensen Schuldenbergen:
"Der Zustand der Welt verlangt entschiedenes Anpacken und nicht
Zaudern und Zögern" (S. 10). Nationalismus und Kapitalismus seien
nicht die geeignete Rezepturen für den notwendigen Umbau, sondern nur
eine konsequent global- und gemeinwohl-orientierte Politikwende, die
zwar in der Schweiz ansetze, aber über sie hinausweise und Spielräume
eröffne.

Die Autoren entwickeln in ihrem Band Vorschläge, die sowohl
revolutionär als auch pragmatisch seien als eine Gegenbewegung zum
Kapitalismus. Konkreter Ansatzpunkt für ihre
ökologisch-feministisch-soziale 'Ökonomie der Sorge' ist die
'Service-public-Revolution', die an die erfolgreiche Tradition und
Kultur der kommunalen Selbstverwaltung der Schweiz anknüpfe in
Verbindung zu den neuen Bewegungen der Klimajugend und des Feminismus
und zu den zivilgesellschaftlichen Initiativen und Organisationen.
Kern des Umbaues sei der Gedanke, dass sich die Gesellschaft nach den
Bedürfnissen der Menschen ausrichten müsse und nicht an der Logik der
Konkurrenz und des privaten Profits. Öffentliche Dienste müssten daher
nach Meinung der Autoren die dominierende Form der ökonomischen und
gesellschaftlichen Organisation werden, eine durchaus attraktive,
humane und kühne politische Vision.

Beat Ringger (*1955) ist Schweizer Publizist, war von 2004 bis 2020
Geschäftsführer des sozialkritischen Schweizer Thinktanks
Denknetz und Zentralsekretär der Service-Public-Gewerkschaft
VPOD, davor Ingenieur bei IBM-Schweiz. Cédric Wermuth ist
Politikwissenschaftler, Strategie- und Kommunikationsberater für NGOs,
zusammen mit Mattea Meyer Co-Präsident der Sozialdemokratischen Partei
(SP) der Schweiz und seit 2011 Nationalrat. Gemeinsam haben Ringger
und Wermuth den Band MarxnoMarx herausgegeben (2018).

Der Band hat drei Teile: Fassungslosigkeit und Hoffnung, Kapitalismus
und Care, die Service-Public-Revolution und ein Schluss-Kapitel über
die 'Globale Care-Gesellschaft'. Teil eins behandelt die Beweggründe,
dieses Buch zu schreiben. Im Teil zwei werden zentrale Aspekte der
gesellschaftlichen Ungleichheit, der Logik des Kapitalismus und der
Care-Ökonomie analysiert. Im dritten und umfangreichsten Kapitel legen
die Autoren detailliert und beispielhaft dar, was hinter der
'Public-Service-Revolution' steckt, wie neue Horizonte für eine
gemeinwohlorientierte Transformation der Gesellschaften regional und
global erschlossen werden können: "Nachhaltig, kooperativ,
gendergerecht und solidarisch" (S. 11).

Der vorliegende Band wurde nach Angaben der Autoren in der Zeit von
Anfang Mai bis Anfang Juli 2020 erstellt und fußt auf Überlegungen,
die sie bereits in ihren jeweiligen Netzwerken entwickelt haben, ohne
Anspruch auf ein umfassendes, politisches Programm: "Die
Service-public-Revolution ist lange noch nicht alles. Aber ohne
Service-public-Revolution ist alles nichts" (S. 12). Ein Bruch mit der
Logik der Kapitalverwertung sei der zentrale Dreh- und Angelpunkt des
Umbaus der gesellschaftlichen Ordnung. Dies komme einer
'kopernikanischen Wende' gleich und sei eine riesengroße Aufgabe.
Anzusetzen sei vor allem dort, wo bereits gute Grundlagen vorhanden
seien z. B. beim 'Service-Public': "Öffentliche Dienste, das sind
vertraute Institutionen, die vor Ort verankert sind.

Die Service-public-Revolution findet ihre breite Basis vor Ort, in den
Gemeinden, Regionen, Ländern. Eigentliches Terrain ist allerdings die
ganze Welt" (S. 202). In der Schweiz sei der Begriff des 'Service
Public' als weitgehend öffentlich-rechtlich organisierte Erbringung
von Leistungen der Grundversorgung politisch allgegenwärtig. Der
Schweizer Bundesrat habe eine Liste erstellt, die weit über das
Verständnis einer minimalen Ausstattung der Grundversorgung hinausgehe
und von Abfall/Abwasser über Bildung, Elektrizität, Internetzugang,
Kulturangebote, Medien, medizinisch-pharmazeutische Versorgung bis zum
Wohnen und zum Zahlungsverkehr reiche.

Aufgrund dieser realpolitischen Basis stellen die beiden Autoren
mustergültige, gemeinwirtschaftliche Lösungen und Projekte aus der
Schweiz vor, die traditionell über ein vergleichsweise gut ausgebautes
Netz von Infrastrukturen und Dienstleistungen der Grundversorgung
verfüge. Der neoliberale Angriff auf die staatliche Grundversorgung
sei dort nicht zuletzt durch Instrumente der direkten Demokratie zu
einem substanziellen Teil erfolgreich verhindert worden. Die Schweiz
könne als kleines Land durchaus "das Schwungrad für eine
zukunftsfähige Dynamik weit über seine Landesgrenzen hinaus in Gang
bringen" (S. 205).

Diese Projekte sind in der Tat beachtlich u.a. im gemeinnützigen
Wohnungsbau, in der dezentralen solaren Energieversorgung, bei der
ambulanten und stationären Gesundheitsversorgung und der öffentlich
getragenen Pflege, Betreuung und Alltagsunterstützung im Alter (Care)
und 'Pharma fürs Volk'. Der Anstoß für die Errichtung öffentlicher
Dienste sei in der Regel von zivilgesellschaftlichen Initiativen
ausgegangen mit dem Ziel der Gestaltung gesamtgesellschaftlicher,
verbindlicher Lösungen. Aufgrund der Erfahrungen in der Finanzkrise
2008 und mit den umsatzstarken globalen Plattform-Betreibern (u.a.
GAFA) sei darüber hinaus der Aufbau von öffentlich-rechtlichen,
demokratisch kontrollierten und transparenten Strukturen im Zahlungs-
und Bankenverkehr, beim Internet (Aufbau einer
Open-Access/Open-Data-Landschaft), beim Paketdienst, bei
Mobilität/Verkehr und bei Forschung und Entwicklung dringend geboten.

Finanziert werden könne der soziale und ökologische Umbau nach
Vorstellung der Autoren durch eine grundlegende Veränderung der
Steuerpolitik, die Reiche wesentlich stärker belaste. Privater
Reichtum müsse 'zurückverteilt' werden in öffentliche Bereiche; das
Geld werde also nicht 'umverteilt', sondern zurückgeholt von denen,
denen es genommen worden war. Einen enormen Finanzschub zur
Bewältigung der Folgen der Klima-Corona-Krise bringe eine einmalige
Vermögenabgabe für das oberste Prozent der Vermögenden. Das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) habe einen entsprechenden
konkreten Vorschlag bereits unterbreitet (einmalige Abgabe von 10 bis
20 Prozent auf Mindestnettovermögen von 2,5 Millionen Euro). Ein
Gesetz zum Lastenausgleich habe es in Deutschland bereits 1952
gegeben.

Unter dem Motto 'Pharma für alle' solle ein zentrales Handlungsfeld
für eine globale 'Service-Public-Revolution' entwickelt werden. Die
globale Pharmaindustrie habe Milliarden-Geschäfte allein mit
sogenannten Blockbustern generiert und weniger profitable Felder wie
Impfstoffentwicklung oder Alternativen zu Antibiotikaresistenzen
vernachlässigt. Die Regierung solle dem Schweizer Pharmakonzern
'Novartis' die nicht profitable Generikasparte 'Sandoz' abkaufen und
zu einem öffentlich-rechtlichen Non-Profit-Pharma-Cluster ausbauen.
Dieses könne dann z.B. eine globale Versorgung mit Antibiotika
betreiben und eine weltweite Zusammenarbeit mit allen
öffentlich-rechtlichen Einrichtungen organisieren.

Der kleine Band hat es in sich und steckt voll mit kreativen und
sinnvollen Ideen für eine sozial-ökologische, demokratische
Transformation der Gesellschaft. Jetzt käme es darauf an, Strategien
für die Umsetzung zu entwickeln, darüber erfahren wir in dem Band
wenig.

Beat Rigger, Cédric Wermuth: Die Service Public Revolution. Corona,
Klima, Kapitalismus - eine Antwort auf die Krisen unserer Zeit.
Rotpunkt Verlag Zürich 2020, 213 Seiten, EUR 15,00.

 * 

Quelle:

© 2021 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 
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REZENSION/745: Jürgen Tautz - Die Sprache der Bienen (SB)

Jürgen Tautz



Die Sprache der Bienen

In Deutschland hängen rund 75 % der landwirtschaftlichen Erträge mehr
oder weniger von der Bestäubung der Honigbienen ab. Global wird die
Bestäubungsleistung durch Bienen, andere Insekten, Fledermäuse und
Vögel mit 265 Milliarden Euro veranschlagt. Aus gutem Grund zählen
Honigbienen zu den am intensivsten erforschten Arten des
Insektenreichs. Wohl mit keinem anderen Kerbtier hat sich die
Wissenschaft schon so lange und so ausführlich befasst. Das
gesammelte Wissen füllt ganze Bibliotheken. Insbesondere die
Kommunikation dieser staatenbildenden Wesen übt seit langem eine
Faszination auf die Menschen aus, wähnen sich diese doch nicht
zuletzt aufgrund ihrer eigenen Fähigkeit zur Kommunikation über den
Tieren stehend, beinahe der Natur enthoben.




Mit "Die Sprache der Bienen" hat der emeritierte Professor der
Universität Würzburg Jürgen Tautz eine weiteres Buch zu seinem
"Lieblingstier" herausgebracht. Diesmal führt er seine Leserinnen und
Leser in die Geschichte der Entdeckung der Bienensprache ein. Für
Laien verständlich aufbereitet erläutert der Autor die Experimente,
die im Laufe der Jahrzehnte durchgeführt wurden, benennt die
zugrundeliegenden Fragestellungen und spart auch die Lücken nicht
aus, die von der Wissenschaft entweder dank neuer Ansätze geschlossen
werden konnten oder bis heute offen geblieben sind. Die Schilderungen
werden von zahlreichen Grafiken und Bildern unterstützt, was sehr
nützlich ist, weil dadurch die räumlichen Verhältnisse der Versuche
und die dabei gewonnenen Erkenntnisse nachvollziehbar werden.




[image: Der Bienenforscher vor der Rückseite eines Holzhäuschens der Initiative 'bee careful' - Foto: © 2014 by Schattenblick]

Der Autor rückt mit seinen Forschungen den Bienen näher auf ihren
gelb-schwarzen Pelz

Prof. Dr. Jürgen Tautz vor einer Bienenforschungsstation in Bad
Schwartau

Foto: © 2014 by Schattenblick



Das Bemühen, die Entwicklung der Bienenforschung aus der Sprache der
Wissenschaft in Alltagssprache umzusetzen, kann als gelungen
bezeichnet werden. Für diejenigen, die wie der Autor von der
Bienenforschung fasziniert sind, bietet das Buch eine Fülle an
Informationen über die Kommunikation der Honigbienen sowie an
Einblicken in wissenschaftliche Vorgehensweisen. Der Sinn und Zweck
dieses Buchs besteht folglich nicht darin, allgemein in die Welt der
Bienen einzuführen - dazu hat Tautz bereits vor zwei Jahren ein Buch
herausgegeben - oder vom Leben und Sterben der Bienenvölker in der
heutigen Zeit der teils industriell betriebenen Haltungsformen, der
Verwendung systemisch wirkender Pestizide wie den Neonicotinoiden in
der Landwirtschaft oder der Umgestaltung der Landschaft zu
insektenfeindlichen Agrarwüsten zu berichten. Es geht um nicht mehr,
aber auch nicht weniger als um die Frage, wie sich die
staatenbildenden Honigbienen verständigen.

Jürgen Tautz, der vor einigen Jahren heftig dafür kritisiert worden
war, dass er - vermeintlich - die Bedeutung des von Karl von Frisch
(Nobelpreisträger 1973) entdeckten Schwänzeltanzes der Honigbienen
geringgeschätzt hat, bemüht sich in diesem nun vorgelegten
historischen Abriss einmal mehr um Vermittlung zwischen den
kontroversen Positionen innerhalb seiner Zunft. Respektvoll betont er
die Wichtigkeit der Forschungen zum Schwänzeltanz und weiterer
Beobachtungen von Frischs zum Verhalten der Bienen, wie
beispielsweise deren auffällig lärmenden Brauseflug bei der
Umkreisung einer Futterstelle.

Nachdem die Honigbienen qua Schwänzeltanz in die ungefähre Richtung
einer Futterstelle auf die Reise geschickt werden, schließt sich
insbesondere bei größeren Entfernungen zum Stock eine Suchphase an,
bei dem die Sammelbienen mit Hilfe ihrer Nasanov-Drüse, eines Spalts
zwischen den beiden letzten Hinterleibsegmenten, markante Duftspuren
setzen, denen andere Bienen folgen können. In Phase 3 geht die Biene
zum zielgerichteten Anflug über, bei dem sie den Duft der Blüten
bereits "in der Nase" hat, und setzt zusätzlich ihre Nasanov-Drüse
als Duftverstärker ein. Wobei die drei Verständigungsarten -
Schwänzeltanz im Stock, Suchphase und Ziellandung - laut Tautz nicht
gleichwertig nebeneinander stehen und noch Fragen offen lassen:

"In diesem Buch soll gezeigt werden, dass NICHT alles geklärt ist,
 dass NICHT alles möglich ist und NICHT alle Bausteine gleichwertig
 sind, dass aber ALLE angesprochenen Bausteine von den Bienen
 eingesetzt werden, allerdings in enger funktioneller Verbindung
 zueinander und nicht als von den Bienen frei wählbare
 Alternativen." 
(S. 72)


Die drei Suchphasen laufen also nicht mechanisch auf immer gleiche
Weise hintereinander ab. Phase 1, der Schwänzeltanz, kann eine Biene
durchaus direkt ins Ziel führen, ebenso wie Sammelbienen nicht lange
suchen müssen, falls sie das Ziel beispielsweise bereits von früheren
Ausflügen her kennen; Phase 2 fällt dann weg. Auch kann es sein, dass
der Blütenduft bis zum Stock weht, so dass die Suchphase übersprungen
wird. Die drei Schritte stehen der Biene zur Verfügung und werden
auch in Anspruch genommen, aber nicht wie ein Uhrwerk auf immer
gleiche Weise.
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Bienenforscher Tautz mit seinem "Lieblingstier"
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Darüber hinaus haben weitere Forschungen zum Schwänzeltanz ein viel
komplexeres Bild dessen ergeben, was die Bienen dabei machen, als es
von Frisch auf seinem damaligen technologischen Stand nachweisen
konnte. Zwar hatte auch dieser schon vermutet, dass feine
Schwingungen eine wichtige Rolle bei der Tanzsprache spielen, aber
erst die hochempfindliche Messtechnik der Laser-Doppler-Vibrometrie
"gestattet ein berührungsloses Erfassen der unvorstellbar schwachen
Vibrationen, die eine Tänzerin auf der Wabe erzeugt" (S. 100). Die
Bienen berücksichtigen bereits beim Bau ihrer Waben, dass deren
Wülste die feinen Schwingungen optimal in jenem Frequenzbereich (230
- 270 Hertz) weiterleiten können, die von den Tänzerinnen erzeugt
werden:

"Die Honigbienen, die ihren Wabenbau bis ins letzte Detail
 kontrollieren können, legen ihr 'Telefonfestnetz' so an, dass sich
 ihre eigenen Kommunikationsfrequenzen am besten ausbreiten können.
 Materialeigenschaften, Architektureigenschaften und
 Bienenverhalten sind bestens aufeinander abgestimmt." 
(S. 101)


In der Bienenforschung stehen sich seit Jahrzehnten zwei Richtungen
gegenüber. Man spricht regelrecht von einem "Bienenkrieg", obschon es
doch die menschlichen Forscher sind, die sich nicht nur akademisch,
sondern verbal bis ins Persönliche hinein bekriegt haben. Auf der
einen Seite steht Karl von Frisch (1886 - 1982), der dem
Schwänzeltanz eine herausragende Bedeutung zugesprochen hat, auf der
anderen Adrian Wenner (1928 -), der dem Blütenduft die entscheidende
Funktion bei der Orientierung der Bienen zuschreibt. Tautz wirbt für
"einen neuen Blickwinkel" (S. 10) auf die Sprache der Bienen.
Offensichtlich will der Forscher die Schulen der beiden Kontrahenten
unter dem Dach einer differenzierteren, dreistufigen
Bienensprachentheorie vereinen. Tautz zieht das Fazit:

"Sowohl die Von-Frisch- als auch die Wenner-Schule hatten in ihren
 Auffassungen je in einem wesentlichen Punkt recht und in einem
 wesentlichen Punkt unrecht. Von Frisch lag richtig damit, dass der
 Tanz einen starken Einfluss darauf hat, wohin die Ausflüge von
 Nachtänzerinnen gerichtet sind, aber unrecht damit, dass der Tanz
 die Rekruten direkt zum Ziel schickt. Wenner hatte recht damit,
 dass allein Duftreize auch ohne Tanzrekruten zum Ziel bringen
 können, aber unrecht damit, dass der Tanz keinerlei
 Orientierungshilfe für die Rekruten bietet. So musste sich
 zwangsläufig eine der bekanntesten Kontroversen der
 Verhaltensbiologie ergeben, deren Auflösung in diesem Buch
 vorgestellt wird." 
(S. 225)


Als Laie gesprochen muss es allerdings schon verwundern, dass
irgendjemand annehmen könnte, dass die in enger Gemeinschaft lebenden
Bienen, die sogar als "Superorganismus" bezeichnet werden, nicht auch
außerhalb ihres Stocks auf die für sie zweckmäßige Art und Weise
miteinander kommunizieren. Naheliegenderweise dürfte es dabei darum
gehen, um was es beim Verhalten von stoffwechselabhängigen
Lebensformen meistens geht, nämlich ums Überleben, also um
Nahrungsbeschaffung und Sicherung des eigenen sozialen Umfelds. Und
nochmals laienhaft gesprochen mutet die Annahme wie eine grobe
Vereinfachung an, dass, nur weil die Beobachtung von Bienen im Stock
technisch einfacher ist als im freien Feld, eben dort keine
Kommunikation stattfindet. Hätte man nicht von jeher davon ausgehen
müssen, dass die Bienen vor ihrer Haustür eine ähnliche
Zielstrebigkeit und bieneninteressengerechte Rationalität an den Tag
legen wie im Innern ihrer Behausung?

Somit erscheint die Theorie des Bienenforschers Tautz
nachvollziehbar, dass eine Biene ihrem Volk über den Schwänzeltanz
die grobe Richtung eines attraktiven Futterplatzes vermittelt, dass
damit aber die Verständigung und Orientierung nicht abgeschlossen
ist, sondern zwei weitere Kommunikationsschritte zur Verfügung
stehen, um eine blütenprächtige Futterstelle zu finden.

Nach der Lektüre dieses faktenreichen Buchs kommt die Ahnung auf,
dass nicht nur mit dem Wissen über die Bienen ganze Bibliotheken
gefüllt werden können, sondern dass auch das gesammelte Nicht-Wissen
kein geringeres Ausmaß annehmen würde. Beispielsweise die
Kommunikation der Bienen mittels Pheromonen. Tautz schreibt dazu:

"Es gehört zu den erstaunlichen Tatsachen in der Erforschung der
 Kommunikation der Honigbienen, dass keine einzige (!)
 physiologische Arbeit zur Empfindlichkeit der Arbeitsbienen
 gegenüber dem Pheromon der für die Kommunikation extrem wichtigen
 Nasanov-Drüse vorliegt." 
(S. 201)


Auf die offenen Fragen zu verweisen, zählt zu den weiteren Stärken
dieses Buchs. Wohingegen man einen kritischen Blick auf die Art und
Weise, wie in der Biologie Forschung betrieben wird, nicht erwarten
darf. Bei aller Zuneigung der Forschenden zur Biene - wie in der
Verhaltensforschung üblich werden auch dort die Tiere zum Objekt
gemacht. Unter dem nach Wissen strebenden Zugriff des Menschen
geraten sie zum Forschungs"gegenstand". Beispielsweise wurden den
Bienen in einer Reihe von Versuchen die drei Punktaugen (Ocellen),
die auf der Stirn zwischen den beiden großen Facettenaugen sitzen,
verklebt, weil man herausfinden wollte, wie sich die Bienen bei
Ausschaltung dieses Teils ihres komplexen Sehsinns orientieren. (S.
82)

Für das Erforschen von Tieren werden also Tiere verstümmelt und
verbraucht. Hier einen ganz anderen Ansatz zu verfolgen, setzt wohl
ein gänzlich anderes Verständnis von Forschung voraus. Die
Wissenschaft, die solche Ein- und Übergriffe nicht nötig hat, muss
wohl erst noch erfunden werden - ebenso wie die Gesellschaft, die auf
Erkenntnisse aus der gängigen Art der Forschung zu verzichten bereit
ist.


16. August 2021
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AKTION/571: Anti-Atomwaffen-Kampagne ruft auf zu Menschenkette am Fliegerhorst Büchel (Kampagne "Büchel ist überall")

Pressemitteilung der Kampagne Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt vom
20.08.2021

Anti-Atomwaffen-Kampagne ruft auf zu Menschenkette am Fliegerhorst
Büchel



Die Kampagne "Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt" ruft auf zu einer
Menschenkette gegen Atomwaffen am 5. September am Fliegerhorst Büchel in
der Eifel. Mit der Menschenkette am letzten Stationierungsort von 
US-Atomwaffen in Deutschland bringt die Kampagne das Thema Atomwaffen und
nukleare Abrüstung in den Wahlkampf ein. Die Debatte der letzten Jahre um
die Fortführung der nuklearen Teilhabe und das Inkrafttreten des
Atomwaffenverbotsvertrags (AVV) bestärkt die atomwaffenfrei-Kampagne darin,
den Druck auf die Parteien gerade jetzt im Vorfeld der Bundestagswahl zu
erhöhen.

"Mit der Menschenkette wollen wir Druck machen, damit Deutschland endlich
dem UN-Atomwaffenverbotsvertrag beitritt und die Atombomben aus Büchel
abgezogen werden. Große Teile der Bevölkerung teilen diese Forderungen,
aber in den Wahlprogrammen der Parteien finden sich diese kaum wieder",
erklärt Marvin Mendyka, Sprecher der Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt". "Lippenbekenntnisse zum Ziel einer Welt ohne
Atomwaffen gibt es in den Wahlprogrammen der Parteien zu Genüge. Jetzt
braucht es konkrete Schritte, wie den Beitritt zum Atomwaffenverbot und den
Abzug der Bomben aus Büchel. Dafür gehen wir am 5. September auf die
Straße", so Mendyka weiter.

Erst kürzlich veröffentlichte die Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt" Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl. Die Forderungen
nach dem Beitritt zum AVV und dem Abzug der Atomwaffen aus Büchel sowie ein
klares Nein zur Anschaffung eines neuen Trägersystems für diese
Massenvernichtungswaffen finden sich lediglich im Wahlprogramm der Linken
wieder. Sowohl SPD als auch Grüne äußern sich dazu ausweichend oder vage,
auch wenn es bei beiden positive Ansatzpunkte gibt. Die Unionsparteien und
die FDP ignorieren den Wunsch der Bevölkerung nach einem entschiedeneren
Einsatz für nukleare Abrüstung vollkommen.

Die Aufstellung der Menschenkette am 5. September in Büchel beginnt um 12
Uhr. Die Menschenkette startet am Ortskern von Büchel und geht nördlich
entlang des Fliegerhorsts bis zum Haupttor. Der Streckenverlauf ist ca. 3,5
km lang. Gegen 13 Uhr soll die Kette für ca. 15 Minuten geschlossen werden.
Zur Einhaltung der Abstände während der Menschenkette wird es
Menschenkettenbänder geben. Ab ca. 14.30 Uhr wird es Redebeiträge und Musik
auf dem Kundgebungsplatz direkt neben dem Haupttor des Fliegerhorsts Büchel
geben. Gegen 16 Uhr wird die Aktion enden.

Mit der Menschenkette will die Kampagne die zentrale Aktion der
Friedensbewegung im Vorfeld der Bundestagswahl auf die Beine stellen und
rechnet mit vielen Teilnehmenden. Aus verschiedenen Städten Deutschlands
wird es dazu Busanreisen geben.


Weiterführende Informationen:

Die Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl der Kampagne "Büchel ist überall!
atomwaffenfrei.jetzt" sind zu finden unter:

https://www.atomwaffenfrei.de/home/artikel/e5b538839afbcaebe6519642272ed6ca/deine-wahl-atomwaffenfrei.html

Ohne Rüstung Leben stellte Aussagen der Parteien zu Friedenspolitik,
Rüstungsexporten und Atomwaffen zusammen:

https://www.ohne-ruestung-leben.de/nachrichten/article/bundestagswahl-2021-wahlprogramme-abruestung-ruestungsexport-friedenspolitik-atomwaffen-431.html

Häufig gestellte Fragen zur Menschenkette werden beantwortet unter:

https://www.friedenskooperative.de/menschenkette-buechel-faq

 * 

Quelle:

Büchel ist überall! atomwaffenfrei.jetzt

c/o Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: info@atomwaffenfrei.de

Internet: www.atomwaffenfrei.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 
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NACHRUF/026: Zum Abschied von Esther Bejarano, 15.12.1924 - 10.07.2021 (Rolf Becker)

18. Juli 2021 

Zum Abschied von Esther

von Rolf Becker, Juli 2021



"...siehe, wir haben herausgefunden, dass diese Erde groß genug ist;
 dass sie jedem hinlänglichen Raum bietet, die Hütte seines Glücks darauf
 zu bauen; dass diese Erde uns alle anständig ernähren kann, wenn wir
 alle arbeiten und nicht einer auf Kosten des anderen leben will;
 und dass wir nicht nötig haben, die größere und ärmere Klasse an den
 Himmel zu verweisen."

 (Heinrich Heine, aus: Die romantische Schule, 1833/1836) 



Liebe Edna, lieber Joram, liebe Familie,

liebe Freundinnen und Freunde vom Auschwitz-Komitee und von der VVN-BdA,


liebe mit uns Abschiednehmende -

mit den zitierten Worten von Heinrich Heine eröffnete Esther vor wenigen
Wochen, am 3. Mai, ihr Erinnern an das Ende des 2. Weltkriegs, an ihre
Befreiung nach den Leidensjahren in Auschwitz und Ravensbrück, zugleich an
unser aller Befreiung von der faschistischen Herrschaft in Deutschland
zwischen 1933 bis 1945, den dunkelsten Jahren nicht nur deutscher, sondern
bisheriger Menschheitsgeschichte.

Abschied von Esther, Eurer Mutter, Groß- und Urgroßmutter, liebevolle, aus
Leid geborene Stimme für Euch, für uns alle. Von Wort zu Wort ihr Ja zum
Leben: aufgeschlossen trotz allem und für alles - suchend und fragend,
wachsam besorgt, prüfend und zweifelnd. Zornig über zunehmendes Unrecht,
Verschweigen, Verfälschen und Lügen, über die nicht gezogenen Konsequenzen
aus so viel Geschichte. Warnend, dass die Todesgleise von Auschwitz nicht
enden, wenn wir untätig bleiben.

Auch wenn sie nicht sprach, nicht sprechen wollte oder nicht sprechen
konnte, im Grenzbereich des Nichtsagbaren, Unaussprechlichen - wie vor acht
Jahren auf dem jüdischen Friedhof in der Großen Hamburger Straße Berlins,
der für sie und mehr als 55 000 jüdische Mitbürger zum Sammelplatz wurde
vor dem Abmarsch zum Anhalter Bahnhof und weiter, eingepfercht auf
Güterwagen nach Auschwitz. Es brauchte lange, bis sie Christa Spannbauer
auf Fragen für deren und Thomas Gonschiors Film "Mut zum Leben"
wieder antworten konnte. Zuvor immer wieder ein Blick auf die angrenzende
Schule, in der noch das Klavier ihres ermordeten Onkels steht - der Zugang
zu dem vertrauten Instrument war ihr nicht ermöglicht worden.

Esthers Augen, der offene Blick ihrer liebevoll wachsamen Augen -
Perspektive, leidvoll gewonnen, widerständig und in Zuversicht
weitergegeben, wie mit ihren Liedern, ihrer wunderbaren Stimme: "Mir
lebn ejbig - Wir leben trotzdem". 

Es war Esthers Wunsch, dass ich zum Abschied von ihr spreche - einem
Abschied, der wie bei allen Menschen, die wir lieben, nicht enden wird.
"Liebe - Tod des Todes" (Claus Bremer). Abschied nach mehr als
dreißig Jahren einer Freundschaft, die zur Wahlverwandtschaft wurde. Aus
Esthers Brief vom 18. April 2015: "... ich wollte immer einen
beschützenden Bruder haben, und so habe ich mir Dich ausgesucht. Wie viele
gemeinsame Kämpfe gab es, wie viele gemeinsame Veranstaltungen. Gemeinsam
streiten, gemeinsam wirken für Gerechtigkeit, gegen jedwede Ausgrenzung von
Menschen, gegen die schlimme Asylpolitik in Deutschland und Europa, gegen
Ausländerhass, für Völkerfreiheit, für Völkerverständigung." 

Im Herbst 1989 lernten meine Familie und ich Esther in Ramelsloh/Seevetal
kennen, bei Günther Schwarberg, der in jahrelanger Arbeit den Spuren der
ermordeten Kinder vom Bullenhuser Damm nachgegangen war und mit seiner Frau
Barbara Hüsing die heutige Gedenkstätte durchgesetzt und betreut hatte.
Esther, singend und sich auf ihrem Akkordeon begleitend: "Sag nie, du
gehst den letzten Weg".

Von Esther an mich wie uns alle gerichtet, ihr wie testamentarisch
Verfügtes: "Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht. Seid
solidarisch! Helft einander! Achtet auf die Schwächsten! Bleibt mutig. Ich
vertraue auf die Jugend, ich vertraue auf euch! Nie wieder Faschismus - nie
wieder Krieg!"

Geschwisterlichkeit im weitesten Sinn - Mitmenschlichkeit leben und
einfordern, gegen die Überzahl der Widersacher, ohne Rücksicht auf sich.
"Weiche nicht", Jesaja, 4.10, ob in Babylonischer Gefangenschaft,
wie vor 2500 Jahren, oder vor heute drohenden Gefahren faschistischer
Anläufe, weiterer Kriege und damit verbundenem Schrecken, Elend,
Verzweiflung und Tod. Nicht zurückweichen - Esther hat es vorgelebt,
unnachgiebig, trotz Wasserwerfern, Stiefeltritten und Denunziation.

"Sagen was ist" - Auftritte, um Nachkommende aufzuklären über
angeblich Vergangenes und zum Handeln zu ermutigen. Auftritte über
Auftritte, um darauf hinzuweisen, dass sich bei zunehmendem
gesellschaftlichem Druck erneut Unsagbares ereignen kann, auch ohne dass
Rauch aus Verbrennungsöfen aufsteigt.

"Sagen was ist", im Sinn von Rosa Luxemburg als "revolutionärste
Tat", forderte Esther auch ein, wenn es, ganz gleich aus welchem
Anlass, um ihre Person ging. "Nichts verfälschen, nichts beschönigen,
nichts unterschlagen" - das galt für sie auch, als in einer ersten
Ausgabe einer Biografie über sie ihre auf Band gesprochenen Berichte
verfälscht worden waren: tief verletzt erarbeitete sie mit Antonella Romeo
in monatelanger Arbeit eine neue Fassung ihrer "Erinnerungen",
erschienen 2013 im Laika-Verlag.

"Sagen was ist" - in diesem Sinn auch mein Versuch mich in dieser
Stunde dem anzunähern, wer Esther und was Esther für uns war. So wenig wir
sie auf ihr politisches Anliegen reduzieren wollen, so wenig halten wir es
für angebracht, ihr umfassendes Engagement für alle Bereiche unseres
gesellschaftlichen Lebens zu verleugnen.

Am 11. April 1988 war Esther zusammen mit Hanne Hiob, der Tochter von
Bertolt Brecht, im KZ unter der Hochstraße innerhalb des Stahlwerks
Salzgitter aufgetreten - Gewerkschaftskollegen hatten mir spontan danach
geschrieben, auch über das, was Esther ihnen über sich und die Geschichte
ihrer Familie erzählt hatte.

Der Besuch des KZs im Stahlwerk sei für sie ein Anlass gewesen, öffentlich
zu hinterfragen, wie es 1933 zur kampflosen Niederlage der Arbeiterbewegung
in Deutschland kommen konnte, die dem Faschismus die Machtübernahme
ermöglichte - Anlass zugleich für sie, ins Heute zu fragen, wie wir
angesichts der europaweit fortscheitenden Rechtsentwicklung die
Widersprüche untereinander, die Konfusion und Differenzen zwischen und
innerhalb gesellschaftskritischer Gruppierungen und Parteien überwinden.
Anlass nicht zuletzt, wieder und wieder zu fordern, Geschichte
differenziert zu betrachten, aus Fehlern und Fehleinschätzungen zu lernen,
um eine erneute Barbarei wie in Auschwitz und den anderen
Vernichtungslagern - in welcher Form und gegen wen auch immer gerichtet -
auszuschließen.

"Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht" - aus einem Brief von
Esther vom 8. November 2003 zum zweiten Bettlermarsch in Hamburg: "Diese
Menschen sind obdachlos geworden, weil sie im Kapitalismus dem
Konkurrenzkampf nicht standhalten konnten, weil sie arbeitslos wurden und
dann mangels Geld ihre Wohnung gekündigt bekamen und so immer tiefer in den
Abgrund gesunken sind. Es ist das System, das unmenschlich, ja
menschenverachtend ist. Der Trend geht nach rechts. Wenn dieser Rechtsruck
nicht verhindert wird, kann wieder Faschismus mit all seinen schrecklichen
Folgen entstehen." 

"Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht" - Esthers Forderung
gegen die unmenschlichen Rückführungsaktionen der Roma nach Serbien und ins
Kosovo aufzutreten: "Sie sind wie wir in Auschwitz und anderen Lagern
als 'unwertes Leben' vernichtet worden. Und heute abschieben?"

"Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht" - zur Flüchtlingsfrage,
als der Hamburger Senat die Aufnahme der Lampedusa-Flüchtlingsgruppe
verweigerte: "Wir können doch nicht heute noch immer Menschen wie Tiere
behandeln." Und zur Begründung der Ablehnung dieser, gemessen an
heutigen Flüchtlingszahlen kleinen Gruppe durch die Hansestadt: "Der
Senat muss nur wollen." Dazu am 21. Mai 2020, anlässlich der
beginnenden Corona-Krise, in einem offenen Brief: "Hier, im
wohlhabenden, geordneten Stadtstaat Hamburg, werden Probleme drastisch
deutlich: es fehlt an sicheren Schlafplätzen für Bedürftige, an ärztlicher
Versorgung für Geflüchtete ohne Obdach. Wir fordern: Medizinische
Versorgung für alle - für jeden Menschen, ob mit oder ohne Papiere, ohne
Ansehen der Person oder des Versichertenstatus. Leerstehende Hotels öffnen!
In den Lagern für Geflüchtete an den europäischen Außengrenzen herrschen
unmenschliche Zustände. Gerade für die Schwächsten dort und für die Kinder
muss dringend gesorgt werden - sofort!"

Esther, am 19. November 2017, erinnernd an die Pogrome von 1992, in einem
Brief an die Familien Arslan und Yilmaz in Mölln: "Nazismus und
Rassismus wurden in diesem Land auch nach 1945 weder politisch noch
gesellschaftlich so konsequent bekämpft, wie er hätte bekämpft werden
müssen und können. Er konnte sich auch weiterhin in staatlichen Strukturen
festhalten, vor allem im Verfassungsschutz und der Justiz, und ja, sogar
noch mehr, er konnte sich wieder ausbreiten. 

Um es klar auszusprechen, ohne das Wegschauen und das Decken nach 1945
hätte es das Oktoberfestattentat, Rostock-Lichtenhagen, Hoyerswerda,
Solingen und Mölln und den NSU so nicht geben können. Es hätten aus den
Erfahrungen und Ereignissen des Nationalsozialismus die richtigen
Konsequenzen gegen den Hass gezogen werden müssen. Es gab jedoch eine
Toleranz gegen Täterinnen und Täter, und Nazis wurden und werden in diesem
Land direkt und indirekt, durch politische Kampagnen und das Schweigen und
Wegschauen ermutigt, weiter Hass und Leid zu verbreiten. Das ist der rote
Faden von damals zu heute." 

"Der rote Faden" - vergebliches Hoffen, dass er in absehbarer Zeit
abreißt - dazu Esther in ihrer vorletzten Rede am 3. Mai dieses Jahres auf
dem Gänsemarkt, die sie mit dem Heine-Zitat eingeleitet hatte: "Heute
vor 76 Jahren bin ich in dem kleinen mecklenburgischen Städtchen Lübz
befreit worden, befreit von den amerikanischen und den sowjetischen
Truppen. 

Ihr kennt meine Geschichte: Auf dem Marktplatz haben die Soldaten ein
Hitlerbild verbrannt, alle haben gefeiert, lagen sich in den Armen - und
ich habe dazu Akkordeon gespielt. Mein größter Wunsch für den heutigen Tag
war, noch einmal zu erleben, wie Amerikaner und Russen sich wie damals in
Lübz umarmen und küssen und gemeinsam das Ende des Krieges feiern! Den
FRIEDEN feiern! Jetzt muss ich bis zum nächsten Jahr darauf warten." 

Sätze, die zur Hinterlassenschaft geworden sind wie so vieles, was sie uns
vorgelebt hat, unausgesprochener Auftrag, uns jeglichen
Kriegsvorbereitungen, jedem Ansatz faschistischer Entwicklung zu
widersetzen, "nie mehr zu schweigen, wenn Unrecht geschieht."

"Nie mehr schweigen, wenn Unrecht geschieht" - diese Aufforderung
bezog Esther auch auf die Unterdrückung, Vertreibung und Ausgrenzung der
Palästinenser. Seit dem Tod ihres Schwagers Hans Lebrecht hatte sie kaum
noch verlässliche Nachrichten über die politische Entwicklung in Israel und
Palästina erhalten. Umso mehr freute sie sich, als sie vor fünf Jahren
Moshe Zuckermann auch persönlich kennenlernte. Anlass waren gemeinsame
Veranstaltungen in Berlin und Hamburg: "'Losgelöst von allen
Wurzeln ...' Eine Wanderung zwischen den jüdischen Welten", auf denen
sie sich über ihre Geschichte und die ihrer Familien austauschten und
übereinstimmend Stellung nahmen zu Ideologie und Wirklichkeit im
Israel-Palästina-Konflikt. Aus dem Begleittext der DVD, auf der ihre
Gespräche dokumentiert sind: "Esther Bejarano und Moshe Zuckermann, Sohn
von Auschwitz Überlebenden, Historiker und Kunsttheoretiker aus Tel Aviv,
vertreten zwei Generationen jüdischer Linker, reflektierten ihre
Erfahrungen mit der Welt der jüdischen Diaspora und dem modernen jüdischen
Staat, der seit nunmehr 50 Jahren ein brutales Besatzungsregime unterhält.
Sie sprachen über ihre Sicht auf das Land der Mörder von Millionen Juden,
wo Neofaschisten bis heute weitgehend ungehindert agieren können - und in
dem eine mehr als fragwürdige 'Israel-Solidarität' praktiziert wird, die
sich immer aggressiver gegen kritische Juden richtet." 

Im Folgejahr, am 10. Juni 2017, sahen Esther und ich uns zu folgendem Brief
an Moshe und die Teilnehmenden der Konferenz "50 Jahre israelische
Besatzung", die von Jutta Ditfurth und Antideutschen diffamiert und
gegen die mit dem Transparent "'Palästina' Halt's Maul!"
demonstriert wurde, veranlasst (Palästina auf dem Transparent in
Anführungszeichen!):

"Lieber Moshe, 'Zur Zeit der Verleumder' überschrieb Erich Fried vor
einem halben Jahrhundert ein Gedicht - nicht ahnend, dass zu den
Verleumdern heute Leute gehören könnten, die nicht in der Lage zu sein
scheinen, zwischen der Kritik an der israelischen Regierung und der
Verteidigung von menschlichen Rechten auf Leben zu unterscheiden, sich
darüber hinaus anmaßen, als Deutsche darüber zu entscheiden, wer als Jude
zu akzeptieren ist. Dich, lieber Moshe, zitierend: 'Wer meint, den
Antisemitismus bekämpfen zu sollen, vermeide es vor allem, Israel, Judentum
und Zionismus, mithin Antisemitismus, Antizionismus und Israel-Kritik
wahllos in seinen deutschen Eintopf zu werfen, um es, je nach Lage,
opportunistisch zu verkochen und demagogisch einzusetzen.' Dir, den mit Dir
Referierenden und mit Euch Diskutierenden solidarische Grüße!" 

Moshe Zuckermann hat mich gestern gebeten, Euch seinen Abschiedsgruß
weiterzureichen: "Ich habe Esther geliebt. War zutiefst berührt von
ihrer unerschütterlichen Lebensbejahung, bewunderte die große Leidenschaft
ihrer schöpferischen Energie. Aber sie war mir auch Symbol - die
Verkörperung der Möglichkeit, persönliches Lebensleid in freiheitliche
Hingabe zu übersetzen, tiefe Humanität in politische Praxis
umzusetzen."

"Nichts verfälschen, nichts beschönigen, nichts unterschlagen" -
Esther war Kommunistin wie Nissim, ihr Mann, neben den wir ihre sterbliche
Hülle gleich betten werden, beide Kommunisten nicht als Parteigänger,
sondern im Sinn von Heinrich Heine: "Sie ist schon seit langem
gerichtet, verurteilt, diese alte Gesellschaft. Möge die Gerechtigkeit
ihren Lauf nehmen! Möge sie zerbrochen werden, diese alte Welt, wo die
Unschuld zugrunde ging, wo die Selbstsucht gedieh, wo der Mensch vom
Menschen ausgebeutet wurde!" 

Viel bleibt nachzutragen, wir werden uns im Hinblick auf die vor uns
liegenden Aufgaben darüber austauschen.

Trauer über den Tod meiner großen Schwester - zugleich tief empfundene
Dankbarkeit für alles, was sie mir und uns war und bleibt.
"Presente" - wie es auf Cuba heißt, wo sie 2017 auf ihrer letzten
großen Reise Solidaritätskonzerte gegen den seit 60 Jahren dauernden
Boykott des Landes durch die USA gab: "Presente" - Esther, Du bist
und bleibst anwesend, bleibst bei uns.

In Liebe - Dein kleiner Bruder


(Dieses Manuskript weicht an wenigen Stellen vom gesprochenen Wort 
auf der Trauerfeier geringfügig ab).

 * 

Quelle:
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Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





FRAGEN/015: Engere Zusammenarbeit zwischen Klimaaktivistin:innen im Norden und Süden ist nötig (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin, 25. Juli 2021

Engere Zusammenarbeit zwischen Klimaaktivistin:innen im Norden und Süden
ist nötig

Interview mit Alassane Dicko von Dorette Führer für die Trossenstek-Ausgabe
1/Juli 2021
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Versammlung der bäuerlichen Basisgewerkschaft COPON in Kourouma (Mali),
dem Hauptsitz dieser Gewerkschaft

Foto: 2015 by David Brown, © by Netzwerk Afrique-Europe-Interact



Alassane Dicko lebt in der malischen Hauptstadt Bamako und ist in dem
transnationalen Netzwerk Afrique-Europe-Interact aktiv. In dem Gespräch
berichtet er darüber, welche Rolle der Klimawandel in der Arbeit von
Afrique-Europe-Interact spielt. Zudem geht es darum, wie Gruppen aus dem
Norden und dem Süden im Bereich Klimawandel enger zusammenarbeiten könnten.
Die Fragen hat Dorette Führer gestellt. Sie lebt in Bremen und ist
ebenfalls bei Afrique-Europe-Interact aktiv.

Unter Klima- und Antira-Aktivist*innen in Europa zirkuliert der Slogan
"Die Klimakrise ist rassistisch". Was denkst Du dazu?

Alassane Dicko: Ja, es stimmt, der Umgang seitens der internationalen
Politik ist rassistisch. Denn obwohl die Auswirkungen der Klimakrise vor
allem im Globalen Süden zu spüren sind, wird in den politischen
Entscheidungen die Situation der betroffenen Menschen kaum berücksichtigt.
Das hat auch damit zu tun, dass die meisten Entscheidungen im Norden
gefällt werden. Entsprechend geht es häufig nur um Anpassungen und
Verbesserungen in den reichen Ländern. Gleichzeitig werden jene Menschen,
die wegen der Klimakrise ihre Heimatregion verlassen müssen, zu
Geflüchteten ohne internationale Anerkennung. Schlimmer noch: Aufgrund des
europäischen Migrationsregimes wird es immer schwieriger, Grenzen zu
überschreiten. Und damit meine ich primär Grenzen innerhalb Afrikas, nicht
zwischen Afrika und Europa. Denn nur die wenigsten Klimageflüchteten
verlassen den Kontinent, die meisten migrieren nahräumlich oder in ihre
jeweiligen Nachbarländer.

Findest Du also, dass wir für die Anerkennung des Titels
"Klimageflüchteter" eintreten sollten?

Alassane Dicko: Ja, es sollte weltweit und von allen Seiten - auch von uns -
 daran gearbeitet werden, das Recht auf Klimaflucht als UN-Konvention
durchzusetzen und somit einen internationalen Schutz für die Betroffenen
herzustellen, jedenfalls für die, die Grenzen überschreiten. Genauso wie es
das Recht auf Flucht nach der Genfer Flüchtlingskonvention oder die Rechte
für Wanderarbeiter:innen gibt. Denn die UN und vor allem die westlichen
Länder lehnen den Begriff ab, weil damit eine Tür aufginge und viele
Migrant:inn:en plötzlich Schutz erhalten müssten. Es entstünde auch die
Pflicht, Länder zu identifizieren, die im Klimanotstand sind, was aber bis
jetzt trotz der bekannten Beispiele nicht geschehen ist!
Und klar, mit einer solchen Anerkennung auf UN-Ebene wäre noch nicht alles
getan. Denn auch die seit langem international anerkannten Konventionen
werden von den reichen Ländern des globalen Nordens immer wieder
ausgebremst, indem sie nicht ratifiziert und somit auch nicht in nationales
Recht umgesetzt werden - wie zum Beispiel die Wanderarbeiterkonvention.
Trotzdem würde mit diesem Recht auf Klimaflucht eine neue, international
geteilte Basis entstehen, sodass die Probleme der Betroffenen ungleich
ernster genommen werden müssten.

Aber hast Du nicht die Sorge, dass damit die anderen Gründe, weshalb
Menschen fliehen oder migrieren, abgewertet werden?

Alassane Dicko: Im Gegenteil, mit dem Recht auf Klimaflucht können wir als
Aktivist:innen schlagkräftiger im öffentlichen Diskurs auftreten, um die
bestehende rassistische Ignoranz zu durchbrechen. Auch die anderen Probleme
könnten thematisiert werden, die direkt damit zusammenhängen: Armut,
schlechte Regierungsführung, fehlender Zugang zu Land, das Recht auf Leben -
 all das würde stärker sichtbar werden. Denn der Klimageflüchtete wäre
nicht mehr der junge Mann aus der Sahara mit einem Rucksack. Vielmehr würde
es dann auch darum gehen, woher er kommt, und vor allem warum. Es hätte
einen Mehrwert, wenn wir das im Paket diskursivieren würden.

Du hast schon öfter die Dürre im Sahel in den 1970er und 1980er Jahren
erwähnt, von der heute bekannt ist, dass sie eine der ersten Folgen der
Klimakrise war. Damals hast du in der Region Mopti im Zentrum Malis gelebt.
Welche Erinnerungen hast du?

Alassane Dicko: Die Situation war sehr hart, die meisten Tiere starben und
Millionen Heuschrecken fraßen die wenige Hirse, die die Familien anbauten.
Internationale NGOs gaben viel Geld aus, aber das Ergebnis war null. Ich
war ein Teenager und sah zu, wie die Flugzeuge die Kisten mit Weizen
abwarfen - wir bezeichneten sie in unserer Sprache als "Alkama", etwas das
unbekannt ist. Und das war es in der Tat: ein unbekanntes unbrauchbares
Nahrungsmittel. Denn normalerweise aßen die Menschen im Zentrum Malis Hirse
oder Mais, was mit Steinen kleingemahlen wurde. Aber der Weizen ist 10 Mal
härter, und es gab eben keine Mörser, wie im Süden des Landes! Die Frauen
waren sehr schwach, zudem brauchte es viel Brennholz für die Zubereitung
von Weizen, doch auch das gab es kaum. Nichts ging, letztendlich wurde der
Weizen stehengelassen.

Sie haben die Leute also nicht wirklich gefragt, was sie wollen?

Alassane Dicko: Genau, es ist, als würde man jemandem Rindfleisch geben,
der normalerweise nichts anderes als Spaghetti isst. Es gab dann viele
Tote. Von den jungen Tuareg, die ungefähr ein Drittel der Bevölkerung im
spärlich besiedelten Norden ausmachen, gingen viele nach Libyen, um als
Söldner bei Gaddafi anzuheuern. Die gleichen Tuareg kamen nach dem Sturz
von Gaddafi 2011 zurück und begannen Anfang 2012 im Norden Malis einen
Aufstand. Insofern sind die heutigen Konflikte im Norden Malis auch eine
indirekte Folge der Klimakrise in den 1970er und 1980er Jahren und der
unangemessenen internationalen Hilfe.

Lass uns über unser gemeinsames Netzwerk Afrique-Europe-Interact
sprechen: Was hat unsere Arbeit mit der Klimakrise zu tun?

Alassane Dicko: Es gibt ganz verschiedene Verbindungen, vor allem dort, wo
es um Landwirtschaft und Fischerei geht. Zum Beispiel ist in unserem
Netzwerk der "Verein der Fischer aus Timbuktu" aktiv. Der Verein ist seit
2010 in Bamako angesiedelt. Die Fischer:innen sind Klimageflüchtete, ihre
Erträge wurden wegen des sinkenden Flusswasserspiegels immer kleiner, sie
mussten deshalb vom Norden in den Süden wandern. Als Netzwerk haben wir sie
beim Aufbau einer kleinen Fischzucht unterstützt, was ihre Position als
Migrant:innen in Bamako enorm gestärkt hat. Letztlich sollte es immer darum
gehen, die Bedürfnisse der Betroffenen ins Zentrum zu rücken, damit ihre
Lebensweise nicht noch weiter destabilisiert wird.




[image: Foto: 2015 by David Brown, © by Netzwerk Afrique-Europe-Interact]

Der grüne Bus wird von der bäuerlichen Basisgewerkschaft COPON im
Bewässerungsgebiet des Office du Niger (O.N.) im westlichen Sahel in
Mali genutzt, um in die Dörfer zu fahren und vor Ort neue Mitglieder zu
mobilisieren.

Foto: 2015 by David Brown, © by Netzwerk Afrique-Europe-Interact



Afrique-Europe-Interact arbeitet seit 2014 mit der Bauerngewerkschaft
COPON zusammen, wo liegen hier die Verbindungen zur Klimakrise?

Alassane Dicko: Die COPON ist im Bewässerungsgebiet des "Office du Niger"
aktiv, der Name kommt daher, dass das Office du Niger vom Niger-Strom
gespeist wird. Und gerade in Zeiten des Klimawandels ist Bewässerung
unverzichtbarer denn je. Entsprechend geht es bei einem der Hauptkämpfe der
COPON um Wasser. Ausgangspunkt ist eine jährliche Gebühr, die der Staat
erhebt, um die Instandhaltung des Kanalsystems zu finanzieren. Die Gebühr
ist jedoch für die meisten bäuerlichen Haushalte zu hoch. Dennoch wird ihr
Land konfisziert, wenn sie nicht fristgerecht zahlen. Zumindest war das in
der Vergangenheit so. Mittlerweile haben sich die Bedingungen gelockert, so
dass es nicht mehr zur Konfiszierung von Land kommt. Und das ist das
Verdienst der COPON, die mit Unterstützung von Afrique-Europe-Interact eine
jahrelange Kampagne gegen die Wassergebühren und den damit
zusammenhängenden Landraub gemacht hat. Hierzu haben auch
Solidaritätsproteste in Deutschland gehört - sowohl vor der malischen
Botschaft als auch vorm Entwicklungsministerium. Gleichzeitig müssen wir
wachsam bleiben. Denn ausgerechnet in diesem Jahr macht der Staat wieder
mehr Druck, obwohl die Haushalte durch die verschiedenen Krisen extrem
geschwächt sind.

In den Jahren 2019 und 2020 ist es im Office du Niger durch
klimawandelbedingten Starkregen zu Überschwemmungen gekommen - die
Situation wurde zudem durch schlecht gewartete Kanäle verschlimmert. Aber
die Betroffenen haben kaum Unterstützung erhalten, auch nicht durch die
internationale Gemeinschaft. Sollten wir nicht den Schutz der Bauern und
Bäuerinnen im Rahmen von Klimareparationen einfordern?

Alassane Dicko: Ja, das wäre gut, wir sollten auch die Einrichtung von
umfassenderen Notfall-Fonds fordern, zusammen mit unserem Kampf für die
Anerkennung des Rechts auf Klimaflucht.

Welche Fonds meinst du genau?

Alassane Dicko: Es gibt diverse Fonds sowohl im Rahmen von
Anpassungsgeldern aus dem UN-Klimaprozess [1] als auch in anderen
Programmen. Selbst der im November 2015 aufgelegte EU-Nothilfe-Fonds [2]
zur Bekämpfung von Fluchtursachen hat Anpassungs-Programme bezüglich der
Klimakrise. Aber das Geld reicht nicht, zumal es immer wieder zu massiver
Veruntreuung durch staatliche und zivilgesellschaftliche Akteure kommt.
Außerdem fließen 40 Prozent der Gelder in die Finanzierung von
Migrationskontrolle. Es muss also mehr Geld international zur Verfügung
gestellt werden und das sollte sich zu 100 Prozent auf die besonders
vulnerablen Bevölkerungsgruppen und ihre spezifischen Bedürfnisse
konzentrieren und nicht auf das Interesse der EU, Migration aus
afrikanischen Ländern zu kontrollieren.

Und wie könnte eine verstärkte Zusammenarbeit von
Afrique-Europe-Interact mit der Klimabewegung im Norden aussehen?

Alassane Dicko: Es ist wie gesagt ein offenes Geheimnis, dass der
politische Kampf im Westen oft nur für die westliche Welt geführt wird. Im
Grunde ist es gut, was getan wird, aber es hat keinen Einfluss auf unsere
alltägliche Realität im Süden des Globus. Zum Beispiel sind die Erhöhung
der Temperaturen und die Veränderung der Niederschläge im Sahel überwiegend
auf die Klimakrise zurückzuführen. Wir wollen etwas dagegen tun, aber die
EU redet hauptsächlich von den dschihadistischen Gruppen im Sahel und
militärischen Interventionen. Und das, obwohl die EU aus ihren eigenen
Forschungen weiß, dass sich die Terroristen vor allem deshalb im Sahel
festsetzen können, weil sie den Hunger und den Mangel der Leute dort
ausnutzen. Das ist eigentlich völlig klar!

Aber nochmal: Was heißt das für die Zusammenarbeit mit
Klimaaktivist:innen im Norden? Wir reden ja bei Afrique-Europe-Interact
schon lange über die Schaffung von Klimagerechtigkeit von unten.

Alassane Dicko: Eine engere Zusammenarbeit in Klimafragen wäre sehr
wichtig, aber die Klimaaktivist:innen müssten wirklich bereit sein, sich
unsere Themen anzueignen. Denn die meiste Zeit wollen die
Zivilgesellschaften des globalen Nordens, dass die Zivilgesellschaften im
Süden sich ihrer Themen annehmen, aber nicht umgekehrt. Wir denken derzeit
darüber nach, Initiativen anzustoßen, bei denen sich einzelne Dörfer oder
Gruppen in Mali - aber auch in anderen Regionen, wo Afrique-Europe-Interact
aktiv ist - jeweils mit Klima-Gruppen aus dem globalen Norden in
verbindlichen Kooperationen zusammenfinden. Es geht darum, die Kämpfe der
Gruppen auf der afrikanischen Seite direkt und solidarisch zu begleiten.
Zum Beispiel die Dörfer Sanamadougou und Sahou, die gegen Landraub kämpfen
oder die COPON. Dafür braucht es eine gute gemeinsame Struktur durch
regelmäßige Treffen und Gruppen per Internet und auch gegenseitige Besuche,
soweit es umsetzbar ist, um ein Kennenlernen zu ermöglichen. Denn eine
vertrauensvolle und verbindliche Kommunikation ist ein Schlüssel-Instrument
in diesem Prozess. Dabei können wir auf die Erfahrungen von transnationaler
Zusammenarbeit aufbauen, wie sie bei Afrique-Europe-Interact schon lange
praktiziert wird. Denn klar ist, dass es ein Potenzial für weitergehende
Dynamiken gibt - dieses muss allerdings genutzt werden, um die dringende
Verstärkung von globalen Synergien zu ermöglichen, die in den lokalen
südlichen Realitäten verankert sind.


Anmerkungen:

[1] https://germanwatch.org/de/19794

[2] https://www.oxfam.org/en/research/emergency-whom-eu-emergency-trust-fund-africa-migratory-routes-and-development-aid-africa
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https://welche-gesellschaft.org/trossenstek_01/


Afrique-Europe-Interact (AEI) ist ein 2010 gegründetes
transnationales Netzwerk mit Mitgliedsgruppen in verschiedenen
afrikanischen und europäischen Ländern. Mehr Informationen zu unseren
Aktivitäten finden sich auf unserer Webseite:
www.afrique-europe-interact.net.

Trossenstek

Der Knoten steht für die Suche nach Verknüpfungen und Knotenpunkten
zwischen verschiedenen sozialen Bewegungen und ihren unterschiedlichen
Alltagskämpfen. Suchend und fragend, weil es keinen Anspruch gibt, Lösungen
präsentieren zu können. Langsam und stetig, wie eine Schildkröte, bewegt
sich die Redaktion des Trossenstek auf der Suche danach, was das
Verbindende sein könnte. Der Trossenstek ist ein Experiment. Die Redaktion
hofft, dass sich daraus ein konstruktiver Austausch mit vielfältigen
Stimmen entwickelt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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REZENSION/048: Clemens Meyer - Nacht im Bioskop (SB)



Clemens Meyer:

Nacht im Bioskop

Eine Erzählung aus dem Großen Krieg mit Bildern aus einem Frieden

von Christiane Baumann

Der Fuhrmann des Todes

Zu Clemens Meyers verstörender und zugleich berührender Kriegs-ErzählungNacht im Bioskop

Ein Bioskop ist ein Kino - zumindest im Sprachgebrauch des früheren
Jugoslawien. In dieser Region, in der im heutigen Serbien gelegenen
Stadt Novi Sad, spielt sich das Erzählte ab. Das Bioskop der Stadt
bildet das Zentrum des Erzählens. Dort laufen die Fäden der Geschichte
aus dem Jahr 1942 zusammen. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich das Kino
und die Filmwelt im Alltagsleben etabliert. Man lebt "in einer Zeit
der Bilder" (48). Das bildhaft-filmische Erzählen ist zugleich ein
Markenzeichen, ein ästhetisches Prinzip, von Clemens Meyer. Er
entwirft filmartige Bildsequenzen, in denen sich Vergangenheit und
Gegenwart überlagern und in surreal-grotesken Szenen mit modellhaftem
Charakter aufgehen. Bilder bestimmen auch die ungewöhnliche
Buchgestaltung, denn der Erzählung "aus dem Großen Krieg" sind Fotos,
"Bilder aus einem Frieden", wie es im Untertitel heißt, beigefügt. Es
handelt sich um historische Postkarten des alten Novi Sad, das in
seiner Geschichte viele andere Namen hatte: "Neoplanta", "Újvidék",
wie es die ungarischen Besatzer oder "Neusatz", wie es die Deutschen
seinerzeit nannten. In dieser Stadt wurden viele Sprachen gesprochen:
ungarisch, deutsch, serbo-kroatisch, rumänisch, slowakisch. Es sind
beschauliche Bilder einer architektonisch von der k.u.k.-Monarchie
geprägten Stadt, die dem Leser wie mit einem Bioskop gezeigt werden.
Das Bioskop bezeichnete nämlich auch eine deutsche Erfindung der
Brüder Max und Emil Skladanowsky, die 1895 ihren Projektionsapparat so
nannten, der sich allerdings aufgrund seiner für die industrielle
Nutzung unbrauchbaren Technologie in der Filmbranche nicht durchsetzen
konnte. Das Wort "Bioskop" kommt aus dem Griechischen und verbindet
"Bios", das Leben, und "skopeô", was mit "sehen" und "schauen"
übersetzt werden kann. So ließe sich der Titel von Meyers Erzählung
auch als "Nacht im geschauten Leben" lesen.

Die Nacht im Januar 1942, die der Text in szenischen Folgen
auferstehen lässt, bildet einen scharfen Kontrast zu den
Postkartenbildern aus einem Frieden und gehört zu den finstersten
Kapiteln der europäischen Geschichte. Vom 21. bis 23. Januar 1942
ermordeten in der Stadt die ungarischen Besatzer, die während des
Zweiten Weltkriegs zu den sogenannten Achsenmächten, Nazi-Deutschland
und Italien, gehörten, fast 1.300 Zivilisten, darunter vor allem
Juden, Serben sowie Sinti und Roma. Es handelte sich um eine
"Säuberungsaktion", um sogenannte Vergeltungsmaßnahmen für angebliche
Sabotageakte, bei denen hunderte Zivilisten unter das Eis der
gefrorenen Donau geworfen und so auf bestialische Weise ertränkt
wurden. Das den Text eröffnende Bild von der "unterm Eis eines großen
Flusses" (7) treibenden jungen Frau, das am Schluss der Erzählung
nochmals aufgenommen wird, versetzt den Leser, was sich ihm erst
sukzessive enthüllt, unmittelbar in diese Situation. Die Eis- und
Kälte-Metaphorik, die den Text durchzieht, geht unter die Haut. Man
spürt das Unerbittliche dieses Winters, der, wie es heißt, "Jahre
dauern würde" (11). In dieser barbarischen Kälte betritt an einem
Abend ein Mann in einem "alten Pelzmantel aus grauschwarzem Wolfsfell"
(11) die Stadt. Er gehört zur Ustascha, zu den kroatischen Faschisten.
Dieser Mann im Wolfspelz, die Umkehrung des Wolfs im Schafspelz aus
dem Grimm'schen Märchen Der Wolf und die sieben Geißlein, wird
in der Geschichte keinen anderen Namen bekommen. Ebenso wenig die
"junge Frau" mit den blonden Haaren, die am Anfang der Erzählung und
am Schluss wie hunderte andere Menschen im Fluss treiben wird. Die
Namenlosigkeit unterstreicht das Exemplarische des Erzählten. Ein Mann
und eine Frau, die in diesem Krieg verschiedenen Seiten angehören,
begegnen sich zufällig in der Nacht der Vernichtung in Novi Sad und
gehen gemeinsam ins Bioskop, in dem die Schüsse des Karl May-Films
Durch die Wüste mit den Schüssen draußen in der Stadt
verschmelzen. Der Mann im Pelzmantel war schon in den 192
0er Jahren in diesem Kino. Er liebt Filme, erinnert sich an einige,
aber vor allem an Der Fuhrmann des Todes, ein 1921 entstandener
Stummfilm nach einer Erzählung von Selma Lagerlöf, der 2012 zum besten
schwedischen Film aller Zeiten gekürt wurde. Der Fuhrmann ist
verdammt, die Seelen der Toten auf seinem Karren mitzunehmen. Ein
Mann, der über diese Legende lacht, wird von der Geschichte eingeholt
und eines besseren belehrt. Dieser Fuhrmann nun "fährt ins Bioskop von
Novi Sad" (37). Der Knecht des Todes hat viel zu tun in dieser
brutalen Nacht in der alten Stadt am Fluss. Doch während in Lagerlöfs
Legende der Fuhrmann einen vom rechten Weg abgekommenen Familienvater
zu Reue, Liebe und verantwortungsbewusstem Handeln führt, geraten in
Meyers Erzählung die toten Seelen wahllos auf den Karren des
Fuhrmanns. Der Mann im Wolfspelz, der "nach den Toten fragte" (31),
wird wie Lagerlöfs Fuhrmann zum Retter. Er hilft zwei "Seelen" in der
Nacht von Novi Sad und beschützt sie vor der vom Menschen gemachten
Barbarei.

Das Bioskop wird zur Insel im Krieg, zum Ort der Erinnerung an einen
verlorenen Frieden, an Menschlichkeit, die in der Filmkunst bewahrt
ist, und zur Stätte, an der die Humanität wieder aufersteht. Der Mann
im Wolfspelz, ein kroatischer Faschist, rettet ein serbisches Baby und
bringt es ins Bioskop. Es ist nach dem Massaker in Novi Sad der
einzige Überlebende seiner Familie. Er rettet die junge Serbin mit den
blonden Haaren, indem er sie zu seiner Gefangenen erklärt und mit ihr
flieht, denn "der Fuhrmann des Todes fährt durch die Stadt" (88) und
ohne den Mann im Pelzmantel, wäre sie verloren. So könnte es gewesen
sein oder so hätte es sein können. Oder war es so? Im Schlussbild von
der jungen Frau mit den blonden Haaren, die "unterm Eis eines breiten
Stroms trieb" (91), ist wieder alles offen. Man will hoffen, dass sie
und das Kind überlebten in einem anderen Frieden, dem wieder ein Krieg
folgte, der Kosovo-Krieg 1998/99. Die Bilder wiederholen sich. Es
spielt keine Rolle, "ob es dasselbe Bioskop ist, es ist ein Bioskop!"
(48). Das Bioskop mit seinem "Projektorlicht" (81), mit seiner
Filmkunst, seinen Bildern aus einer Zeit des Friedens ist Gegenwelt
und Anker in der Nacht der Verbrechen, die in Novi Sad passierten und
anderswo tagtäglich passieren. "Wo sind wir?", fragt die blonde Frau
am Ende und erhält zur Antwort: "Ich weiß es nicht". Und dann zieht
ihr der Mann die "Augenbinde vom Gesicht" (88). Literatur wird zum
Wunschtraum, zur Utopie , die sich gegen die Realität wehrt und
zugleich sehend macht.

Clemens Meyer, 1977 in Halle/Saale geboren, hat eine verstörende und
zugleich berührende Erzählung über das Zerstörerische und
Unmenschliche des Krieges geschrieben. Die erzählende Kamera ist
unerbittlich und dabei doch von einer Behutsamkeit und Feinfühligkeit,
die unter die Haut gehen. Er bannt das Grauen in poesievolle,
filmische Bilder. Der Erzähler, der weiß was kommt, der sich in der
Historie auskennt, ist präsent, ohne zu kommentieren. Er und der Mann
im Pelzmantel verschwimmen zu einer Erzähler-Figuration, die die
Legende um den Fuhrmann des Todes grundiert. Vergangenheit, Gegenwart
und Zukunft verschmelzen: "Schüsse? Nein, noch nicht. Stimmen und
Bilder und Menschen, und er notiert all das in sich hinein." (39) An
anderer Stelle heißt es: "Wann werden die Löcher ins Eis des Stroms
gehackt und gesprengt und geschossen? Schon am ersten der drei Tage im
Januar 1942? Kleiderhaufen auf dem Eis." (47) Die Fragen des Erzählers
münden direkt in das Geschehen, das zum historisch Überlieferten
gehört. Dabei sprechen die Bilder für sich. Es sind Bild-Notationen
gegen das Vergessen, "auf das noch frische Papier seiner Erinnerungen,
das schon fleckig zu werden begann" (41).
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AUSSICHTEN/9031: Und morgen, den 24. August 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 24.08.2021 bis zum 25.08.2021 +++
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Ich sehe keine Teiche mehr

und fühl' mich so alleine.

Wo kommt die viele Sonne her,

ich mach' mich auf die Beine.
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ITALIEN/360: Tödliche Arbeitsunfälle während der Corona-Pandemie 2020 um 29 Prozent gestiegen (Gerhard Feldbauer)

Bauarbeiter in Foggia von Betonplatte zerquetscht

Tödliche Arbeitsunfälle während Corona-Pandemie 2020 um 29 Prozent
gestiegen

von Gerhard Feldbauer, 9. August 2021



Der 47jährige Arbeiter Alessandro Rosciano aus Foggia ist am Montag
auf einer Baustelle in San Giovanni Rotondo, einem Vorort der
Provinzhauptstadt Foggia in der südlichen Region Apulien, ums Leben
gekommen. Laut der staatlichen Nachrichtenagentur ANSA wurde er
von einer herabfallenden Betonplatte zerquetscht. Die zum Unfallort
gerufenen Notärzte konnten nur noch seinen Tod feststellen. Die
Polizei untersuche die Unfall-Ursachen. Einen zweiten Todesfall gab es
am Dienstag in Bergamasco in San Paolo d'Argon in der
norditalienischen Lombardei. Ein 36jähriger aus Indien stammender
Arbeiter der Firma "Tora Casting" stürzte aus acht Metern Höhe vom
Dachgerüst in die Tiefe, weil das aufgespannte Sicherheitsnetz nicht
hielt. Zu mehreren weiteren Todesopfern zählte am 3. August die
40jährige Arbeiterin Laila El Harim, eine Migrantin aus Marokko, die
in der Süßwarenfabrik Bombonette in Camposanto bei Modena in
Norditalien ums Leben kam. Sie war in eine Schneidemaschine zur
Herstellung von Verpackungsbehältern geraten und tödlich verletzt
worden.

Die jüngsten Todesfälle am Arbeitsplatz haben in der Öffentlichkeit
scharfe Proteste hervorgerufen. Die Generalsekretäre der regionalen
CGIL, Pino Gesmundo, und der Arbeiterkammer von Foggia, Maurizio
Carmenus, verurteilen die Untätigkeit der zuständigen Institutionen
als nicht länger hinnehmbar. Die Zeitung Fatto Quodidiane hielt
fest, die sich häufenden Todesfälle am Arbeitsplatz seien "für ein
zivilisiertes Land nicht tragbar". Solchen Massakern seien in den
letzten zehn Jahren mehr als 17.000 Arbeiter zum Opfer gefallen,
schrieb das Tageblatt Il Pane. Im Juni 2021 hatte die den
Gewerkschaften nahe stehende Zeitung in einer Recherche eingeschätzt,
dass die Arbeiter "der Profitgier der Confindustria (dem Verband der
Großindustriellen) geopfert" werden, dass sie an den "Nebeneffekten
der zunehmenden Ausbeutung sterben" und dass die Regierung und die
verantwortlichen Institutionen tatenlos zusehen.

Wie das Institut für Versicherung gegen Arbeitsunfälle (INAIL)
berichtete, sind die tödlichen Arbeitsunfälle seit dem Ausbruch der
Corona-Pandemie vor 18 Monaten drastisch gestiegen. Das Sinken des
Bruttoinlandprodukts 2020 um 9 Prozent habe sich auf die
Arbeitsbedingungen ausgewirkt. 2020 habe es nach offiziellen Angaben
mit 1538 Todesfällen am Arbeitsplatz eine Zunahme von 29 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr gegeben. Dieser Trend habe sich im ersten
Quartal 2021 mit einer Zunahme von 9,3 Prozent Arbeitstoten gegenüber
dem Vorjahr weiter gesteigert. Berechnet auf das erste Halbjahr 2021
registrierte INAIL insgesamt 444 tödliche Arbeitsunfälle. Das seien
mehr als zwei tödliche Arbeitsunfälle täglich. Aber das, so wird
eingeschränkt, seien nur die offiziellen Angaben, die Dunkelziffern
werden höher geschätzt.

Besonders hoch sind laut dem Observatorium für Arbeitssicherheit Vega
Engineering die Arbeitsunfälle im Transportsektor, wo es im ersten
Halbjahr 2021 mindestens 40 tödliche Arbeitsunfälle gab. In der
Industrie seien es 41 gewesen, im Bauwesen liege die Zahl mit 51 am
höchsten. Doch auch hier würden die tatsächlichen Zahlen noch höher
geschätzt.

Zu den Ursachen gibt INAIL aus Untersuchungsberichten mangelnde
Durchsetzung von Sicherheitsvorschriften, hohes Arbeitstempo und
Schwarzarbeit wieder. So wurden 2020 bei Kontrollen in 7.486
Unternehmen in 86 Prozent der untersuchten Fälle Verstöße gegen den
Arbeitsschutz oder fehlende Arbeitsverträge ("Schwarzarbeit")
aufgedeckt. Zur Kontrolle stünden nicht genügend Kräfte zur Verfügung.
Das nationale Arbeitsinspektorat, dem diese Aufgaben obliegen, sei
von 246 Inspektoren 2020 sogar um 21 Mitarbeiter reduziert worden.

 * 
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ITALIEN/359: Ex-Premier Giuseppe Conte zum Chef der Fünf-Sterne-Bewegung gewählt (Gerhard Feldbauer)

Conte hat es geschafft

Die Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) hat den Ex-Premier zum Parteichef
gewählt

von Gerhard Feldbauer, 9. August 2021



Nach monatelangem Feilschen ist der Ex-Premier Giuseppe Conte am
Wochenende zum neuen Chef der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) gewählt
worden. Von 67.064 stimmberechtigten Mitgliedern der Bewegung
votierten mehr als 92 Prozent für den Jura-Professor der Universität
von Florenz. Damit legte er gegenüber der Annahme des von ihm
ausgearbeiteten Statuts, für das eine Woche vorher 87 Prozent gestimmt
hatten, nochmals um fünf Punkte zu. Das verschaffe ihm in der
krisengeschüttelten Sternepartei laut der staatlichen
Nachrichtenagentur ANSA "einen starken Konsens".

Seit im Januar 2020 die M5S-Basis den Rücktritt des rechtsaußen
stehenden Außenministers Luigi Di Maio als Parteichef durchgesetzt
hatte, war die Sterne-Bewegung ohne Führung. Der Senator Vito Crimi,
der die Bewegung 2009 mitbegründet hatte, war nur als Interims-Chef
bestimmt worden. Angesichts der für den 17./18. Oktober in 1.162
Gemeinden, darunter 18 Provinzhauptstädte (einschließlich Turin,
Mailand, Bologna, Rom und Neapel), angesetzten Kommunal- und
Bürgermeisterwahlen kündigte Conte an, sich im September auf eine Tour
durch das Land zu begeben.

Mit der zugesagten Unterstützung für die in Rom zur Wiederwahl
antretende M5S-Bürgermeisterin Virginia Raggi kommt es zur
Konfrontation mit dem Kandidaten des sozialdemokratischen Partito
Democratico (PD), dem ehemaligen Minister und EU-Parlamentarier
Roberto Gualtieri. Obendrein tritt Conte hier in die Fußstapfen der
faschistischen Brüder Italiens (FdI) von Giorgia Meloni, deren Stimmen
2016 entscheidend für den Einzug der Raggi ins Campidoglio (Sitz des
Bürgermeisters von Rom) waren.

Der früher parteilose Conte ist als ein wendiger Politiker bekannt.
2018/19 war er Chef der Regierung, die die Sternepartei mit der
faschistischen Lega Matteo Salvinis bildete, wechselte nach deren
Scheitern die Front und trat an die Spitze eines Kabinetts, das M5S
mit dem vorher verfeindeten PD formierte. Im Januar 2021 liefen die
Führungen seiner Koalitionspartner mehrheitlich zu dem früheren
EZB-Banker Mario Draghi über, der mit ihnen und den Faschisten der
Forzapartei (FI) von Ex-Premier Berlusconi und der Lega Salvinis eine
Regierung bildete. Für den wendigen Conte kein Grund, die ihm
angetragene Leadership der ob ihrer Regierung mit der Lega und deren
migrantenfeindlichen Kurs mittragenden, tief in der Krise steckenden
Bewegung abzulehnen.

Allerdings wäre er beinahe in der Auseinandersetzung mit dem
Sternegründer, dem früheren Komiker Giuseppe Grillo, gescheitert. Der
wollte weiter die Zügel in der Hand behalten und Conte zur
Galionsfigur ohne Führungsrechte degradieren. So warf Grillo ihm vor,
"keine politische Vision" zu haben. Das war nun selbst dem
anpassungsfähigen Conte zuviel und er drohte, die Sache hinzuschmeißen
und eine eigene Partei zu gründen. Als ihm bereits eine ansehnliche
Schar von Senatoren und Abgeordneten der M5S die Gefolgschaft
zusicherten, ruderte Grillo - vorerst, wie Insider meinen - zurück
und ließ über das von Conte ausgearbeitete Statut abstimmen, das dann
mit 87 Prozent angenommen wurde. Es legt erstmals die Funktion eines
Parteipräsidenten fest, in der Conte der einzige Verantwortliche der
Partei ist, der die Kandidaten für die Wahl der Führung benennt, die
programmatischen Vorschläge unterbreitet und auch in der Außenpolitik
die Linie vorgibt.

Dem herrschsüchtigen Grillo wurde eingeräumt, "Garant" der Bewegung
und ihres Kurses zu sein - was immer darunter zu verstehen sein mag.
Dass "die Kuh damit vom Eis" ist, wie manche Medien meinen, dürfte,
so auch das linke Manifesto, fraglich sein. Fest steht
allenfalls, dass Premier Draghi erst einmal aufatmen kann. Der Traum
von einem Häufchen Linker von M5S als einer Anti-Establishment-Partei
ist ausgeträumt. Die Gefahr, dass M5S auf Forderung dieser Basis die
Regierung verlässt, ist vom Tisch. Wie Conte bekräftigte, verbleibt
M5S mit seinen vier Ministern in der Regierung. Zur Sicherung seines
Kurses will er, wie verlautet, den auf der äußersten Rechten stehenden
Luigi Di Maio für sein Führungsteam vorschlagen.

 * 
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MEMORIAL/232: "Historischer Kompromiss" zwischen Kommunisten und Christdemokraten im Italien der 70er Jahre (Gerhard Feldbauer)

War die Niederlage unausweichlich?

Die Regierungszusammenarbeit der Kommunisten mit den Christdemokraten im
Italien der 70er Jahre

Chancen des Gelingens und Ursachen des Scheiterns

von Gerhard Feldbauer, 12. Juli 2021



Vor 45 Jahren erreichte die Italienische Kommunistische Partei (IKP)
bei den Parlamentswahlen am 20./21. Juni 1976 33,8 Prozent und belegte
hinter der führenden großbürgerlichen Democrazia Cristiana (DC), die
auf 38,7 Prozent kam, den zweiten Platz. Um der wachsenden
faschistischen Gefahr Einhalt zu gebieten, bot IKP-Generalsekretär
Enrico Berlinguer danach dem Vorsitzenden der DC, Aldo Moro, eine
Regierungszusammenarbeit an. Sie erhielt die Bezeichnung Compromesso
storico (Historischer Kompromiss).

Bis heute ist das Bündnis der Kommunisten mit der großbürgerlichen DC
als Regierungszusammenarbeit umstritten. War es berechtigt, angesichts
der realen Gefahr, dass ein faschistischer Putsch ein entsprechendes
Regime wie 1967 in Griechenland an die Macht bringen konnte, ein
Regierungsbündnis zu bilden? Welche Chancen des Gelingens gab es? Wo
liegen die Ursachen des Scheiterns? Dazu sollen in diesem Beitrag
einige wesentliche Gesichtspunkte herausgearbeitet werden.

Auch wenn die Kräfte- und Bündniskonstellationen unter deutschen
Verhältnissen heute nicht zu vergleichen sind, bieten sich von der
politischen Konsequenz des Herangehens und der Vertretung des
Fortschritts im Interesse des Volkes Lehren aus der Entwicklung in
Italien an. Das ist der Anlass, sich dem Thema, wenn auch mit etwas
Verspätung, zuzuwenden.
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Enrico Berlinguer, Generalsekretär der Italienischen Kommunistischen Partei (Aufnahme von 1970)

Foto: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons




Faschistische Putschversuche mit NATO-Beistand

Dem Vorschlag Berlinguers waren mehrere faschistische Putschversuche
vorausgegangen. Bereits nach der Bildung der Mitte-Links-Regierung
1963 unter Moro, die die 1947 mit den Kommunisten aus der Regierung
vertriebenen Sozialisten wieder aufnahm, hatten diese Kräfte einen
Umsturz geplant. Die Leitung sollte der Chef des
Militär-Geheimdienstes SIFAR, General Giovanni De Lorenzo,
übernehmen, der dazu das Kommando über das Carabinieri-Korps übernahm,
mit dem er den Putsch auslösen wollte. Das Unternehmen scheiterte an
der Wachsamkeit antifaschistischer Kräfte, die Moro stützten.

Im Dezember 1970 hatte der Vorsitzende der MSI-Partei [1], Valerio
Borghese, wegen 800fachen Mordes an Partisanen als Kriegsverbrecher
verurteilt, aber schon nach kurzer Zeit begnadigt, unter dem Code
"Tora Tora" einen Militärputsch zur Errichtung eines faschistischen
Regimes auslösen wollen. In den Umsturz waren etwa 400 hohe Militärs,
darunter zahlreiche Generale und Truppenkommandeure, eingeweiht. [2]
Die Chefs von drei Panzerdivisionen hatten zugesagt, Borghese zu
unterstützen. Der Generalstab des Heeres erteilte den Befehlshabern
der Militärbezirke vor dem geplanten Unternehmen Order, ihre Truppen
für evtl. Operationen bereitzuhalten. Aus den NATO-Stäben erhielt
Borghese Rückendeckung durch den Oberbefehlshaber der Seestreitkräfte
Südeuropa, Admiral Birindelli. "Angesichts der Schwäche der
italienischen Demokratie und der geringen politischen Stabilität in
diesem Land" war der stellvertretende Generalsekretär der NATO Joerg
Kastl aus der Bundesrepublik dafür, dass "die Kräfte der NATO auf dem
italienischen Territorium durch zusätzliche Einheiten verstärkt werden
sollten". Er empfahl, eine Eingreifdivision nach Italien zu verlegen.
[3]


Eine "chilenische Lösung" für Italien

Auftrieb erhielten die italienischen Faschisten, als General Pinochet
in Chile im September 1973 in einem blutigen Putsch die Regierung des
Sozialisten Salvador Allende stürzte. Danach versuchte das MSI bereits
im Dezember 1973 und dann nochmals im Frühjahr 1974 einen neuen
faschistischen Umsturz. Beide Operationen erhielten als Decknamen das
NATO-Symbol der "Windrose". Es gelang antifaschistischen und
demokratischen Kräften wiederum, die Pläne zu enthüllen, bevor sie in
Gang gesetzt werden konnten. Wenigstens 15 Generäle und Dutzende
weitere hohe Offiziere befanden sich auch diesmal unter den
Putschisten.

Bis Ende 1974 ergingen gegen 90 Rädelsführer Haftbefehle, gegen
mehrere hundert wurde ermittelt. Auf sicher gestellten Mordlisten
standen 1.617 Namen, darunter Enrico Berlinguer und Luigi Longo (IKP),
Sandro Pertini, Präsident der Abgeordnetenkammer, und Francesco De
Martini (ISP), die Künstler und Schriftsteller Alberto Moravia und
Pier Paolo Pasolini. Im Falle des bei einem derartigen Blutbad zu
erwartenden Widerstands der Arbeiter sollten Armee und Polizei gegen
die "rote Gefahr" vorgehen. Am 31. Oktober 1974 wurde der Chef des
Geheimdienstes SID, Vitorio Miceli, verhaftet und, wie der Paese
Sera am 1. November 1974 berichtete, beschuldigt, "zusammen mit
anderen Personen eine Geheimorganisation von Militär und Zivilpersonen
mit dem Ziel gegründet zu haben, einen bewaffneten Staatsstreich
auszulösen", um "die Beseitigung der gegenwärtigen Staatsordnung und
der Regierung Italiens unter Verwendung eines Teils der Streitkräfte"
herbeizuführen. Einer Forderung von US-Außenminister Henry Kissinger
folgend wurde Miceli aus der Untersuchungshaft entlassen, obwohl es,
wie die Neue Zürcher Zeitung am 2. Mai 1975 schrieb, dem
"prominenten General" nicht gelungen war, "die Anschuldigungen Punkt
für Punkt zu widerlegen".

Welcher Geist das Bild der Offiziere, die die Faschisten
unterstützten, prägte, soll ein Blick auf den langjährigen
Befehlshaber der NATO-Seestreitkräfte Europa Süd, Admiral Birindelli,
zeigen. Der frühere Offizier des "Duce" bekannte sich zu seiner
Vergangenheit und erklärte: "Ich glaube an die faschistischen Ideale.
Ich bekenne mich dazu und ich bereue nichts." Er verherrlichte die
Militärjunta in Griechenland und begrüßte den Sturz Allendes in Chile.
Wenn er als neuer "Duce" an die Macht komme, werde er diese "mit
großer Härte" [4] gebrauchen. Birindelli und Miceli waren keine
Einzelfälle. Die Untersuchung in Sachen "Windrose" offenbarte, dass
die Armee und ihr Geheimdienst regelrecht faschistisch unterwandert
waren. Die Ergebnisse der Ermittlungen zogen jedoch keine Konsequenzen
nach sich.

Das zeigte auch der MSI-Parteitag im Januar 1977 in Rom, auf dem sich
Giorgio Almirante in wüsten antikommunistischen Ausfällen erging und
den DC-Vorsitzenden Moro einen Filokommunisten nannte, der das Land
den Roten ausliefere. Als er Pinochet zu feiern begann, brachen die
1.200 Teilnehmer in frenetischen Beifall aus, sprangen von den
Plätzen, rissen den rechten Arm zum Führergruß empor, schrien das
"Eja, eja alala", mit dem Mussolini sich einst begrüßen ließ, und
skandierten "Pinochet, Pinochet". Es dauerte Minuten, bis die tobende
Menge einhielt und Almirante, immer wieder von tosendem Beifall
unterbrochen, weiter sprach und eine "chilenische Lösung" für Italien
forderte und zum Studium der Erfahrungen Pinochets aufrief. [5]
Juristische Reaktionen auf diese verfassungswidrigen Vorgänge gab es
nicht.
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Der (1973 gestürzte) chilenische Präsident Salvador Allende

Foto: Biblioteca del Congreso Nacional de Chile, CC BY-SA 3.0 CL [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/cl/deed.en], via Wikimedia Commons



Den Sturz Allendes, dem die chilenischen Christdemokraten, wo sie ihn
nicht unterstützten, stillschweigend zugesehen hatten, nahm
Berlinguer zum Anlass, Moro ein Bündnis auf Regierungsebene zur
Abwehr eines faschistischen Putsches wie in Chile vorzuschlagen. Eine
"demokratische Erneuerung" könne sich nur vollziehen, wenn sich
Regierung und Parlament auf eine breite Mehrheit stützten, die stark
genug sei, das Land vor einem reaktionären Abenteuer wie in Chile zu
schützen. [6] Den Vorschlag unterbreitete Berlinguer, um den
Symbolcharakter hervorzuheben, offiziell in Salerno, wo Togliatti 1944
die "Wende von Salerno" [7] eingeleitet hatte.


IKP in einer starken Position

Für die Verhandlungen befand sich die IKP in einer starken Position.
Als zweitstärkste Fraktion belegte sie in der Abgeordnetenkammer 227
Sitze und stellte den Präsidenten, im Senat den Stellvertreter. Sieben
Kommunisten leiteten Parlamentsausschüsse. In den Regionen beteiligte
sich die Partei an fast der Hälfte der Regierungen. Die Vertretung der
IKP und der ISP auf der Ebene von den Gemeinden bis zu den
Landesparlamenten entsprach 52,8 Prozent der Wähler.

Moro ging auf Berlinguers Vorschlag ein, und zur Jahreswende 1978
wurde ein entsprechendes Abkommen geschlossen. Zunächst unterstützte
die IKP eine Regierung aus der DC, Liberalen, Republikanern,
Sozialisten und Sozialdemokraten im Parlament. Ihr direkter Eintritt
in die Regierung war für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen. Sie
hatte aber in der Koalition bereits in allen Fragen ein
Mitspracherecht.

Zur Abwehr der faschistischen Gefahr in eine bürgerliche Regierung
einzutreten, entsprach der politischen Situation. Da Berlinguer auf
den Druck der Rechten, unter dem Moro in der DC stand, Rücksicht nahm,
kam es zu keinen konkreten Vereinbarungen, wie der faschistischen
Gefahr Einhalt geboten werden sollte. Es hätte beispielsweise darum
gehen müssen, das in der Verfassung festgeschriebene Verbot der
Wiedergründung der Mussolini-Partei in Gestalt des MSI durchzusetzen,
den Staatsapparat, besonders Armee und Geheimdienste, von
faschistischen Elementen zu säubern, ein Verbot der offen betriebenen
faschistischen Propaganda, darunter Aufrufe zum Sturz der
verfassungsmäßigen Ordnung, wie sie das MSI unter der Losung einer
"chilenischen Lösung" für Italien betrieb, zu erlassen. Nichts davon
geschah jedoch.


Der Einfluss der sozialdemokratischen Strömung

In der IKP stand Berlinguer seinerseits unter dem Druck einer
sozialdemokratischen Strömung, die sich seit Ende der 60er Jahre in
der Partei herausgebildet hatte. Durch den Wahlerfolg erhielt diese
Auftrieb und gewann bestimmenden Einfluss auf die Gestaltung des
Historischen Kompromisses. Sie beherrschte vor allem den mächtigen
parlamentarischen Apparat, der wiederum eng mit der Parteiführung
verknüpft war. Ihre politisch-ideologische Grundlage bildete der
sogenannte Eurokommunismus. Diese als revisionistisch eingeschätzte
Strömung entstand seit Anfang der siebziger Jahre in einigen KPs der
westlichen Länder (vor allem Italiens, Spaniens, Frankreichs, der
Linkspartei Kommunisten Schwedens). Während Spaniens PCE unter dem
späteren Sozialdemokraten Santiago Carrillo kaum über Deklarationen
hinauskam und der PCF unter Georges Marchais zunehmend wieder auf
Distanz ging, wurde die IKP unter Berlinguer zu ihrem Protagonisten.


Verbale Bekundungen

Die in Italien vereinbarten Reformen-Vorhaben sahen eine Förderung der
Privatindustrie bzw. Reprivatisierungen, die Behebung des
Nord-Südgefälles durch die Belebung der Landwirtschaft und
Investitionen im Süden sowie die Steigerung der Produktivität vor. Das
Steuersystem sollte reformiert werden. Es wurde die Schaffung neuer
Arbeitsplätze vor allem für Jugendliche versprochen, was der
Förderung des sozialen Konsums dienen sollte. In den meisten Fragen
handelte es sich um verbale Bekundungen, die erst durch die Regierung
bzw. das Parlament hätten beschlossen und verwirklicht werden müssen,
wozu es, da die Rechten in der DC mit Premier Giulio Andreotti an der
Spitze das Regierungsabkommen zum Scheitern brachten, nie kam.
Wesentliche Interessen der Arbeiter wurden nicht berücksichtigt. Es
gab keine Garantie für die bereits zu dieser Zeit den Angriffen des
Industriellenverbandes Confindustria ausgesetzte Scala mobile. [8]

Ebenso spielte die Mitbestimmung der Gewerkschaften in den Betrieben,
vor allem in den staatlichen Unternehmen, generell keine Rolle. Es
fehlten Verbesserungen auf sozialen Gebieten, besonders im
Gesundheitswesen und in der Bildung. Die IKP stellte keine
Forderungen, die Lebensbedingungen der arbeitenden Menschen zu
verbessern, sondern fand sich im Gegenteil bereit, rigide
Sparmaßnahmen der Regierung mitzutragen und mäßigend auf den
Widerstand der Gewerkschaften dagegen einzuwirken. Davon zeugte im
Februar 1978 der Kongress der drei Gewerkschaftsverbände CGIL, CISL
und UIl in Rom. Mit der Erklärung, es sei "eine selbstmörderische
Politik (...), den Betrieben überflüssige Arbeitskräfte aufzuzwingen",
da die italienische Wirtschaft dadurch "allmählich in die Knie" gehe,
wandte sich der CGIL-Vorsitzende Lama von der IKP faktisch gegen die
Cassa Integrazione. [9] Außerdem bekundeten die Gewerkschaften ihre
Bereitschaft, im Ausgleich für die vorgesehenen Reformen den
Kündigungsschutz zu lockern.


Spielregeln der bürgerlichen Demokratie anerkannt

Die IKP proklamierte auf der Grundlage der Anerkennung der
"Spielregeln der bürgerlichen Demokratie" und ihrer Integration in
deren Parteiensystem einen eigenen "Weg zum Sozialismus", übernahm das
bürgerliche Staatsmodell, für das sie lediglich eine "demokratische
Transformation" forderte, und erkannte die kapitalistische
Marktwirtschaft an. [10] Berlinguer erklärte, nicht nur die
Bündnisverpflichtungen Italiens zu respektieren, sondern bekundete
obendrein, die NATO eigne sich unter bestimmten Voraussetzungen als
"Schutzschild" eines italienischen Weges zum Sozialismus. [11] Intern
versuchte die IKP mit der Argumentation, damit sollten die Amerikaner
beruhigt werden, diese Aussagen abzuschwächen, was jedoch an deren
schwerwiegendem Gewicht nichts änderte. Ähnlich wurde bei der
Zustimmung zu dem DC-Rechten und ausgesprochenem Mann der Amerikaner,
Giulio Andreotti, Ministerpräsident der Regierung mit der IKP,
argumentiert. [12]


IKP gespalten

Die IKP war sowohl in der Führung als auch an der Basis in ihrer
Haltung zur Regierungszusammenarbeit mit der DC gespalten. Bereits
Mitte der 60er Jahre hatte es in und außerhalb der Partei Widerstand
gegen die reformistischen Tendenzen gegeben. Im November 1969 schloss
das ZK der IKP die unter dem Namen "Manifesto" entstandene
innerparteiliche Opposition aus. Insgesamt wurden etwa 10.000
Mitglieder ausgeschlossen oder verließen die Partei, unter ihnen die
legendären Linken Luigi Pintor und Rossana Rossanda, die anschließend
die Zeitung "Manifesto" gründeten.

Dass die Partei sich vom linksextremen Terror von Gruppen wie den
Brigate Rosse distanzierte, war verständlich. Nicht aber, dass
linksradikale Organisationen wie die Lotta Continua (Ständiger Kampf),
die den sogenannten bewaffneten Kampf führten, mit faschistischen
Terroristen auf eine Stufe gestellt wurden. Die Manipulierung des
Linksextremismus wurde von der IKP nicht erkannt bzw. nicht publik
gemacht. Nachdem radikale Linke den CGIL-Vorsitzenden Luciano Lama
(IKP) im März 1977 auf einer Gewerkschaftskundgebung auspfiffen und es
zwischen diesen und den IKP- und Gewerkschaftsmitgliedern zu einer
Schlägerei kam, gebrauchte Lama ihnen gegenüber den Begriff des "neuen
Faschismus".

Während die "Manifesto"-Gruppe den Compromesso storico ablehnte und
die Partei verließ, lehnten andere die Zugeständnisse der IKP an die
"Austeritätspolitik" der Regierung ab. [13] Das brachte Luigi Longo
[14] auf der ZK-Tagung im Oktober 1976 zum Ausdruck, als er
kritisierte, dass die Entscheidungen "von oben" getroffen werden. Man
verliere "den Kontakt mit der Basis", die "Partei wird geschwächt".
Es werde gefragt, ob die von den Arbeitern verlangten Opfer
tatsächlich zu den erwarteten Reformen führten oder nur zur Stärkung
des Monopolkapitalismus und seiner Diener, den Christdemokraten.

Im Februar/März 1977 kam es in Norditalien, besonders im roten
Bologna, zu anhaltenden Protesten der Studenten gegen den
reformistischen Kurs. [15] Auf dem Mitte März tagenden Zentralkomitee,
an dem der erkrankte Berlinguer nicht teilnahm, wurden "ernste
Zweifel" geäußert, dass der Historische Kompromiss eine Alternative
darstelle. Er wurde als Klassenzusammenarbeit mit der DC
charakterisiert. Die Partei verteidige den "bestehenden politischen
Rahmen", es bestehe die Gefahr "einer historischen Niederlage", eines
"gesellschaftlichen Umschwungs nach rechts", hieß es.
Politbüromitglied Gian Carlo Pajetta sprach "von Gefahren und
Schwierigkeiten", die Regierung Andreotti sei "unangemessen für die
Bedürfnisse des Landes". Er forderte, die Arbeiterbewegung "in eine
bewusste und einheitliche Schlacht" zu führen, "eine Wende sei nur
möglich, wenn für den politischen Fortschritt Massenkämpfe geführt
würden". Giorgio Napolitano, führender Exponent der
sozialdemokratischen Strömung, ignorierte in seinem Schlusswort die
Kritik und verlangte, so schnell wie möglich das System der
Stimmenthaltung im Parlament aufzugeben und die Zusammenarbeit mit der
DC zu vertiefen, auch wenn das noch nicht zum direkten Eintritt in die
Regierung führe. [16]


Lehren der Klassiker missachtet

Zum Widerstand der IKP-Basis ist ein Wort zur Abspaltung der
"Manifesto"-Gruppe angebracht. Wie bereits bei der Abspaltung des
PSIUP von der ISP [17] stellte sich hier - auch unter dem
Gesichtspunkt der Folgen, die sie beförderte - die Frage, ob die
Trennung nicht voreilig vollzogen wurde. Während Opponenten um Luigi
Longo auf die Einheit der Partei setzten, steuerte "Manifesto" auf
einen Bruch zu. Die Ausschlüsse erfolgten auf Betreiben der
Revisionisten, die damit die innerparteiliche, gegen sie gerichtete
Opposition schwächten und ihr damit ein Übergewicht bei der Gestaltung
des Historischen Kompromisses verschafften. Die Opponenten um Longo
wurden im Stich gelassen und damit die Chancen der Zurückdrängung der
Revisionisten verspielt oder zumindest vermindert.

Dabei sollte auch in Betracht gezogen werden, dass sich "Manifesto"
mit der Namensgebung auf das Kommunistische Manifest von Marx und
Engels berief, während gleichzeitig grundlegende Erfahrungen von ihnen
missachtet wurden. Sie stellten sich u. a. in einer durchaus
ähnlichen Situation, nämlich nach der Gründung der einheitlichen
Sozialistischen Arbeiterpartei 1875 in Gotha, deren Programm nicht
frei von opportunistischen Auswüchsen war, nicht die Aufgabe, eine
neue, von revisionistischen Einflüssen freie revolutionäre
Arbeiterpartei zu schaffen. Sie betonten die Bedeutung der erreichten
Einheit und kämpften darum, "die richtige politische Linie in der
deutschen sozialdemokratischen Partei" durchzusetzen. Es gelang in
dieser Periode, die Opportunisten zurückzudrängen und zu erreichen,
dass das praktische Auftreten der Partei durch revolutionäre Aktionen
bestimmt wurde. Sie kämpfte erfolgreich gegen das Sozialistengesetz
und fand den richtigen Weg zu den Massen. [18]
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Zum Scheitern gebracht

Moros zweite Öffnung nach links stieß in den USA auf erbitterten
Widerstand. Führende US-Politiker, der Geheimdienst CIA und die NATO
inszenierten mit der italienischen Reaktion, eingeschlossen die
Faschisten, gegen Moro ein Mordkomplott, dem dieser nach seiner
Entführung am 18. März 1978 55 Tage später, am 9. Mai, zum Opfer fiel.
An seiner Inszenierung und Ausführung wirkten Politiker wie
US-Außenminister Kissinger, der italienische Ministerpräsident
Andreotti, die CIA und die NATO-Geheimtruppe Gladio mit italienischen
Geheimdienst- und Armee-Kreisen in Komplizenschaft mit den Faschisten
des Landes mit. Als Werkzeug ließen sich die von Polizei- und
Geheimdienst-Agenten unterwanderten und entsprechend manipulierten
linksextremen BR missbrauchen.

Andreotti lehnte die von den Entführern geforderte Verhandlungen -
die bis dahin immer geführt wurden, was auch danach wieder gängige
Praxis war [19] - ab und lieferte seinen Parteivorsitzenden dem
sicheren Tod aus. Um in der Regierungsmehrheit verbleiben zu können,
schloss sich die IKP dieser Linie zunächst an und überließ ihren
Bündnispartner seinem Schicksal. Mit ihren Stimmen verabschiedete das
Parlament fünf Tage nach dem Anschlag die Legge Reale
(Notstandsgesetze), die weit über die erforderlichen Befugnisse
hinausgingen. Sie erlaubten Polizeiverhöre ohne Anwalt, längere
Festnahmezeiten ohne Haftprüfungstermine, Telefonüberwachung ohne
richterliche Verfügung. Sie erweiterten und verschärften die
umstrittenen Repressivmaßnahmen, die Innenminister Francesco Cossiga
seit seinem Amtsantritt 1976 bereits erlassen hatte: Einführung des
Paragraphen über "terroristische Vereinigungen" in das Strafrecht,
Hochsicherheitstrakte nach dem Vorbild von Stammheim und Anhebung der
Höchstdauer der Untersuchungshaft. Generell schränkten die
Notstandsgesetze und -verordnungen die Bürgerrechte ein und übertrugen
den bewaffneten Organen und der Justiz weitreichende Vollmachten, die
unterschiedslos auch gegen oppositionelle Kräfte angewendet werden
konnten, was auch in bedenklicher Weise erfolgte.


Ergebnis: Wende nach rechts

Im Januar 1979 verließ die IKP die rechte Regierungskoalition. Der
Historische Kompromiss war, wie Berlinguer auf dem Parteitag im März
1979 eingestand, gescheitert. [20] Es gab keinerlei soziale oder
ökonomische Reformen. Statt einer Zurückdrängung der faschistischen
und rechten Gefahr kam es zu einer Verschiebung der Regierungsachse
nach rechts, erhielten in der DC rechte und mit den Faschisten
paktierende Kräfte den bestimmenden Einfluss auf die Politik. Die
politische Bedeutung der IKP ging spürbar zurück. In den folgenden
Jahren verlor sie etwa ein Drittel ihrer 2,2 Millionen Mitglieder. Bei
den vorgezogenen Parlamentswahlen im Juni 1979 war ihre Stimmenzahl zum
ersten Mal seit Kriegsende rückläufig. Sie verlor gegenüber 1976 mit
einem Schlag fast vier Prozent ihrer Wähler, bis 1987 rund acht. Das
war auch ein Ergebnis der antikommunistischen Hetze, in der die Partei
als Urheberin des Terrors der BR diffamiert wurde.

Es folgte eine Welle der Repression. Sie richtete sich mit aller Wucht
vor allem gegen linke und als linksradikal apostrophierte
Intellektuelle. Der angesehene Professor Antonio Negri wurde
angeklagt, Chef der RB zu sein und die Entführung Moros organisiert zu
haben. Tausende Linksradikale, viele von ihnen, ohne sich eines
Vergehens strafbar gemacht zu haben, wurden in die Gefängnisse
geworfen, zirka 100.000 Personen von den polizeilichen Ermittlungen
erfasst, rund 40.000 angeklagt, etwa 15.000 verurteilt.

Dieser Enthauptungsschlag führte zur heutigen tiefen Krise der Linken,
zur Liquidierung der IKP, ihrer kaum vorstellbaren Zersplitterung. Das
ist, um zur Einleitung zurückzukommen, eine entscheidende Lehre, die
der Compromesso storico für eine linke Beteiligung an bürgerlichen
Regierungen bis heute vermittelt.
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Stefan und Ben waren gleich nach der Schule ins Schwimmbad gegangen,
wo sie sich so richtig ausgetobt, aber auch erfrischt hatten. Nun
hockten sie in Bens Zimmer, jeder eine Flasche Mineralwasser vor sich
und trugen gerade die Fragen zusammen, die in Zusammenhang mit der
Wasser-Elektrolyse aufgetreten sind.

Stefan: "Das hätte ich nicht gedacht, dass hier noch so viele
ungeklärte Probleme auftauchen."

Ben: "Kein Wunder, ich hatte auch den Eindruck als sei alles ganz
einfach und überhaupt die Lösung für alle Energieprobleme. Aber ich
habe gute Neuigkeiten. Gestern konnte ich meinem Vater kurz berichten,
womit wir uns gerade beschäftigen. Nachdem er mir gestanden hatte,
sich auch nicht so recht auf diesem Gebiet auszukennen, konnte er mir
trotzdem noch einen guten Tipp geben. Ein Arbeitskollege arbeitet bei
der Freiwilligen Feuerwehr ..."

Stefan: "Na, da bin ich aber gespannt, inwieweit uns das weiterhelfen
könnte ..."

Ben: "Ich sag 's dir gleich. Also, dieser Feuerwehrmann hat vor Kurzem
erzählt, dass ein Papier bei ihnen veröffentlicht wurde, in dem auf
die neuen Gefahren, die vom Wasserstoff ausgehen können, hingewiesen
wird."

Stefan: "Verstehe, das macht Sinn, denn die Feuerwehr sollte schon
wissen, wie man sich im Falle eines Unfalls, eines Brandes oder einer
Explosion verhält. Vielleicht gibt es da Besonderheiten, die sich von
normalen Bränden unterscheiden."

Ben: "Ganz genau. Und ich dachte, wir schauen uns das mal genauer an.
Das Gute ist, dass wir diese Richtlinien auch im Internet finden
können."

Die beiden schalteten den Rechner an und nach wenigen Klicks hatten
sie das entsprechende Dokument gefunden.

Stefan: "Ah, das ist gut, hier gleich zu Beginn ein paar wichtige
Daten: Wasserstoff besteht aus dem einfachen atomaren Aufbau, also
einem Proton und einem Elektron, es ist 14 mal leichter als Luft, hat
das höchste Diffunsionsvermögen aller Gase und ..."

Ben: "Das bedeutet, dass es sehr leicht Material durchdringen kann?"

Stefan: "Klar, diffundieren heißt doch durchdringen, also ..."

Ben: "Okay, aber Wasserstoff liegt nicht atomar vor, sondern bildet
ein Molekül (H2), das farb- und geruchslos ist."

Stefan: "Aber halt stopp, worin will man das denn lagern?"

Ben: "Nun, wenn ich das richtig verstanden habe, muss das Gas aus
diesem Grund verflüssigt werden, und zwar bei -253°C, um dann in
Druckbehältern von 700 bar gelagert und transportiert werden zu
können."

Stefan: "Moment mal, das heißt, um das Gas zu verflüssigen, wird
elektrische Energie benötigt, um diese niedrige Kühltemperatur zu
erzielen? Dann müssen noch entsprechende Druckbehälter mit einem
Material hergestellt werden, das diesem Druck standhält. Das bedeutet,
dass zum Zweck der sicheren Lagerung und des Transportes spezielle
Materialien, Energie und Rohstoffe für deren Herstellung verbraucht
werden."

Ben: "Das wird auf jeden Fall schon mal auf unsere Negativ-Liste
kommen, denn unproblematisch scheint die Wasserstoff-Technologie nicht
zu sein. Ganz gleich auf welche Weise Wasserstoff hergestellt wird,
bleiben Transport und Lagerung mit einem erheblichen Aufwand
verbunden. Ich vermute mal, dass bei der Herstellung der Druckbehälter
und der speziellen Transportfahrzeuge bereits CO2 an die Atmosphäre
abgegeben wurde. Das kann doch nicht einfach ausgeklammert werden."

Stefan: "Zumal die Energie, die dabei benötigt wird, immer noch aus
Kohle-, Gas- oder Atomkraftwerken stammt."

Ben: "Also gut, dann sehen wir uns nun die Wasser-Elektrolyse genauer
an. Um diesen Elektrolyse-Vorgang zu betreiben, wird auf jeden Fall
elektrische Energie benötigt."

Stefan: "Aha, wir brauchen also Strom um Strom zu erzeugen?"

Ben: "So sieht es aus. Aber nicht nur das. Bislang wird auch kostbares
Trinkwasser dafür verwendet, das mit einer Säure oder einer Lauge
versetzt werden muss, denn Wasser allein leitet den Strom nicht.
Wasser plus Säure wird Elektrolyt genannt, dann wird eine Spannung
angelegt, das heißt Strom wird über eine Kathode und eine Anode
hineingeleitet."

Stefan: "Genau. Müssen die nicht mit einem Edelmetall (Gold, Platin)
oder Graphit beschichtet sein, damit sich am Kathoden/Anoden Material
kein neuer Stoff bildet, der ins Elektrolyt übergeht und den gesamten
Vorgang beeinflussen würde?"

Ben: "Oh, das wusste ich nicht, ist aber bestimmt notwendig und wohl
auch sehr teuer."

Stefan: "Aber noch mal zurück, zu meiner Aussage, wir brauchen Strom
um Strom zu erzeugen. Ich habe da noch mal genauer nachgelesen. Es
wird anders ausgedrückt. Man spricht davon, dass elektrische Energie,
die für das Elektrolyse-Verfahren erforderlich ist, in chemische
Energie umgewandelt wird."

Ben: "Richtig, allerdings begreife ich immer noch nicht, was mit
,chemischer Energie' gemeint ist. Aber ich denke mir das so, Wasser
wird unter Zufuhr von elektrischer Energie in Wasserstoff (H2) und
Sauerstoff (O2) gespalten. Dabei wird der Wasserstoff zum
Energiespeicherstoff, der in gasförmiger oder flüssiger Form gelagert
wird."

Stefan: "Dann kommt die Brennstoffzelle ins Spiel. Dort wird dann der
Wasserstoff zusammen mit Sauerstoff zu Wasser, wobei Elektronen
fließen, oder kurz gesagt, Strom entsteht."

Ben: "Wahnsinn, erinnerst du dich an den Chemieunterricht? Wasserstoff
plus Sauerstoff ergibt eine Knallgasreaktion, sehr explosiv. In einer
Brennstoffzelle muss dieser Vorgang dann sicherlich sehr kontrolliert
ablaufen."

Stefan: "Kurz zusammengefasst: Wasser wird einmal gespalten, um dann
wieder zusammengefügt zu werden? Für das erstere braucht man Energie,
bei dem zweiten erhält man Energie, richtig?"

Ben: "Na, ja, du sagst es zwar sehr einfach, aber ja, so denke ich mir
das auch. Die Frage bleibt, ob man dabei wirklich ein Plus an Energie
herauswirtschaften kann? Da fällt mir noch etwas auf. Was kommt
eigentlich aus dem Auspuff eines Wasserstoff-Autos heraus?"

Stefan: "Na, wohl kein Wasser, also Wasserdampf und der ist heiß."

Ben: "Was passiert denn, wenn viele Autos Wasserdampf in die
Atmosphäre abgeben. Trägt das nicht auch zur Klimaerwärmung bei?"

Stefan: "Davon habe ich schon gehört. Das soll in Bezug auf die
Klimaerwärmung ähnlich schädlich wirken wie CO2."

Ben: "Mich überzeugt weder die Wasser-Elektrolyse noch die gesamte
Wasserstoff-Technologie. Es hört sich schön an, dass hier kein CO2
frei wird. Doch bleibt unerwähnt, wie viel davon zuvor schon durch die
gesamten Produktionsschritte, die diese Technologie überhaupt
ermöglichen, in die Atmosphäre gelangte."

Stefan: "Denk doch nur an die Untersuchungen, die wir über Windräder
und Sonnenenergie-Anlagen angestellt und dabei erkannt haben, dass der
Verbrauch an Seltenen Erden und anderen Rohstoffen ganz erheblich ist.
Ganz zu schweigen von den Abbaumethoden und dem Energieaufwand, der
für die Herstellung benötigt wurde und wird."

Ben: "Ich jedenfalls bleibe sehr skeptisch."

Stefan: "Genau, wie ich. Außerdem bin ich davon überzeugt, dass es
viel besser wäre, wenn allgemein darüber nachgedacht werden würde, wie
wir weniger Energie, weniger Wegwerfprodukte, weniger Plastik und
vieles mehr herstellen und verbrauchen würden.
Was hältst du davon, wenn wir uns nun wieder dem Recycling von Plastik
widmen?"

Ben: "Ja, finde ich gut. Das ist handfester und praktischer. Prüfen
wir, ob das überhaupt möglich ist."

Stefan: "Aber nicht mehr heute, meine Gehirnzellen machen da nicht
mehr mit."



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.energie-lexikon.info/elektrolyse.html

https://www.wasserstoff-auto.org/wasserstoff.html
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IMI/1055: Flucht aus Kabul und Deutschlands "Verantwortung"

IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2021/045 vom 16. August 2021

Flucht aus Kabul und Deutschlands "Verantwortung"

von Bernhard Klaus



Seit Sonntag, dem 15. August 2021, spielen sich auf dem Flughafen von Kabul
dramatische Szenen ab. Das NATO-Militär hat den zivilen Luftverkehr
eingestellt und setzt die oberste Priorität auf die Evakuierung der eigenen
Botschaftsangehörigen. Davon, dass die US-Streitkräfte die "Kontrolle"
übernommen hätten, kann aber eigentlich keine Rede sein. Menschengruppen
rennen über die Start- und Landebahn und werden von US-Kampfhubschraubern
im Tiefflug vertrieben, Einzelne klammern sich verzweifelt an abhebenden
Maschinen fest. Auch aus Deutschland wurden Militärtransporter auf den Weg
nach Kabul geschickt, um Angehörige der deutschen Botschaft, anderer
Ministerien und von NGOs zu evakuieren. Abgesichert werden soll das durch
Fallschirmjäger der Division Schnelle Kräfte und Feldjäger der Bundeswehr.
Es ist davon auszugehen, dass auch Angehörige des Kommandos Spezialkräfte
nach Kabul verlegt werden oder bereits vor Ort sind. Die deutschen Militärs
werden kaum umhin kommen, mitzuentscheiden und womöglich auch mit
Waffengewalt durchzusetzen, wer mitfliegen darf und wer nicht. Auf anderer
Ebene geschieht dies bereits durch die Sperrung des Luftraums für den
zivilen Luftverkehr, weshalb alle Linienflüge vorerst ausgesetzt sind bzw.
umgeleitet werden. Wer jetzt noch aus Kabul raus will, muss an Bord eines
NATO-Militärflugzeuges gelassen werden. Auf Twitter finden sich Videos von
Menschen, die sich auf der Gangway des vorerst letzten Flugzeuges drängen,
das Kabul nach Indien verlassen sollte.

Stefan Recker, Leiter Afghanistan-Büro Caritas International, gab sich im
Interview mit tagesschau.de [1] demgegenüber relativ entspannt, was seine
persönliche Sicherheit angeht. Angesichts der dramatischen Szenen am
Flughafen sah er sich am Abend des 15. Augusts noch wenig motiviert, sich
dorthin zu begeben. Wann er genau ausgeflogen werde, wisse er noch nicht,
er sei aber auf einer entsprechenden Liste vermerkt. Mehr Sorgen macht er
sich um die afghanischen Mitarbeiter*innen der Organisation, für die
(zumindest zu diesem Zeitpunkt) von deutscher Seite keine Evakuierung
geplant war. Was die weitere Versorgung der Binnenflüchtlinge angeht,
zeigte er sich eher zuversichtlich, bezeichnete die Taliban sogar
"momentan" als "extrem kooperativ".

Das verweist darauf, dass zwar völlig nachvollziehbar Panik in Kabul und
auf dem dortigen Flughafen ausgebrochen ist, aber eben nicht Alle erfasst.
Die russische Botschaft verkündete am 16. August in sachlichem Ton, dass
man das Personal in den nächsten Tagen reduzieren werde und dazu am
folgenden Tag Verhandlungen mit Vertretern der Taliban geplant seien. China
hat seinerseits angekündigt, friedlich Beziehungen zu den Taliban aufnehmen
zu wollen.

Bei denjenigen, die nun teilweise mit Waffengewalt zugunsten des westlichen
Botschaftspersonals davon abgehalten werden, Kabul in den Militärmaschinen
der NATO-Staaten zu verlassen, dürfte es sich also v.a. um Angehörige jener
Zivilgesellschaft handeln, deren Aufbau v.a. in Deutschland immer wieder
als großer Erfolg des NATO-Einsatzes hervorgehoben wurde. So sprach
Winfried Nachtwei, entschiedener Befürworter der Afghanistan-Mission
während der Regierungsbeteiligung der Grünen kürzlich von "einer vitalen
Zivilgesellschaft", die sich in den Städten gebildet habe. Auch in den
Debatten im Bundestag zur Verlängerung der Bundeswehr-Mandate wurde stets
die Verantwortung für diese Zivilgesellschaft hervorgehoben, so etwa von
Aydan Özoguz (SPD) in ihrem Plädoyer für die Mandatsverlängerung im Februar
2020: "Es gibt unglaublich starke und mutige Frauen in Afghanistan, die
jeder Unterdrückung trotzen und trotz ständiger Drohung zu den
Versammlungen gehen, um dort deutlich zu machen, dass ihnen ihre Rechte
zustehen. Immer wieder bitten sie uns um Unterstützung. Wir dürfen sie
hierbei nicht alleine lassen". Wie Deutschland nun mit dieser Verantwortung
umgeht, zeigt sich am Flughafen von Kabul. Da war ihr Fraktions-Kollege
Fritz Felgentreu (SPD) in seiner anschließenden Rede schon ehrlicher, als
er die tatsächlichen Handlungsparameter des Bundeswehr-Einsatzes benannte:
"Der Grundsatz 'Zusammen rein, zusammen raus' gilt, sowohl aus politischen
wie aus militärischen Gründen und aus Gründen der Sicherheit". Überhaupt
war in den letzten Jahren zu bemerken, dass der Begriff der "Verantwortung"
in den Afghanistan-Debatten sich immer weiter weg von Afghanistan hin zu
den NATO-Verbündeten bewegte. Dies war z.B. wiederholt das Hauptargument
von Johann David Wadephul (CDU/CSU), zuletzt im März 2021: " Die 
CDU/CSU-Fraktion wird dem Antrag zustimmen, weil uns das die Vernunft gebietet,
weil wir Verlässlichkeit zeigen und weil wir Verantwortung übernehmen ...
Wir sind verlässlich. Die Amerikaner haben uns in der Tat gebeten, der
neuen Administration von Joe Biden zur Seite zu stehen und es ihr zu
ermöglichen, einen Friedensschluss herbeizuführen, der sich an konkreten
Bedingungen orientiert... Wir brauchen die Amerikaner, und wir brauchen den
Erfolg der Biden-Administration. Alle NATO-Partner wollen den Einsatz
fortsetzen. Deswegen sage ich an Bündnis 90/Die Grünen: Es reicht nicht,
ins Wahlprogramm hineinzuschreiben, dass man zu den Verpflichtungen in der
NATO steht. Wenn die NATO an dieser Stelle den Einsatz fortsetzen will,
dann muss man im Rahmen der NATO solidarisch handeln".

Als Vertreter dieser Biden-Administration hat Außenminister Antony J.
Blinken am 15. August - während sich die Lage am Flughafen Kabul zuspitzte -
 noch einmal die offiziellen Ziele der USA in Afghanistan auf den Punkt
gebracht: "We went to Afghanistan 20 years ago with one mission in mind,
and that was to deal the people who attacked us on 9/11". Nach offizieller
Darstellung wurde die Leiche Osama bin Ladens am 2. Mai 2011 vom US-Militär
im Arabischen Meer versenkt, nachdem er zuvor aufgegriffen und erschossen
wurde - in Abbottabad in Pakistan, einem mit den USA verbündeten
Nachbarstaat Afghanistans, wo er vermutlich bereits seit 2006 gelebt hatte.

Caritas International und allen anderen Hilfsorganisationen, die eine
Distanz zur NATO wahren konnten und (auch deshalb) weiterhin in Afghanistan
aktiv bleiben können, ist für die kommenden Monate und Jahre alles Gute und
alle erdenkliche Unterstützung zu wünschen.




Anmerkung:

[1] http://tagesschau.de/
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FESTIVAL/416: 40 Filme in 10 Tagen - Das Human Rights Film Festival Berlin stellt sein Programm vor (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

40 Filme in 10 Tagen: Das Human Rights Film Festival Berlin stellt sein
Programm vor

Pressemitteilung des Human Rights Film Festival Berlin vom 18. August 2021



Das vierte Human Rights Film Festival Berlin präsentiert vom 16. bis zum
25. September 40 Dokumentarfilme über den aktuellen Stand der
Menschenrechte auf der Welt. Im Zentrum stehen Geschichten von Menschen,
deren Rechte massiv verletzt werden, und die als Aktivistinnen und
Aktivisten für Veränderung kämpfen. Die Filme werden sowohl deutschlandweit
online als auch offline in ausgewählten Berliner Kinos gezeigt. 10 Filme
treten im Wettbewerb um den Willy-Brandt-Dokumentarfilmpreis an. Mit dem
Human Rights Forum findet auch in diesem Jahr eine interdisziplinäre
Plattform rund um die Themen Storytelling, Aktivismus und Menschenrechte
statt.

Eröffnet wird das Festival vom Sundance-Preisträger SABAYA des Regisseurs
Hogir Hirori [1] über eine Gruppe von Männern und Frauen, die ihr Leben
riskieren, um jesidische Frauen und Mädchen aus der IS-Sklaverei zu
befreien. Der Film zeigt dabei eindringlich den Schwerpunkt des Human
Rights Film Festival Berlin, dass sich in diesem Jahr auf Geschichten von
Aktivistinnen und Aktivisten, die gegen Unrecht und
Menschenrechtsverletzungen aufbegehren, fokussiert.

Dabei stellt das Festival weibliche Aktivist*innen in den Vordergrund: FLY
SO FAR [2] (Deutschlandpremiere) berichtet über das Abtreibungsverbot in El
Salvador, dass Frauen, die Fehlgeburten erleiden, kriminalisiert.
UNAPOLOGETIC [3] (Deutschlandpremiere) erzählt die Geschichte von zwei
mutigen Aktivisten*innen der Black Lives Matter Bewegung. THE ANTS AND THE
GRASSHOPPER [4] (Deutschlandpremiere) begleitet eine Umweltaktivistin aus
Malawi, die bis ins Weiße Haus reist, um den Menschen dort zu zeigen, dass
die Klimakrise real ist.

Mit unserer Filmauswahl wollen wir zeigen, dass Frauen als Aktivistinnen
eine führende Rolle im Kampf für Gerechtigkeit und gegen Korruption,
Unrecht und Hunger spielen. Dennoch sind sie bis heute in den Medien und
der öffentlichen Wahrnehmung unterrepräsentiert", so Anna Ramskogler-Witt,
Direktorin des HRFFB.

Das Festival wird von Aktion gegen den Hunger in Kooperation mit Save the
Children und in Partnerschaft mit Amnesty International organisiert. Die
Reihe "Making a Difference" [5] von Aktion gegen den Hunger zeigt fünf
Filme, die sich auf die Themen humanitäre Hilfe und Hungerbekämpfung
konzentrieren. In der von Save the Children kuratierten Reihe "The Right to
Change" [6] wird in fünf ausgewählten Filmen der Fokus auf Geschichten von
Kindern und Jugendlichen in Not gelegt. Mit "Stories that Matter" [7]
kuratiert Amnesty International drei Filme zum Thema Aktivismus und Rechte.

Insgesamt 40 herausragende Dokumentarfilme [8] werden gezeigt, die sich mit
den Themen Demokratie, Freiheit und Menschenrechten auseinandersetzen. Die
Filme enthüllen Ungerechtigkeiten und prangern Menschenrechtsverletzungen
und Missstände an, zeigen dabei aber auch Lösungswege und zelebrieren den
Mut und das Engagement ihrer Protagonist*innen. Zu den meisten Filmen sind
anschließende Gespräche und Q&As mit den Regisseur*innen, Protagonist*innen
oder Expert*innen geplant, die live auf YouTube übertragen werden und damit
deutschlandweit zugänglich sind.

Vergeben wird auch in diesem Jahr wieder der mit 3.000 EUR dotierte
Willy-Brandt-Dokumentarfilmpreis für Freiheit und Menschenrechte. 10 Filme
treten für den Wettbewerb an, der Preisträger wird von einer
hochkarätig-besetzen internationalen Jury ausgewählt. Der Preis wurde in
diesem Jahr von der österreichischen Künstlerin Sabine Wiedenhofer
gestaltet. Die Preisverleihung findet am 24. September 2021 im
Festivalzentrum in den Atelier Gardens der Berliner Union Film statt.

Bereits zum zweiten Mal findet das Human Rights Forum [9] als
interdisziplinäre Plattform rund um die Themen Storytelling, Aktivismus und
Menschenrechte statt. Eröffnet wird das Forum von Staatsministerin Michelle
Müntefering, zu den Forumsgästen gehören Expert*innen wie Ece Temelkuran
(türkische Journalistin), Lotte Leicht (Human Rights Watch), Aya Chebbi
(pan-afrikanische Feministin), Graeme Smith (Kriegsjournalist und Autor),
Katja Riemann (Regisseurin und Schauspielerin) und Andrew Gilmour (Berghof
Foundation).


Über das Human Rights Film Festival Berlin

Das Human Rights Film Festival Berlin (HRFFB) wurde von der humanitären und
entwicklungspolitischen Organisation Aktion gegen den Hunger initiiert und
findet seit 2018 jährlich statt. Das Festival stellt Geschichten aus allen
Teilen der Welt in den Mittelpunkt, die auf eindringliche Weise über den
aktuellen Stand der Menschenrechte berichten. Das HRFFB 2021 wird von
Aktion gegen den Hunger in Kooperation mit Save the Children und in
Partnerschaft mit Amnesty International organisiert. Die Organisationen
setzen dabei mit einer kuratierten Filmauswahl zu den Querschnittsthemen
humanitäre Hilfe und Hungerbekämpfung, Menschenrechte sowie Kinderrechte
jeweils einen thematischen Fokus. Die Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung
vergibt auch in diesem Jahr wieder den Willy-Brandt-Dokumentarfilmpreis für
Freiheit und Menschenrechte.


Weitere Informationen:

www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de


Anmerkungen:

[1] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/sabaya

[2] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/fly-so-far

[3] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/unapologetic

[4] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/ants-and-grasshopper

[5] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/making-difference

[6 ] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/right-change

[7] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/stories-matter

[8] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/filme/programm-2021

[9] https://www.humanrightsfilmfestivalberlin.de/de/rahmenprogramm/human-rights-forum-2021
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STANDPUNKT/082: Noch gibt es Richter in Deutschland (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Noch gibt es Richter in Deutschland

Zum Versuch, die DKP platt zu machen 

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 1. August 2021



Mit üblen Tricks haben Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble und
Bundeswahlleiter Georg Thiel versucht, die Deutsche Kommunistische
Partei, DKP, von der Bundestagswahl im September auszuschließen und
sie als Partei zu exekutieren. Erst das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe stoppte das Intrigenspiel. (1) ARD-aktuell befand
erwartungsgemäß, an der Affäre sei nichts Besonderes. In ihren
Fernsehnachrichten brachte sie kein Wort darüber. In ihrer
Internet-Nische tagesschau.de bot die Redaktion neben den
Kurzmeldungen "DKP wird nicht zur Bundestagswahl zugelassen"
(2) und, zwei Wochen später, "DKP darf doch bei der Bundestagswahl
antreten" (3) nur jeweils eine kurze Zusatznachricht (4). Alle
Berichte wie üblich im billigen, oberflächlichen Stil, mit dem unsere
unter- und desinformierte Gesellschaft mittlerweile abgespeist
wird.

Zugegeben: Die DKP ist eine kleine Partei, gut organisiert, aber
relativ einflusslos. Trotzdem wollten die von Schäuble dirigierte
Bundestagsverwaltung und der von Thiel präsidierte Bundeswahlausschuss
ihr den Status als politische Partei aberkennen, sie damit von der
nächsten Bundestagswahl ausschließen und von der Bildfläche
verschwinden lassen. Vorgeschobene Begründung: Die Partei habe in den
letzten sechs Jahren keine gesetzlich vorgeschriebenen
Rechenschaftsberichte vorgelegt. Eine Falschbehauptung, wie sich vor
Gericht herausstellen sollte.

Kommunisten sind Traditions- und Dauerobjekt deutscher
innenpolitischer Feindbildpflege. Schäuble und Thiel leisteten einen
weiteren Beitrag dazu, und der öffentlich-rechtliche Rundfunk, voran
die Tagesschau, gewährte Beihilfe, wie man es anders nicht mehr kennt.

Der Versuch, eine politische Partei zu zerschlagen, berührt
 den Zentralnerv eines demokratischen Staates.


Dass unsere Spitzenjournalisten das verheimlichten (oder nicht einmal
begreifen?) und als Vertreter der "Vierten Gewalt" kaum reagierten,
beweist, welch großen Schaden die politische Kultur unseres
Gemeinwesens bereits erlitten hat.

Kleiner Rückblick auf deutsche Antikommunismus-Tradition: Seit ihrer
Gründung im Januar 1919 erwies sich die Partei der Kommunisten als
kampfbereiter Interessenvertreter der Arbeiter und Benachteiligten und
damit als erbitterte Gegner des faschistischen und des reaktionären
Ungeistes. Für ihren Mut im Widerstand gegen die Nazis vor und während
des Dritten Reiches zahlten die Kommunisten zu Abertausenden mit ihrem
Leben, ganz im Gegensatz zu den opportunistischen Vorfahren von CDU
und FDP. Bereits unmittelbar nach Hitlers Machtübernahme wurden mehr
als 60.000 Kommunisten verhaftet. (5) Nirgends ist genau dokumentiert,
wie viele insgesamt von den Nazis hingerichtet oder in den
Konzentrationslagern umgebracht wurden (6), doch sind sich die
Historiker einig, dass es Zehntausende waren.

Nach dem Krieg ging die Kommunistenverfolgung in Deutschland nach nur
wenigen Jahren Unterbrechung weiter, fast so, als sei nichts gewesen.
Die Regierung Adenauer setzte schließlich im August 1956 beim
Bundesverfassungsgericht das Verbot der Partei durch. (7) Sie wurde
aufgelöst, ihr Vermögen eingezogen, es gab zahllose Verhaftungen. (8)
Abermals sahen sich zehntausende Kommunisten ins Exil gezwungen, die
meisten flüchteten in die DDR. Das KPD-Verbot gilt heutzutage als
rechtswidrig, als juristischer Gewaltakt. (9) Rückgängig gemacht wurde
es trotzdem nicht.

Erst 12 Jahre später, 1968, gründeten die Kommunisten ihre Partei in
der Bundesrepublik neu, jetzt mit dem Namen DKP - unter argwöhnischer
Beobachtung seitens der etablierten politischen Kaste. (10) Und kaum
ein Jahr danach, Willy Brandt und seine Sozialdemokraten waren soeben
an die Regierung gelangt, lebte die Kommunistenverfolgung in subtiler
Form wieder auf.


Die Zeit der Berufsverbote

Es begann das Jahrzehnt der Berufsverbote. Opfer waren nun Beamte und
Angestellte des Öffentlichen Dienstes sowie ungezählte junge Menschen,
die in staatlichen bzw. kommunalen Aufgabenfeldern eine berufliche
Zukunft suchten. Grundlage für diesen erneuten Verfassungsbruch -

"Niemand darf wegen seiner ... politischen Anschauungen
 benachteiligt oder bevorzugt werden" (11) 


- war der sogenannte Radikalen-Erlass, den Brandt später bereute. (12)

Generell gilt: Kommunistenhass und Geschichtsklitterung gehören zur
DNA der deutschen Nachkriegs-Geschichtsschreibung. Sie sind Substanzen
unserer politischen Giftköche und journalistischen Hetzer. Das
offizielle Deutschland reklamiert heute für sich eine entschieden
antinazistische Einstellung. Glaubwürdig ist das nicht die Spur, wie
schon ein Blick auf unsere Außenpolitik und die schamlose Berliner
Unterstützung der Ukro-Nazis in Kiew zeigt. Innenpolitisch spricht der
Umgang mit den Kommunisten seine eigene undemokratische Sprache. Sie
werden trotz ihrer historischen und aktuellen Verdienste im Widerstand
gegen Faschismus und Krieg aus dem öffentlichen Bewusstsein
herausgehalten und vom Verfassungsschutz ausspioniert. Die Erinnerung
an die beispielhaften Erfolge der frühen DDR, die unmittelbar nach
ihrer Gründung systematisch Nazi-Verbrechen aufklärte und verfolgte,
wurde vollends aus dem kollektiven Gedächtnis getilgt. (13)

Vor diesem Hintergrund mutet es wie ein Treppenwitz der Weltgeschichte
an, dass nun politisches Spitzenpersonal, ausgerechnet zum 80.
Jahrestag des deutschen Überfalls auf die Sowjetunion, der DKP den
Rest geben wollte. Bürokratische Tricks und verwaltungsrechtliche
Mätzchen sollten zum Ziel führen.

Austragungsort der Intrige war die Sitzung des Bundeswahlausschusses
am 8. und 9. Juli in Berlin. (14) Dem erlauchten 11er-Rat gehören acht
Beisitzer an, die der Vorsitzende - zugleich Präsident des
Statistischen Bundesamtes - auf Vorschlag der im Bundestag etablierten
Parteien beruft. (15) Zwei weitere Mitglieder sind Richter am
Bundesverwaltungsgericht.


Rechtsstaatlichkeit zweifelhaft

Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa,
OSZE, hat bereits im Jahr 2009 erhebliche Zweifel an der
rechtsstaatlich gebotenen Unabhängigkeit dieses Gremiums angemeldet.
(16) Der Ausschuss entscheide weder nach gesetzlich definierten
Kriterien noch seien Interessenkonflikte ausgeschlossen, weil seine
Mitglieder aufgrund ihrer Parteizugehörigkeit über die Zulassung ihrer
Konkurrenten befinden dürfen. Durchschlagende Konsequenzen zogen
unsere deutschen Vorleute daraus nicht.

Auf tagesschau.de hieß es nun, formal wohl zutreffend, aber an
der Realität vorbei:

"Der Ausschuss prüft nur, ob die Bewerber für die Wahl die
 vorgeschriebenen Formalien einhalten. Eine inhaltliche Bewertung
 insbesondere der Programmatik der Parteien darf er nicht
 vornehmen." (Anm.3) 


Eine typische ARD-Plattitüde, ohne Unterscheidung von Soll und Ist.
Unsere Qualitätsjournalisten verdrängen, wie oft das
Bundesverfassungsgericht schon mit seinen Entscheidungen rechtswidrige
Akte der Politeliten hat blockieren oder korrigieren müssen.
ARD-aktuell verlor kein kritisches Wort über den politischen Skandal,
dass der Bundestagspräsident und der Bundeswahlleiter aufgrund
willkürlich interpretierter Formvorschriften des Parteiengesetzes
versuchten, eine seit Jahrzehnten aktive Partei im kalten Handstreich
"platt" zu machen.

In der Beratung am 8. Juli behauptete Bundeswahlleiter Thiel, die DKP
habe keinen Anspruch, sich an der Bundestagswahl zu beteiligen. Sie
habe entgegen dem Parteiengesetz die vorgeschriebenen
Rechenschaftsberichte verspätet eingereicht. Laut Bundestagsverwaltung
habe sie deshalb ihre Eigenschaft als Partei verloren. Auf den
warnenden Einwand des Bundesverwaltungsrichters Langner, auch
verspätet eingereichte Berichte seien doch Berichte, reagierte Thiel,
indem er den Ball an den in der Sitzung anwesenden Vertreter Schäubles
weiterspielte. Der behauptete daraufhin mit breiter Brust, die
Vorschriften des Parteiengesetzes ließen keinen Raum, die DKP noch als
politische Partei anzuerkennen: Verspätet eingereichte Berichte seien
wie nicht eingereichte Berichte zu behandeln. (17)

Ein stärkeres Indiz, dass es sich dabei um ein abgekartetes Spiel
zwischen Thiel und Schäubles Verwaltungsapparat handelte, ist
schwerlich vorstellbar.

Als "kaltes Parteiverbot" kritisierte denn auch der Verein
demokratischer Juristen, VdJ, den Vorgang. Der Gesetzgeber habe eine
solche Regelung - verspätete Rechenschaftsberichte führen zum Verlust
der Parteistellung - "gar nicht erlassen können, da sie
verfassungswidrig wäre". (18) Schäuble, als Opfer eines
Revolverattentats vor 31 Jahren auf den Rollstuhl angewiesen und
zutiefst verbittert, erwies sich einmal mehr als Kommunistenfresser,
der jetzt die Gelegenheit gekommen sah, an der DKP sein Mütchen zu
kühlen. Er selbst kandidiert übrigens trotz seiner 79 Jahre im Herbst
erneut für den Bundestag ... (19)


Tricks und Intrigen

Belege dafür, dass er und Thiel die DKP in voller Absicht hatten
auflaufen lassen wollen, gibt es zuhauf. Der DKP-Vorstand hatte am 5.
September vorigen Jahres beim Bundeswahlleiter ausdrücklich
nachgefragt, ob man die Anforderungen gemäß § 23 Parteiengesetz
zur Rechenschaftslegung erfülle. Am 8. September ließ Thiel wissen, er
könne diese Frage nicht beantworten, das sei Aufgabe des Präsidenten
des Deutschen Bundestags (W. Schäuble). Noch gleichentags schrieb der
DKP-Vorstand daraufhin die Bundestagsverwaltung mit gleicher
Fragestellung an. Eine Auskunft erhielt er jedoch auch hier nicht.
(20)

Tatsächlich hatte Thiel vor der Wahlausschuss-Sitzung bei Schäuble
nachgefragt, ob Rechenschaftsberichte der DKP vorlägen und die
Mitteilung bekommen, dass es zwar Berichte gebe, die seien aber
sämtlich verspätet eingegangen. Daraus bastelten die
Schäuble-Bürokraten für den Wahlleiter den Vorschlag, der DKP die
Parteieneigenschaft abzusprechen. Gegenüber dem
Bundesverfassungsgericht behauptete Thiel, er sei ja nicht
verpflichtet gewesen, die DKP hierüber in Kenntnis zu setzen. (21)

Die Schlussfolgerung drängt sich auf, dass Schäuble und Thiel eine
fiese Intrige zwecks Ausschaltung der DKP spannen. Dem DKP-Vorstand
kann man andererseits den Vorwurf nicht ersparen, dass er seinen
politischen Feinden mit bemerkenswerter Blauäugigkeit auf den Leim
ging, indem er annahm, sein Wahlzulassungs-Antrag werde sachgerecht
behandelt.

Dass die Beisitzer dem Bundeswahlleiter Thiel während der
Ausschusssitzung weitgehend das Feld überließen und nahezu alles
einstimmig abnickten, was er ihnen auftischte, lässt tief in die
antidemokratischen Abgründe der Berliner Politik blicken. Dass nur ein
einziges Mitglied gegen den Ausschluss der DKP und gegen die
Aberkennung ihrer Parteieigenschaft votierte - ausgerechnet ein Grüner
(!) - zeigt, wie weit die Entmündigung des parlamentarischen Fußvolks
bereits fortgeschritten ist. Die Linkspartei wird im September von
vielen Wählern die Quittung dafür bekommen, dass ihre Vertreterin im
Bundeswahlausschuss ebenfalls gegen die DKP stimmte. Der billige
Versuch der PdL-Führung, "unglückliches Fehlverhalten einer
Ersatzdelegierten" vorzuschützen, beeindruckt keineswegs. (22)


Der Bock als Gärtner

Da wir nun schon mal bei den Personalien sind, lohnt sich ein Blick in
die Vergangenheit der beiden Haupttäter. Sofort fällt er dann auch auf
die Schwarzgeldaffäre der CDU. Ihretwegen verlor der damalige Partei-
und Fraktionsvorsitzende Schäuble vor 21 Jahren seine Posten und sein
Renommee als seriöser Politiker. Er konnte/wollte den Verbleib einer
Parteispende von 100.000 DM nicht erklären, die ihm ein bekannter
Waffenschieber im CDU-Hauptquartier bar in die Hand gedrückt hatte.
(23) Dass ausgerechnet dieser Schäuble Finanzminister und schließlich
sogar Bundestagspräsident werden konnte, ist ein besonderes
"Qualitätsmerkmal" des Berliner Politikbetriebes. Dass er sich nun
auch noch zum Tugend-Scharfrichter über die DKP aufschwang und die
Kommunistenpartei wegen einer vergleichsweise läppischen Verfehlung
kaputtmachen wollte, ist nicht mal mehr Realsatire, sondern bloß noch
ein schlechter Witz.

Mittäter Georg Thiel kann ebenso wenig mit blütenreiner Weste punkten.
Bundesweit bekannt wurde er als Vorgesetzter mit hässlichen
Führungseigenschaften. Ein THW-Mitarbeiter hat sich vor mehreren
Jahren in seiner Münchner Dienststelle erhängt. Im Abschiedsbrief gab
er seinem Chef die Schuld. Thiel habe ein "menschenverachtendes
Arbeitsklima gezielt gefördert", hieß es damals in Zeitungsberichten.

Wolfgang Schäuble, seinerzeit Innenminister und Thiels politischer
Dienstherr, nahm seinen Mann jedoch in Schutz:

"Der tragische Freitod eines Mitarbeiters im
 THW-Landesverband Bayern am 12. März hat uns alle tief bestürzt.
 ... Die Sachverhaltsaufklärung durch das Innenministerium hat
 ergeben, dass Herr Dr. Thiel keine Verantwortung für den Freitod
 trägt und Vorwürfe in diesem Zusammenhang haltlos sind."
 (24) 


Der somit Freigesprochene wurde allerdings wegbefördert, "auf eigenen
Wunsch". Schäuble ließ verlauten, er habe der Bitte um Versetzung
entsprochen, um weiteren Schaden vom THW abzuwenden. Vom THW-Chef über
eine Zwischenstation zum Präsidenten des Statistischen Bundesamtes
(25): So sehen politische Reinwaschgänge aus.


Muster-Bürokrat

Der Vorwurf, Thiel lasse es an Führungsqualitäten mangeln, blieb
dennoch an ihm haften und fand neue Bestätigung. Zeit Online
zitiert Klagen der Mitarbeiterschaft: Thiel führe das Bundesamt für
Statistik mit einem System aus Angst und Druck. (26) Es kam
knüppeldicke: menschenverachtender Führungsstil, Steuerverschwendung,
Vetternwirtschaft. (27) Wundert sich nun noch jemand darüber, dass
dieser Muster-Bürokrat Beihilfe zur versuchten Zerstörung der DKP
leistete?

Der Machtmissbrauch an der Spitze unserer Republik verlässt sich auf
das Schweigen bzw. Versagen der ARD-aktuell als kontrollierender
Wächter der Demokratie. Der Verzicht auf kritische Distanz und purer
Verlautbarungsjournalismus im Sinne der Regierenden fördern die
unverschämten Auftritte der Politdarsteller und ihrer
Ministerialbürokratie. Wäre da nicht die Justiz - die Dritte Macht im
Staat neben Parlament und Regierung - sähe es hierzulande noch weit
finsterer aus.

Im vorliegenden Fall verhinderte sie den Exitus der DKP. Noch gibt es
Richter in Deutschland! (28)

Mit seiner Presseerklärung, es sei den ungezählten nationalen und
internationalen Solidaritätsbekundungen zu danken, dass das
Bundesverfassungsgericht der Parteibeschwerde stattgab (29), tut der
DKP-Vorstand sich selbst und seiner Partei keinen Gefallen. Er
unterstellt damit, wenn auch nur indirekt und vermutlich ungewollt,
der Beschluss sei nach sachfremden und opportunen Erwägungen erfolgt.
Dessen Wert besteht aber gerade darin, dass die Verfassungsrichter
eben nicht Beifall heischend und populistisch entschieden. Sie
begründen vielmehr juristisch einwandfrei, warum auch die DKP gemäß
Grundgesetz Anspruch auf Wahlteilnahme hat und ihr Status als Partei
zu respektieren ist.


Ein Offenbarungseid

ARD-aktuell hätte zumindest auf ihren diskreten Internetseiten
ausreichend Platz gehabt, Schäubles und Thiels Anschlag auf die DKP
als dreiste Verletzung demokratischer Prinzipien darzustellen und über
diesen Skandal umfassend zu informieren. Eine Kurzmeldung in der
20-Uhr-Tagesschau mit Verweis auf ausführliche Berichte im Internet
wäre das Mindeste gewesen. Dazu hätte es allerdings größerer
analytischer Fähigkeiten, eines breiteren politischen Bewusstseins und
eines stärkeren journalistischen Rückgrats bedurft, als die
Hauptabteilung ARD-aktuell wieder mal demonstriert.

Die Redaktion sonnt sich eben lieber im Wohlwollen der Berliner
Machthaber. Sie gibt deshalb deren Verschwörungstheorien über
russische Fake News und angeblich drohende Cyber-Attacken auf die
Bundestagswahl vorbehaltlos als Nachrichten weiter und denkt nicht mal
im Traum daran, den böswilligen Schmarren infrage zu stellen. (30) Die
bedingungslose journalistische Anpasserei schützt vor internem Ärger.
Christine Strobl, Schäubles Tochter und Ehefrau des
baden-württembergischen Innenministers Thomas Strobl, wurde kürzlich
zur ARD-Programmdirektorin ernannt (31). Seitdem ist der informelle
Weg vom Bundestagspräsidenten zur Tagesschau-Redaktion noch erheblich
kürzer geworden.


Quellen und Anmerkungen: 

(1) http://www.bverfg.de/e/cs20210722_2bvc000821.html

(2) https://www.tagesschau.de/inland/btw21/dkp-bundestagswahl-101.html

(3) https://www.tagesschau.de/inland/btw21/dkp-109.html

(4) https://www.tagesschau.de/suche2.html?query=DKP&sort_by=date

(5) http://widerstandsausstellung.m-o-p.de/ausstellung/kpd.htm

(6) https://encyclopedia.ushmm.org/content/de/article/documenting-numbers-of-victims-of-the-holocaust-and-nazi-persecution

(7) https://www1.wdr.de/stichtag/stichtag-bundesverfassungsgericht-verbot-kpd-100.html

(8) https://www.deutschlandfunkkultur.de/das-kpd-verbot.984.de.html?dram:article_id=153331

(9) https://www.deutschlandfunk.de/kpd-verbot-ueber-ein-verfassungswidriges-verfahren.1310.de.html?dram:article_id=406087

(10) https://www1.wdr.de/stichtag/stichtag-deutsche-kommunistische-partei-dkp-100.html

(11) https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_3.html

(12) https://www.historisches-lexikon-bayerns.de/Lexikon/Radikalenerlass

(13) https://www.gedenkstaettenforum.de/nc/publikationen/publikation/news/die_verfolgung_der_nazi_verbrechen_in_ost_und_west/

(14) https://bundeswahlleiter.de/info/presse/mitteilungen/bundestagswahl-2021/13_21_1bwa-uebertragung.html

(15) https://www.bundeswahlleiter.de/service/glossar/b/bundeswahlausschuss.html

(16) https://www.osce.org/de/odihr/elections/germany/40879

(17) https://www.bundestag.de/mediathek?videoid=7531731#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NTMxNzI5Jm1vZD1tb2Q1MzY2Njg=&mod=mediathek (ab Minute 22)

(18) https://www.vdj.de/mitteilungen/nachrichten/nachricht/kaltes-parteiverbot-vdj-kritisiert-nichtzulassung-der-dkp-zur-btw-als-verfassungswidrig-und-undemokratisch/

(19) https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-09/bundestagswahl-2021-wolfgang-schaeuble-kandidat-cdu-offenburg-bundestagspraesident

(20) Beschwerdebegründung des DKP-Anwalts H.-E. Schultz, Berlin, v. 12.07. 21 vor dem Bundesverfassungsgericht (liegt den Autoren vor)

(21) Beschwerde-Erwiderung des Bundeswahlleiters vom 16.07. 21 (liegt den Autoren vor)

(22) https://www.jungewelt.de/artikel/406408.zukunft-der-dkp-bedroht-mittlerweile-bedauern-das-alle.html?sstr=Bundeswahlausschuss

(23) https://www.deutschlandfunk.de/cdu-spendenaffaere-vor-20-jahren-wolfgang-schaeubles.871.de.html?dram:article_id=470343

(24) https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-05/georg-thiel-statistisches-bundesamt-vorwuerfe-mitarbeiter-fuehrungsstil-bundeswahlleiter

(25) https://www.thw.de/SharedDocs/Meldungen/DE/Pressemitteilungen/national/2006/03/meldung_004.html?noMobile=1

(26) https://www.destatis.de/DE/Ueber-uns/Geschichte/praesident-thiel.html

(27) https://www.spiegel.de/panorama/statistisches-bundesamt-mitarbeiter-erheben-vorwuerfe-gegen-bundeswahlleiter-georg-thiel-a-e201dde7-6e41-419c-b1a6-cba31258a7af#ref=rss

(28) Anspielung auf den legendären Protestsatz, den der "Potsdamer Müller" dem Preußenkönig Friedrich II. zurief: "Noch gibt es Richter in Berlin!"

(29) https://www.unsere-zeit.de/sieg-der-solidaritaet-158455/

(30) https://www.tagesschau.de/inland/btw21/sicherheit-bundestagswahl-101.html

(31) https://www.deutschlandfunk.de/neue-ard-programmdirektorin-interessenkonflikte-bei.2907.de.html?dram:article_id=484866


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer
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Dermatologische Lehre war der Zeit voraus

von Dirk Schnack



DERMATOLOGIE. In der Pandemie wurde auch für die Lehre nach Lösungen
gesucht, wie sich Wissen ohne Präsenzveranstaltungen vermitteln lässt.
Die in Kiel niedergelassene und an der Uni lehrende Dermatologin Prof.
Regine Gläser hatte schon vorher ein Angebot entwickelt.


Wie viel Salbe muss man auftragen, damit die Haut vor Sonne
geschützt wird? Wie gelingt die Nahttechnik bei einer OP? Was ist beim
Hautkrebsscreening zu beachten? In über 15 Kurzvideos sind solche und
andere Themen aus der praktischen Dermatologie über Youtube so
erklärt, dass Medizinstudierende die Inhalte verstehen und ihnen
wertvolle Tipps vermittelt werden. Vor und hinter der Kamera agiert
Prof. Regine Gläser, deren mediale Erzeugnisse zum Grundlagenwissen
der Dermatologie längst mehr als ein Geheimtipp sind. Der Film mit dem
Hautkrebsscreening etwa war bis Juni über 68.000 Mal angeklickt
worden.

"Das schauen sich neben Studierenden auch Patienten an und
Allgemeinmediziner frischen ihr Wissen auf", vermutet Gläser. Ihr
Faible für die Lehre hat sie aus ihrer Zeit als Oberärztin an der
Kieler UKSH-Hautklinik mit in die Niederlassung genommen. Seit 2017
ist sie in Kiel niedergelassen und nur noch mit geringer Stundenzahl
an der Hochschule unter Vertrag. Ihre Leidenschaft ist neben der
Praxis und Forschung die Wissensvermittlung an junge Ärzte. "Was hätte
ich mir als Studentin gewünscht", hat sie sich in der Niederlassung
gefragt. Herausgekommen sind nicht nur die Filme. Gläser hat zum
Beispiel zusammen mit anderen Kieler Dermatologen einen Praxistag für
Medizinstudierende in Kiel initiiert, damit diese noch vor der
Famulatur in die Dermatologie "hineinschnuppern" können.
Hintergedanke: "Solch ein Tag zeigt Studierenden ganz schnell, ob das
Fach einen interessiert oder nicht. Er hilft, die Fachdisziplinen in
der Niederlassung schneller kennenzulernen."

Der Praxistag konnte in der Pandemie nicht aufrechterhalten werden,
die Filme aber waren begehrt. "Wir waren unserer Zeit voraus", sagt
Gläser. Sie startete 2019 und produzierte 2020 wegen steigender
Nachfrage eine zweite Staffel. Als die Präsenzveranstaltungen dann
pandemiebedingt ausfallen mussten, gab es aus Kiel schon Material, von
dem die Studierenden auch an anderen Universitätsstandorten
profitieren konnten.

Gläser wurde mehrfach für das Konzept ausgezeichnet, zuletzt mit dem
Preis für Akademische Lehre der Deutschen Dermatologischen
Gesellschaft (DDG), den sie gemeinsam mit der Erlanger PD Cornelia
Erfurt-Berge erhielt.

Die Videos konnten realisiert werden, weil Gläser hierfür von 2018 bis
2020 Fördermittel vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) über Lehrprojekte des PerLe (Projekt erfolgreiches Lehren und
Lernen)-Fonds für Lehrinnovation der Christian-Albrechts-Universität
zu Kiel (CAU) einwerben konnte.

Nicht erwartet hätte sie zu Beginn, wie aufwendig ein professionell
gemachter Kurzfilm gedreht werden muss. Die Fördermittel erlaubten ihr
in Kooperation mit den Jungen Dermatologen (JuDerm) des
Berufsverbandes das Arbeiten mit Medienexperten. Das bedeutete für
sie, dass sie für jedes Thema Drehbücher verfassen, Filme mal
synchronisieren, mal Texte vom Teleprompter ablesen und als
Darstellerin vor die Kamera musste. "Das war aufwendig, hat aber auch
viel Spaß gemacht", berichtet Gläser, die sich für das Projekt eng mit
der schleswig-holsteinischen Berufsverbandsvorsitzenden Dr. Thyra
Bandholz abgestimmt hat.

Wichtiger als Spaß und Auszeichnungen ist ihr, dass die Filme den
Studierenden weiterhelfen. Positive Rückmeldungen zeigen, dass sie mit
ihrem Konzept auf dem richtigen Weg ist. Nach ihrem Erfolgsrezept
gefragt antwortet sie: "Wir haben die Studierenden von Beginn an
einbezogen und gefragt, wer die Lehre mit entwickeln will." An der
Realisierung haben Studierende u. a. als wissenschaftliche Hilfskräfte
und als Tutoren mitgearbeitet. Eine von ihnen war Linda Wittbecker,
die zunächst als wissenschaftliche Hilfskraft und Tutorin fungierte,
über das Projekt publizierte und inzwischen ihre Promotion zum Thema
abgegeben hat.

 * 

Quelle:
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Das E-Rezept kommt

von PM/BÄK



E-REZEPT. Das elektronische Rezept löst im Laufe dieses Jahres das
rosa Papierrezept (Muster 16) ab. Ab Januar 2022 ist die Nutzung des
E-Rezepts zur Verordnung verschreibungspflichtiger Arzneimittel und
Rezepturen für alle Vertragsärzte verpflichtend.


Auch Entlassrezepte in Krankenhäusern müssen ab diesem Zeitpunkt
als E-Rezept ausgestellt werden, es sei denn, die Ausstellung des
E-Rezepts ist aus technischen Gründen nicht möglich oder die Dienste
und Komponenten der Telematikinfrastruktur stehen nicht zur Verfügung.

Einführungsstufen 

Technisch möglich soll die Ausstellung von E-Rezepten ab dem 1. Juli
2021 sein. Die gematik ist gesetzlich dazu verpflichtet, die
technischen Komponenten bis zum 30. Juni 2021 zu entwickeln und
bereitzustellen. Dazu gehört auch eine E-Rezept-App, die künftig von
den Patienten über den App-Store oder Google Play direkt auf das
Smartphone geladen werden kann. Ab Juli 2021 folgt eine dreimonatige
Testphase, räumlich begrenzt auf die Fokusregion Berlin-Brandenburg.
Anschließend ist die bundesweite Einführung des E-Rezepts das
ambitionierte Ziel.

Das E-Rezept wird in mehreren Stufen eingeführt. In der ersten Stufe
sollen alle apothekenpflichtigen Arzneimittel elektronisch verordnet
werden, wobei auf der Empfängerseite öffentliche Apotheken und
Versandapotheken eingebunden werden. Auch in der ausschließlichen
Fernbehandlung soll das E-Rezept zum Einsatz kommen.

Die zweite Stufe des E-Rezepts startet am 1. Januar 2023. Dann sollen
auch Verordnungen von Betäubungsmitteln und T-Rezepte folgen. Hierbei
müssen das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte sowie
die Landesgesundheitsbehörden eingebunden werden.

Mit der dritten Stufe können Verordnungen für Heil- und Hilfsmittel
über das E-Rezept abgebildet und auch Antrags- und Abrechnungsprozesse
mit der Krankenkasse elektronisch durchgeführt werden.

In weiteren Stufen sind eine grenzüberschreitende Einlösung und die
Einbindung weiterer Akteure und Formate vorgesehen.

Im Digitale-Versorgung-und-Pflege-Modernisierungs-Gesetz (DVPMG) sind darüber hinaus
folgende Termine festgelegt:

• Januar 2023: elektronische Verordnung von digitalen Gesundheitsanwendungen (DiGA),

• Juli 2024: elektronische Verordnung von häuslicher Krankenpflege und außerklinischer Intensivpflege,

• Juli 2025: elektronische Verordnung von Soziotherapien nach § 37a SGB V,

• Juli 2026: elektronische Verordnung von Heilmitteln und Hilfsmitteln, Verbandmittel,
Harn- u. Blutteststreifen, Medizinprodukte.

Prozess und benötigte Komponenten

Um ein E-Rezept ausstellen zu können, benötigen Ärzte einen
elektronischen Heilberufsausweise (eHBA), mit dem sie eine
qualifizierte elektronische Signatur (QES) erstellen können. Die QES
ist der eigenhändigen Unterschrift rechtlich gleichgestellt. Ein
Update des Praxisverwaltungssystems ist notwendig. Für die Nutzung der
"Komfortsignatur" ist ein Update des Konnektors erforderlich.

Das E-Rezept wird über das Praxis-IT-System ausgefüllt und mittels
eHBA digital unterschrieben. Bei einem Ausfall der Infrastruktur oder
einzelner Komponenten kann als Ersatzverfahren weiterhin das
Papierrezept genutzt werden. Ein E-Rezept kann eine
Fertigarzneimittel- bzw. Wirkstoffverordnung, eine Rezeptur oder eine
per Freitextfeld beschriebene Verordnung enthalten. Inhaltlich sind
die Angaben identisch mit dem Papierrezept. Bis zu drei Arzneimittel
(Rezeptcodes) lassen sich in einem Sammelcode zusammenfassen.

Aus dem Praxissystem wird das Rezept über die Telematikinfrastruktur
an einen gesicherten E-Rezept-Server - einen sogenannten Fachdienst -
übermittelt. Im Fachdienst werden alle E-Rezepte verschlüsselt
abgelegt. Von dort werden die Verordnungen in die E-Rezept-App des
Patienten und in die Apothekensysteme heruntergeladen.

Alternativ zum E-Rezept auf dem Smartphone, können Patienten, wenn sie
es wünschen, einen Papierausdruck in der Arztpraxis erhalten und in
der Apotheke vorlegen. Der Papierausdruck des Rezepts ist mit einem
2D-Barcode und Informationen zu den verschriebenen Arzneimitteln
versehen. In diesem Fall benötigt die Praxis einen Drucker, der
mindestens eine Auflösung von 450 dpi drucken kann.

Alle Schritte zur Vorbereitung des Rezeptes einschließlich des
Ausdruckens, falls der Versicherte das wünscht, können von
Praxisangestellten vorgenommen werden, vor allem, wenn es sich um ein
Wiederholungsrezept handelt.

Einlösen in der (Versand)Apotheke 

Nutzen Patienten die E-Rezept-App über ihr Smartphone, können sie das
E-Rezept vom E-Rezept-Server in ihre App laden. Für das Einlösen gibt
es zwei Möglichkeiten: Das E-Rezept wird persönlich in einer
Vor-Ort-Apotheke vorgezeigt oder die Patienten wählen die Apotheke per
Smartphone aus und senden das E-Rezept an diese Apotheke. Bei dieser
kann es sich auch um eine Versandapotheke handeln.

Über die E-Rezept-App können Patienten zudem bereits eingelöste
Rezepte und Protokolldaten einsehen. Bezüglich der Dauer der
Einlösbarkeit des E-Rezepts gelten die gleichen Regelungen wie beim
Papierrezept. Informationen zu dispensierten Arzneimitteln sollen für
Patienten künftig ebenfalls in einer Arzneimittelliste abgelegt
werden. Diese dient als Grundlage für Informationen des elektronischen
Medikationsplans und kann in der elektronischen Patientenakte abgelegt
werden. Wurde ein E-Rezept eingelöst, wird es nach 100 Tagen
automatisch vom E-Rezept-Server gelöscht.

Die Abrechnung des E-Rezepts erfolgt für gesetzlich Versicherte wie
bisher über das Apothekenrechenzentrum (ARZ). Nach der Abgabe des
Arzneimittels erhält die Apotheke eine Bestätigung vom Fachdienst in
der Telematikinfrastruktur und kann damit die Abrechnung des E-Rezepts
gegenüber der jeweiligen Krankenkasse vornehmen.

 * 
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Die Willensbekundung für den Notfall

von Dirk Schnack



PALLIATIVMEDIZIN. Mit dem Palliativausweis Nord gibt ein Verbund von
Partnern in Flensburg und Umgebung ein Dokument aus, das besonders
Notärzten helfen könnte, die Patientenentscheidung ohne Zeitverlust zu
erfassen. Klare Abgrenzung zur Patientenverfügung und zur
Vorsorgevollmacht.


Viele Notärzte kennen die schwierige Situation aus kritischen
Einsätzen oder in der Sterbephase von Patienten: Die Patienten selbst
sind nicht mehr entscheidungsfähig, es existieren keine gesicherten
Informationen über ihre Wünsche und der akute Handlungsbedarf lässt
keine Zeit, um eine ausführliche Patientenverfügung zu lesen. Dennoch
erwarten die manchmal verängstigten, teils verunsicherten oder
überforderten Angehörigen von den Notärzten eine Entscheidung.

In solchen Situationen könnte eine schnell zu erfassende, klar
dokumentierte Entscheidung des Patienten helfen - dies ist die
Grundidee des Palliativausweis Nord, den der Ärztliche Leiter
Rettungsdienst mit dem Katharinen Hospiz am Park und den
Projektpartnern Stadt Flensburg, Kreis Nordfriesland, Kreis
Schleswig-Flensburg sowie den Unterstützern VR Bank Nord eG und
Selbsthilfe-Bauverein eG Flensburg realisiert haben. Sie sind nicht
die ersten. Zuerst veröffentlichte das Netzwerk Palliativmedizin Essen
einen solchen Ausweis, mittlerweile sind viele andere Regionen
gefolgt. In Schleswig-Holstein gibt es den Ausweis in Kiel.

Der handliche gelbe Palliativausweis Nord kann nur vom Haus-,
Fach- oder Krankenhausarzt ausgestellt werden und sollte deshalb von
diesen auch vorrätig gehalten werden. Wichtig ist er für Patienten mit
einer rasch fortschreitenden und unheilbaren Erkrankung, die Wert
darauf legen, dass auch eine Behandlung im Notfall so erfolgt, wie sie
es sich im Voraus wünschen. Dabei muss einiges beachtet werden.
Solange der Patient seinen Willen bilden und äußern kann, gilt sein
direkt ausgedrückter Wille. Erst wenn er das nicht mehr kann, gilt der
im Palliativausweis dokumentierte Wille.

Welche Angaben enthält der Palliativausweis Nord neben den Angaben zur
Person, der palliativmedizinischen Hauptdiagnose und Angaben zu
Besonderheiten und zur Medikation? Es sind vor allem die folgenden
drei Fragen, die der Patient mit "Ja" oder "Nein" ankreuzen muss und
die dem Notarzt eine zügige Entscheidung ermöglichen sollen:

• Eine Herz-Lungen-Wiederbelebung wünsche ich.

• Eine Intubation/künstliche Beatmung wünsche ich.

• Eine Krankenhauseinweisung wünsche ich.

Auch weitere Ansprechpartner etwa in der Hausarztpraxis, im
Krankenhaus, beim Pflegedienst oder beim ambulanten Hospizdienst
können im Ausweis eingetragen werden.

Der in einer Patientenverfügung geäußerte Wille eines Patienten ist
vom Arzt zu beachten, wenn die in der Verfügung getroffenen Aussagen
auf die aktuelle Situation zutreffen und diese nicht mit dem Gesetz in
Konflikt stehen. Da der Palliativausweis Nord vor allem für die
Notfallsituation gedacht ist, sollten Patienten darauf achten, dass
sie darin keine Angaben machen, die im Widerspruch zu einer
möglicherweise zusätzlich bestehenden Patientenverfügung stehen.

Wichtig ist die Abgrenzung zur Patientenverfügung: Diese soll
umfassend Auskunft geben über die Vorstellungen und Wünsche eines
Menschen für den Fall, dass er nicht mehr selbstständig über seine
medizinische Behandlung und Begleitung entscheiden kann. In einer
Vorsorgevollmacht wiederum überträgt der Patient einer anderen Person
das Recht, für ihn zu entscheiden, wenn er selbst dazu nicht mehr in
der Lage ist. Beide Dokumente - Patientenverfügung und
Vorsorgevollmacht - gelten auch außerhalb der Notfallsituation. Nur:
In einer akuten Notfallsituation sind sie oft nicht verfügbar und oft
zu lang. Dem Notarzt ist es damit nicht möglich, sich schnell
ausreichend zu informieren und die vom Patienten tatsächlich
gewünschte Versorgung einzuleiten. "Somit stellt der Palliativausweis
eine Willensbekundung speziell für den Notfall dar", informieren die
Projektpartner in einem Flyer über ihren Ausweis.

Für den Palliativausweis Nord gilt also: Er ist sehr speziell auf die
absehbare Akutsituation bezogen, er ist kurz und knapp gehalten, der
Wille des Patienten ist sofort erkennbar und durch die gelbe Farbe ist
der Ausweis schnell auffindbar und durch die handliche Größe lässt er
sich zum Beispiel im Portemonnaie mitführen.

Anfang Texteinschub

Info


Der Palliativausweis Nord ist eine Willensbekundung des Patienten für
den Notfall. Die enthaltenen Angaben sollen Notärzten helfen, ohne
Zeitverlust die weiteren Schritte einzuleiten und dabei den Willen des
Patienten zu berücksichtigen. Rechtlich gesehen stufen die Initiatoren
den Ausweis als spezielle Patientenverfügung ein, wenn er vom
Patienten selbst unterschrieben wurde oder sich auf eine vorhandene
Patientenverfügung bezieht. Weil die Palliativdiagnose eingetragen und
ärztlich bestätigt werden muss, ist der Ausweis nicht frei verfügbar,
sondern soll vom betreuenden Haus-, Fach- oder Klinikarzt mit dem
Patienten gemeinsam ausgestellt werden. Ärzte erhalten die Ausweise
über das Katharinen Hospiz am Park (info@katharinen-hospiz.de)

Ende Texteinschub
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Jeden Tag mehr als 1.000 neue Patienten

von Uwe Groenewold



DIABETES. Epigenetik und Telemedizin sind die Themen zweier Lübecker
Wissenschaftlerinnen, mit denen sie Schleswig-Holstein beim Deutschen
Diabetes Kongress vertreten haben. Vorgestellt wurden auch neue
Erkenntnisse über den Einfluss von Diabetes auf die Krebsentstehung.


Aktuell gibt es mindestens acht Millionen Betroffene mit
Diabetes in Deutschland", erklärte Prof. Monika Kellerer, Präsidentin
der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG), zu Kongressbeginn, etwa 95
Prozent von ihnen mit einem Typ-2-Diabetes. Pro Tag kämen weit mehr
als 1.000 Neuerkrankte hinzu, bis zum Jahr 2040 werde sich die Zahl
der Diabeteserkrankungen voraussichtlich auf zwölf Millionen belaufen.
"Das ist eine gewaltige Herausforderung für unser Gesundheitssystem.
Schon heute müssen pro Jahr mehr als 21 Milliarden Euro für Diabetes
und seine Begleiterkrankungen ausgegeben werden - das Leid der
Betroffenen ist damit noch gar nicht berücksichtigt."

Kurz nach dem Kongress hat die Technische Universität München weitere
bedenkliche Zahlen veröffentlicht: Rund 40 Prozent der Teilnehmer
einer Onlinebefragung (1.001 Erwachsene zwischen 18 und 70 Jahre,
Befragung im April 2021) gaben an, seit Beginn der Corona-Pandemie
zugenommen zu haben. Im Schnitt liegt die Gewichtszunahme bei 5,6 kg,
bei den Befragten mit ohnehin höherem Gewicht und BMI über 30 sind es
sogar 7,2 kg. Überdurchschnittlich häufig haben die 30- bis
44-Jährigen (48 Prozent) Gewicht zugelegt. "Corona befeuert damit die
Adipositas-Pandemie", bilanzierte Ernährungsmediziner Prof. Hans
Hauner.

Und die wiederum wirkt sich auf die starke Zunahme von Typ-2-Diabetes
aus - bei der jetzigen und bei späteren Generationen. Die
Zusammenhänge und welchen Einfluss Lebensstilfaktoren auf die
Entstehung von Diabetes haben können, untersucht
Ernährungswissenschaftlerin und Genetikerin Prof. Henriette Kirchner
mit ihrem Team an der Universität Lübeck. Epigenetik heißt das
Forschungsfeld, das das Wechselspiel zwischen Genen und
Umwelteinflüssen untersucht und dessen aktuelle Erkenntnisse Kirchner
bei der virtuellen 55. Jahrestagung der DDG vorgestellt hat.

"Die menschlichen Gene haben sich in den letzten 100 Jahren kaum
verändert. Epigenetik wiederum ist flexibel und dynamisch und reagiert
schnell auf Umwelteinflüsse und den individuellen Lebensstil. Deswegen
spielt die Lebensweise, also wie wir uns ernähren und bewegen, eine
große Rolle bei der Diabetesentstehung", erläutert die Forscherin im
Interview (*). Das betreffe heute jeden Einzelnen persönlich und
morgen die Nachkommen, so Kirchner: "Eltern sollte klar sein, dass
sich ihr Lebensstil auf die kommende Generation auswirkt;
epigenetische Muster können über Mutter oder Vater weitergegeben
werden." Dies beziehe sich insbesondere auf die Entwicklung von
Typ-2-Diabetes.

Bisherigen Erkenntnissen zufolge nur wenig mit Genetik oder Epigenetik
zu tun hat Typ-1-Diabetes, die häufigste Stoffwechselerkrankung im
Kindesalter. Nach aktuellen Schätzungen leben in Deutschland etwa
32.000 Kinder und Jugendliche bis 19 Jahre mit der autoimmun bedingten
Erkrankung. Die Erkrankungsrate steigt jedes Jahr um drei bis vier
Prozent, besonders kleine Kinder sind von dem Zuwachs betroffen.
"Woran das liegt, wissen wir nicht", sagt DDG-Präsident Prof. Andreas
Neu aus Tübingen. "Es gibt zwar Antikörper und andere Marker, die eine
Vorhersage und Risikoabschätzung hinsichtlich der Diabetesentstehung
erlauben, bislang fehlen jedoch wirkungsvolle Strategien, die einen
Ausbruch der Erkrankung verhindern könnten."

Manchmal ist der Auslöser ein Infekt, in anderen Fällen findet sich
keine bestimmte Ursache, wenn ein bisher gesundes Kind oder ein
Jugendlicher plötzlich an Diabetes Typ 1 erkrankt. Wie allerdings
moderne Diabetestechnologien Behandlungsergebnisse verbessern können,
wird seit Jahren in der Kinderdiabetologie unter Beweis gestellt. Die
meisten jungen Patienten mit Typ-1-Diabetes tragen ein Gerät zur
kontinuierlichen Glukosemessung (CGM) und eine Insulinpumpe bei sich.
Die Daten von CGM-Systemen, Blutzuckermessgeräten und Insulinpumpen
können unkompliziert über eine App in eine Software hochgeladen und
direkt statistisch vorausgewertet sowie grafisch aufbereitet werden.
Neue telemedizinische Möglichkeiten, wie sie unter anderem in der
Kinder- und Jugendmedizin am UKSH in Lübeck seit mehreren Jahren
angeboten werden, können die Therapie weiter optimieren.

Die von Dr. Simone von Sengbusch geleitete "Virtuelle Diabetesambulanz
für Kinder und Jugendliche" (ViDiKi), eine vom Innovationsfonds
geförderte Studie zur Erprobung der Videosprechstunde, wurde bereits
vor der Corona-Pandemie erfolgreich getestet: Die Studie wurde von
April 2017 bis März 2020 mit 240 Kindern und Jugendlichen in
Schleswig-Holstein und Hamburg durchgeführt (das
Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt berichtete). Alle Teilnehmer
erhielten über ein Jahr monatliche Videosprechstunden durch ihr
Studienteam als ergänzende Leistung zur Regelversorgung in ihrer
Diabetesambulanz. Danach konnten die Studienteilnehmer noch bis zum
Ende des Versorgungszeitraums weiter Telemedizin nutzen, im Schnitt
waren das zweieinhalb Jahre.

Im vergangenen Oktober hat die Oberärztin die Ergebnisse
veröffentlicht (doi.org/10.1111/pedi.13133), die wesentlichen
Erkenntnisse lauten:

• Große Akzeptanz: Von den circa 3.800 Videosprechstundenterminen
wurden nahezu alle wahrgenommen.

• Bessere Werte: Für die gesamte Kohorte zeigte sich nach einem
Jahr eine signifikante und klinisch relevante Absenkung des HbA1c.

• Entlastung und Zufriedenheit: Insbesondere Mütter wurden in der
Therapie entlastet, signifikant steigende Therapiezufriedenheit der
Eltern.

Ab April 2020 wurde die Studie fortgeführt und bezog auch neu
erkrankte Kinder ein. "Unsere 'ViDiKi 2.0'-Studie endete im März 2021
und fand damit komplett während der Corona-Pandemie statt", erläutert
von Sengbusch. Die Ergebnisse sollen in Kürze veröffentlicht werden.
Ob die Videosprechstunde in die Regelversorgung überführt wird,
entscheidet der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA). Für die
Kinderdiabetologin ist klar: "Die jungen Patientinnen und Patienten
werden darauf nicht mehr verzichten wollen. Das Diabetesmanagement ist
mit der Videosprechstunde für Familien und Therapeuten viel einfacher
geworden. Letztendlich ist genau das die moderne Medizin, die zur
hochdigitalisierten Therapie passt."

Zu den erwachsenen Patienten: Einer Auswertung der Universität Ulm
zufolge leidet inzwischen knapp jeder fünfte stationäre Patient über
20 Jahre an Diabetes (doi: 10.3238/arztebl.m2021.0151). Analysiert
wurden Fallzahlen zwischen 2015 und 2017, mehr als 18 Prozent der
jeweils rund 16,5 Millionen stationär aufgenommenen Patienten hatten
eine Haupt- oder Nebendiagnose Diabetes. Diabetes kommt im Krankenhaus
nahezu doppelt so häufig vor wie in der Gesamtbevölkerung - ein
deutliches Indiz für die hohe Morbidität. Unabhängig vom Aufnahmegrund
haben Menschen mit Diabetes einen schlechteren Verlauf im Krankenhaus;
die Krankenhaussterblichkeit ist bei Diabetikern um 32 Prozent höher
als in einer vergleichbaren Gruppe ohne Diabetes. Von den rund 3,1
Millionen Krankenhausfällen mit Diabetes im Jahr 2017 waren laut
Studie mehr als 2,8 Millionen an einem Typ-2-Diabetes erkrankt.
"Auffällig war, dass die Verweildauer und Sterblichkeit unter den
Krankenhausfällen mit Diabetes höher lag als bei denjenigen ohne
Diabetes", erklärt Prof. Reinhard W. Holl aus Ulm. "Das verdeutlicht
den erheblichen stationären Versorgungsbedarf von immer älter
werdenden multimorbiden Diabetespatienten."

Mit dem Alter zunehmende Beschwerden wie Herzkreislauferkrankungen,
Nierenschäden oder Demenz sind Folgen des Typ-2-Diabetes.
Verantwortlich hierfür sind neben den Stoffwechselstörungen häufig
chronische Entzündungsreaktionen. Dafür typische
Entzündungsbotenstoffe beeinträchtigen Organe oft so stark, dass sie
nicht mehr ausreichend auf Insulin reagieren. In einer aktuellen
Untersuchung haben Wissenschaftler des Deutschen Diabetes-Zentrums
(DDZ) bei über 400 Probanden 74 Biomarker gemessen, die ein breites
Spektrum an Entzündungsprozessen abdecken (doi.org/10.2337/db20-1054).
Damit lässt sich das Risiko für diabetesbedingte Komplikationen besser
bestimmen.

Bereits zuvor hatten die Forscher im Rahmen der Deutschen
Diabetes-Studie fünf Subgruppen von Diabetes mit unterschiedlichem
Verlauf identifiziert: die schwere Autoimmun-Diabetes (SAID), der
schwere Insulinmangel-Diabetes (SIDD), der schwere insulinresistente
Diabetes (SIRD), der moderate adipositasbedingte Diabetes (MOD) sowie
der moderate altersbedingte Diabetes (MARD).

Die aktuelle Studie zeigt, dass sich diese Subgruppen nicht nur
hinsichtlich Alter und Stoffwechseleigenschaften unterscheiden,
sondern auch bezüglich der Biomarker der Entzündung. Die höchsten
Blutspiegel wurden in der Subgruppe SIRD beobachtet, die durch
ausgeprägte Insulinresistenz gekennzeichnet ist; die Subgruppe SIDD,
die vor allem durch Insulinmangel geprägt ist, wies die niedrigsten
Biomarker-Spiegel auf. "Es wird noch einige Jahre dauern, bis wir aus
diesen Erkenntnissen eine konkrete Empfehlung für die Diabetestherapie
ableiten können, aber die Ergebnisse sind für Diabetes-Komplikationen
und ihr Verständnis äußerst relevant", sagt Dr. Christian Herder aus
dem DDZ. Zukünftige Studien müssten untersuchen, inwieweit
Unterschiede in den Profilen der entzündungsbezogenen Biomarker die
Unterschiede zwischen den Diabetes-Subgruppen hinsichtlich ihres
Risikos, diabetesbedingte Komplikationen zu entwickeln, erklären
können.

Anfang Texteinschub

Info


In Deutschland gibt es nach Angaben der Deutschen Diabetes
Gesellschaft rund 1.100 diabetologische Schwerpunktpraxen, 4.266
Diabetologen, 5.050 Diabetesberater, etwa 8.570 Diabetesassistenten,
3.520 Wundassistenten sowie 300 stationäre Einrichtungen mit einer
Anerkennung für Typ-1- und Typ-2-Diabetes (Stand 2/21). Ein Hausarzt
betreut im Schnitt etwa 100 Patienten mit Diabetes, davon zwei bis
fünf Typ-1-Diabetiker. Rund die Hälfte der Typ-2-Diabetiker wird ohne
Medikamente (Ernährungsumstellung, Gewichtsabnahme, Schulung und
Bewegung) behandelt, 40 bis 50 Prozent erhalten blutzuckersenkende
Tabletten, mehr als 1,5 Millionen werden mit Insulin behandelt.

Ende Texteinschub

Diabetiker haben ein höheres Risiko für eine Krebserkrankung, von der
in Deutschland jährlich etwa 510.000 Menschen neu betroffen sind.
Epidemiologische Untersuchungen haben eine klare Risikobeziehung
zwischen Übergewicht und Tumorerkrankungen der Gebärmutter, der
Speiseröhre, der Leber, der Bauchspeicheldrüse und des Darms
aufgezeigt, wie Prof. Stephan Herzig, Direktor des Helmholtz Diabetes
Centers München, während des Kongresses erläuterte. Je nach Studie
findet man ein bis zu vierfach höheres Risiko zum Beispiel für
Leberkrebs. "Bei Menschen mit Typ-2-Diabetes kann man von einem bis zu
1,7-fach erhöhten Risiko für bestimmte Tumorarten ausgehen", so
Herzig. "Das sind Brust-, Darm-, Harnblasen- und
Bauchspeicheldrüsenkrebs, bei einer entsprechenden familiären
Vorbelastung gilt auch ein erhöhtes Risiko für Darmkrebs."

Die Gründe für diese Risikobeziehung sind vielfältig: Menschen mit
Prädiabetes und einem unerkannten Typ-2-Diabetes weisen häufig eine
Insulinresistenz auf, die ihr Körper mit einer vermehrten
Hormonausschüttung zu kompensieren versucht. Insulin fördert aber auch
das Zellwachstum. "Somit können Körperzellen mit einem genetischen
Defekt, der eine entgleiste Zellteilung bewirkt, noch schneller
wachsen und zu Tumoren führen", erklärte der Molekularbiologe. Darüber
hinaus laufen sowohl bei Übergewicht als auch bei Diabetes die oben
beschriebenen chronischen Entzündungsprozesse in verschiedenen Organen
ab, die ebenfalls das Tumorwachstum beschleunigen können. Auch
bestimmte Fettgewebshormone, die bei Übergewicht vermehrt aus dem
Fettgewebe freigesetzt werden, spielen bei der Tumorprogression eine
Rolle. In Studien konnte gezeigt werden, so Herzig, dass das
Fettgewebshormon Leptin den Fettstoffwechsel in Brustkrebszellen
verändern und dadurch die Tumoraggressivität sowie die Metastasierung
steigern kann. "Das bedeutet, die Körperumgebung in einer bestimmten
Stoffwechsellage kann direkt Einfluss auf eine Tumorzelle nehmen und
den weiteren Verlauf auf molekularer Ebene bestimmen."

Weitere Studien müssten unter anderem ergründen, wie der systemische
Stoffwechsel mit dem Tumorstoffwechsel zusammenhängt und ob der
Stoffwechsel das Tumorwachstum nicht nur beschleunigen, sondern auch
initiieren kann. "Genauso wichtig ist, Menschen mit Diabetes über ihr
erhöhtes Krebsrisiko aufzuklären und ihnen Präventions- und
Früherkennungsangebote aufzuzeigen", betont Herzig. Früh erkannt seien
viele Krebsarten und ihre Vorstufen mittlerweile gut behandelbar.

Auch über die Zusammenhänge zwischen Diabetes und COVID-19 ist
inzwischen mehr bekannt; sie waren ebenfalls Thema beim virtuellen
DDG-Kongress. Diabetiker haben ein höheres Risiko für einen schweren
COVID-19-Verlauf. Metaanalysen haben gezeigt, dass männliches
Geschlecht, Alter über 65 Jahre, hohe Blutglukosespiegel zum Zeitpunkt
der Einlieferung ins Krankenhaus, die chronische Behandlung mit
Insulin sowie bestehende Begleiterkrankungen wie
Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Nierenerkrankungen als Risikofaktoren
für einen schweren COVID-19-Verlauf gelten. Andererseits zeigten die
Analysen, dass eine dauerhafte Metformintherapie mit einem reduzierten
Risiko für einen schweren COVID-19-Verlauf einherging.

Darüber hinaus gibt es erste Erkenntnisse, dass auch eine
SARS-CoV-2-Infektion eine Diabeteserkrankung auslösen kann.
Verschiedene Studien haben gezeigt, dass bei bis zu 15 Prozent der
hospitalisierten Patienten mit COVID-19 in der Folge ein neu
aufgetretener Diabetes diagnostiziert wurde. Ganz offensichtlich
infizieren die Coronaviren die Beta-Zellen der Bauchspeicheldrüse und
beeinträchtigen deren Funktion. Ob sich der Zuckerstoffwechsel nach
abgeklungener Infektion wieder normalisiert oder aber der Diabetes
chronifiziert, darüber gibt es noch keine abschließenden Erkenntnisse.


(*) Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

siehe unter:

SCHATTENBLICK / INFOPOOL → MEDIZIN → KRANKHEIT
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DIABETES/2110: Einfluss von Lebensstilfaktoren auf die Entstehung - Interview mit Prof. Dr. Henriette Kirchner (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 7/8, Juli/August 2021



"Schaltfehler im Erbgut"

Uwe Groenewold sprach mit der Genetikerin Prof. Dr. Henriette Kirchner

INTERVIEW. Die Ernährungswissenschaftlerin und Genetikerin Prof.
Henriette Kirchner untersucht mit ihrem Team am Center of Brain,
Behavior and Metabolism der Universität Lübeck, welchen Einfluss
Lebensstilfaktoren auf die Entstehung von Diabetes haben. Unser Autor
Uwe Groenewold befragte sie.


Frau Prof. Kirchner, warum erkrankt eine Person an Diabetes?
Sind es die Gene oder trägt eher die ungesunde Lebensweise zur Entstehung
bei?

Prof. Henriette Kirchner:  Im Fall des Typ-2-Diabetes, also des
nicht insulinpflichtigen und am weitesten verbreiteten Diabetes,
lautet die Antwort: sowohl als auch. Die genetische Prädisposition
liegt für Typ-2-Diabetes zwischen 30 und 50 Prozent. Somit hat man
eine bis zu 50-prozentige Chance, einen Typ-2-Diabetes zu entwickeln,
wenn ein Elternteil ebenfalls betroffen ist. Allerdings wurden bislang
noch keine Gene identifiziert, die einen großen Effekt auf die
genetische Vererbung des Typ-2-Diabetes haben.


Aber es gibt aktuelle Erkenntnisse aus der Genetik? 

Kirchner:  Neueste genomweite Assoziationsstudien zeigen, dass
ungefähr 450 genetische Positionen mit Typ-2-Diabetes assoziiert sind.
Einige davon beeinflussen besonders die Genexpression in den
insulinproduzierenden Beta-Zellen und vermindern somit deren
Funktionsfähigkeit. Andere genetische Risikovarianten verringern
direkt die Insulinproduktion, indem sie die Expression des Gens für
Insulin und wichtige Co-Faktoren beeinträchtigen.


Genetik ist die eine Seite, Epigenetik die andere. Bitte erklären Sie
kurz den Zusammenhang. 

Kirchner:  Es gibt eine Vererbung des Diabetesrisikos, die
epigenetisch vermittelt ist. Epigenetik beeinflusst die Genexpression,
also ob ein Gen verstärkt an- oder ausgeschaltet wird. Epigenetische
Mechanismen stellen das Bindeglied zwischen Genen und Umwelt dar, weil
sie je nach Art der aktuellen Umwelteinflüsse die Genaktivität
beeinflussen können. Epigenetische Veränderungen, die Typ-2-Diabetes
auslösen können, finden wir bei Personen mit Diabetes in allen
Organen, die stoffwechselrelevant sind - im Muskel, im Fettgewebe, in
der Leber, in der Bauchspeicheldrüse.


Was hat das mit unserer Lebensweise zu tun? 

Kirchner:  Die menschlichen Gene haben sich in den letzten 100
Jahren kaum verändert. Epigenetik wiederum ist flexibel und dynamisch
und reagiert schnell auf Umwelteinflüsse und den individuellen
Lebensstil. Deswegen spielt die Lebensweise, also wie wir uns ernähren
und bewegen, eine große Rolle bei der Diabetesentstehung.


Und welchen Einfluss hat das Verhalten der Eltern auf die Nachkommen? 

Kirchner:  Eltern sollte klar sein, dass sich ihr Lebensstil
auf die kommende Generation auswirkt; epigenetische Muster können über
Mutter oder Vater weitergegeben werden. In diesem Forschungsgebiet
wurden in den vergangenen Jahren viele Erkenntnisse gewonnen, die
generationsübergreifende epigenetische Vererbung könnte erklären,
warum die globale Inzidenz für Diabetes so stark zunimmt, ohne dass
sich die Gene verändert haben.


Können Sie das an einem Beispiel erläutern?

Kirchner:  Auswirkungen verschiedener Hungersnöte sind gut
dokumentiert, etwa die aus dem Hungerwinter 1944 in den Niederlanden.
Durch die proteinarme Mangelernährung, der schwangere Frauen damals
ausgesetzt waren, hatten die Nachkommen ein höheres Risiko für
Typ-2-Diabetes und koronare Herzerkrankungen. Bei ungesundem
Lebensstil geben diese ein wiederum schlechteres epigenetisches Profil
an ihre Nachkommen weiter - ein Teufelskreis und wahrscheinlich ein
wichtiger Grund für die Epidemie an Typ-2-Diabetes und Übergewicht.


Ist es auch möglich, dass Genetik und Epigenetik zusammentreffen?

Kirchner:  Dazu gibt es inzwischen erste Erkenntnisse. So wurde
vor Kurzem ein komplexes Netzwerk identifiziert, das die Genexpression
eines wichtigen Bestandteils des Insulinrezeptors in der Leber über
einen genetischen Polymorphismus herunterreguliert. Diabetes, so viel
scheint klar, ist eine Art Schaltfehler im Erbgut. Natürlich können
Genetik und Epigenetik allein nicht vollständig erklären, wie oder
warum Diabetes entsteht; aber sie tragen einen großen Teil dazu bei.


Gibt es abschließend auch gute Nachrichten?

Kirchner:  Epigenetische Veränderungen können rückgängig
gemacht werden, das ist durch Studien in Zellkulturen und Mausmodellen
gut belegt. Ein diätetischer Gewichtsverlust verändert das
epigenetische Muster, eine Bewegungstherapie wirkt sich auf den Muskel
aus und wirkt damit der Insulinresistenz entgegen.


Vielen Dank für das Gespräch.
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POLITIK/268: Die Pandemieprofiteure (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 4. August 2021

german-foreign-policy.com

Die Pandemieprofiteure

Internationale NGO kritisiert exzessive Profite der
mRNA-Impfstoffhersteller, darunter BioNTech. Ärmere Länder werden vor allem
von China versorgt. Berlin will Impfdosen horten - zur "Vorsorge".



BERLIN/MAINZ - Eine aktuelle Studie der internationalen NGO The People's
Vaccine Alliance legt die Dimensionen der Profite offen, die die großen
mRNA-Impfstoffhersteller, darunter BioNTech (Mainz), aus der
Covid-19-Pandemie ziehen. Die Studie, die soeben unter dem Titel "Der große
Impfstoffraub" veröffentlicht wurde, beziffert den Verkaufspreis des
Impfstoffs von BioNTech/Pfizer auf das 6- bis 24-Fache der
Produktionskosten. The People's Vaccine Alliance kommt zu dem Schluss, die
Einnahmen, die BioNTech und Pfizer aus dem Verkauf ihres Vakzins gezogen
hätten, lägen um rund 24 Milliarden US-Dollar über dem Herstellungspreis.
Bei der Organisation handelt es sich um einen Zusammenschluss von ungefähr
70 internationalen NGOs, darunter Oxfam und Amnesty International. Berlin
sichert die Profite der Impfstoffhersteller, indem es die zeitweise
Aussetzung der Impfstoffpatente weiterhin blockiert. Größter
Impfstoffversorger von Schwellen- und Entwicklungsländern ist China mit
inzwischen über 570 Millionen Impfdosen. Deutschland hingegen geht zu
Auffrischungsimpfungen über; die Bundesregierung will dutzende Millionen
Impfdosen horten - zur "Vorsorge".

Exzessive Profite

Der Preisanalyse für die mRNA-Impfstoffe gegen das Covid-19-Virus legt The
People's Vaccine Alliance eine aktuelle Studie zugrunde, die die US-NGO
Public Citizen und Experten des Imperial College London gemeinsam erstellt
haben. Demnach könnte eine Dosis des BioNTech/Pfizer-Vakzins für rund 1,18
US-Dollar produziert werden, eine Dosis des Moderna-Vakzins für 2,85
US-Dollar.[1] Soweit die tatsächlich gezahlten Preise bekannt sind, liegen
sie bei Moderna um das 4- bis 13-Fache über den von The People's Vaccine
Alliance geschätzten Produktionskosten, bei BioNTech/Pfizer sogar um das
6- bis 24-Fache. Der niedrigste bekannte Preis für eine Dosis des
BioNTech/Pfizer-Vakzins wurde von der Afrikanischen Union (AU) gezahlt; er
liegt mit 6,75 US-Dollar pro Dosis beim 6-Fachen der geschätzten
Produktionskosten. Den höchsten Preis bezahlte Israel mit 28 US-Dollar pro
Dosis. Moderna wiederum soll von Kolumbien 30 US-Dollar pro Impfdosis
verlangt haben - das Doppelte dessen, was die US-Regierung zahlte.
Südafrika hat sich gezwungen gesehen, ein Angebot von Moderna als
unbezahlbar abzulehnen; Berichten zufolge verlangte der Konzern 42
US-Dollar pro Dosis.

Coronamilliardäre

The People's Vaccine Alliance hat als Beispiel einige Beträge berechnet,
die über die geschätzten Herstellungskosten hinaus gezahlt wurden und von
den Impfstoffherstellern nun vermutlich als Profite verbucht werden können.
Im Fall Südafrikas liegt dieser Betrag bei 177 Millionen US-Dollar - genug,
wie The People's Vaccine Alliance feststellt, um die gesamte Bevölkerung
des Landes und die Bevölkerungen Namibias und Sambias zum Produktionspreis
zu impfen. Die AU hätte demnach 279 Millionen US-Dollar zuviel gezahlt,
Kolumbien 375 Millionen US-Dollar. BioNTech/Pfizer und Moderna haben laut
der Analyse einen Betrag von zusammengenommen 41 Milliarden US-Dollar über
den geschätzten Produktionskosten kassiert, davon BioNTech/Pfizer 24
Milliarden US-Dollar. Tatsächlich verzeichnete BioNTech bereits im ersten
Quartal 2021 einen Gewinn von 1,13 Milliarden Euro bei einem Umsatz von
2,05 Milliarden Euro [2]; die Pfizer-Vergleichsdaten lassen einen
deutlichen Anstieg in den weiteren Quartalen erwarten. Es kommt hinzu, dass
die Impfstoffproduktion bereits bis Mai neun neue Milliardäre
hervorgebracht hat, darunter BioNTech-Chef Ugur Sahin, vier Manager und
Investoren von Moderna sowie drei Manager des chinesischen
Impfstoffherstellers CanSino.[3]

Die Großzügigkeit der EU

Besondere Profite verdanken die Impfstoffhersteller dabei der EU, die laut
Einschätzung von The People's Vaccine Alliance die Preise "besonders
schlecht verhandelt" hat. Soweit bekannt, hat Brüssel für seine ersten 600
Millionen BioNTech/Pfizer-Impfdosen 15,50 Euro pro Stück bezahlt. Der Preis
sei dann bei den nächsten 900 Millionen Impfdosen auf 19,50 Euro pro Stück
gestiegen, hält The People's Vaccine Alliance fest. Zähle man den Aufschlag
auf die Produktionskosten der 460 Millionen Moderna-Impfdosen hinzu, dann
belaufe sich der Betrag, den die Union über den reinen Herstellungspreis
hinaus ausgegeben habe, auf gut 31 Milliarden Euro, 19 Prozent des gesamten
EU-Haushalts für das Jahr 2021. Berichten zufolge ist es den
Pharmakonzernen darüber hinaus gelungen, den Preis für die jüngste
Bestellung der EU von zusätzlich 2,1 Milliarden Impfdosen nach oben zu
drücken. Hieß es zunächst, BioNTech/Pfizer würden 15,50 Euro pro Impfdosis
erhalten, so sind es nun 19,90 Euro; Moderna wiederum hat den Preis von 19
auf 21,50 Euro pro Dosis erhöht.[4] Dies wird die Profite der Konzerne
weiter in die Höhe treiben - auf Kosten der Steuerzahler in der EU.

Deutschlands Blockade

Dafür, dass die mRNA-Hersteller aus Deutschland und den USA auch weiterhin
Milliardenprofite aus der Covid-19-Pandemie ziehen können, sorgen
unverändert die Bundesregierung und die EU: Sie haben in der vergangenen
Woche zum wiederholten Male die Forderung, die Patente auf die
Covid-19-Impfstoffe zumindest zeitweise auszusetzen, in den zuständigen
Gremien der WTO ausgebremst.[5] Indien und Südafrika hatten die Forderung
bereits im Oktober 2020 zum ersten Mal vorgebracht; wäre sie damals erfüllt
worden, könnten längst große Mengen an Impfstoffen in ärmeren Ländern
produziert werden und deren Versorgung sicherstellen. Berlin und die Union
tragen mit ihrer Blockadepolitik maßgeblich Verantwortung dafür, dass in
Ländern mit niedrigem Einkommen bisher nur 1,1 Prozent der Einwohner eine
erste Impfdosis erhalten haben. BioNTech/Pfizer und Moderna, die
Pharmakonzerne, die von der deutsch-europäischen Blockade der dringenden
Patentfreigabe wohl am meisten profitieren, sind zugleich diejenigen, die
laut Angaben von The People's Vaccine Alliance die wenigsten Impfstoffe an
ärmere Staaten liefern: BioNTech/Pfizer haben Ländern mit mittlerem oder
niedrigem Einkommen lediglich acht Prozent ihrer weltweiten Produktion
zugeteilt, Moderna nur sieben Prozent.[6]

Impfstoffe für ärmere Länder

Als mit Abstand bedeutendster Impfstoffversorger der Schwellen- und
Entwicklungsländer tut sich längst die Volksrepublik China hervor. Die
Vereinigten Staaten haben zugesagt, ärmeren Ländern 500 Millionen Impfdosen
zu liefern - bis Mitte kommenden Jahres. Großbritannien hat in der
vergangenen Woche die ersten neun Millionen Impfdosen in ärmere Länder auf
den Weg gebracht. Die Volksrepublik hat laut Angaben des
Beratungsunternehmens Bridge Beijing mittlerweile 570 Millionen Impfdosen
an Staaten mit einem mittleren oder niedrigen Einkommen geliefert. 45,4
Millionen davon gingen an zahlreiche Länder Afrikas - mehr als die Hälfte
der fast 83,3 Millionen Dosen, die diese laut Angaben der WHO insgesamt
erhalten haben. Deutschland hingegen wird in Kürze beginnen, vollständig
geimpften Personen Auffrischungsimpfungen zu verabreichen, und geht zur
Immunisierung von Kindern und Jugendlichen über. Die Bundesregierung plant
zudem, große Mengen an Vakzinen zu bunkern - laut Berichten vermutlich eine
Dosis pro Einwohner, also über 80 Millionen Dosen, zum Zwecke der
"Vorsorge", wie es heißt.[7] Ärmere Länder können aktuell höchstens darauf
hoffen, einige der Impfdosen abzubekommen, die aufgrund mangelnder
Impfbereitschaft in Deutschland ungenutzt lagern und deren Verfallsdatum
sich nähert. Gelingt es, sie rechtzeitig aus dem Land zu schaffen, dann
fällt für ärmere Staaten also auch noch etwas aus Deutschland ab.


Anmerkungen:

[1] Vgl. hier und im Folgenden: Anna Marriott, Alex Maitland: The Great
Vaccine Robbery. The People's Vaccine Alliance Policy Brief. 29 July 2021.

[2] S. dazu Die Pandemie als Chance.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8595/

[3] COVID vaccines create 9 new billionaires with combined wealth greater
than cost of vaccinating world's poorest countries. oxfam.org 20.05.2021.

[4] Elena Sánchez Nicolás: Report: Pfizer and Moderna raise vaccine prices
for EU. euobserver.com 02.08.2021.

[5] S. auch Die Welt impfen (III).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8619/

[6] Anna Marriott, Alex Maitland: The Great Vaccine Robbery. The People's
Vaccine Alliance Policy Brief. 29 July 2021.

[7] Kim Björn Becker, Christian Geinitz: Schrei vor Glück oder schick's
zurück. Frankfurter Allgemeine Zeitung 31.07.2021.
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LATEINAMERIKA/2013: Referendum in Mexiko - Große Mehrheit für Aufarbeitung staatlicher Verbrechen (Philipp Gerber)

Referendum in Mexiko: Große Mehrheit für Aufarbeitung staatlicher
Verbrechen

Beteiligung jedoch zu gering, damit Ergebnis bindend wäre. Geringe
Mobilisierung wird als Schwäche der Regierung von Präsident López Obrador
gedeutet

von Philipp Gerber, 5. August 2021






[image: In einem Wahllokal steckt ein Mann, der eine Maske trägt, seinen Abstimmungszettel in den Schlitz einer Plastik-Box auf der 'Consulta Popular' steht. Foto: © Philipp Gerber]

In Mexiko wurde per Referendum über die Aufarbeitung von Staatsverbrechen abgestimmt

Foto: © Philipp Gerber



Mexiko-Stadt. Die mexikanische Bevölkerung hat in einem Referendum dafür
gestimmt, dass die von ehemaligen Präsidenten und anderen in vorherigen
Amtsperioden begangenen Staatsverbrechen aufgearbeitet werden und die Opfer
von Menschenrechtsverletzungen Gerechtigkeit erfahren sollen. Aufgrund der
geringen Beteiligung ist jedoch eher unwahrscheinlich, dass sich daraus
politische Konsequenzen ergeben werden.

Das erste Referendum in der Demokratiegeschichte des Landes wurde von der
Wahlbehörde INE durchgeführt [1]. Es beruhte auf der Verfassungsreform von
2014 unter Ex-Präsident Enrique Peña Nieto, als das direktdemokratische
Instrument der "Consulta Popular" (Volksbefragung) eingeführt wurde.
Aufgrund der großen Hürden für das Zustandekommen dauerte es sieben Jahre,
bis eine erste solche Abstimmung stattfand.

Die "Consulta Popular" kann vom Präsidenten einberufen werden, von einem
Drittel einer der beiden Parlamentskammern oder durch die Unterschrift von
mindestens zwei Prozent der Wählerschaft. Dies entspricht fast zwei
Millionen Personen. Die Abstimmung vom vergangenen Wochenende kam zustande,
nachdem im Oktober 2020 über 2,5 Millionen Wähler:innen das Anliegen
unterstützten. Auch Präsident Andrés Manuel López Obrador (Amlo) reichte
eine ähnlich lautende Anfrage ein.

Das Abstimmungsergebnis [2] vom vergangenen Sonntag ist zwar überdeutlich,
die Konsequenzen jedoch keineswegs. 97,7 Prozent stimmten für die
Verfolgung der Staatsverbrechen der Vergangenheit, dagegen nur 1,5 Prozent.
Es äußerten sich jedoch nur 6.663.208 Stimmberechtigte, was gerade mal
sieben Prozent der Wählerschaft entspricht. Das Resultat einer Befragung
ist jedoch gemäß Verfassung nur bindend, wenn mindestens 40 Prozent der
Wahlberechtigten auch an die Urnen gehen und abstimmen.

Gründe für dieses Mobilisierungsdebakel der Linken gibt es zahlreiche,
angefangen damit, dass der Oberste Gerichtshof eine ursprüngliche Frage, in
der Ex-Präsidenten namentlich genannt wurden, wegen Verletzung der
Unschuldsvermutung zurückwies und das Referendum an dieser Stelle
umformulierte [3]. So wurde nun über folgende kryptische Frage abgestimmt:
"Sind Sie damit einverstanden oder nicht, dass im Einklang mit dem
verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Rahmen einschlägige Maßnahmen
ergriffen werden sollten, um einen Prozess der Klärung der in den
vergangenen Jahren von politischen Akteuren getroffenen politischen
Entscheidungen einzuleiten, um Gerechtigkeit und die Rechte möglicher Opfer
zu garantieren?"

Vor dem Abstimmungstermin fand in den Massenmedien, angefeuert durch
Stimmen aus den vormals regierenden Parteien, eine massive Kampagne gegen
die "Consulta Popular" statt. Eines der Argumente war, dass es keine
Abstimmung brauche, damit die Staatsanwaltschaft bei Verbrechen aktiv
werde. Zudem seien die gut 500 Millionen Pesos (rund 20 Millionen Euro) für
die Durchführung des Referendums hinausgeworfenes Geld.

Das Wahlinstitut seinerseits beklagte sich über fehlenden Etat und bewarb
den ersten Versuch dieses neuen direktdemokratischen Instruments in seiner
Kommunikation sehr wenig. So waren breite Bevölkerungsschichten weder über
den Inhalt noch über den Termin informiert. Zudem wurden deutlich weniger
Wahllokale eingerichtet als bei den Parlamentswahlen vor zwei Monaten.
Hochrangige Vertreter:innen der regierenden Morena-Partei warfen dem
Wahlinstitut unverblümt Sabotage an der "Consulta Popular" vor.

Zwei große Fragen stehen nun im Raum: Wie kann das Abstimmungsergebnis
umgesetzt werden und wie werden Referenden in Zukunft zustandekommen?

Ende Juli hatten sich verschiedene soziale Bewegungen und
Menschenrechtsgruppen zum Referendum geäußert und darauf hingewiesen, dass
die Aufarbeitung der Vergangenheit unabdingbar sei. Dem schloss sich die
"Zapatistische Armee der Nationalen Befreiung" (EZLN) an. Sie gab bekannt,
dass in ihrem Einflussgebiet 756 Dörfer und Weiler nach ihren Bräuchen und
Regeln per Vollversammlungen ihre Zustimmung zur Vergangenheitsbewältigung
bekundeten.

Für die Zapatistas und die Zivilgesellschaft ist klar, dass das Referendum,
in Worten des Menschenrechtlers Michael Chamberlin, "bloß ein Schritt war
auf einem langen Weg" hin zu einer Übergangsjustiz [4]. Die internationalen
Erfahrungen mit Wahrheitskommissionen und Tribunalen wie dem
Russel-Tribunal werden in die Diskussion einbezogen.

Eine Übergangsjustiz zur Wahrheitsfindung und Aufarbeitung der
Staatsverbrechen war auch eines der zentralen Anliegen, welche die
Morena-Partei im Präsidentschaftswahlkampf von 2018 versprochen hatte und
dieses in Gesprächen mit Opfergruppierungen in den Wochen vor Amlos
Amtsantritt nochmals bestätigte (amerika21 berichtete [5]). Drei Jahre
später haben die Behörden keinerlei Schritte in diese Richtung getan.

In den demokratietechnischen Fragen diskutiert Mexiko nach dieser
Pilotabstimmung über eine weitere Verfassungsreform. Nicht nur der
Schwellenwert von 40 Prozent Stimmbeteiligung ist umstritten, auch die
Frage des Zeitpunkts der Abstimmung wirft Fragen auf. In der zu Ende
gehenden Legislaturperiode fand Morena keine Mehrheiten, um die Referenden
mit den Wahlen zusammenzulegen, zu groß schien die Angst der
Oppositionsparteien vor dem "Amlo-Effekt", also der Mobilisierungsfähigkeit
des Präsidenten.

Und nicht zuletzt steht ein nächstes, spezielles Referendum an: Sollten
sich die Oppositionsparteien einigen, könnten sie bald eine Volksabstimmung
über die zweite Hälfte der Amtszeit des Präsidenten initiieren. Dies ist
ebenfalls ein neues Instrument der mexikanischen Demokratie: Es kann nach
drei Jahren Amtszeit eine Regierung per Volksentscheid bestätigen oder bei
ungenügender Leistung zum Rücktritt zwingen.


Anmerkungen

[1] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/08/01/politica/estan-llamados-93-6-millones-de-ciudadanos-en-57-mil-mesas/

[2] https://computos.cp2021.ine.mx/votos-distrito/mapa

[3] https://amerika21.de/2020/10/244094/mexiko-referendum

[4] https://www.rompeviento.tv/que-sigue-despues-de-la-consulta/
[5] https://amerika21.de/2018/07/208389/mexiko-druck-amlo-fall-ayotzinapa


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/08/253189/referendum-mexiko-verbrechen-praesidenten
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LATEINAMERIKA/2012: Mexiko - Pegasus-Abhörskandal erschüttert erneut die Gesellschaft (Philipp Gerber)

Pegasus-Abhörskandal erschüttert in Mexiko erneut die Gesellschaft

Rund 15.000 Telefone mit Malware infiziert. Auch Medienschaffende und
Politiker:innen aus dem engsten Umfeld von Präsident López Obrador
betroffen

von Philipp Gerber, 27. Juli 2021



Mexiko-Stadt. Der Pegasus-Skandal scheint in Mexiko ein déjà-vu zu haben,
wenn auch die neuen Daten des "Pegasus Project [1]" das reale Ausmaß der
staatlichen Bespitzelung erahnen lassen. An diesem Rechercheprojekt waren
80 Journalist:innen von 17 Medien aus zehn Ländern beteiligt. Koordiniert
wurde es vom französischen Netzwerk Forbidden Stories [2], technische
Unterstützung leistete Amnesty International.

Wie Amerika21 berichtete [3] konnte 2017 nachgewiesen werden, dass die
Software Pegasus der israelischen Firma NSO Group zur Fernüberwachung von
Smartphones in Mexiko dazu verwendet wurde, um Regierungskritiker:innen,
Journalist:innen und Menschenrechtsaktivist:innen zu überwachen, darunter
auch die Rechtsvertreter:innen der Familien der gewaltsam verschwundenen 43
Studenten von Ayotzinapa.

Verbraucherschützer:innen, welche für klare Warnhinweise auf Verpackungen
über die gesundheitsschädlichen Folgen von Fast-Food-Produkten der
Lebensmittelindustrie kämpften, waren ebenso betroffen. Die
Nichtregierungsorganisationen reichten gemeinsam eine Strafanzeige bei der
Bundesstaatsanwaltschaft ein, diese wurde jedoch nicht aktiv. Ein
mexikanischer Richter ordnete 2018 die strafrechtliche Untersuchung der
Bespitzelung ausdrücklich an [4], bisher jedoch ohne Erfolg.

Auch die Mobiltelefone von sozialen Aktivist:innen, welche sich gegen die
neoliberalen Strukturanpassungsmaßnahmen zur Wehr setzten, waren Ziel des
Lauschangriffs. Darunter die Spitze der Lehrer:innengewerkschaft CNTE, die
gegen die Bildungsreform der Regierung unter Präsident Enrique Peña Nieto
entschlossenen Widerstand leistete. Die von der OECD hochgelobte Reform [5]
wurde ohne die Beteiligung von Pädagog:innen und Eltern erarbeitet und
zielte in erster Linie auf eine Prekarisierung des Lehrpersonals ab.

Für den ehemaligen Organisationssekretär der Sektion 22 der CNTE, Francisco
Manuel Villalobos Ricárdez, der 2016 nach den Mobilisierungen der
Gewerkschaft für mehrere Monate im Gefängnis saß, bestehen keine Zweifel
[6], dass diese Spionage "integraler Teil der Kriminalisierung der sozialen
Proteste" war. Einige Aufzeichnungen von Pegasus wurden auch gezielt über
regierungsnahe Medien bekanntgegeben, um Protagonist:innen von sozialen
Bewegungen zu diskreditieren.

Mexiko war laut der Tageszeitung Washington Post, die ebenfalls am "Pegasus
Project" beteiligt ist, im Jahr 2011 der erste internationale Kunde der 
NSO-Software [7]. Da keine internationalen Standards oder Regeln für den
Einsatz von militärischer Spionagesoftware wie Pegasus existierten, soll es
geheime Vereinbarungen zwischen Firmen wie NSO und den Regierungen geben,
die sie beauftragen, berichtet die Zeitung weiter.

Aufgrund der neuen Daten des "Pegasus Projekt" wird das ganze Ausmaß des
Abhörskandals in Mexiko klar, denn die Behörden des Landes gehörten ohne
Zweifel zu den besten Kunden der NSO Group.

Unter den rund 15.000 mit der Schadstoffware infizierten Telefonen befinden
sich zudem nicht nur soziale Aktivist:innen, sondern auch 25 bekannte
Medienschaffende und rund 50 Politiker:innen aus dem engsten Umfeld des
heutigen Präsidenten Andrés Manuel López Obrador.

Als Reaktion auf die neuen Erkenntnisse über das Pegasus Project
veröffentlichte die Einheit für Finanzkontrolle (UIF) der
Bundesstaatsanwaltschaft am 21. Juli eine brisante Liste der lokalen und
föderalen Behörden [8], welche ihre Zahlungen an Pegasus über eigens dafür
gegründete Firmen abwickelten. Auf dieser Liste stehen nicht nur die
üblichen Verdächtigen aus der ehemaligen Regierungspartei PRI sowie aus
Geheimdiensten und Militär, sondern auch Alliierte der aktuellen Regierung
unter López Obrador. Darunter der Bundesstaat Chiapas unter dem damaligen
Gouverneur Manuel Velasco, heute Senator für die rechtspopulistische Grüne
Ökologische Partei, welche mit der regierenden Morena-Partei koaliert.

Die Zahlungen aus Chiapas, so die UIF, autorisierte ein Büro des
chiapanekischen Finanzministeriums, dem Humberto Pedrero Moreno vorstand.
Pedrero Moreno kandidierte 2018 im indigenen Bezirk Bochil im Hochland als
föderaler Abgeordneter und gewann die Wahl, die jedoch ein gerichtliches
Nachspiel hatte, da er sich fälschlicherweise als indigener Kandidat
ausgab. Heute ist Pedrero Moreno als Direktor der Administration des
Mexikanischen Sozialversicherungs-Instituts ein hochrangiger Funktionär im
Gesundheitssektor.

Insgesamt bezahlten die mexikanischen Behörden für die Verwendung von
Pegasus zwischen 2012 und 2018 die Gesamtsumme von 5.914 Millionen Pesos
(rund 300 Millionen US-Dollar), gab Staatsanwalt Santiago Nieto, Vorsteher
der UIF, bekannt.

Durch das "Pegasus Project" hat die politische und juristische Aufarbeitung
Rückenwind gewonnen, und dies zu einem günstigen Zeitpunkt: Am 1. August
werden die Mexikaner:innen mit dem neuen Instrument der direkten
Demokratie, der "Consulta Popular" die Frage beantworten [9], ob sie eine
breite Aufarbeitung der Staatsverbrechen der jüngeren Vergangenheit
befürworten oder nicht.


Anmerkungen:

[1] https://forbiddenstories.org/about-the-pegasus-project/

[2] https://forbiddenstories.org/case/the-pegasus-project/

[3] https://amerika21.de/2017/07/180097/giei-pegasus-spionage

[4] https://amerika21.de/2018/06/203014/mexiko-spionage-gericht

[5] https://www.oecd-ilibrary.org/education/strong-foundations-for-quality-and-equity-in-mexican-schools_9789264312548-en

[6] http://www.istmopress.com.mx/istmo/pena-nieto-espio-al-magisterio-oaxaqueno-se-violaron-nuestros-derechos-a-la-libertad-y-privacidad-francisco-villalobos-lider-magisterial/

[7] https://www.jornada.com.mx/notas/2021/07/19/politica/utilizo-el-gobierno-de-pena-a-pegasus-para-espiar-a-miles/

[8] https://www.animalpolitico.com/2021/07/pegasus-videgaray-cienfuegos-duarte-espionaje/

[9] https://www.ine.mx/consultapopular/


Erstveröffentlicht auf amerika21:

https://amerika21.de/2021/07/252804/pegasus-abhoerskandal-mexiko
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MILITÄR/977: Italiens Militär an 40 Kriegseinsätzen im Ausland beteiligt (Gerhard Feldbauer)

Italiens Militär derzeit an 40 Kriegseinsätzen im Ausland
beteiligt,

obwohl Artikel 11 der Verfassung den Krieg als Mittel zur Lösung
internationaler Streitigkeiten ablehnt

von Gerhard Feldbauer, 13. August 2021



Italien ist gegenwärtig auf drei Kontinenten an rund 40 Kriegseinsätzen
beteiligt. Abzüglich der letzten aus Afghanistan heimkehrenden 800 (von
zeitweise bis zu 5.000) Soldaten nehmen 9.449 Angehörige der Forze Armate
außerhalb Italiens an Kriegsmissionen teil. Ihre Zahl ist seit 2020 unter
der Mitte-Links-Regierung (sozialdemokratischer Partito Democratico und
Fünf-Sterne-Bewegung) von Premier Giuseppe Conte um 26 Prozent gestiegen,
berichtete das kommunistische Online-Portal Contropiano am Mittwoch.
Der Umfang dieser Kriegseinätze, die gegen Artikel 11 der Verfassung, der
den Krieg als "Mittel zur Lösung internationaler Streitigkeiten" ablehnt,
verstoßen, ist in der Öffentlichkeit des Mittelmeerlandes bisher kaum
bekannt.

Italien beteiligte sich seit Beginn an den nach dem Ende der UdSSR und der
sozialistischen Staaten 1989/90 massiv angewachsenen militärischen
Interventionen der NATO-Staaten, auch der unter UN-Flagge geführten. Die
1992 begonnenen Einsätze schlossen alle früheren Kolonien (Libyen,
Äthiopien, Eritrea, Somalia und Albanien) ein. Unter anderem beteiligte
sich Italien an der Zerschlagung Jugoslawiens in
Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Serbien, im Kosovo und in Albanien sowie
an den NATO-Luftüberfällen auf Jugoslawien 1999. Seine Militärs
intervenierten im Sudan, in Ruanda, Äthiopien, Eritrea, Marokko, im Libanon
und in Kuwait; seine Kriegsmarine war bei Einsätzen im Roten Meer, im
Persischen Golf und im Indischen Ozean dabei.

Im von Serbien abgespaltenen Kosovo hat Italien derzeit das Kommando über
die zur NATO-Mission Joint Enterprise gehörende KFOR-Truppe inne. In der
Straße von Hormus, die den Golf von Oman mit dem Persischen Golf verbindet
und Schauplatz der Eskalation zwischen dem Iran und Saudi-Arabien ist,
leistet Italiens Luftwaffe Unterstützung für die von Frankreich befehligte
politisch-militärische EMASOH-Operation von Militärs aus acht europäischen
Ländern.

Starke Präsenz zeigt Italien weiter in Somalia, das am Horn von Afrika an
den Indischen Ozean angrenzend von besonderer strategischer Bedeutung ist.
Hier ist es seit über einem Jahrzehnt an der Mission "EUCAP Somalia"
beteiligt, befehligt die europäischen Einsätze "EU NAVFOR Atalanta" und
"EUTM Somalia" und stellt Truppen für die
UN-Mission "UNSOM". Laut einem kürzlich erschienenen Newsletter der
International Affairs vertrete Italien die Auffassung, seine militärische
und politische Präsenz in Somalia und im Nahen Osten sei "von größter
strategischer Bedeutung für das Land". Dies gelte auch für Gebiete, die in
der italienischen Vision jetzt als die Region des "erweiterten Mittelmeers"
definiert werden. Rom gehe davon aus, dass die USA wegen ihrer
strategischen Verlagerung in den Indopazifik-Raum weniger Interesse an
dieser Region zeigen.

Im Irak, wo Italien bis 2006 an der Seite der USA 1.900 Soldaten
stationiert hatte, wird Rom ab Mai 2022 die Führung der NATO-Mission "Irak"
übernehmen, vorgeblich, um lokale Kräfte im Kampf gegen ISIS auszubilden
und zu unterstützen, die Kontrolle der Landesgrenzen zu stärken und die
Souveränität des Irak wiederherzustellen.

Ein Großteil der Kriegseinsätze findet in Afrika statt. Dazu zählen
Einheiten für die Task Force Takuba zur "Abwehr terroristischer
Bedrohungen" in Niger und Mali sowie Luftunterstützung zur Überwachung des
Golfs von Guinea. In Libyen nahm Italiens Luftwaffe 2011 am Sturz Gaddafis
teil, lieferte in den letzten Jahren der libyschen Küstenwache mehrere
Kriegsschiffe und bildet ihr Personal zur "Flüchtlingsabwehr" aus.

Wie ein Bericht des Istituto Affari Internazionali vom März 2020 offen
betonte, geht es in den zumeist rohstoffreichen oder strategisch
bedeutsamen Einsatzländern darum, Italiens "fundamentale ökonomische
Interessen zu sichern". Davon ging auch ein Verteidigungsweißbuch von 2015
aus, das den Artikel 11 der Verfassung zu umgehen versuchte, indem es in
den Verfassungsauftrag, "die territoriale Integrität der Italienischen
Republik zu verteidigen", einschloss, "lebenswichtige Interessen und
Verbindungswege Italiens zu sichern".
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HERRSCHAFT/1914: Grundwidersprüche ... (SB)



Kühe, Hühner, Schweine und Pferde haben offenkundig nichts
gemeinsam. Sie gehören nicht derselben Art an. Sie haben
unterschiedliche Kulturen, soziale Beziehungen,
Kommunikationsmethoden, Mittel sozialer Organisation usw. Aber etwas
ganz Bestimmtes verbindet sie doch miteinander. Sie sind seit langem
Mitglieder der gleichen Klasse. Sie arbeiten für Menschen, die einen
Mehrwert aus ihrer Arbeit ziehen zum Zwecke des Gebrauchs, des
Tausches und/oder der Akkumulation. Sie sind Eigentum, das ge- und
verkauft wird. Sie werden nicht entlohnt. Es handelt sich um Tiere,
die häufig zusammenarbeiten müssen, um die ihnen abverlangten
Funktionen und Pflichten erfüllen zu können. Aber sie können die
Arbeit auch zusammen verweigern. Das ist äußerst bedeutsam, denn
diese kollektiven Aktionen, während der Arbeit und gegen sie,
verkörpern eine von ihnen selbst geschaffene Klassenbeziehung. Diese
Tiere sind eine arbeitende Klasse, der Menschen sich im Verlauf der
Geschichte immer wieder angeschlossen haben. Und diese Zugehörigkeit
hat sich auf SklavInnen, Frauen, Kinder und weitere erstreckt. 

Jason Hribal: Animals are Part of the Working Class Reviewed [1]

Tiere seien keine Sportgeräte, scheint nach dem Eklat beim Modernen
Fünfkampf in Tokio allgemeiner Konsens zu sein. Wieso bedurfte diese
Einsicht erst eines Vorfalls, bei dem die von der Situation sichtlich
überforderte Reiterin Annika Schleu und ihre Trainerin Kim Raisner in
den Mittelpunkt empörter Anwürfe gelangten? Weil das Traktieren eines
unwilligen Pferdes mit der Gerte, wie im Fall des 22jährigen Hengstes
Saint Boy, offenkundig macht, was als prinzipielles Problem des
Springreitens seit jeher Anlass für Kritik ist: Die Pferde würden das
vor ihnen aufgerichtete Hindernis eher umgehen und müssen erst
daraufhin konditioniert werden, die auf ihrem Rücken sitzende
Reiterin möglichst fehlerfrei durch den Parcours zu tragen.

Schon aus diesem Grund ist kaum vorstellbar, dass Mensch und Pferd
eine solche Aufgabe ohne eindeutige hierarchische Zuweisung meistern,
die in konkreten Zwangsverhältnissen hervortreten. Mensch oben, Pferd
unten, Mensch dirigiert, Pferd gehorcht - nicht nur beim
Springreiten, sondern den diversen Reitsportarten wird den Tieren
eine Leistung abverlangt, die sie zu ausführenden Organen
menschlichen Willens degradiert. Wie sehr von Tierliebe oder
Freundschaft zwischen Mensch und Tier die Rede sein mag, liegt doch
der Kern dieses Verhältnisses in einer prinzipiell gewalthaltigen
Beziehung einseitigen Nutzens. In ihr lebt die Jahrtausende alte
Geschichte des sprichwörtlichen Einspannens von Pferden für
Transportzwecke und ihre Ausbeutung für mechanische Leistungen aller
Art fort. Pferde waren und sind vor allem Mittel zum Zweck, ihre
Arbeit in Krieg und Landwirtschaft, in Industrie und Verkehr wie in
der Produktion von Fleisch konnte als kostenlose Externalität, da
keine Entlohnung erforderlich war und die Transformation pflanzlichen
Wachstums in tierliche Energie lediglich des Besitzes entsprechender
Weideflächen bedurfte, in eine Produktivkraftentwicklung eingespeist
werden, deren fossilistischer Höhenflug niemals ohne die Vorleistung
von Tieren erbrachter Arbeit erreicht worden wäre.

Im modernen Fünfkampf werden die Pferde ausgelost, um die Befähigung
der ReiterInnen, die mit ihrem Pferd erst 20 Minuten vor Beginn des
Springreitens Kontakt aufnehmen können, zur Bewältigung einer Notlage
im Gelände zu simulieren. Der Begründer der Olympischen Spiele,
Pierre Coubertin, legte folgendes Szenario zugrunde, als er diese
Sportart 1911 zur Austragung im nächsten Jahr in Stockholm beim
Internationalen Olympischen Komitee durchsetzte: "Einem Meldereiter
wird im feindlichen Gelände sein Pferd getötet, er verteidigt sich
zunächst mit dem Degen, bahnt sich dann den weiteren Weg mit der
Pistole, muss durch einen Fluss schwimmen und legt die letzte Strecke
bis zum Ziel querfeldein laufend zurück." [2] Gefragt ist also
Improvisationstalent unter dem Druck einer lebensgefährlichen
Bedrohung, wie vor allem auf dem Gefechtsfeld der Fall. Sich in einer
solchen Situation eines fremden Pferdes zu bedienen führt bis heute
dazu, dass der ohnehin gegebene Objektstatus des Tieres auf die
Spitze getrieben wird - die Unvertrautheit von Pferd und Reiterin
soll deren Fähigkeit, ein Tier im Wortsinne zu beherrschen, unter
Beweis stellen. Nicht erstaunlich ist denn auch, dass diese Disziplin
bei den Olympischen Spielen ursprünglich fast nur von Soldaten und
Polizisten ausgeübt wurde, während Frauen bis zum Jahr 2000 warten
mussten, um sich in Sydney beim Pistolenschießen, Degenfechten,
Schwimmen, Springreiten und Querfeldeinlauf bewähren zu dürfen.

Auch beim Vielseitigkeitsreiten, früher Military genannt, handelt es
sich um eine Mehrkampfdisziplin ursprünglich militärischer Art, bei
der die SportlerInnen Dressur, Geländeritt und Springen zu
absolvieren haben. Ebenfalls in Tokio, allerdings 1964, befand sich
mit Helena du Pont erstmals eine Frau in einem Eventing Team, so der
englische Begriff für Vielseitigkeitsreiten. In dieser Disziplin
treten Frauen und Männer in gemeinsamen Mannschaften an, ein
Fortschritt, der nicht zuletzt auf dem Rücken der eigentlichen
LeistungsträgerInnen, der Pferde, erlangt wurde. Das Einschläfern des
14jährigen kastrierten Hengstes Jet Set, der sich beim Geländeritt
mit dem Schweizer Robin Godel einen Bänderriss zugezogen hatte,
erlangte zwar nicht so viel Aufmerksamkeit wie der Eklat um die
deutsche Reiterin, bekräftigt aber mit der Behauptung, die
Entscheidung zur Euthanasie sei das Beste für das Tier, die kalte
Logik tierlichen Verbrauchs.

Zweifellos verwahrten sich die meisten ReiterInnen gegen die
Behauptung, dass ihrem Hobby oder Beruf ein Gewaltverhältnis zugrunde
liegt, das sich nicht auf besonders ausgeprägte Formen der
Tierquälerei begrenzen lässt. Was immer an Übereinstimmung oder
Freundschaft mit dem jeweiligen Pferd gegeben sein mag, wird durch
Menschen bezeugt. Tiere haben angeblich keine Stimme, doch wird
genauer hingeschaut, dann besitzen Akte der Verweigerung wie
derjenige von Saint Boy durchaus Aussagekraft. Sich einer Anweisung
nicht zu fügen ist die einzige Möglichkeit, dem das eigene Leben
kontrollierenden Menschen Zugeständnisse abzuringen. Sogenannte
Nutztiere können sich auf verschiedenste Art verweigern und damit
Verhandlungsspielräume eröffnen, die ihnen Belohnungen in Form von
Futter oder eine weniger schmerzhafte Zurichtung verschafft. Sie
können damit allerdings auch scheitern, indem sie als untauglich für
den ihnen zugedachten Zweck eingestuft werden und schlimmstenfalls in
der Schlachterei enden, wie im hochlukrativen Geschäft des
Rennsportes mit Pferden nicht unüblich [3] [4].

Annika Schleu hat der Hass, der ihr in sozialen Netzwerken nach dem
Vorfall entgegenschlug, so mitgenommen, dass selbst der Verlust der
sicher geglaubten Goldmedaille dahinter zurücktrat [5]. Diese
Reaktion von Teilen des Publikums kann kaum als etwas anderes
verstanden werden denn als Versuch, das ganze Ausmaß des Problems
nicht wahrhaben zu wollen. Beim sogenannten Pferdesport, der als
Reitsport weit zutreffender benannt ist, weil die Rolle des Pferdes
mit dem eines Sportgerätes nicht unzutreffend beschrieben ist, werden
nichtmenschliche Tiere zu Leistungen genötigt, die sie, sei es in der
Dressur, im Springreiten oder beim Geländeritt, von sich aus nicht
erbrächten. Die mehrfache Weigerung von Saint Boy wurde im
Fernsehkommentar nicht zufällig als Problem der Reiterin und nicht
eines von Angst beeinträchtigten Tieres bezeichnet. Die sicher
gewähnte Goldmedaille für Deutschland vor Augen fiel dem
ARD-Kommentator erst sehr spät ein, mit der Beschwichtigungsvokabel
"Tierwohl" daran zu erinnern, dass noch ein anderes Lebewesen von
diesem Drama betroffen war [6].

Es macht auch wenig Sinn, Sport in diesem Fall mit Anführungsstrichen zu
markieren, als sei der eigentliche Sport etwas ganz anderes. Warum
wird nicht die Frage aufgeworfen, ob Menschen nicht ebenfalls
Sportgeräte seien, wenn sie, in feinmaschige Regelwerke eingezwängt,
Bewegungsroutinen absolvieren, deren Ertrag durch verschiedene
Parameter der Leistungsbemessung bestimmt wird? Was die ArbeiterInnen
an den Fließbändern der industriellen Güterproduktion
selbstverständlich an Freiheitseinschränkungen ganz körperlicher Art
über sich ergehen lassen müssen, findet in mit wissenschaftlichen
Mitteln verfügbar gemachten Leistungsressourcen und der
sportmechanischen Zurichtung des Menschen auf hocheffiziente
Bewegungsabläufe seine Entsprechung im fordistischen
Leistungssportbetrieb.

Die am Schlagen eines Reitpferdes im Blickfeld des Sportpublikums
entzündete Debatte kann denn auch nicht weiter führen als zu einer
eventuellen Modifikation des Reglements im Modernen Fünfkampf oder
zusätzlichen Tierwohlauflagen, die am eigentlichen Missstand, der
Ausbeutung des Tieres zu ihm fremden Zwecken, nichts ändern. Wie
schon das Neutrum "das" Pferd, "das" Tier erkennen lässt, ist der
prinzipielle Objektstatus und Warencharakter menschlichen Interessen
unterworfener Tiere nicht ohne weiteres aus der Welt zu schaffen.
Dementsprechender Bemühungen von TierrechtlerInnen und
TierbefreierInnen eingedenk behält die Aussage, dass Tiere
keinesfalls sprachlos sind, sondern der Mensch nur richtig zuhören
müsse, um ihre Stimme zu vernehmen, bis auf weiteres Gültigkeit.

Mitleid oder andere Reflexe aus dem Projektionszirkus
anthropozentrischer Befindlichkeiten sind dem Anliegen, dieses
Gewaltverhältnis aufzuheben, denn auch wenig förderlich. Wenn
Fremdbestimmung und Ausbeutung als speziesübergreifende Formen
klassenspezifischer Unterwerfung und schmerzhafter Ohnmachtserfahrung
erkannt werden, könnte die emanzipatorische Konsequenz darin
bestehen, andere Tiere in ihrer Integrität zu respektieren und auf
Vergleich und Unterscheidung basierende Ausschlussprozesse hinter
sich zu lassen. Wird das ontologische Konstrukt, mit dem der jeweilige
Platz in der Ordnung gesellschaftlicher Naturverhältnisse bestimmt
wird, als maßgebliche Quelle herrschender Gewaltverhältnisse erkannt,
dann könnte die schlichte Praxis zu lassen, was andere verletzt und
schmerzt, viele sogenannte Menschheitsprobleme zu überwinden helfen.



Fußnoten:

[1] Jason Hribal: Animals are Part of the Working Class Reviewed, 2012, S. 25 f.


https://www.all-creatures.org/articles/ar-animals-working-class.pdf

[2] https://fuenf-nrw.de/geschichte-fuenfkampf.html

[3] https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.recherchen-von-abc-massenhaftes-schlachten-von-rennpferde-schockt-australier.2e2b5a5c-6902-44dc-a8e4-cad60e630d55.html

[4] https://www.rtl.de/cms/schock-nachricht-ueber-tausende-schlachtungen-von-rennpferden-diese-bilder-sind-der-blanke-horror-4799708.html

[5] https://www.mopo.de/sport/olympia/reit-drama-bei-olympia-schleu-spricht-erstmals-ueber-ihren-hoellenritt/

[6] https://tokio.sportschau.de/tokio2020/videos_audios/Moderner-Fuenfkampf-Drama-um-Annika-Schleu-beim-Springreiten,olympia10264.html
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





RAUB/1247: Landbesitz und Nahrungsraub ... (SB)



Die Kämpfe für Klimagerechtigkeit begannen aber nicht erst
hier, sondern fanden auch schon lange vorher statt - auch wenn sie
oft nicht als solche formuliert wurden. So sind es besonders die seit
über 500 Jahren existierenden antikolonialen Kämpfe des Globalen
Südens, die jenes System bekämpfen, das die Klimakrise hervorgebracht
hat. Wenn wir also begreifen, dass das koloniale Denken die Wurzel
der Klimakatastrophe ist, heißt das, dass die Befreiung und
Bekämpfung des kolonialen Denkens auch ein Kampf für das Klima
ist.

Aus der Broschüre "Kolonialismus und Klimakrise - 500 Jahre Widerstand" der BUNDjugend [1]

Kolonialismus war gestern, den Eindruck kann erhalten, wer sich mit
der medialen Aufarbeitung kolonialistischer Verbrechen befasst und
dabei vor allem die Vergangenheit der Akteure und Betroffenen im Sinn
hat. Das Präfix "Neo-" suggeriert zwar, die Fortsetzung weißer
Suprematie bediene sich heute weniger brutaler Formen ökonomischer
Ausplünderung als im 19. Jahrhundert, doch die politisch-ökonomischen
Praktiken, mit denen ganze Länder der Abhängigkeit von Westeuropa und
Nordamerika unterworfen werden, gehen im Ergebnis für die
kolonisierten Bevölkerungen des Globalen Südens ganz ähnlich aus.

Geändert haben sich vor allem die Legitimationskonstrukte, deren
formalrechtliche Korrektheit der politischen Unabhängigkeit
ehemaliger Kolonialstaaten geschuldet ist. Asymmetrische
Gewaltverhältnisse zwischen dem globalen Norden und Süden
aufrechtzuerhalten, die auf vertragsrechtlichen Grundlagen basieren,
kann durchaus als Fortschritt in der kolonialistischen
Bewirtschaftung der Bevölkerungen des Trikonts betrachtet werden. So
wurde mit dem Kapitalexport in Länder des globalen Südens, dem ihnen
in Kollaboration mit den Weltfinanzinstitutionen auferlegten
Schuldenregime, der für kapitalstarke Investoren vorteilhaften
Bewirtschaftung nationaler Ressourcen und Infrastrukturen wie der
Entsorgung toxischer Abfallprodukte beibehalten, was zuvor mit
gewaltsamer Landnahme, Aneignung und Versklavung auf direkterem Wege
vollzogen wurde. Besonders sichtbar wird dieses Gewaltverhältnis in
der Freiheit europäischer und nordamerikanischer TouristInnen,
südostasiatische, afrikanische und mittel- wie südamerikanische Staaten
nach Belieben bereisen zu dürfen, während in die Gegenrichtung
ziehende MigrantInnen unter elenden Bedingungen nach ihrer Ankunft in
den USA oder der EU in Lager gesteckt werden, wenn sie nicht zuvor
von Drogengangs ermordet wurden oder im Mittelmeer ertrunken sind.

Zu diesen Praktiken gesellt sich nun eine Form des grünen
Kolonialismus, dessen Anfänge bereits gemacht sind. So hat sich die
vor 15 Jahren vom Weltklimarat (UNFCC) etablierte Praxis, unter dem
Titel REDD+ (Reducing Emissions of Deforestation and Forest
Degradation) Programme gegen Entwaldung im globalen Süden aufzulegen,
die FinanzinvestorInnen neue Anlagemöglichkeiten eröffnen,
insbesondere für indigene Bevölkerungen negativ ausgewirkt. Ihnen
wurde in den als REDD+ ausgewiesenen Projekten häufig die
traditionelle Nutzung des Waldes untersagt, sie wurden staatlichen
Repressalien ausgesetzt und mitunter aus ihren Siedlungsgebieten
vertrieben. Zugleich resultierte die Inwertsetzung des Waldes oft in
nichts anderem, als dass Anreize für verstärktes Abholzen zwecks
Steigerung des Wertes zu erhaltender Bäume, die Anlage ökologisch
kontraproduktiver Monokulturen und Plantagenwälder oder die Abholzung
an anderer Stelle geschaffen wurden.

Schon mit dieser nur auf den ersten Blick naturschützerischen,
tatsächlich jedoch Natur kapitalisierenden und verwertenden Praxis
hat sich die fatale Auswirkung einer Komplexitätsreduktion gezeigt,
bei der die biologischen und sozialen Verhältnisse in Wäldern auf
Tauschprozesse eingedampft wurden, die anhand der neuen Währung
Karbon bemessen werden. Erst mit der Abstraktion des Problems der
Klimakrise auf die Recheneinheit CO2-Äquivalente, auf die die
klimaschädliche Wirkung anderer atmosphärischer Gase umgerechnet
wird, wurde ein Tauschwertäquivalent geschaffen, mit dem sich
industrielle Zerstörung und biologische Wachstumsprozesse vergleichen
und gegeneinander verrechnen lassen. Die dabei erfolgende Entkopplung
der Kommodifizierung der Wälder von den sozialen und ökologischen
Qualitäten über Jahrtausende geschaffener gesellschaftlicher
Naturverhältnisse ist kein unerwünschter Nebeneffekt, sondern kommt
dem Interesse an der herrschaftsförmigen Durchsetzung des neuen
Akkumulationsregimes entgegen. Was für die Klimawissenschaften den
Zweck einer empirischen Vergleichsgrundlage zur Erhebung von
Schadensfällen und der Prognose künftiger Entwicklungen hat, wird
analog zu monetären Wertbestimmungen, die Kapitalakkumulation
unabhängig vom jeweiligen Gegenstand der Wertproduktion ermöglichen,
zur Produktion quantifizierbarer Größen genutzt, die in politische
Verhandlungen und ökonomische Tauschprozesse eingebracht werden
können.

Das sogenannte Offsetting, also die kompensatorische Schaffung
angeblicher Ausgleichsflächen für die Freisetzung von
CO2-Äquivalenten in Energieerzeugung, Landwirtschaft, Verkehr und
rohstofferzeugenden Industrien wie der Zement- und Stahlproduktion,
soll mit Hilfe des Handels von Emissionsrechten und
Biodiversitätszertifikaten die Fortsetzung fossilistischer
Akkumulation ermöglichen. Während die Forderung, Emissionen an der
Quelle und mithin absolut zu reduzieren, durch die aktuellen Aussagen
des ersten Teils des sechsten IPCC-Sachstandsberichtes in ihrer
Dringlichkeit bestätigt wird, soll mit häufig windigen Rechenmanövern
der Eindruck erweckt werden, die Freisetzung klimaschädlicher Gase
könne neutralisiert werden, indem die Aufnahme von CO2 durch Bäume
mittels des Erhalts von Abholzung bedrohter Wälder, vor allem aber
der neuen Aufforstung von Landflächen vergrößert werde.

Im größeren Rahmen der Net Zero-Doktrin, die kompensatorische
Ausgleichsprozesse durch Carbon Prizing sowie die perspektivische
Verlagerung des Problems durch die Inanspruchnahme technologischer,
CO2 aktiv aus der Atmosphäre entfernender Lösungen in die Zukunft als
klimapolitischen Königsweg propagiert, gilt BECCS (Bioenergy with
carbon capture and storage) als eine der vielversprechendsten
Lösungen zur Einhaltung vereinbarter Klimaziele. Dem liegt der Plan
zugrunde, schnell wachsende Bäume, Sträucher oder Gräser zur
Energiegewinnung zu verbrennen oder ehemalige Waldflächen zu diesem
Zweck wiederaufzuforsten. Bei der Energieproduktion sollen die
Kohlenstoffemissionen abgeschieden und in unterirdischen Lagerstätten
entsorgt werden. Dieser mit CCS bezeichnete Vorgang ist allerdings noch
nicht besonders gut erprobt, es gibt lediglich 21 Einrichtungen dazu
weltweit, die in der Lage sind, 0,1 Prozent der globalen
CO2-Emissionen abzuscheiden, aber vor allem in der Ölförderung
eingesetzt werden. Es ist bereits zu Lecks an CO2-Pipelines gekommen,
und die Sicherheit der künftigen Lagerstätten wird ebenfalls in Frage
gestellt.

Auch die Produktion von Bioenergie ist mit diversen Ungewissheiten
behaftet, was die Kritik an BECCS immer lauter werden lässt. So
stellt sich die Frage, wieviel Karbon die jeweiligen Pflanzen in
welcher Wachstumsphase überhaupt speichern, wie genau die dazu
angewendeten Messmethoden sind, ob der Zugewinn an gespeichertem
Kohlenstoff die CO2-Bindung der zuvor auf der Fläche wachsenden
Pflanzen übersteigt, was bei Plantagenwäldern häufig nicht der Fall
ist, wie das jeweilige Pflanzenwachstum die CO2-Aufnahmefähigkeit der
Böden beeinflusst, ob zu ihrem Anbau und ihrer Ernte
bodenverdichtende Fahrzeuge und CO2-intensiver Dünger verwendet
werden, wie sehr sie gegen Waldbrände und andere dem Zweck der
Emissionsminderung abträgliche Eingriffe geschützt sind, und was die
Etablierung derartiger Projekte für die Menschen bedeutet, die in den
dafür in Beschlag genommenen Landschaften und Wäldern leben.

Die knappe Ressource in der Gleichung "Produktion fossiler Energie
hier = Aufnahme ihrer CO2-Emissionen dort" sind die Landflächen, die
für die Aufforstungsprogramme benötigt werden, mit denen zahlreiche
Unternehmen die erklärte Absicht, zu einem bestimmten Zeitpunkt
klimaneutral zu wirtschaften, verwirklichen wollen. In zwei aktuellen
Studien wurden diese Pläne daraufhin untersucht, wie groß die Flächen
sind, die dafür in Anspruch genommen werden müssten. So wurde in dem
von Greenpeace UK herausgegebenen Report "Net Expectations: Assessing
the role of carbon dioxide removal in companies climate plans" [2]
überschlagen, dass die Entfernung von 12.000 Megatonnen im Jahr an
CO2, die laut IPCC erforderlich wären, um das 1,5-Grad-Ziel bis 2100
auf einem mittleren der verschiedenen im IPCC-Zwischenbericht von
2018 entworfenen Szenarios zu erreichen, eine Landfläche von 380 bis
700 Megahektar benötigte, was 25 bis 46 Prozent der weltweit
verfügbaren Anbauflächen für Nahrungsmittel entspräche.

Laut dieser Studie ständen etwa 500 Megahektar ehemaliger Waldflächen
und ungenutzten Landes zur Wiederaufforstung zur Verfügung, ohne dass
dies notwendigerweise zu Lasten der Nahrungsmittelproduktion oder
Biodiversität ginge. Auf diese Weise könnten 3.700 Megatonnen CO2 im
Jahr aus der Atmosphäre entfernt werden. Doch alleine der Ölkonzern
Shell wolle 50 Megahektar Wald aufforsten, um die Emissionen seiner
fossilen Produkte zu neutralisieren, wodurch bereits ein Zehntel des
verfügbaren Kompensationspotentials verbraucht wäre. Derartige
Projekte würden vor allem in tropischen Regionen angesiedelt, wo die
Ernährungslage bereits prekär ist und Landnahmen oft gewaltsam
durchgesetzt würden, merken die AutorInnen des Berichts an. Zu fragen
wäre auch, inwiefern angeblich ungenutzte Flächen angesichts des
weltweit anwachsenden Hungers nicht zusätzlich für den Anbau von
Nahrungsmitteln verwendet werden sollten. Die bereits bei der
Produktion von Agrosprit entbrannte Debatte "Teller oder Tank" hat
beim Klimaschutz nichts von ihrer Aktualität verloren.

In dem Oxfam-Report "Tightening the Net: Net zero climate targets
implications for land and food equity" [3] wird daran erinnert, dass
um die begrenzte Ressource Land bereits in erheblichem Ausmaß
gekämpft wird. Da das Leben von 2,5 Milliarden Menschen weltweit
direkt von dem Land, das sie als KleinbäuerInnen bewirtschaften,
abhängt und die Ungleichheit bei der Landnutzung immer weiter
zunimmt, da immer größere Ackerflächen von ortsfremden InvestorInnen
bewirtschaftet würden und ihre Erträge in den Export gingen,
verschärfe das Carbon Farming die darüber entflammten Konflikte nur
noch mehr. Allein vier Erdölkonzerne benötigten Anbauflächen für
Aufforstungsprojekte in der Größe von 50 bis 70 Millionen Hektar, was
mehr als die doppelte Fläche des Vereinigten Königreiches umfasse.
Wollte der Erdöl und Erdgas produzierende Sektor seine gesamten
Emissionen mit dem Ziel, 2050 Net Zero zu erreichen, auf diese Weise
kompensieren, wäre dafür ein Drittel der weltweit vorhandenen
Anbauflächen für Nahrungsmittel erforderlich. So hat die indische
Regierung ein größeres Gebiet zur Aufforstung abgesperrt und die dort
lebenden Menschen vertrieben. Dadurch wurde das Überleben fast einer
halben Million Mitglieder indigener Stammesgemeinschaften und im Wald
lebender Menschen in Frage gestellt [4].

Wenn die AutorInnen des Oxfam-Reports verlangen, dass jede nicht für
Nahrungsmittel gedachte Landnutzung die Beseitigung des Hungers
voraussetzen müsse - ohne Zero Hunger kein Net Zero -, dass zudem die
Rechte und Lebensgrundlagen der in den betroffenen Wäldern und
Landschaften lebenden Menschen geschützt werden müssten, nicht
zuletzt durch deren gleichberechtigte Teilnahme an den dazu
erforderlichen Entscheidungsprozessen, dann beschreiben sie, was die
kolonialen Bedingungen des Nord-Süd-Verhältnisses verhindern. Im
Globalen Norden, wo der Entwicklungsvorsprung auf Kosten des Klimas
und der Biodiversität vor allem im Globalen Süden erwirtschaftet
wurde, wo der Reichtum der Welt konzentriert ist und fossilistische
Industrien wie Konsumpraktiken die Zerstörung der Lebensgrundlagen
unvermindert vorantreiben, soll weiter gewirtschaftet werden wie
bisher. Wenn das bedeutet, dass aufgrund der dafür in Anspruch
genommenen biologischen Potentiale zur Speicherung von CO2 Hunderte
Millionen Menschen mehr hungern sollen, scheint dagegen nichts
einzuwenden zu sein.

Schon heute bedarf die EU das Doppelte ihrer Fläche, um die
aufwendige, vor allem durch Futtermittelexporte aus Südamerika
alimentierte Ernährung ihrer Bevölkerungen sicherzustellen. Anstelle
der Überlegung, wie die europäische Agrarwirtschaft so strukturiert
werden könnte, dass nicht zusätzliche Ernteerträge aus Hungerregionen
in die EU importiert werden müssen, wird in die umgekehrte Richtung
gedacht. Die von europäischen Regierungen und Unternehmen
beanspruchten Flächen für klimapolitische Ausgleichsprozesse auf
anderen Kontinenten dienen der fortgesetzten Externalisierung
fossilistischer Abfallproduktion, sprich der Sicherung eigenen
Wohlstandes zu Lasten von Menschen, die aus ihren Lebensräumen
vertrieben werden, denen die Nahrung entzogen wird, die am Mangel von
Impfstoffen sterben oder die ermordet werden - allein 2019 wurden 212
UmweltaktivistInnen aufgrund ihres Kampfes für den Erhalt ihrer
traditionellen Lebenswelten im Globalen Süden umgebracht.

Von daher ist erfreulich, dass eine Politisierung der
Klimagerechtigkeitsbewegung stattfindet, die den Zusammenhang
zwischen Kolonialismus, Rassismus und Klimakrise insbesondere in
Sicht auf den Globalen Süden und unter kritischer Aufarbeitung
eigener Anteile an diesem Gewaltverhältnis in den Blick nimmt und zum
Gegenstand politischer Kämpfe macht. Die Krisen des Klimas, der
Biodiversität, des Hungers und der politischen Selbstbestimmung in
globaler Zusammenarbeit zu überwinden erweist sich zusehends als das
Nadelöhr, das wider alle Angst vor dem Scheitern zu durchschreiten
ist.

Fußnoten:

[1] https://www.bundjugend.de/wp-content/uploads/Kolonialismus-und-Klimakrise-Ueber-500-Jahre-Widerstand-11.pdf

[2] https://www.greenpeace.org.uk/wp-content/uploads/2021/01/Net-Expectations-Greenpeace-CDR-Briefing-updated2.pdf

[3] https://oxfamilibrary.openrepository.com/bitstream/handle/10546/621205/bp-net-zero-land-food-equity-030821-en.pdf

[4] https://www.opendemocracy.net/en/oureconomy/tackling-climate-crisis-must-not-come-expense-eradicating-global-hunger/
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REPRESSION/1714: Anwachsende Staatsgewalt ... (SB)



Die Versammlungsfreiheit zählt in der parlamentarischen
Demokratie zu den zentralen Grundrechten, weil sie es Bürger:innen
ermöglicht, ihre Anliegen auf die Straße zu tragen und Missstände
anzuprangern. Demokratie braucht lebendige Versammlungen - die
Landesregierung plant mit ihrem Gesetzesentwurf einen Angriff auf die
Zivilgesellschaft.

Vereinigung demokratischer Juristinnen und Juristen (VDJ) [1]



Seit mehreren Jahren werden in Deutschland die Polizei- und
Versammlungsgesetze Zug um Zug verschärft. Dabei spielen die
Bundesländer einander die Bälle zu und steuern ein bundeseinheitliches
Arsenal legalisierter Repressionsmaßnahmen an, wie sie seit dem
NS-Staat nicht mehr in Gestalt polizeilicher Exekutivgewalt in
Anschlag gebracht worden sind. Da die herrschende Eigentumsordnung und
Wirtschaftsweise zwangsläufig zu Krisen wie der Klimakatastrophe, dem
eskalierenden ökonomischen Desaster und weltweiten sozialen
Verwerfungen extremster Art führt, die im Rahmen dieser
gesellschaftlichen Verhältnisse nicht zu bewältigen sind, setzen die
Protagonisten konsolidierter Herrschaft um so mehr auf die präventive
Eindämmung zu erwartenden Widerstands bis hin zur Hungerrevolte. Es
werden die Grund- und Freiheitsrechte der Bevölkerung zunehmend
eingeschränkt, um heute Protestpotentiale abzuwürgen, so dass
massenhafter Gegenwehr von morgen der Boden entzogen wird.

Nachdem die schwarz-gelbe Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
unter Führung von Ministerpräsident Armin Laschet bereits 2018 das
Polizeigesetz im bevölkerungsreichsten Bundesland verschärft hatte,
befindet sich seit Januar dieses Jahres auch der Entwurf für ein
"Gesetz zur Einführung eines nordrhein-westfälischen
Versammlungsgesetzes und zur Änderung weiterer Vorschriften" im
parlamentarischen Verfahren. [2] Da der Entwurf angesichts seines
haarsträubenden Inhalts heftig umstritten ist, dürfte seine
parlamentarische Besiegelung im Düsseldorfer Landtag frühestens im
Herbst über die Bühne gehen - sofern es in den kommenden Wochen nicht
gelingt, ihn vollständig zu verhindern oder zumindest entscheidend
abzuschwächen.

Als Treiber in vorderster Front inszeniert sich Innenminister Herbert
Reul, der als möglicher Nachfolger von Ministerpräsident Armin Laschet
gehandelt wird, der nach der Bundestagswahl im September Angela Merkel
im Kanzleramt beerben will. Dass Reul nicht als berüchtigter
Hardliner, sondern im Lichte seiner landesväterlichen Ambitionen eher
als durchsetzungsfähiger Ordnungspolitiker wahrgenommen werden will,
nötigt ihm beträchtliche Beschwichtigungsmanöver ab, mit denen er dem
Protest die Spitze zu nehmen hofft. Er wolle doch nur verhindern, dass
abermals rechte Gruppierungen mit Springerstiefeln durch die Straßen
marschieren und Angst verbreiten, wiegelt er ab. Friedliebende
Demonstrierende anderer Art bräuchten sich keine Sorgen zu machen. Den
naheliegenden Argwohn von Gewerkschaften, Klimaschützenden,
Fanverbänden und antifaschistischen Zusammenhängen konnte er damit
aber nicht aus der Welt schaffen. [3]

In Artikel 8 des Grundgesetzes steht: Alle Deutschen haben das Recht,
sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu
versammeln. Nachdem die Gesetzgebungskompetenz für das
Versammlungsrecht 2006 vom Bund auf die Länder übergegangen ist, haben
einige Länder wie Schleswig-Holstein, Niedersachsen und Bayern bereits
von ihrer Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht. Das ging nicht ohne
Widerstand ab, und gegen das bayerische Versammlungsrecht zogen
mehrere Organisationen sogar mit einer Verfassungsbeschwerde zum
Bundesverfassungsgericht. Nun soll auch Nordrhein-Westfalen ein
eigenes Versammlungsgesetz bekommen, dessen Entwurf seitens der
parlamentarischen Opposition und diversen Gruppierungen der
sogenannten Zivilgesellschaft höchst kritisch gesehen und für
verfassungswidrig erachtet wird.




[image: Buchstabenschilder 'DEMONSTRATIONSRECHT VERTEIDIGEN' vor Eingang der VHS - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Kongress 'Grundrechte verteidigen' 2017 in Düsseldorf

Foto: © 2017 by Schattenblick



"Militanzverbot" hebelt Versammlungsrecht aus

Der Gesetzentwurf sieht eine verschärfte Videoüberwachung wie auch den
Einsatz von Drohnen im Rahmen von Demonstrationen und Kundgebungen
vor. Ein strafbewehrtes Vermummungsverbot soll es Teilnehmenden von
Versammlungen verbieten, Dinge bei sich zu tragen, die nach Ansicht
der Polizei zur Identitätsverschleierung geeignet sein könnten. Auch
ein sogenanntes Militanzverbot ist vorgesehen: Versammlungen unter
freiem Himmel, die Gewaltbereitschaft vermitteln und Einschüchterung
betreiben, sollen verboten werden. Das Tragen von Uniformen,
Uniformteilen und uniformähnlicher Kleidung soll daher ebenfalls
verboten werden.

Des weiteren sollen Demonstrationen dem geplanten Gesetz zufolge nicht
mehr mündlich oder telefonisch angekündigt werden können. Stattdessen
soll die Anmeldung schriftlich erfolgen und auch nicht an Wochenenden,
so dass sich die Anmeldefristen verlängern würden. Im Höchstfall wie
beispielsweise an Ostern oder zu Pfingsten müsste dann eine
Demonstration vier Tage vorher angemeldet werden. Auch die Anzahl der
Ordner und unter bestimmten Umständen auch deren Namensnennung soll
Pflicht werden. So soll den Behörden genug Zeit gegeben werden, die
Veranstaltung zu überprüfen und gegebenenfalls ihr Verbot zu erwirken.

In Paragraf 7 des Gesetzentwurfs ist von einem Störungsverbot die
Rede, das sogar Aufmärsche von Neonazis schützen könnte. Denn als
Störung wird nicht nur laute Musik oder Lärm aufgefasst, sondern
bereits die gezielte Anmeldung einer Gegenveranstaltung für dieselbe
Zeit und denselben Ort. Und selbst die Förderung solcher Störungen ist
untersagt. Das dürfte zweifelsfrei unterstreichen, dass es bei diesem
Gesetz gerade nicht darum geht, ausschließlich rechte Auftritte zu
unterbinden.

Sollte das Gesetz in der vorliegenden Form verabschiedet werden,
hätten beispielsweise Aktivistinnen und Aktivisten von Ende Gelände,
die bei Aktionen wie der Besetzung von Braunkohletagebauen weiße
Overalls tragen, eine Kriminalisierung zu befürchten. Auch
betriebliche Belegschaften, die in einheitlicher Arbeitskleidung
protestieren, oder gewerkschaftliche Aktionen, deren Teilnehmende
verkleidet auf die Straße gehen, könnten unter das Verdikt fallen. Und
was den längeren Vorlauf der Anmeldung betrifft, dürfte dies
Unternehmensleitungen in die Karten spielen, womöglich Proteste oder
Streiks auf dem Vorwege zu verhindern. Betroffen wären unter Umständen
auch Fußballfans in Trikots bei Feiern oder auf dem Weg ins Stadion.
Sorge bereiten vor allem die präventivpolizeilichen Maßnahmen, die im
Gesetzentwurf genannt werden. So sollen beispielsweise sogenannte
Gefährderansprachen bei denjenigen durchgeführt werden, bei denen man
annimmt, sie könnten gegen das Militanzverbot verstoßen. Damit sei der
Willkür Tür und Tor geöffnet, heißt es in einer öffentlichen
Stellungnahme der Fanprojekte und Fanhilfen. [4] Ein schwarzer Block
der Antifa in einheitlicher Kleidung, der in Corona-Zeiten den
Mundschutz konsequent praktiziert und überdies Transparente mit sich
führt, welche die polizeiliche Sicht beeinträchtigten könnten, wirkt
da natürlich wie ein Feindbild, für das der Gesetzentwurf geradezu
maßgeschneidert ist.

Entscheidender Hebel für willkürliche Eingriffe bleibt die Verknüpfung
bestimmter äußerer Erscheinungsformen mit einer Einschätzung der von
ihnen ausgehenden Wirkung durch die Polizei. Wenn unter
"Militanzverbot" die Vermittlung von Gewaltbereitschaft und eine davon
ausgehende einschüchternde Wirkung genannt wird, geht es also nicht
nur um ein Verbot konkreter Handlungen, sondern bereits auf dem
Vorwege um eine polizeiliche Bewertung, welche Formen des Protests als
gewaltbereit und einschüchternd einzustufen seien. Und nicht zuletzt
ist es ein weiterer Schritt zum Vorgehen gegen ganze Gruppen, denen
insgesamt anhand ihres Erscheinungsbildes eine kollektive
Gewaltbereitschaft zugeschrieben wird. Das Gewaltmonopol des Staates
und seiner uniformierten Repräsentanten wird also so eng gefasst, dass
unbefugtes Uniformieren nach Belieben identifiziert und als bedrohlich
ausgewiesen werden kann. Selbst wo eine Aktionsform des zivilen und
gewaltfreien Widerstands praktiziert wird, schafft der Gesetzentwurf
weitere Instrumente für eine Kriminalisierung bereits auf dem Vorweg.

Auf die Haltung kommt es an ...

Da die Wirkmacht des Gesetzentwurfs aus polizeistaatlicher Sicht
insbesondere auf der Verfügung über ein Gesinnungsverbot beruht, hat
Herbert Reul alle Hände voll zu tun, eben dies zu vernebeln. Es gehe
doch nicht darum, dass man nicht gleich gekleidet in Gruppen unterwegs
sein dürfe, behauptet er. Vielmehr komme es auf die dabei zum Ausdruck
gebrachte Haltung an. Erst wenn dabei eine die Menschen
beeindruckende, gewalteinflößende Wirkung erzielt werde, könne man
eingreifen. Ihm springt Markus Thiel zur Seite, Professor für
Öffentliches Recht an der Deutschen Hochschule der Polizei in Münster.
Dieser begrüßt es ausdrücklich, dass in NRW das alte, aus seiner Sicht
überholte Bundesgesetz, abgelöst werden soll. Im Detail könne man über
all diese Dinge diskutieren, aber zu sagen, es atme den Geist einer
Verbotspolitik oder einer Unterdrückungspolitik, sei einfach
unredlich. Diese Regelungen seien doch keine Schikane, sondern dienten
dazu, der Polizei die Kontrolle zu ermöglichen, ob gegen eine
Versammlung in irgendeiner Weise vorgegangen werden muss, indem etwa
beschränkte Auflagen erlassen werden, um die Veranstaltung gefahrlos
gestalten zu können. Daher dienten die Regelungen dem Schutz der
Versammlung, stellt Thiel die Stoßrichtung auf den Kopf.

Das weiß natürlich auch die FDP, die als Gesamtpartei liberale Werte
im Munde führt, die sie als Koalitionspartner in NRW auszuhebeln
bereit ist. Wie andere Parteien hat auch sie keine grundsätzlichen
Probleme damit, ihre Sonntagsreden in der Opposition einer
Regierungsbeteiligung zu opfern. Nun windet sie sich und versucht, das
geplante Versammlungsgesetz in die Verantwortung der CDU zu schieben.
So sprach ihr NRW-Generalsekretär und Parteivize Johannes Vogel von
einem "Reul-Entwurf", was diesen zu einer sofortigen Replik
veranlasste. Wenngleich der Entwurf aus seinem Haus stamme, handle es
sich doch um einen Gesetzentwurf der Landesregierung, der vom Kabinett
abgesegnet worden sei. Daran waren auch die drei FDP-Minister
beteiligt, und ein Gegenvotum der FDP aus der Ministerrunde sei ihm
nicht bekannt, bringt der Innenminister den kleineren
Koalitionspartner auf Linie.

Umgekehrt ist aber auch die Entschiedenheit der oppositionellen
Sozialdemokraten und Grünen in NRW mit Vorsicht zu genießen, wenn sie
den Gesetzentwurf in harschen Worten kritisieren. Säßen sie auf der
Regierungsbank, sähe die Sache vermutlich ganz anders aus, wie sich
anhand der unterschiedlichen Koalitionen bei der Verabschiedung der
repressiven Polizeigesetze in anderen Bundesländern belegen läßt. Ob
Union, SPD, FDP oder Grüne, niemand tanzt aus der Reihe, wenn es gilt,
Verantwortung zu übernehmen und am starken Staat mitzubauen. So breit
aufgestellt die Front gegen das geplante Versammlungsgesetz in NRW
auch anmuten mag, gehören ihr doch unsichere Kantonisten an, die vor
allem Oppositionspolitik demonstrieren.
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Das soll künftig nicht mehr möglich sein?
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Rabiater Vorgeschmack auf das geplante Versammlungsgesetz

Als gelte es, einen Vorgeschmack auf das geplante Versammlungsgesetz
zu geben, ging die Polizei am 26. Juni in Düsseldorf überaus rabiat
gegen eine Demonstration vor. Dort war ein breites Bündnis gegen das
geplante Versammlungsgesetz auf die Straße gegangen, die Veranstalter
sprachen von rund 8.000 Teilnehmern, die Polizei ging von etwa 3.000
aus. Vertreten waren sowohl die Jugendorganisationen der SPD und der
Grünen als auch die Partei Die Linke sowie Fußballfans, Umweltbewegte,
Gewerkschaftsgliederungen und außerparlamentarische linke Gruppen.
Schlagstöcke und Pfefferspray bekam vor allem der von Antifa-Gruppen
gebildete schwarze Block ab. Fast 100 Teilnehmende wurden durch
Schlagstock- und Pfeffersprayeinsatz verletzt, auch ein Reporter der
Deutschen Presseagentur (dpa) trug Verletzungen davon. Rund 300
Menschen, darunter mindestens 38 Minderjährige, wurden über sechs
Stunden eingekesselt. Ihnen wurde der Zugang zu Toiletten verwehrt,
die Versorgung mit Trinkwasser erfolgte erst spät und nach lautem
Protest. Ein 15-Jähriger sei nach fünf Stunden kollabiert und habe
notfallmedizinisch versorgt werden müssen. Die Polizei soll als
wesentlichen Grund für ihr Einschreiten Verstöße gegen das
"Vermummungsverbot" wie auch zu hoch gehaltene Transparente und
Schirme als Sichtschutz genannt haben, wie aus Kreisen Betroffener
verlautete. [5]

In einer Aktuellen Stunde des Landtags forderte SPD-Fraktionschef
Thomas Kutschaty die Koalition auf, den Gesetzentwurf zurückzuziehen,
gegen den sich die Demonstration in Düsseldorf gerichtet hatte. Er
habe mit Polizeibeamten wie auch mit Beteiligten der Demonstration
gesprochen sowie Bild- und Videomaterial gesichtet, das ihn "zutiefst
beunruhigt" habe. Es seien auch Straftaten gegen die Polizei auf dem
Videomaterial zu sehen gewesen, doch sei der Umgang mit den
Demonstrierenden derart "robust" und "ruppig" gewesen, dass diese
Aggression womöglich die Ursache gewesen sei, "eine Spirale der Gewalt
weiterzudrehen".

Ungehalten warf Reul der Opposition vor, auf den Rücken der Polizisten
eine Scheindebatte über das geplante Gesetz führen zu wollen. Er
sicherte eine gründliche Aufklärung ohne Schnellschüsse zu, war sich
aber des Resultats schon vorab sicher: "Die Ursache für den Ärger
waren nicht die Polizisten, sondern ein Teil der Demonstranten." Der
Umgang mit dem dpa-Reporter sei nicht richtig gewesen, da er
eindeutig als Pressevertreter zu erkennen gewesen sei, räumte der
Innenminister ein. Allerdings sei noch unklar, ob der Fotograf
geschlagen, geschubst oder weggedrängt worden sei. Das müsse nun die
Staatsanwaltschaft klären.

Kutschaty bezeichnete es als Ironie der Geschichte, dass eine
Demonstration gegen das geplante Versammlungsgesetz einen solchen
Verlauf nehme. Mischa Aschmoneit, Anmelder der Demonstration,
unterstrich, dass Reul und die Polizei ihrem Vorhaben einen
"absoluten Bärendienst" erwiesen hätten. Die Ablehnung des
Gesetzentwurfes werde immer breiter und gehe inzwischen weit über das
übliche Spektrum hinaus. Auch in Aachen, Bielefeld und Münster kam es
aufgrund des Vorgehens der Polizei zu Protesten gegen die geplanten
Gesetzesverschärfungen. [6]

Ausnahmezustand als Regelfall des Krisenmanagements

Die Ausnahmen von der freiheitlich-demokratischen Grundordnung der
Bundesrepublik sind so alt wie das Grundgesetz, diente dieses doch
insbesondere dem Zweck, eine parlamentarische Demokratie auf Grundlage
der herrschenden Besitzverhältnisse und somit einer kapitalistischen
Gesellschaftsordnung zu etablieren. Folglich enden Freiheit und
Demokratie zwangsläufig dort, wo dieser Besitzstand wie auch dessen
Mehrung und Fortschreibung gefährdet scheinen. Aufgrund der
Erfahrungen aus der Weimarer Republik und der damaligen
Ausnahmegesetzgebung (Notverordnung) erhoben sich in der jungen
Bundesrepublik allerdings zunächst schwerwiegende Bedenken gegen die
Einfügung entsprechender Bestimmungen in das Grundgesetz. Daher
verzichtete der Parlamentarische Rat, der 1948/49 in Bonn das
Grundgesetz erarbeitete, auf eine umfassende Regelung des Notstands,
was aufgrund der Vorbehaltsrechte der alliierten Besatzungsmächte
ohnehin kaum möglich gewesen wäre. Das GG sah in der Fassung von 1949
jedoch zur "Verteidigung der freiheitlichen Demokratie" den
Gesetzesnotstand, die Verwirkung von Grundrechten und das Verbot von
verfassungswidrigen Organisationen und Parteien vor.

Mit den Notstandsgesetzen führte die große Koalition (CDU/CSU/SPD)
1968 die einschneidendste Verfassungsänderung seit Entstehung des
Grundgesetzes herbei, da sie die Struktur der Parlamentarischen
Demokratie durch Kompetenzerweiterung der Exekutiven und
Bedeutungsminderung des Parlaments veränderten. Sie bewirken im
Verteidigungsfall, bei inneren Unruhen und Naturkatastrophen
erhebliche Einschränkungen der Grundrechte, die Übertragung der
Funktionen von Bundestag und Bundesrat auf den Gemeinsamen Ausschuss,
eine Stärkung der Stellung der Bundesregierung und nicht zuletzt die
Möglichkeit, die Bundeswehr auch bei inneren Unruhen einzusetzen. Was
den Einsatz der Bundeswehr betrifft (Art. 35, Abs. 2, 3, Art. 87a,
Art. 91), wird diese durch die Notstandsgesetze auch zu einem
innenpolitischen Machtinstrument. Der Einsatz der Streitkräfte ist
allerdings nur zur Abwehr einer drohenden Gefahr für den Bestand oder
die freiheitlich-demokratische Grundordnung des Bundes oder eines
Landes erlaubt, wenn Polizei und Bundesgrenzschutz nicht ausreichen
und organisierte und bewaffnete Aufständische auftreten.

Da die Bundeswehr vom Grundsatz her für die Landesverteidigung nach
außen vorgesehen, die Polizei für das Inland zuständig ist,
konzentrierte sich die Militarisierung der Innenpolitik auf die
verfassungsrechtlich beschriebenen Ausnahmen und definierte diese Zug
um Zug neu. Der damalige Hamburger Innensenator und spätere
Bundeskanzler Helmut Schmidt handelte ohne Rückendeckung durch das
Grundgesetz, als er bei der verheerenden Sturmflut im Jahre 1962 die
Bundeswehr zu Hilfe rief. Dieser pragmatische Rechtsbruch galt in der
historischen Rückschau als legendär, was ihm den Charakter einer
Blaupause für die Akzeptanz von Bundeswehreinsätzen im Inneren unter
der Bevölkerung verlieh. Nicht umsonst werden seither gern
Katastrophen zitiert, um des Bürgers Argwohn vor Soldatenstiefeln im
öffentlichen Raum zu beschwichtigen. So wurde die Militarisierung des
Zivil- und Katastrophenschutzes vorangetrieben und schließlich im
Zivilschutzkonzept präzisiert. Hinzu gesellen sich die
Zivil-Militärische Zusammenarbeit (ZMZ), der Aufbau Regionaler
Sicherungs- und Unterstützungskräfte (RSUKr) durch Reservisten der
Bundeswehr und andere Formen des sogenannten Heimatschutzes.

Im November 2016 übten Polizei und Bundeswehr erstmals die
Zusammenarbeit im Terrorfall und schlugen damit eine weitere Bresche
in die verfassungsrechtlichen und politischen Hürden, die einem
Einsatz der Streitkräfte im Inneren entgegenstehen. Ob schleichend
oder in Sprüngen, doch mit unablässigem Raumgewinn in der Realität der
deutschen Gesellschaft wird der Ausnahmezustand zum Regelfall eines
Krisenmanagements, das unterhalb der Schwelle des offiziell erklärten
Kriegsrechts greift und zugleich dessen künftige Verhängung über den
Horizont hebt.
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Verfügungsgewalt über den öffentlichen Raum
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Bundespolizei auf dem Vormarsch

Da Polizei in der Bundesrepublik im wesentlichen noch Ländersache ist,
nimmt die aus dem Grenzschutz hervorgegangene Bundespolizei eine
Sonderstellung ein. Um die mit mehr als 51.000 Bediensteten größte
Polizei zu einer landesweit tätigen Institution auszubauen, bedurfte
es mehrerer Zwischenetappen, in denen ihre Befugnisse sukzessive
erweitert wurden. Bereits 1972 wurde der damalige BGS im
Bundesgrenzschutzgesetz als eine Polizei des Bundes bezeichnet. Im
Rahmen des Schengener Abkommens und mit dem Anschluss der DDR im Jahr
1990 änderte sich dann das Einsatzspektrum des BGS grundlegend,
grenzpolizeiliche Aufgaben gingen stark zurück, bahnpolizeiliche und
Flughafensicherungsaufgaben kamen hinzu. 1998 kam es zu einem
Normenkontrollverfahren im Hinblick darauf, ob der BGS die Aufgaben
der Bahnpolizei und Sicherung der Flughäfen übernehmen durfte, was
letztendlich bestätigt wurde. In ihrer Entscheidung benutzten die
Richter zur Beschreibung der Aufgaben des BGS die Begriffe
Sonderpolizei, Polizei mit begrenzten Aufgaben und schließlich Polizei
des Bundes.

2005 strebte die rot-grüne Koalition unter Bundeskanzler Gerhard
Schröder und Innenminister Otto Schily die endgültige Umbenennung an.
Dies führte zu einer intensiven politischen Diskussion besonders auch
zwischen den Ländern und dem Bund. Anlassgebend war zum einen die
Sorge der Länder, dass der Bund versuche, länderpolizeiliche
Kompetenzen zu übernehmen, zum anderen auch eine unterschiedliche
Interpretation des Polizeibegriffes. Letztendlich stimmte der
Bundestag mehrheitlich für den Antrag der Bundesregierung, und der BGS
wurde zum 1. Juli 2005 in Bundespolizei umbenannt.

Die im Frühjahr 2010 von Bundesinnenminister Thomas de Maizière
eingesetzte Kommission zur Evaluierung der Sicherheitsbehörden des
Bundes (Bundespolizei, Bundeskriminalamt und Bundeszollverwaltung)
unter der Leitung des ehemaligen Präsidenten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz Eckart Werthebach gab Anfang Dezember 2010 in ihrem
Bericht die Empfehlung, Bundespolizei und Bundeskriminalamt zu einer
Polizei des Bundes unter dem Namen Bundespolizei (neu)
zusammenzufassen. De Maizière bezeichnete den Vorschlag der Kommission
als überzeugend, bedenkenswert und verfolgenswert. Das Vorhaben, eine
Art deutsches FBI zu schaffen, scheiterte jedoch vorerst an
Widerständen von verschiedener Seite.

Anfang 2020 legte Innenminister Horst Seehofer mit dem Entwurf einer
erheblichen Ausweitung der Kompetenzen der Bundespolizei nach - vor
allem im Kampf gegen Schleuser und bei Abschiebungen, was jedoch
beileibe nicht die einzigen Neuerungen der Gesetzesüberarbeitung
waren. Die Bundespolizei soll sich im Rahmen ihrer Aufgaben künftig
auch für bestimmte Fälle zuständig erklären können, die bislang Sache
der Länder waren. Ist ihre Zuständigkeit derzeit für Fälle unerlaubter
Einreise auf Bahnhöfe und den 30-Kilometer-Bereich an der Grenze
beschränkt, soll er künftig auch sogenannte Hauptverkehrsrouten
einschließen, falls "aufgrund von Lageerkenntnissen anzunehmen ist,
dass diese Verkehrswege zur unerlaubten Einreise genutzt werden". Das
betrifft beispielsweise Parkplätze an der Autobahn oder Haltepunkte
von Fernbussen, an denen bislang die Polizeibehörden der Bundesländer
zuständig sind.

Die Bundespolizei soll sich, wo sie ihre Aufgaben wahrnimmt, auch um
die Abschiebung von Ausreisepflichtigen kümmern dürfen, die nicht erst
kürzlich eingereist sind, sondern sich schon länger im Land aufhalten:
Wenn ihr also beispielsweise bei einer Kontrolle am Bahnhof oder am
Flughafen jemand auffällt, dessen Touristenvisum schon vor Jahren
abgelaufen ist. Die Zuständigkeit soll nach spätestens sechs Monaten
auf die Ausländerbehörde übergehen, wenn der Bundespolizei eine
Abschiebung bis dahin nicht gelungen ist.

Auch soll der Bundespolizei nun die Verwendung von sogenannten Tasern
erlaubt sein, die schon in einigen Bundesländern genutzt werden. Diese
Elektroimpulsgeräte verschießen Strompfeile, die über dünne Drähte mit
der Waffe verbunden sind. Die elektrischen Impulse sollen einen
Angreifer vorübergehend außer Gefecht setzen. Die Spezialeinheit GSG 9
hat die Waffe bereits erprobt. Das Innenministerium wünschte sich
außerdem eine rechtliche Grundlage für den "finalen Rettungsschuss" in
besonderen Situationen wie Geiselnahmen und Terroranschlägen, was vor
allem, aber nicht nur die GSG 9 betrifft.

Neu war zudem der Vorschlag, die Bundespolizei solle verdeckte
Ermittler in Zukunft auch präventiv einsetzen dürfen. Bislang ist ihr
das nur im Zuge von Ermittlungsverfahren gestattet. Denkbar wäre ein
solcher Einsatz etwa, um Schleuserbanden auf die Schliche zu kommen.
Für heftige Kontroversen sorgte der Entwurf auch aus einem anderen
Grund. Dies betraf die Verwendung von Systemen zur automatisierten
Gesichtserkennung an Flughäfen und Bahnhöfen, wobei Aufnahmen aus
Videokameras live mit Gesichtsbildern aus Datenbanken der Polizei
abgeglichen werden sollen.

Während die Existenz der Spezialeinheit GSG 9 mit ihrer geschätzten
Personalstärke von rund 400 Beamten in der Öffentlichkeit allgemein
bekannt ist, gilt das weit weniger für die Mobile Fahndungseinheit.
Unter den bundesweit neun verschiedenen Einheiten operieren die
meisten sehr individuell. Einige ähneln den Mobilen Einsatzkommandos
(MEK) der Polizeien der Länder und verantworten auch Festnahmen
grundsätzlich selber, andere arbeiten nur im absoluten Ausnahmefall
offen und überlassen die eigentlichen Festnahmen uniformierten
Polizeibeamten, um ihre Tarnung bei öffentlich sichtbaren Einsätzen
nicht zu gefährden.

Aufschlussreich, doch zugleich in der öffentlichen Wahrnehmung
ebenfalls eher ausgeblendet sind auch die Aufgaben der Bundespolizei
im Auftrag der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und anderer
internationaler Organisationen. Sie unterstützt zudem das Auswärtige
Amt beim Schutz deutscher diplomatischer und konsularischer
Vertretungen. Nach Angaben der Behörde sind mehr als 2.200 Beamte in
Osteuropa, dem Nahen Osten, in Afrika und in weltweiten Krisengebieten
als Berater und Experten im Einsatz. Als 2011 einem Medienbericht
zufolge Bundespolizisten im Auftrag der EADS Beamte der saudischen
Polizei vor Ort in der Bedienung von Geräten zum Grenzschutz
ausgebildet haben, sahen Kritiker darin eine unzulässige Vermischung
privatwirtschaftlicher Interessen und hoheitlicher Aufgaben.

Erwähnenswert ist zudem, dass das Referat 56 der Bundespolizei
funktechnische Aufklärung im Rahmen bundespolizeilicher
Zuständigkeiten betreibt und gem. § 10 BPolG auch das Bundesamt
für Verfassungsschutz auf dem Gebiet der Funktechnik unterstützt.
Diese und andere Aspekte dokumentieren, dass das Einsatzspektrum der
Bundespolizei differenzierter und die Grenze zu anderen
Sicherheitsorganen poröser ist, als es im gängigen Diskurs über
Kompetenzgerangel und Effizienzbremsen kommuniziert wird. Wenngleich
es zutreffen mag, dass parteipolitische und polizeiliche Rivalitäten
wie auch verfassungsrechtliche Bedenken eine vereinheitlichte
Architektur der inneren Sicherheit bislang verzögert haben, wäre es
doch trügerisch, darin ein unüberwindliches Hindernis für die
letztendliche Durchsetzung des Polizeistaats zu vermuten.

Was de Maizières Frontalangriff nicht beschieden war, wollte Seehofer
zehn Jahre später portionsweise verdaulicher machen. Ein modifizierter
Gesetzentwurf wurde im Juni 2021 vom Bundestag verabschiedet,
scheiterte dann aber im Bundesrat. Aller Voraussicht nach wird die
nächste Bundesregierung einen neuen Anlauf nehmen, die Kompetenzen der
Bundespolizei erheblich auszuweiten.

Deutungsmacht der Exekutive

Die Administration des damaligen US-Präsidenten George W. Bush ließ
den von ihr inszenierten und exekutierten Antiterrorkrieg mittels
eigens zu diesem Zweck angeheuerter hochrangiger Juristen
maßgeschneidert legalisieren. Diese Abkürzung, das benötigte Recht, zu
morden, zu foltern und willkürlich gefangenzuhalten, gewissermaßen aus
einer Hand und einem Guss zu produzieren, fand zwangsläufig Gefallen
in anderen westlichen Ländern, ließ sich aber angesichts der jeweils
spezifischen Rechtsverständnisse und gesellschaftlichen Diskurse nicht
eins zu eins übertragen. Die Bush-Ära wurde seither heftig kritisiert,
was jedoch keineswegs dazu führte, dass die von ihr neu definierte
Deutungsmacht der Weltverhältnisse, die Kette unendlicher Kriege und
die innovative Ausgestaltung repressiver Staatlichkeit korrigiert
worden wären.

Schon seit dem sogenannten deutschen Herbst hatte die Bundesrepublik
ihre eigene Vorgeschichte in der Prägung und Anwendung des
Terrorbegriffs. Dass die sukzessive Anpassung exekutiver Verfügung und
juristischer Unterfütterung an die Erfordernisse forcierter
Zugriffsgewalt nach dem Muster der Bush-Administration auch
hierzulande auf fruchtbaren Boden fiel, belegt die 2004 von der
Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter und des
Bundeskriminalamts festgelegte Begriffsbestimmung des "Gefährders".
Darunter fallen im Zusammenhang der öffentlichen Sicherheit und
Gefahrenabwehr Personen, bei denen kein konkreter Hinweis vorliegt,
dass sie eine Straftat planen, jedoch "bestimmte Tatsachen die Annahme
der Polizeibehörden rechtfertigen, dass sie Straftaten von erheblicher
Bedeutung, insbesondere solche im Sinne des § 100a der
Strafprozessordnung (StPO), begehen" werden.

Dass diese Begrifflichkeit rechtlich nicht verankert ist, liegt
insofern auf der Hand, als "Gefährder" im juristischen Sinne nicht
einmal Verdächtige sind, da gegen sie keine konkreten Hinweise
vorliegen. Der Begriff gerät folglich in Konflikt mit der
Unschuldsvermutung, wenn "Gefährder" wie Verdächtige oder Straftäter
behandelt werden. Bekannt wurde dieses Konstrukt durch den damaligen
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble, der in einem Spiegel-Interview
vom 7. Juli 2007 [7] gesetzliche Grundlagen zur restriktiven
Behandlung solcher "Gefährder" forderte. Sie sollten wie Kombattanten
nach dem Kriegsvölkerrecht behandelt und interniert werden. Die
Rechtsgrundlage entspreche etwa dem Unterbindungsgewahrsam, mit dem
Hooligans aus dem Verkehr gezogen würden.

Wenngleich ähnliche Forderungen zur Errichtung des Lagers Guantanamo
geführt hatten, machte sich Schäuble damals für die Schaffung eines
Straftatbestandes der "Verschwörung", die "Internierung" von
"Gefährdern" und deren Behandlung als "Kombattanten" stark. Selbst die
"gezielte Tötung von Verdächtigen" war für Schäuble kein vom
Grundgesetz strikt verbotenes Tabu, sondern ein "rechtliches Problem",
das seiner Ansicht nach noch "völlig ungeklärt" sei. Für unabdingbar
erklärte er zudem die Legalisierung der Online-Durchsuchung, da sich
Deutschland im Fadenkreuz des islamistischen Terrorismus befinde. Die
"Überwachung der Kommunikation" sei aus diesen Gründen
"lebensnotwendig".

Mit diesen Äußerungen nahm Schäuble damals selbst unter den Vertretern
des sogenannten Feindstrafrechts eine Extremposition ein, die nach
Auffassung vieler Juristen nicht mehr von der Verfassung gedeckt
wurde. Der Strafrechtler und Rechtsphilosoph Günther Jakobs hatte 2004
mit seinem Aufsatz "Bürgerstrafrecht und Feindstrafrecht" eine heftige
Kontroverse ausgelöst. Straf- und Verfassungsjuristen diskutierten ein
besonderes Strafrecht für "Staatsfeinde", denen bestimmte Bürgerrechte
verwehrt werden sollen, damit sie mit allen zur Verfügung stehenden
Mitteln bekämpft werden können. Jakobs zufolge hätten Menschen, welche
die staatliche Rechtsordnung ablehnen oder sie gewaltsam ändern
wollen, ihre Bürgerrechte verwirkt. Das gelte nicht nur für
Terroristen, sondern auch für Kriminelle, die nach den Regeln
informeller Gesetze lebten. Wurde der Begriff des "Gefährders" damals
noch kontrovers diskutiert, scheint er inzwischen zu einer nicht
länger hinterfragbaren Faktizität geronnen zu sein.
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Konzertierte Offensive baut am starken Staat

Die Überwachung, Kontrolle und Sanktionierung der Bevölkerung durch
staatliche Sicherheitsbehörden ist europaweit auf dem Vormarsch. So
wurde im November 2016 in Großbritannien mit dem Investigatory Powers
Act eines der schärfsten Überwachungsgesetze rechtskräftig, das je in
einer Demokratie beschlossen worden war. Es verpflichtet unter anderem
Internetanbieter, für jeden Kunden eine Liste aller besuchten
Internetseiten zwölf Monate lang zu speichern. Sicherheitsbehörden
dürfen zu Hackern werden und massenhaft Überwachungsdaten sammeln.
Auch die Listen kontaktierter Telefonnummern und aufgerufener
Internetseiten von Journalisten müssen ausgehändigt werden, wenn ein
Richter das anordnet. Damit nicht genug, sollen Entwickler künftig
Hintertüren oder Schwachstellen in eigene Produkte einbauen, damit
ihre Kunden überwacht werden können.

Im Juli 2017 folgten die Niederlande mit dem umfassendsten
Überwachungsgesetz ihrer Geschichte. Dort dürfen die
Sicherheitsbehörden und Geheimdienste einen Großteil der
kabelgebundenen Datenströme überwachen und die so gewonnenen Daten bis
zu drei Jahre speichern. Dies umfaßt die E-Mail-Kommunikation,
Einträge in sozialen Netzwerken, aber auch Telefongespräche, wobei es
den Behörden ermöglicht werden soll, etwa neben den Metadaten der
Telekommunikation auch besuchte Websites zu protokollieren. Zudem
steht die Überwachung nicht mehr unter einem Richtervorbehalt, sondern
wird seither von dem Innen- und dem Verteidigungsminister genehmigt.
Die Resultate dürfen überdies mit "befreundeten" Geheimdiensten
geteilt und an verbündete Länder weitergegeben werden.

Dass auch die Bundesrepublik Anfang 2017 bei dieser Verschärfung
mitzog, zeugt angesichts der engen zeitlichen Nähe und inhaltlichen
Verwandtschaft der Überwachungsgesetze in diesen drei Ländern von
einer konzertierten strategischen Offensive, die zweifellos abgestimmt
und von langer Hand vorbereitet worden war. Am 3. Januar 2017 sprach
sich Bundesinnenminister Thomas de Maizière in einem Gastbeitrag für
die FAZ unter dem programmatischen Titel "Leitlinien für einen starken
Staat in schwierigen Zeiten" für eine beispiellose Zentralisierung von
Sicherheitskompetenzen auf Bundesebene zu Lasten der föderalen
Struktur aus: Stärkung des Bundeskriminalamts, Abschaffung der
Landesämter für Verfassungsschutz, Ausbau einer "echten
Bundespolizei", Abschiebung abgelehnter Asylbewerber unter der Regie
des Bundes mittels sogenannter Bundesausreisezentren. Ebenfalls am 3.
Januar legte Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel ein
Konzeptpapier "Zeit für mehr Sicherheit in Zeiten wachsender
Unsicherheit" vor. Darin warnte der Vizekanzler und SPD-Vorsitzende
davor, sich ausschließlich auf Gesetzesverschärfungen zu
konzentrieren, und plädierte dafür, auch den Zusammenhalt der
Gesellschaft im Sinne von Kultur, sozialer Sicherheit und Bildung zu
stärken.

Wollte man nicht gerade von telepathischen Fähigkeiten oder
Schwarmverhalten in der Großen Koalition ausgehen, fiel es schwer, in
der Gleichzeitigkeit der Präsentation dieser Entwürfe etwas anderes
als einen abgestimmten Vorstoß der Bundesregierung zu sehen, den
sicherheitspolitischen Ertrag des Anschlags auf den Weihnachtsmarkt an
der Berliner Gedächtniskirche vollumfänglich einzufahren. In einer
Simulation von Demokratie, Meinungsvielfalt und politischer
Streitkultur fächerten de Maizière und Gabriel arbeitsteilig das
Spektrum zunehmend repressiver Staatlichkeit auf und setzen damit eine
Scheinkontroverse in Gang, die den Sicherheitsdiskurs zur ersten
Bürgerpflicht machen sollte.

In seinem siebenseitigen Papier schlug der SPD-Vorsitzende stärkere
Videoüberwachung, Abschiebehaft für Gefährder, vereinheitlichte
Datensysteme von Bund, Ländern und Kommunen und die Schließung
"radikal-islamistischer und salafistischer Moscheen" vor. Darüber
hinaus forderte er eine "aufgeklärte Debatte" über die Aufgaben der
inneren Sicherheit. Diese sei ein "ursozialdemokratisches Thema", da
soziale Sicherheit und Gerechtigkeit "nur in einer friedfertigen und
sicheren Gesellschaft entstehen" könnten. Zwar sei ihm bewusst, "dass
im 'linken' Spektrum der Politik schnell die Sorge auftaucht, alle
diese Maßnahmen seien ein Weg in einen autoritären Staat, der am Ende
die Freiheitsrechte aller Bürgerinnen und Bürger beschneidet", doch
vertraue er auf "eine sehr funktionstüchtige
Verfassungsgerichtsbarkeit" sowie "eine wache Bürgergesellschaft und
eine überzeugt demokratische Polizei und Justiz". [8]

Im Frühjahr 2017 legte dann die Bundesregierung nach und prügelte ein
ganzes Paket neuer Überwachungsgesetze im Eiltempo durch Ausschüsse,
Bundestag und Bundesrat, um kurz vor Ende der Legislaturperiode einen
Blitzkrieg gegen die Bürgerrechte durchzutragen. Aus einer breiten
Palette an Zumutungen stachen erweiterte Befugnisse der Polizei
hervor: Ermittler sollten künftig mit Zustimmung eines Richters
sogenannte Staatstrojaner auf Handys und Computer von Verdächtigen
aufspielen dürfen. Mit der Quellen-Telekommunikationsüberwachung
(Quellen-TKÜ) sollen Nachrichten sogar schon im Rechner des Absenders
vor der Verschlüsselung abgefangen werden. Und dies soll nicht nur zur
Terrorabwehr, sondern auch bei Straftaten wie Mord, Totschlag,
Steuerhinterziehung oder Geldfälschung eingesetzt werden. Das
BKA-Gesetz erweiterte Zuständigkeiten des Bundeskriminalamts und hob
das Trennungsgebot zwischen Polizei und Nachrichtendiensten auf, das
sich aus dem Verfassungsprinzip des Rechtsstaats ableitet.
Geheimdienste dürfen Ausweis- und Passbilder vollautomatisch abrufen,
das neue Bundesdatenschutzgesetz weicht den Datenschutz auf, wovon vor
allem Videoüberwachung, Scoring, Profiling und Gesundheitsdaten
betroffen sind. Und nicht zuletzt trat die Vorratsdatenspeicherung in
Kraft.

G20-Gipfel probt Aufstandsbekämpfung im urbanen Raum

Die Durchführung des G20-Gipfels Anfang Juli 2017 in Hamburg stand im
Zeichen des Ausnahmezustands und der Aufstandsbekämpfung im urbanen
Raum. Soweit im Kontext der G20-Proteste von bürgerkriegsähnlichen
Zuständen in der Hansestadt die Rede sein konnte, entsprangen diese
keineswegs einer Fehleinschätzung, einem Kontrollverlust oder einem
Versagen der Staatsgewalt. Ohne einen bis ins kleinste Detail
vorgeplanten oder gesteuerten Prozessverlauf zu unterstellen, der die
bloße Möglichkeit des Widerstands negierte, zeichnet sich doch in der
kritischen Analyse der umfassend konzipierte strategische Entwurf
einer innovativen polizeilichen Operation im städtischen Umfeld ab.
Politisch, administrativ und juristisch gestützt wurde ein Labor der
Aufstandsbekämpfung in Stellung gebracht, in dem das technische,
taktische und personelle Inventar und Zusammenspiel der Polizeien
nicht nur erprobt, sondern unter den realen Anforderungen einer
Metropole umgesetzt wurde. Es ging dabei nicht um eine bloße Übung,
der die Rückkehr zum ursprünglichen Zustand folgt, sondern um eine
massive Verschiebung der Grenzen hin zu einer repressiveren
Staatlichkeit. Davon zeugten die Einschüchterung des Bürgerprotests
und die Kriminalisierung der radikalen Linken, die Inhaftierungen und
Urteile, die Ermittlungen und Fahndungen der Soko Schwarzer Block.

Im Kontext des Hamburger Gipfels wurde ein ideologisches
Interpretationsschema fixiert, das bürgerkriegsähnliche Zustände
beschwor, Polizisten zu Helden stilisierte und Linke zu
Gewaltverharmlosern oder Gewalttätern abstempelte. Wo die
Protestbewegung hoffte, ein machtvolles Zeichen des Widerstands zu
setzen, stieß sie auf ein verdichtetes Netz der Einhegung und
Abschottung, das sie von der gesellschaftlichen Wahrnehmung oder gar
Akzeptanz abkoppeln sollte. Nie zuvor dürfte die Scheidung in zwei
Sphären geradezu konträrer Wahrnehmung derart tiefgreifend und
umfassend vollzogen worden sein: Wer sich im Protest auf der Straße
engagierte, musste von einer völlig anderen Realität ausgehen als der
Fernsehzuschauer zu Hause.

Wie sich bei der Aufarbeitung des G20-Gipfels in aller Deutlichkeit
abzeichnete, wiesen jegliche Komponenten der staatlicherseits
exekutierten Strategie in die eingangs genannte Richtung. Ende Mai
2017 war mit dem 52. Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches (StGB)
ein Sonderstrafrecht für Polizisten in Kraft getreten, dem zufolge
jede Rangelei bei einer Sitzblockade als tätlicher Angriff auf
Vollstreckungsbeamte ausgelegt und mit einer Mindeststrafe von drei
Monaten Haft sanktioniert werden kann. Verschärft wurde auch der
Paragraph 125 des StGB, "besonders schwerer Landfriedensbruch".
Polizeiliches Handeln kann unter diesen Maßgaben kaum noch
hinterfragt, geschweige denn kritisiert oder gar geahndet werden. Im
August 2017 wurde mit indymedia.linksunten das maßgebliche Forum
verboten, in dem die radikale Linke den Gipfel aufarbeitete und die
zahlreichen Widersprüche in der offiziellen Darstellung zur Sprache
brachte. Der unmittelbare Ertrag dieses seit langem vorbereiteten
Schlags gegen die Pressefreiheit hätte aus staatlicher Sicht nicht
größer sein können als zu diesem Zeitpunkt, vom langfristigen ganz zu
schweigen.

Mit der Entscheidung für Hamburg und das Areal neben dem
Schanzenviertel als Austragungsort war eine Dramaturgie der
Ausschreitungen vorprogrammiert, deren Drehbuch die Polizei mit
Demonstrations- und Campverboten wie auch der Zerschlagung der
"Welcome-to-hell"-Demo zur Kulmination trieb. Angefangen von einer
Außerkraftsetzung demokratischer Rechte über ein beispielloses
Aufgebot hochgerüsteter Polizeien samt Einsatz von SEK und
Gummigeschoßen bis hin zum rechtsfreien Raum der
Gefangenensammelstelle, andauernder Untersuchungshaft in etlichen
Fällen und härtesten Urteilen zeigte repressive Staatsräson ihre
Krallen. Der Protest sollte zerschlagen und abgestraft,
entsolidarisiert und abgeschreckt werden.
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Die schärfsten Polizeigesetze seit dem NS-Staat

Nach den Repressionen gegen Flüchtlinge und Migrantenorganisationen
zeugten Gesetzesänderungen wie die Paragraphen 113 und 114 StGB
(Angriff auf Polizisten), die Massenüberwachung sozialer Medien, die
Einschränkung des Streikrechts ("Tarifeinheit") und die
Grundrechtsverletzungen beim G20-Gipfel in Hamburg davon, dass den
sozialen Bewegungen und der gesamten Bevölkerung der Bundesrepublik
grundlegende demokratische Rechte genommen werden. Zur Begründung
wurden immer wieder die Terrorbekämpfung angeführt und sogenannte
Randgruppen aller Art instrumentalisiert, um Verschärfungen
durchzusetzen. Repressive Maßnahmen bezogen sich zunächst auf
bestimmte gesellschaftliche Gruppen, wurden dann aber Zug um Zug
ausgeweitet.

Die Große Koalition brachte in der 2017 endenden Legislaturperiode ein
BKA-Gesetz durch den Bundestag, das als Vorlage für entsprechende
Gesetze auf Landesebene diente. Alle Bundesländer waren verpflichtet,
ihre Polizeiaufgabengesetze an die neuen Datenschutzrichtlinien der
Europäischen Union und an das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum
BKA-Gesetz anzupassen. Dies führte dazu, dass nach und nach sämtliche
Länder mit Ausnahme Thüringens die schärfsten Polizeigesetze seit 1945
verabschiedeten. Den Anfang machte Baden-Württemberg, wo der grüne
Ministerpräsident Winfried Kretschmann bereits im Januar 2017
angekündigt hatte, man werde dabei "an die Grenzen des
verfassungsrechtlich Möglichen" gehen. Durch das am 15. November 2017
im Landtag verabschiedete Gesetzespaket wurden dann die Grenzen des
Grundgesetzes tatsächlich ausgereizt, wenn nicht gar überschritten.
Fälschlicherweise als "Anti-Terror-Gesetz" bezeichnet, sah es
zahlreiche datenschutzrechtlich bedenkliche Neuerungen und eine
weitere militärische Aufrüstung der Polizei vor, die auf den Ausbau
des Überwachungs- und Polizeistaates abzielen.

Polizei und Landesverfassungsschutz können seither Chats auch auf
verschlüsselten Messenger-Diensten wie WhatsApp, Telegram oder Signal
präventiv mitlesen, wofür bereits der Verdacht auf schwere
Kriminalität ausreicht. So können auch unbescholtene Bürgerinnen und
Bürger allein aufgrund des Verdachts einer ermittelnden Behörde
überwacht werden. Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns wie die
Unschuldsvermutung oder das Fernmeldegeheimnis werden über Bord
geworfen. Die Ausforschung von Chats soll durch sogenannte
Quellen-Telekommunikationsüberwachung (Quellen-TKÜ), also noch vor der
Verschlüsselung durch den Einsatz eines Staatstrojaners erfolgen, der
den Betroffenen ohne ihr Wissen auf das Gerät gespielt wird. Dafür
sind Sicherheitslücken erforderlich, die von den Behörden
geheimgehalten und auch von anderen Akteuren genutzt werden können.

Dass nach den Geheimdiensten und militärischen Cyber-Kommandos nun
auch die deutsche Polizei so vorgehen kann, belegt deren Aufwertung
und Aufrüstung im Kontext der inneren Sicherheit. Von solchen
Angriffen betroffen sind nicht nur Smartphones, Computer und Tablets,
sondern auch andere internetfähige Geräte wie etwa Heizungs- und
Lichtanlagen, Smart TVs oder Smart Cars. Wenngleich dies im neuen
Polizeigesetz nicht vorgesehen ist, bleibt das Einfallstor offen.
Zudem lehrt die Erfahrung, dass vorhandene technische Möglichkeiten
früher oder später auch genutzt werden, wenn sie erst einmal in
bestimmten Bereichen legalisiert worden sind.

Im Sinne einer fortschreitenden Militarisierung der Polizei dürfen
deren Spezialeinsatzkommandos (SEK) unter bestimmten Umständen
Explosivmittel wie Handgranaten, Sprenggeschoße und konventionelle
Sprengmittel auch gegen Personen einsetzen. Damit ähneln die SEK in
wachsendem Maße militärischen Spezialkommandos, so dass nicht nur der
Einsatz der Bundeswehr im Inneren ausgeweitet wird, sondern auch auf
seiten der Polizeien die Annäherung rapide voranschreitet.

Die Polizei erhält darüber hinaus die Möglichkeit, Kameraaufnahmen im
öffentlichen Raum automatisch auszuwerten. In Echtzeit können durch
diese sogenannte intelligente Videoüberwachung Verhaltensmuster
erkannt werden, die "auf die Begehung einer Straftat hindeuten". Die
Definition dessen, was als verdächtig oder kriminell wahrgenommen
wird, bleibt im Gesetz ungeklärt und damit zumindest teilweise den
Entwicklern, Herstellern und Betreibern der Technik überlassen. Die
beobachteten Menschen werden unter Druck gesetzt, sich möglichst
unauffällig und angepasst zu verhalten. Auch droht zwangsläufig eine
Diskriminierung auf Grund von Kriterien wie Hautfarbe, Geschlecht oder
Alter. Zudem kommt es auf diesem Gebiet zu einem wechselseitigen
Übertrag zwischen ziviler und militärischer Erforschung und Anwendung
der Überwachungstechnologien.

Das neue Polizeigesetz legalisiert zudem massive Eingriffe in die
Privatsphäre: Sogenannte Gefährder können mit Aufenthalts- und
Kontaktverboten für bestimmte Orte und Personen belegt, explizit auch
unter Hausarrest gestellt und zum Anlegen einer elektronischen
Fußfessel gezwungen werden. Ferner kann das Mitführen alkoholischer
Getränke auf bestimmten öffentlichen Plätzen zeitlich begrenzt
verboten werden. Die Bevölkerung wird unter Generalverdacht gestellt
und überwacht, unerwünschte Personen werden aus dem öffentlichen Raum
verbannt, die Befugnisse der Polizei in verfassungswidriger Weise
erweitert, während man den Bürgerinnen und Bürgern zugleich ein
trügerisches Gefühl vermeintlicher Sicherheit vermittelt.

Weitere Bundesländer folgten, wobei Bayern den repressiven Vogel
abschoss, da dort das bundesweit schärfste Polizeiaufgabengesetz
beschlossen wurde. Aus dem BKA-Urteil wurde der Begriff der "drohenden
Gefahr" übernommen, den die Verfassungsrichter für den Bereich des
Terrorismus vorgesehen hatten. In Bayern wurde dies darüber hinaus
auch dann zugelassen, wenn ein bedeutendes Rechtsgut in Gefahr ist.
Dazu gehören Leben, Gesundheit und Freiheit, aber auch die
Infrastruktur, deren Erhalt im besonderen öffentlichen Interesse ist.
Die Polizei darf nicht nur wie zuvor bei einer "konkreten Gefahr"
präventiv handeln, vielmehr genügt nun eine "drohende Gefahr", womit
der Willkür endgültig Tür und Tor geöffnet ist.

Erleichtert wurde wie zuvor in Baden-Württemberg die Überwachung,
ausgeweitet der Einsatz verdeckter Ermittler, und alle relevanten
Erkenntnisse sollen mit dem Geheimdienst ausgetauscht werden.
Ermöglicht wurde auch der Einsatz von Drohnen, die Verwendung von
Handgranaten und anderen Explosivstoffen, Elektroschockern und die
Mutzung von DNA-Spuren zur Fahndung.

Bereits im Juli 2017 wurde in Bayern eine potentielle
Unendlichkeitshaft eingeführt. Unter bestimmten Voraussetzungen darf
ein Richter eine Person, ohne dass diese eine Straftat begangen hätte,
in Haft stecken, um eine Gefahr abzuwenden. Diese Vorbeugehaft durfte
früher maximal 14 Tage andauern, seit der Gesetzesänderung können
Verdächtige ohne Anklage bis zu drei Monate eingesperrt werden.
Anschließend entscheidet ein Richter, ob die Haft maximal um weitere
drei Monate verlängert wird. Dieser Vorgang kann sich theoretisch alle
drei Monate wiederholen, eine Höchstfrist gibt es nicht mehr. Ohne
dies gleichzusetzen, da eine richterliche Haftprüfung als rechtliche
Schranke vorgesehen ist, fühlt man sich doch in gewisser Weise an die
Administrativhaft in Israel oder gar Guantanamo erinnert.

Das bayerische Vorbild soll Eingang in das sogenannte
Musterpolizeigesetz finden, das die Innenministerkonferenz als Vorlage
für die Bundesländer erarbeitet. Obgleich die Polizei
verfassungsrechtlich Sache der Bundesländer ist, wollen Innenminister
und Bundesregierung eine einheitliche Sicherheitsstruktur schaffen.

An der Staatsräson scheiden sich die Geister

Bis dahin hatte sich allenfalls ein relativ kleiner Kreis von Linken,
Bürgerrechtlern und Datenschützerinnen ernsthaft für den Ausbau des
repressiven Sicherheitsstaats und die Ausweitung exekutiver Befugnisse
der Polizeien interessiert. Dass das neue Polizeigesetz ausgerechnet
in Bayern bei der Bevölkerung plötzlich auf massiven Widerstand stieß,
konterkarierte zumindest die festgefahrenen Vorstellungen, wie solche
Widerspruchslagen erwartungsgemäß ausgetragen werden. Am
Himmelfahrtstag 2018 demonstrierten mehr als 40.000 Menschen in der
Münchner Innenstadt gegen das geplante Polizeiaufgabengesetz. Dies
übertraf die kühnsten Erwartungen, da sich ein entsprechendes Bündnis
erst vier Wochen zuvor gegründet hatte. Verstörend musste auf die
CSU-Landesregierung neben Protestkundgebungen in München und anderen
Städten insbesondere die außergewöhnliche Breite des Bündnisses
gewirkt haben. Es umfasste knapp 100 Parteien und Organisationen, die
für gewöhnlich mehr oder minder tiefe ideologische Gräben voneinander
trennen. So war neben Grünen, SPD und FDP über Gewerkschaften,
Verbände, NGOs, Münchner Kreisjugendring, Humanistische Union und
selbst Fußballfans bis hin zu Antifa-Gruppen, Rote Hilfe e.V.,
Antikapitalistische Linke, DKP und MLPD ein Spektrum präsent, das alle
sonstigen Unvereinbarkeiten vorübergehend zurückstellte.

In allen betroffenen Bundesländern bildeten sich Bündnisse, um der
Verabschiedung der jeweiligen Landespolizeigesetze Widerstand
entgegenzusetzen. Im Juni 2018 demonstrierten etwa 20.000 Menschen in
Düsseldorf, Anfang September folgte eine große Kundgebung in Hannover,
Ende September eine Demonstration unter dem Motto "Freiheit statt
Angst - Stoppt die Polizeigesetze" in Berlin und im November formierte
sich der Protest gegen die Innenministerkonferenz in Magdeburg.

Die Verschärfung der Polizeigesetze wurde in den Bundesländern in
weitgehender inhaltlicher Übereinstimmung vorangetrieben, gleich wer
die jeweils regierende Koalition stellte. Zwar hatte die CSU in Bayern
die schärfste Fassung durchgesetzt, doch ließen sich die Unterschiede
dazu in Baden-Württemberg (Grün-Schwarz), NRW (Schwarz-Gelb),
Niedersachsen (Schwarz-Rot), Hessen (Schwarz-Grün), Sachsen
(Schwarz-Rot) oder Brandenburg (Rot-Rot) allenfalls in Nuancen
darstellen. Die Länderregierungen operierten in konzertierter Aktion
und versuchten lediglich mittels Varianten etwa bei der Dauer der
Präventivhaft oder der Aufrüstung der Polizei den Eindruck zu
erwecken, es handle sich um jeweils eigenständige gesetzgeberische
Entscheidungsprozesse.

Die Positionierung der Parteien außerhalb der Union hing auf
Landesebene in erheblichem Ausmaß davon ab, ob die Fraktionen der
jeweiligen Regierung oder der Opposition angehörten. So trugen die
Grünen im Stuttgarter Landtag die Umsetzung maßgeblich mit, während
sie in München zu den schärfsten parlamentarischen Kritikern des
Gesetzes gehörten. Die Sozialdemokraten haben in Bayern lange
gezögert, sich schließlich aber doch dem Protestbündnis angeschlossen.
Hingegen trieben sie als Koalitionspartner beispielsweise in
Niedersachsen die Verschärfung voran. Ähnlich die FDP, die in Bayern
dagegen, jedoch im Düsseldorfer Landtag dafür war. Wenngleich also auf
Länderebene noch ein gewisser Manövrierraum in Kreisen der Opposition
anzutreffen ist, dürfte doch der Verdacht nicht trügen, dass die
Parteipolitik bei Bedarf ihr Fähnchen in den Wind der
Regierungsbeteiligung, insbesondere aber der Staatsräson hängt, ohne
die erstere nicht zu haben ist.

Überwachung und Kontrolle werden verschärft, Grundrechte wie die
persönliche Freiheit, die informationelle Selbstbestimmung und die
Versammlungsfreiheit unmittelbar eingeschränkt wie auch langfristig
untergraben, die Bevölkerung ist unter Generalverdacht gestellt. Im
Mai 2018 hatte Reul gleich bei der ersten Lesung des Entwurfs zum
neuen Polizeigesetz im Düsseldorfer Landtag klargestellt:
"Null-Toleranz-Politik statt einer weichen Welle Nordrhein-Westfalen,
wie es in der Vergangenheit gewesen ist! Das ist der Kern unserer
Politik." Nun macht sich der Innenminister für die Verschärfung des
Versammlungsrechts stark. Olaf Scholz hat den G20-Gipfel 2017 nach
Hamburg geholt und für die Gewährleistung polizeilicher Zugriffsgewalt
und staatlicher Deutungsmacht gesorgt. Wenig später wurde er
Finanzminister der Großen Koalition. Da sollte für Herbert Reul doch
wenigstens der ersehnte Aufstieg zum Ministerpräsidenten im größten
deutschen Bundesland in greifbare Nähe rücken.
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[4] www.deutschlandfunk.de/neues-nrw-versammlungsgesetz-fanproteste-vor-allem-gegen.1346.de.html

[5] www.heise.de/tp/features/Rabiater-Polizeieinsatz-in-Duesseldorf-Vorgeschmack-auf-neues-Versammlungsgesetz-6126682.html

[6] www.jungewelt.de/artikel/405629.einschränkung-von-grundrechten-reul-ohne-reue.html

[7] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/spiegel-interview-schaeuble-fordert-handy-und-internetverbot-fuer-terrorverdaechtige-a-493094.html

[8] http://www.vorwaerts.de/artikel/sigmar-gabriel-mehr-sicherheit-deutschland-sorgen-will
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Faites vos jeux: Alles auf Zentralisierung!

von Gerhard Mersmann - Neue Debatte, 26. Juli 2021



Die Zentralisten lassen nicht locker. Schon während der Verbreitung des
Virus und den anschließenden Lockdowns schossen sie aus allen Rohren, um
dem Föderalismus den Garaus zu machen. Eskortiert von den
öffentlich-rechtlichen Medien trommelten sie täglich für eine Entmachtung
der Provinzen und eine Ermächtigung der Berliner Zentrale.

Immer wieder kam als Parade das Argument, dass niemand nachvollziehen
könne, warum von Bundesland zu Bundesland andere Regeln gälten. Das
begreife niemand. Andersherum wäre es klug gewesen zu fragen, warum im dünn
besiedelten Ostfriesland mit niedrigen Inzidenzzahlen das Gleiche gelten
soll wie in München-Mitte mit hohen Werten. Aber darum geht es nicht! Es
geht um den Ausbau des Zentralmonopols.

Alles auf Zentralisierung

Das Spiel wiederholt sich nun im Angesicht der Verheerungen, die die
Niederschläge in bestimmten Regionen von Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen und Bayern angerichtet haben. Einmal abgesehen von der
monokausalen Ableitung der Katastrophe vom Klimawandel, ohne die
handgemachten Besiedelungs-, Versiegelungs-, Anbau- und Bewaldungsmethoden
entsprechend in Betracht zu ziehen, wird nun das Versagen der lokalen
Präventionsmaßnahmen wie Rettungskräfte ins Visier genommen und die Frage
gestellt, ob eine zentrale Eingreiftruppe nicht professioneller gehandelt
hätte und deswegen eine solche mit exekutiver Macht geschaffen werden
müsse.

Angesichts der Erfahrungswerte der letzten Jahre muss man sich einmal
vorstellen, wie es ausgesehen hätte bei der Pandemie wie bei den jetzigen
Flutkatastrophen, wenn der Bund die alleinige exekutive Verantwortung
gehabt hätte. Wäre es besser, glimpflicher verlaufen? Und wäre das nicht
die Frage, die man den Befürwortern einer weiteren Zentralisierung stellen
müsste? Stattdessen wird der Föderalismus (1) gegeißelt, dem bis dato noch
das meiste an Linderung zu verdanken ist.

Aber, wie gesagt, darum geht es nicht. Krisen zu nutzen, um Macht zu
konzentrieren, ist leider kein Symptom von demokratischer, sondern einer
autokratischen Politik.

Es geht um diesen Geist, der vorherrscht und der durch keinerlei Qualität
hinterlegt ist. Und genau dieser Geist ist es, der in gleichem Maße das
Herangehen an die EU bestimmt. Dass mit dem Zentralisierungshammer das
Gemeinsame, das Grundlage für ein solches Bündnis ist, nahezu liquidiert
wurde, haben zumindest die deutschen Akteure bis heute nicht zur Kenntnis
genommen. Und was in der EU, wo man es immer noch mit souveränen
Nationalstaaten zu tun hat, zu einer Dauerkrise geführt hat, wird jetzt in
der eigenen Republik nachexerziert.

Lernfähigkeit sieht anders aus. Aber wer einmal im Zentralisierungsfieber
ist und sich nur noch mit anderen, die eigene Position unterstützenden
Akteuren unterhält, der bekommt nicht mehr viel mit von der Fronde (2), die
sich in der EU wie in der Republik herausbildet.

Autonomie und Vernetzung

Angesichts der Kollektivmetaphern, die aus der digitalen Welt zumindest in
den elaborierten Code gesellschaftlich relevanter Gruppen etabliert wurden,
handelt es sich bei dem Zentralisierungswahn um einen historischen
Rückschritt sondergleichen.

Systeme, die in der heutigen, komplexen Welt funktionieren, und dazu
gehören auch die gesellschaftlichen, haben eine gute Prognose in einer sich
schnell und fortwährend veränderten Welt, wenn sie den Prinzipien von
Autonomie und Vernetzung folgen. Das ist den Nostalgikern eines preußischen
Zentralismus weitgehend entgangen. Da helfen auch die bis in die letzten
Spitzen willfährigen Medien nicht, wenn sie der Allmachtsfantasie das Wort
reden. Wieder so ein fiebriges Roulette: Alles auf Zentralisierung!

Die politischen Modelle der Zukunft liegen in der Autonomie der Regionen
und in einer intelligenten Steuerung des Ganzen. Das spricht für den
Föderalismus und gegen eine weitere Zentralisierung der Exekutive.



Quellen und Anmerkungen

(1) Unter Föderalismus wird ein Organisationsprinzip verstanden, bei dem
die einzelnen Glieder über eine begrenzte Eigenständigkeit und
Staatlichkeit verfügen, aber zu einer übergreifenden Gesamtheit
zusammengeschlossen sind.

(2) Der Begriff Fronde (deut.: die Schleuder) beschreibt die Aufstände und
Bürgerkriege, die Frankreich zwischen 1648 und 1653 erschütterten. In der
Politik fand der Begriff Verwendung, um Meinungsäußerungen, die gegen den
königlichen Hof oder die Regierung gerichtet waren, zu beschreiben.


Der Artikel "Faites vos jeux: Alles auf Zentralisierung!"
wurde erstveröffentlicht im Magazin für Menschen, Kultur und Gesellschaft
Neue Debatte:

https://neue-debatte.com/2021/07/26/faites-vos-jeux-alles-auf-zentralisierung/

Der Schattenblick dankt der Redaktion der Neuen Debatte für die
Nachdruckgenehmigung.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 
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Marokko und die Westsahara

von Amelie Lanier - Untergrund-Blättle, 14. Juli 2021






[image: In der Wüste: Das Fahrzeug der UN-Mission steht auf einer Anhöhe, der Posten der Frente Polisario - unterhalb der Anhöhe - besteht aus einem zeltartigen Unterstand - Foto: Gregor Rom, CC BY-SA 4.0, [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons]

Ein Posten der Frente Polisario im Süden der Westsahara, links
ein Fahrzeug der UN-Mission, November 2017. 
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Während bei verschiedenen Ländern mit der Lupe nachgeschaut wird, was es
dort an politischen Gefangenen gibt und wie sie behandelt werden, sind
andere Staaten vor dem aufmerksamen Blick von HRW (Human Rights Watch)
und ähnlich gearteten menschenfreundlichen Organisationen und politischen
Institutionen der EU sicher.

Eines davon ist Marokko und seine Behandlung der Bewohner der seit
Jahrzehnten besetzten Westsahara.

Die Westsahara

"Es ist eines der 17 Gebiete ohne eigene Regierung unter der Aufsicht des
Sonderausschusses der Vereinten Nationen für Entkolonialisierung. Es wurde
am 15. Dezember 1960 durch die Resolution 1542 (XV) der Generalversammlung
der Vereinten Nationen in die Liste der "Gebiete ohne Regierung"
aufgenommen, als es noch eine spanische Provinz war.

Der Entkolonialisierungsprozess wurde 1976 unterbrochen, als Spanien die
Westsahara an Marokko und Mauretanien übergab - nach dem "grünen Marsch"
und auf Grundlage des Madrider Abkommens (1975), das völkerrechtlich
ungültig ist.

Das Gebiet ist derzeit besetzt - zum grössten Teil von Marokko, das es
seine "Südprovinz" nennt, obwohl die marokkanische Souveränität von den
Vereinten Nationen nicht anerkannt wird. Sie wird von der Polisario-Front
abgelehnt, die 1976 ihre Unabhängigkeit verkündete und die Demokratische
Arabische Republik Sahara gründete, die bisher von 82 Staaten anerkannt
wurde, von denen allerdings 51 keine Beziehungen zu ihr unterhalten. Sie
verwaltet die nicht von Marokko kontrollierte Region im Osten, die sie
"Freie Zone" nennt." (span. Wikipedia)

Dass Marokko dieses Gebiet zugestanden bekommen hat und dort eigentlich
machen kann, was es will, hat mehrere Gründe.

Spanien, Marokko und die Westsahara

Spaniens Hunger auf afrikanisches Gebiet geht Jahrhunderte zurück. Zunächst
setzte es sich an der Mittelmeerküste fest. Auf der Berliner Afrikakonferenz
von 1884, als Afrika unter die Kolonialmächte aufgeteilt wurde, meldete
Spanien seinen Anspruch auf den Küstenstreifen nördlich des heutigen
Nuadhibou in Mauretanien an.

Da sich keine nennenswerten Konkurrenten unter den europäischen
Kolonialmächten fanden, setzte Spanien sich mit Niederlassungen auf den
Halbinseln von Nuadhibou und Dachla fest. Anfang des 20. Jahrhunderts
dehnte Frankreich sein Kolonialreich südlich davon aus. Generell handelte
es sich um ein Territorium, an dem im Wettlauf der europäischen Mächte
wenig Interesse bestand. Wirtschaftlich gar nicht, höchstens militärisch-strategisch,
oder als Verbindung zwischen anderen Beutestücken auf dem
afrikanischen Kontinent.

Dafür wurde das nördlich gelegene Marokko zum Zankapfel der Grossmächte und
1912 zwischen die Protektoratsmächte Spanien und Frankreich aufgeteilt.

Als Marokko 1956 die Unabhängigkeit erlangte, erhob es Anspruch auf die
Westsahara als Teil "Gross-Marokkos", ebenso wie auf die Enklaven Ceuta,
Melilla und Sidi Ifni.

Während das erst 1934 von Spanien gegründete Sidi Ifni 1969 an Marokko
fiel, und Ceuta und Melilla bis heute Teil Spaniens geblieben sind,
gestaltete sich die Frage der Westsahara komplizierter.

Marokko und Algerien

Während des algerischen Krieges gegen die französische Kolonialmacht wurde
die nationale Befreiungsfront Algeriens FLN vom marokkanischen Königshaus -
und auch der marokkanischen Bevölkerung - unterstützt.

Kaum waren 1962 die Verträge von Évian unterzeichnet, die Algerien die
Unabhängigkeit sicherten, änderte sich dieses gute Verhältnis, das Marokko
bisher zu den algerischen Widerstandskämpfern gepflogen hatte.

Der im Prozess der Entkolonialisierung stets auftretende Umstand, dass sich
hier neue Staaten gegeneinander konstituierten, war die Grundlage dieses
Gegensatzes. Alle Nachbarstaaten definieren ihr Verhältnis über die
gemeinsame Grenze. Diese will erst einmal gezogen und dann verteidigt
werden. Dazu bedienen sich diese Staaten gerne Verbündeter, die keine
gemeinsame Grenze, aber strategische und wirtschaftliche Interessen in der
Region haben.

Die Grenze zwischen Marokko und dem kolonialen Algerien war nie festgelegt
worden und ihr Verlauf wurde durch die Unabhängigkeit Algeriens zu einer
heissen Frage. Marokko erwartete sicher auch eine Art Belohnung für die
Unterstützung in Form von territorialen Zugeständnissen - um so mehr, als
die Bevölkerung der Grenzgebiete mehrheitlich zu Marokko neigte. In den
Verträgen von Évian war jedoch Algerien praktisch das Recht auf die ganze
Westsahara eingeräumt worden - u.a. deshalb, weil Frankreich im algerischen
Teil der Sahara ein Atomtestgelände und französische Unternehmen den Abbau
von Öl und Gas betrieben.

Die Auseinandersetzungen gipfelten im "Krieg des Sandes" oder "der Säbel"
im Jahr 1963, der durch die Intervention der kurz vorher gegründeten
Organisation für afrikanische Einheit (OAU) und dessen Initiator Haile
Selassie im Oktober beendet wurde.

Marokko wurde von den USA unterstützt, Algerien von Kuba und dem Ägypten
Nassers. Die umstrittenste Grenzregion war diejenige von Tinduf. Erst 1972
wurde ein Friedensvertrag unterzeichnet, in dem Marokko auf Tinduf
verzichtete.

Entkolonialisierung

Im und nach dem II. Weltkrieg drängten die USA ihre Verbündeten zur Aufgabe
der Kolonien und Protektorate und leiteten damit das Ende des British
Empire und des französischen Kolonialreiches ein.

Keine Macht sollte mehr exklusive Verfügung über Territorien und deren
Rohstoffe und Bevölkerung haben. Im Rahmen der bis heute geltenden Pax
Americana sollte die ganze Welt dem Kapital zur Verfügung stehen.

Überall Souveräne, die durch ökonomische und militärische Abhängigkeiten
zur Willfährigkeit gegenüber den Unternehmen genötigt werden, damit die
dort Rohstoffe und Agrarprodukte abschleppen können - so wurde die Welt
Stück für Stück eingerichtet.

Marokko hatte hierbei bessere Karten als Algerien, weil es dort eine
Monarchenfamilie gab, die in Anlehnung an die USA ihrem Volk nichts
versprechen und nichts bieten mussten, ausser dem Abzug der
Besatzungsmächte. Die algerische FLN hingegen versprach eine Verbesserung
der ökonomischen Verhältnisse und wurde rasch unpopulär, als daraus nichts
wurde.

Im Rahmen der weltweit verordneten Entkolonialisierung forderte die UNO
Spanien 1967 dazu auf, die Westsahara zu räumen.

Die Rolle der Westsahara in der spanischen "Transición"

In Franco-Spanien war die Führung gespalten. Ein Teil der franquistischen
Politiker war strikt gegen jede Aufgabe von Territorium, weil das als
Schwäche ausgelegt werden und sich auf den Status von Ceuta und Melilla
auswirken könnte. Wenn überhaupt, so sollten alle Verhandlungen mit solchen
über den Status von Gibraltar verknüpft werden - wovon Grossbritannien
nichts hören wollte.

Der entschiedenste Vertreter der harten Linie in der Kolonialfrage war der
1973 bei einem Attentat der ETA zu Tode gekommene Luis Carrero Blanco.

Nach dem Tode von Carrero Blanco setzte sich bei den spanischen Politikern
die Erkenntnis durch, dass die Westsahara eine Art Pfand für ihre weitere
Karriere nach Franco sein könnte. Immerhin war nicht klar, wie viel von
ihrer gesellschaftlichen Macht nach dem Ableben des Caudillo in den Händen
der bisherigen Eliten verbleiben würde. Es war geraten, sich rechtzeitig
bei den Weltmächten als Nachfolgepartei abzusichern.

Als Franco bereits in den letzten Zügen lag, übernahm Juan Carlos als
interimistisches Staatsoberhaupt die Zügel und liess sich aussenpolitische
Vollmachten zusichern. Er hatte inzwischen sehr genaue
Positionsbestimmungen der USA bekommen, die die Westsahara ihrem treuen
Verbündeten Marokko zuschanzen wollten. Um als legitimes spanisches
Staatsoberhaupt anerkannt zu werden, orchestrierte er in Zusammenarbeit mit
anderen franquistischen Politikern im November 1975 - Franco lag damals
bereits im Koma und verstarb wenige Tage später - die Dreiparteienverträge
von Madrid, bei denen die Westsahara unter Marokko und Mauretanien
aufgeteilt werden sollte. Marokko erhielt dabei den grössten Teil,
Mauretanien nur den südlichen Grenzstreifen.

Diese Verträge von Madrid sind von der UNO bis heute nicht anerkannt.

Für die spanischen Eliten hingegen hatte sich der Schritt ausgezahlt, sie
sitzen bis heute recht fest im Sattel. Sie hatten sich als verlässliche
Verbündete der USA präsentiert, allen voran der König.

Zusätzlich scheint es einen Deal zwischen Marokko und Spanien gegeben zu
haben, Ceuta und Melilla in Zukunft nicht mehr zum Thema zu machen.

Marokko und die Westsahara

Marokko inszenierte im Oktober 1975 den "Grünen Marsch", im Rahmen dessen
mehrere hunderttausend Teilnehmer den historischen Anspruch auf das Gebiet
verkörpern und die Spanier hinauskomplimentieren sollten. Der Grüne Marsch
sollte den kollektiven Willen Marokkos zeigen, sich dieses Land als das
seinige einzuverleiben.

Ausserdem stellte Marokko Ende 1975 einen Antrag an den Internationalen
Gerichtshof mit der Aufforderung, die Westsahara zu Niemandsland (terra
nullius) zu erklären, auf das niemand Besitzrechte habe.

Eine interessante rechtliche Wende.

Eigentlich fragt man sich, warum überhaupt Individuen oder Staaten
Besitzrechte auf Land haben. Immerhin ist die Erde von der Natur geschaffen
und alle Besitzrechte müssen mit Gewalt von den Besitzern gegen andere
Prätendenten, Benützer usw. durchgesetzt werden. Die ganze Geschichte
Europas, seiner Kolonien und der USA dreht sich um diesen Punkt - wem
gehört das Land? Wessen Ansprüche gelten? Welche Gesellschafts- und
Eigentumsordnung bemächtigt sich des Territoriums und seiner Bodenschätze,
mit welchen Mitteln?

Besonders auffällig ist die Absurdität oder der Gewaltcharakter solcher
Besitzrechte bei einem Wüstenstreifen, der hauptsächlich von Nomaden
bewohnt wird, die mit ihren Herden von Oase zu Oase ziehen. Die einzigen
festen Siedlungen der Westsahara waren zu diesem Zeitpunkt spanische
Handels- und Militärstützpunkte.

Marokko rechnete sich daher gute Chancen aus, seine Rechte auf dieses
"Niemandsland" bestätigt zu erhalten. Der Internationale Gerichtshof
entschied jedoch, dass die Bewohner dieses Wüstengebietes zu entscheiden
hätten, welcher Herrschaft sie unterstellt sein wollten. Der Gerichtshof
schrieb ein Referendum vor. Auf dieses wartet die Westsahara seither, also
seit 1975.

Die Polisario und ihr Papierstaat

Die Polisario (Volksfront zur Befreiung der Westsahara) bzw. ihre
Vorläuferorganisation wurde Ende der 60-er Jahre gegründet, gegen die
spanische Kolonialmacht. Damals wurde die Bewegung von Marokko unterstützt.
Viele politische und militärische Führer der Polisario wuchsen in Marokko
auf und gingen dort zur Schule. Das marokkanische Königshaus verfolgt die
Polisario daher - jenseits der staatlichen Ansprüche - mit besonderer
persönlicher Hartnäckigkeit: Es betrachtet die Sahrauis als Schlangen, die
es an seinem Busen genährt hat.

Der heutige Generalsekretär und Präsident der Demokratischen Arabischen
Republik Sahara (DARS), Brahim Ghali, begann jedoch seine Karriere bei den
Hilfstruppen der spanischen Kolonialmacht. Viele künftige Kämpfer der
Polisario erhielten dort ihre militärische Ausbildung. In der Endphase der
Kolonialzeit kehrten sie die Waffen um und nutzten sie zur Bekämpfung der
Spanier, die ihnen personell kaum etwas entgegensetzen konnten, da sie sich
grösstenteils auf die einheimischen Hilfskräfte gestützt hatten.

Nach dem Aufstand von Zemla 1970, Scharmützeln und fruchtlosen
Verhandlungen mit Spanien wurde die Polisario 1973 gegründet, mit dem Ziel,
aus dem spanischen Kolonialgebiet einen eigenen Staat zu machen. Damit
geriet die Polisario in Gegensatz zu Marokko, das seinen Anspruch auf das
Territorium gefährdet sah. Der "Grüne Marsch" richtete sich in erster Linie
gegen die Polisario, mit Spanien war Marokko damals bereits einig bezüglich
der Überlassung des Territoriums. Nach dem Abzug Spaniens rief die
Polisario im Februar 1976 einen eigenen Staat aus, die DARS. Bis heute
befindet sich dessen Regierung im Exil im algerischen Tinduf.

Während des Kalten Krieges hatte die von Algerien, Kuba und der SU
unterstützte Polisario wenig Freunde unter den westlichen Regierungen. Nach
1990 hingegen war der Konflikt völlig unwichtig, und Marokkos Regierung war
gut Freund mit vielen europäischen Regierungen und den USA. Die Polisario
wird heute nur mehr von Algerien aktiv unterstützt, das sich damit eine
Grenzschutz-Truppe gegen Marokko sichert und die Option aufrechterhält,
vielleicht doch einmal einen Zugang zum Atlantik zu erhalten.

Von den 82 Staaten, die die DARS anerkannten, zogen die meisten dank der
diplomatischen Bemühungen Marokkos inzwischen diese Anerkennung zurück. Nur
36 Staaten erhalten die Anerkennung aufrecht, darunter verschiedene
afrikanische Staaten, der Iran, Syrien, Mexiko, Bolivien, Kuba, Laos,
Vietnam und Nordkorea.

Nachdem die Polisario einige Erfolge gegen das zunächst auch noch
beteiligte Mauretanien erzielen konnte, zog dieses sich 1979 zurück und
überliess Marokko auch noch den Südstreifen der Westsahara, den es vorher
besetzt hatte.

Die Dynastie der Alawiden

Die im 17. Jahrhundert an die Macht gekommenen Alawiden sind die älteste
Dynastie im arabischen Raum. Ihre Gründer kamen aus dem Hedschas, auch der
heutige Herrscher Mohammed VI. führt sich auf die Familie Mohammeds zurück.

Als Zugereiste waren sie nie besonders populär. Sie nutzten aber mit
Geschick die Rivalität der verschiedenen Stämme und Städte aus, um nach dem
Prinzip "Teile und Herrsche" an die Macht zu gelangen und dort zu bleiben.

Als machtpolitisch genialer Schachzug erwies sich die Unterstützung der USA
in deren Unabhängigkeitskrieg im Jahr 1777. Bis heute geniesst das
marokkanische Herrscherhaus die Rückendeckung der USA. Auch während der
Besetzung des Gebietes durch Frankreich und Spanien blieben die Alawiden an
der Macht. Sie bedienten sich also mit Erfolg der Unterstützung durch
auswärtige Mächte, um das Ruder gegenüber der einheimischen Bevölkerung in
der Hand zu behalten, Aufstände niederzuschlagen und Bauern zu enteignen.
Sie verwendeten im Verlauf ihrer Herrschaftsgeschichte verschiedene
islamische Führer-Titel. Nach der Erlangung der Unabhängigkeit 1956
erklärte sich der bisherige Sultan zum König, und diesen Titel führten
seither alle Landesväter.

Sozialistische Experimente gab es in Marokko nie. Geschweige denn liberal-demokratische
Strömungen. All das betrachtet die marokkanische
Königsfamilie als Gefahr für ihre Herrschaft.

Als der Sozialismus in der arabischen Welt gewisses Ansehen genoss,
Allianzen mit der SU, Jugoslawien oder Kuba geschlossen wurden - verknüpft
mit den Namen Nasser, Kassem, Ghaddafi u.a. - verbündete sich Marokko mit
Saudi-Arabien, um dergleichen auf eigenem Territorium zu unterbinden. Das
ist die zweite wichtige aussenpolitische Allianz, die auch einen Pol der
arabischen Liga ausmacht, und bringt Marokko Investitionen und dem
alawidischen Königshaus finanzielle Zuwendungen aus dem ölreichen
Königreich der Wüste. Man kann sagen, die Achse oder besser die Zange des
Guten umspannt mit diesen zwei besonders reaktionären Monarchien den Maghreb
und den Maschrik. Die Position der beiden ist auch global-strategisch von
Bedeutung, sie dienen nämlich als mögliche Brückenköpfe möglicher
militärischer Interventionen.

Der westliche Türsteher Europas

Bereits 1992, als das Flüchtlingsproblem noch gar nicht gross Thema war,
schloss Spanien mit Marokko ein Schubabkommen für Flüchtlinge, die über das
Territorium Marokkos nach Spanien gelangen.

Dieses Abkommen wurde im Windschatten des Dubliner-Übereinkommens der EU
von 1990 abgeschlossen, das die Zuständigkeit der Mitgliedsstaaten für die
Asylverfahren von Flüchtlingen regelt. In einer gewissen Wechselwirkung
beeinflusste es dann die Weiterentwicklung des Florianiprinzips in der EU,
wonach innerhalb der EU die Flüchtlinge in dasjenige Land zurückgeschoben
werden können, wo sie erstmals EU-Boden betreten haben. Das spanisch-marokkanische
Abkommen diente auch als Modell für das zwischen der Türkei
und der EU 2016 geschlossene Abkommen zur Unterbindung des
Flüchtlingsstroms aus der Türkei.

Die "warmen Rückgaben" (von lebenden Flüchtlingen, offensichtlich im
Unterschied zu "kalten", also Toten im Sarg), d.h. von Personen, die über
die meterhohen, mit Stacheldraht und Messerklingen gespickten Zäune oder
schwimmend durch das Meer nach Ceuta und Melilla gelangt sind, haben
zweifelsohne eine abschreckende Wirkung und nötigen diejenigen Flüchtlinge,
die es auf der afrikanischen Westroute versuchen, zu dem noch
gefährlicheren Seeweg auf die kanarischen Inseln. Auch von dort können sie
nach Marokko abgeschoben werden, aber das ist aufgrund der grösseren
Distanz komplizierter, und den Flüchtlingen bietet sich die Möglichkeit,
auf den Inseln unterzutauchen oder per Boot auf das spanische Festland zu
gelangen. Eine ebenfalls komplizierte und gefährliche, inzwischen von der
spanischen und marokkanischen Küstenwache unterbundene Route führte auf die
unbewohnte Alborán-Insel im Mittelmeer.

Nach Berechnungen der UNHCR sind seit 1988 mehr als 20.000 Menschen bei dem
Versuch ertrunken, nach Spanien zu gelangen. Die Schätzungen sind
schwierig, weil drei Viertel der solcherart Verunfallten nie gefunden
werden.

Die "warmen Rückgaben" verstossen gegen EU-Recht, weil sie den
solchermassen relativ schnell Abgeschobenen ein Asylverfahren
verunmöglichen. Spanien lässt sich diese Gefälligkeit Marokkos sicher
einiges kosten, und wird von der EU dafür gelobt, wie gut es sein
Flüchtlingsproblem handhabt, ohne die EU-Institutionen damit zu nerven.

Die grosse marokkanische Mauer

Um das eroberte Gebiet der Westsahara gegen Guerilla-Überfälle der
Polisario zu schützen, begann Marokko 1981 den Bau eines Systems von
militärisch überwachten Mauern, die sich zur Behinderung der
Bewegungsfreiheit der Polisario-Kämpfer als sehr effektiv erwiesen. Sie
sind offenbar weder mit Geländefahrzeugen noch mit Kamelen zu überwinden.
Dieses Mauersystem ist angeblich in Summe die längste Mauer der Welt mit
2500 Kilometern Länge.

So kontrolliert Marokko heute praktisch alle grösseren Siedlungen, die
Küste, die Phosphatminen von Bukra und ungefähr drei Viertel des
Territoriums. Mit dem Rest, der sogenannten "Freien Zone", kann auch die
Polisario nicht viel anfangen, vor allem deshalb, weil der grösste Teil an
Mauretanien angrenzt, wo sie keine Unterstützung geniesst.

Das Bemerkenswerte ist, wie viel Marokko in dieses Gebiet investiert hat,
das es vorher als herrenloses Land qualifiziert hatte. Die Erlöse aus dem
Phosphatabbau decken diese militärischen und administrativen Kosten nicht
ab, die Westsahara ist ein gewaltiger Zuschussposten des marokkanischen
Budgets. Man kann vermuten, dass ein guter Teil des Geldes, das es von
Spanien für Flüchtlingsrücknahme und Fischereirechte erhält, in die
Absicherung des Gebietes der Westsahara fliesst, in einer Art Nord-Süd-Kanalisation.

Zu den Investitionen gehört auch der Versuch, marokkanische Siedler in das
Gebiet zu locken, die sich dann im Falle eines doch abzuhaltenden
Referendums mit lauter Stimme zu Marokko bekennen sollen. Das Projekt kommt
aber nicht so recht voran. Die Gegend ist doch recht unwirtlich, die
beruflichen Perspektiven trostlos und der Andrang endenwollend.

Aber die Frage der Westsahara ist in Marokko Chefsache, darüber gibt es
keine Diskussion.

Ein aussergewöhnlich reaktionärer Staat, inzwischen ziemlich verelendet

Man wird von der europäischen gleichgeschalteten Presse regelmässig mit
Berichten über böse Diktatoren in der muslimischen Welt gefüttert. Saudi-Arabien
erhält aber dieses Etikett nicht, obwohl es dort mehr als
angebracht wäre.

Ähnlich verhält es sich in Marokko. Um dem Schein Genüge zu tun, es handle
sich dort um so etwas wie eine Demokratie, wurde in den 1990-er Jahren ein
Parlament eingerichtet, das nichts zu sagen hat. In dieses Potemkinsche
Parlament - mit zwei Kammern! - können dann bei regelmässig stattfindenden
Wahlen handverlesene Parteien ihre Vertreter schicken, die dann für
Schein-Tätigkeiten ein sicheres Einkommen als demokratisches Aushängeschild
geniessen.

Die Regierung wird jedenfalls vom König ernannt. Die wichtigsten Organe
dieser Regierung sind die Polizei und der Geheimdienst. Der ist sehr aktiv
in allen Ländern, wo es nennenswerte marokkanische Exilgemeinden gibt, vor
allem Spanien, Frankreich, Holland und Deutschland. Dort sind seine Augen
und Ohren überall, in Gestalt zahlreicher Spitzel. Marokko sorgt dafür - in
guter Zusammenarbeit mit den betreffenden Staaten - dass sich dort keine
Auslandsopposition bilden kann.

Das wichtigste Einsatzgebiet ist jedoch das Inland, wo alle Opposition
unter dem Deckmantel "Bekämpfung des Terrorismus", Sicherung der
"nationalen Einheit" und ähnlichem verfolgt wird. Das trifft kritische
Journalisten, Vertreterinnen von Frauenrechten, Demonstranten gegen
Polizeiwillkür, Mitglieder der islamischen Bewegung "Gerechtigkeit und
Nächstenliebe", die das alawidische Königshaus nicht als religiöses
Oberhaupt anerkennt, und andere mehr. Wie viele politische Gefangene mit
geschobenen Verfahren verurteilt wurden oder gar ohne irgendein Verfahren
in marokkanischen Gefängnissen schmachten, gefoltert werden und
verschwinden, fragt keine nennenswerte internationale Organisation nach.
Mohammed VI., ebenso wie sein Vater Hassan II., ist unser Hurensohn und
damit basta.

Neben den politischen Verhältnissen befindet sich auch die marokkanische
Wirtschaft in einem beklagenswerten Zustand. Und das in einem Land, das
über gute landwirtschaftliche Voraussetzungen und auch Traditionen und
Techniken verfügen würde, den Boden produktiv zu machen und die Produkte
weiterzuverarbeiten. Die Landwirtschaft kann teilweise nicht einmal ihre
eigenen Produzenten ordentlich ernähren. Zudem werden auf den besseren
Böden oft Cash Crops für den Devisenexport angebaut.

Der internationale Handel und die Häfen haben keine nennenswerte Bedeutung
mehr. Hauptsächlich findet Schmuggel von Haschisch über die Meerenge von
Gibraltar statt.

Die verarbeitende Industrie drängt nicht nach Marokko. Einzig der Tourismus
und in Verbindung damit das Kunsthandwerk haben sich in den letzten
Jahrzehnten zur Haupt-Einnahmequelle vieler Marokkaner entwickelt. Dem hat
die Covid-Pandemie ein Ende gesetzt.

Ebenso war ein wichtiger Geschäftszweig Nord-Marokkos der Handel und
Schmuggel mit den spanischen Enklaven, das wurde durch Grenzsperren wegen
Covid-19 unterbunden.

Diese Kombination von politischer Repression und wirtschaftlicher
Trostlosigkeit hat die Flüchtlingsströme verändert. Immer mehr Marokkaner
sagen: Nichts wie weg hier!

So kam es vor einigen Wochen zu einem Ansturm von ca. 6.000 Marokkanern
nach Ceuta, mit Schwimmreifen und Schlauchbooten legten sie die Strecke
zwischen Marokko und den Stränden Ceutas zurück. Die ansonsten in der
Ausgangszone in Marokko patrouillierende Polizei hatte sich zurückgezogen,
sodass die Bahn Richtung Ceuta frei war.

Der Grund: Spanien hatte akzeptiert, dass der in Algerien lebende und an
Covid-19 erkrankte Generalsekretär der Polisario, Brahim Ghali, zur
Behandlung nach Spanien überstellt worden war.

Die Sahrauis: Dauerflüchtlinge, Staatenlose und politisch Verfolgte

In der Westsahara leben nach Schätzungen von UNO-Organisationen ungefähr
600.000 Menschen. Wieviele davon nach 1975 eingewanderte Marokkaner und
wieviele aus dem Gebiet stammende Sahrauis sind, lässt sich nicht
feststellen, da dort weder Volkszählungen veranstaltet werden noch von
irgendeiner Seite ein Interesse daran besteht.

Es ist der marokkanischen Führung recht, wenn der Mantel des Unwissens und
des Schweigens über diese Gegend gebreitet wird. Die meisten Bewohner der
Westsahara haben keinen Pass und können daher auch nirgendwohin ausreisen.
Erstens kostet so ein Dokument einiges und viele können das Geld dafür
nicht aufbringen. Ausserdem würde das Ansuchen um einen Pass die
Anerkennung der Hoheit Marokkos bedeuten, und diesen Schritt wollen viele
nicht gehen, die in der Westsahara leben. Die Sahrauis in der Westsahara
sind also Staatenlose.

Ähnlich verhält es sich mit den ca. 150.000 Sahrauis, die in fünf
Flüchtlingslagern rund um die algerische Stadt Tinduf leben. (Marokkanische
Quellen sprechen von unter 100.000.) Jedes dieser Lager ist nach einer
Ansiedlung der Westsahara benannt: El Aiun, Smara, Boujdour, Awsard,
Dachla. Damit wird der Anspruch angemeldet, einmal in diese Gebiete
zurückkehren zu können. Diese Lager werden schlecht und recht über die
UNHCR, das Rote Kreuz, den Roten Halbmond und andere internationale
Organisationen versorgt.

Algerien legt keinen Wert darauf, den Sahrauis die algerische
Staatsbürgerschaft zu verleihen. Ihr Flüchtlingsstatus soll
aufrechterhalten bleiben, als Garant des Rechtsanspruchs auf die
Westsahara. Die in Algerien lebenden Sahrauis sind also ebenfalls
staatenlos. Sie brauchen auch eine besondere Erlaubnis, sowohl von der
Polisario als auch von Algier, um die Zone um Tinduf überhaupt verlassen zu
dürfen.

Die Lebensumstände der Sahrauis haben sich seit dem Anschluss der
Westsahara an Marokko drastisch verändert. Sie mussten ihre nomadische
Lebensweise aufgeben und sesshaft werden. Dadurch wurden sie zu abhängigen
Hilfeempfängern. Die Versorgung von Siedlungen in der Wüste ist jedoch sehr
aufwendig: Für sehr schlechte Lebensqualität muss viel Geld gezahlt werden.
Die Lager werden von der Polisario selbstverwaltet, aber die Versorgung
wird grösstenteils aus dem Ausland finanziert und geliefert.

Während die Bevölkerung der Lager in Algerien in vor allem mit
Naturkatastrophen (manchmal regnet es gewaltig, dann schwimmt alles davon)
zu kämpfen haben, kommt es im marokkanisch besetzten Teil regelmässig zu
Demonstrationen, Verhaftungen und dem Einsatz polizeilicher Gewalt. Es gibt
keine gemeinsame Ebene, keinen Dialog zwischen den Behörden und den
Bewohnern. Mindestens 150 Sahrauis sind in Marokko verschollen.

Die Polisario hält an der Fiktion eines eigenen Staates fest, gibt Geld
heraus und betrachtet sich als Regierung der DARS - einer Fiktion, die sich
nach Leseart der Führer der Polisario irgendwann manifestieren und zu
Wirklichkeit werden muss.
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El Salvador 

Feminizidrate in diesem Jahr um 91% gestiegen



Die Gewalt gegen Frauen und Mädchen nimmt rapide zu. Die Polizei
beziffert den Anstieg der Feminizidrate von Januar bis Juli auf rund
91,7%.

(San Salvador, 9. August 2021, comcosur) - Die öffentliche Datenbank
der Nationalpolizei (PNC) hat zwischen Januar und Juni 2021 insgesamt
3.805 Sexualverbrechen registriert. Wie die spanische
Nachrichtenagentur EFE berichtet, hat die Zahl der Sexualstraftaten an
Mädchen und jungen Frauen in El Salvador damit längst das
Epidemie-Niveau überschritten. Fast die Hälfte der Betroffenen (1.723
gemeldete Fälle) sind Mädchen und junge Frauen. Ausgehend von 965.293
Minderjährigen in El Salvador entspricht dies 178,5 Sexualstraftaten
pro 100.000 heranwachsende Frauen. Grundlage für die Berechnung ist
die im Jahr 2020 vom Wirtschaftsministerium veröffentlichte
Datenerhebung. Von einer Epidemie spricht man, wenn die Zahl der Fälle
zehn pro 100.000 Einwohner*innen überschreitet. Auch für die
Berechnung der Fälle von tödlicher Gewalt wird der gleiche Indikator
benutzt. Wie aus dem Polizeiregister der Sexualdelikte hervorgeht,
wurden 785 Sexualdelikte gegen junge Frauen zwischen 15 und 17 Jahren
aufgenommen; weitere 938 Fälle betrafen die Altersgruppe null bis 14.
Im Durchschnitt wurden täglich mehr als neun Mädchen und
Heranwachsende Opfer von Sexualverbrechen. Hinsichtlich der
mutmaßlichen Täter konnte die Verbindung zu dem Opfer in 1.232 Fällen
nicht ermittelt werden, während es sich in 104 Fällen um einen Freund,
in 66 um einen Stiefvater und in 46 um einen Partner handelte. In
weiteren 46 Fällen war es der Vater, in 24 ein Cousin, in 22 ein Onkel
und in der gleichen Anzahl unter anderem ein Nachbar.


Anstieg der Feminizidrate

Anfang Juli ging eine Gruppe von Feminist*innen auf die Straße, um den
hohen Anstieg der Feminizide, aber auch die nachlässige Haltung der
Regierung an die Öffentlichkeit zu bringen und staatliche
Präventionsmaßnahmen zur Vorbeugung gegen Hassverbrechen zu fordern.
Keyla Cáceres von der Organisation Colectiva Amorales sprach gegenüber
EFE von einem Anstieg von 60% bei Sexualdelikten im Vergleich zum
Vorjahr. Außerdem wurden zwischen Januar und Mai bereits 46 Feminizide
registriert, während es letztes Jahr in dem gleichen Zeitraum 24 Fälle
gewesen waren. Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichtsmedizin
beziffern den Anstieg der Feminizidrate in den ersten fünf Monaten
dieses Jahres auf rund 91,7%. Dazu Keyla Cáceres: "Weil es keine
direkten Präventionsmaßnahmen zur Vorbeugung gegen Frauenmorde gibt,
müssen wir von einer ausgeprägten Verwundbarkeit ausgehen."

Laut der Menschenrechtsorganisation Amnesty International ist El
Salvador eins der gefährlichsten Länder der Welt für Frauen. Allein in
den Jahren 2016 und 2017 wurde eine Feminizidrate von 16 bzw. 12 pro
100.000 Einwohner*innen verzeichnet, die Zahlen liegen also deutlich
höher als der Richtwert einer Epidemie.
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Karibik 

Afrofeministinnen, vereint in Geschichte und Widerstand

Von Lirians Gordillo Piña



Seit 1992 wird der 25.7. als Tag der afrokaribischen und
afrolateinamerikanischen Frauen gefeiert. Feministinnen fordern
Abschaffung von Diskriminierung.

(Havanna, 26.07.2021, Red Semlac) - Die Schwarzen Frauen in
Lateinamerika und der Karibik verbindet eine gemeinsame Geschichte der
Diskriminierung, des Widerstands und des gesellschaftlichen
Engagements. "Mir war nicht bewusst, dass ich Schwarz bin und was
Schwarzsein bedeutet, bis ich auf die Schule kam und meine
Lehrer*innen und Mitschüler*innen mich als Schwarze bezeichneten - auf
eine verachtende, rassistische und diskriminierende Art", erinnert
sich Massay Crisanto. Die Honduranerin war eine der Teilnehmerinnen
der vom Weltfrauenmarsch (Marcha Mundial de las Mujeres - MMM) in
Brasilien organisierten Podiumsdiskussion. Die Veranstaltung stand
unter dem Motto: "Schwarze Frauen: Widerstand leisten, um zu leben.
Demonstrieren, um zu verändern".


25. Juli,
Tag der afrokaribischen und afrolateinamerikanischen Frauen

MMM ist eine globale Bewegung, die feministische Kollektive und
Organisationen aus der ganzen Welt vereint. Sie wurde im Jahr 1996
gegründet und bekämpft das Patriarchat, Gewalt gegen Frauen und durch
den Kapitalismus verursachte Armut. Die Diskussion fand als Beitrag
zum 25. Juli, dem Internationalen Tag der afrolateinamerikanischen und
afrokaribischen Frauen und den Frauen der Diaspora statt und wurde in
den sozialen Medien übertragen. Seit 1992 wird dieser Tag feierlich
begangen, um auf die Realität der Frauen afrikanischer Abstammung und
ihre Geschichte aufmerksam zu machen und öffentliche Maßnahmen
einzufordern, die die Lebensqualität der Frauen verbessern und helfen,
Rassismus und Diskriminierung ein Ende zu setzen.


"Immer wieder sterben schwarze Kinder und Jugendliche durch
verirrte Kugeln"

Ein verbindendes Element des virtuellen Zusammenkommens war die
gemeinsame Diskriminierungsgeschichte der Teilnehmenden, die sich in
der Gewalt gegen ihre Körper, der Enteignung ihrer Territorien, der
Ausbeutung ihrer Arbeitskraft und die allgemeine Ignoranz gegenüber
ihren im Laufe der Geschichte geleisteten Beiträgen ausdrückt. "Dazu
kommen die massenhafte Inhaftierung der Schwarzen Männer, die
Auslöschung der Schwarzen Jugend und die extreme Sexualisierung der
Schwarzen Frauen, die auch heute noch praktiziert werden. Verirrte und
versehentlich abgefeuerte Kugeln treffen immer wieder dasselbe Ziel:
die Körper unserer Kinder", so Juliana Mittelbach aus Brasilien,
Koordinatorin des Netzwerks Schwarzer Frauen im Bundesstatt Paraná und
Mitglied in der MMM. Die hauptberufliche Krankenschwester kam in ihrem
Podiumsbeitrag auf die komplexe Verbindung zwischen Kolonialismus,
Rassismus, Kapitalismus und Patriarchat zu sprechen.

"Der Kapitalismus ist ein unterdrückerisches System, das an den
bestehenden Ungleichheiten festhält und auf Ausbeutung, Abwertung,
Akzeptanz und der Naturalisierung der Geschichte der Sklaverei beruht.
Deshalb wird der schwarzen Bevölkerung die Wertschätzung vorenthalten,
deshalb gelten sie auf dem Arbeitsmarkt als zweite Wahl, und deshalb
werden ihnen stets die unbeliebtesten Jobs zugewiesen." Ausgehend von
dieser Erkenntnis setzt die MMM auf einen intersektionalen Kampf gegen
alle Formen der Unterdrückung. "Wir können es uns nicht leisten, einen
von diesen Kämpfen aufzugeben", findet auch Mariana Lacerda von der
MMM in Brasilien. "Wir müssen in den Alltag eingreifen, indem wir den
Rassismus bekämpfen. Um ein Leben in Würde für alle Menschen
unabhängig von ihrer Abstammung garantieren zu können, muss der Staat
entsprechende Maßnahmen ergreifen. Wir müssen ein antipatriarchales,
antirassistisches und antikapitalistisches Staatsmodell entwerfen.
Darin liegt die große Herausforderung: in all diesen Bereichen tätig
zu sein, das Überleben zu sichern und gleichzeitig für ein neues
gesellschaftliches Projekt zu kämpfen", so Mittelbach abschließend.


Kuba, zwischen Tradition und Umbruch

Im Namen der Föderation der kubanischen Frauen (Federación de Mujeres
Cubanas - FMC) berichtete die Philosophin Analoy Lafargue über
Fortschritte und Herausforderungen der Frauen afrikanischer Abstammung
in Kuba. Sie würdigte die seit 1961 für die Gleichstellung und die
Emanzipation der Kubanerinnen kämpfende Frauenorganisation, wies aber
gleichzeitig auf Leerstellen hin und benannte Herausforderungen, denen
sich Frauen afrikanischer Abstammung in dem karibischen Land stellen
müssen.

Die staatliche Gleichbehandlungspolitik habe auch den afrokubanischen
Frauen Vorteile gebracht. Einschlägige Untersuchungen hätten jedoch
klar gezeigt, dass insbesondere Schwarze Frauen von Armut in Kuba
betroffen seien; alleinerziehende Mütter, die die Rolle des
Haushaltsvorstands übernehmen, sind mehrheitlich Schwarz. Auf dem
informellen Arbeitsmarkt stellen Schwarze Frauen die größte Gruppe,
und auch von Problemen wie Teenager-Schwangerschaften sind überwiegend
Schwarze Frauen betroffen. Insofern sei die afrofeministische
Organisierung ein wichtiger Schritt, so Lafargue. Die
Karibikstudien-Absolventin forderte dazu auf, die Vielfalt der
Erfahrungen und der Realitäten der kubanischen Frauen für
zielgerichtete und effektive Aktionen zu nutzen.

Lafargue betonte die Notwendigkeit, die Geschichte des Kampfes der
Schwarzen Frauen im 19. und 20. Jahrhundert bekannter zu machen und
schlug vor, Reflexionsräume zu schaffen, um die Bewusstseinsbildung im
Hinblick auf ethnische und geschlechtliche Unterschiede zu stärken und
gesellschaftlichen Unterschieden mit Empathie und verantwortungsvollem
sozialem Engagement zu begegnen. Eine große Herausforderung sei
zurzeit, "die dringendsten Bedürfnisse der Frauen afrikanischer
Abstammung aktiv zu Gehör zu bringen, und das mit einer eigenen, am
antirassistischen Kampf ausgerichteten Agenda".


"Die institutionelle Sicht, dass alle Frauen gleich sind,
müssen wir aufgeben."

In Kuba gibt es ein Nationales Programm gegen den Rassismus und jede
Diskriminierung und ein staatliches Programm zur Frauen-Förderung,
zwei fundamentale Regierungsinstrumente im intersektionellen Kampf
gegen Ungleichheiten, findet Lafargue. "Es stimmt, wir sind gleich vor
dem Gesetz, aber nicht vor dem Leben. [...] Als Frauen afrikanischer
Abstammung werden wir uns den dringenden strukturellen, systemischen,
systematischen und den historischen Herausforderungen stellen, die
unser Leben so komplex machen - mit Unterstützung der engagierten und
verantwortungsvollen Arbeit der landesweit arbeitenden Instrumente zur
Bekämpfung vom Rassismus, Diskriminierungen und allen Formen der
Gewalt und der kubanischen Regierung", so die Aktivistin.




Übersetzung: Paulina Cwiartka
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Mexiko 

Veracruz: Grüne Woge flutet weiteren Bundesstaat

Von Erika Lozano



Nach Mexiko-Stadt, Oaxaca und Hidalgo ist Veracruz nun der
vierte Bundesstaat des Landes, wo Schwangersschaftsabbrüche per Gesetz
möglich sind.

(Mexiko-Stadt, 23. Juli 2021, desinformémonos) - Nach Mexiko-Stadt,
Oaxaca und Hidalgo ist Veracruz nun der vierte Bundesstaat des Landes,
wo dank einer fortschrittlichen Gesetzgebung legale Abtreibungen
möglich sind. Die Aktivist*innen Metzeri Ávila von Católicas
por el Derecho a Decidir México, María de la Luz Estrada und
Rodolfo Domínguez vom Observatorio Ciudadano Nacional del
Feminicidio (Nationale Feminizid-Beobachtungsstelle, OCNF)
sprechen über den Kampf für die Entkriminalisierung der Abtreibung in
Veracruz und berichten, was die Gesetzesänderung für die Rechte der
Frauen in Mexiko bedeutet. Die sonst oft als weitgehend wirkungslos
bezeichnete Alerta de Género, die Einstufung als Bundesstaat
mit hohem Gewaltpotential, war hier offensichtlich ein erster
wichtiger Schritt.


Der Alerta-Status: ein erster Teilsieg

Erst 2016 hatte sich der damalige PRI-Gouverneur Javier Duarte mit
seiner Haltung, das Recht auf Leben sei "vom Moment der Empfängnis bis
zum Tod zu garantieren", durchgesetzt und durch eine Reform der
lokalen Verfassung ein striktes Abtreibungsverbot verhängt. Die ersten
Proteste regten sich unmittelbar danach, erinnert sich Metzeri
Ávila. "Hier in Veracruz sind besonders viele Frauen von
sexueller Gewalt betroffen. Die Brutalität hatte sich enorm
gesteigert, und immer häufiger wurden Aktivistinnen, die Frauen zu
Abtreibungen begleiteten, zur Zielscheibe sexistischer Übergriffe."
Unter der Regierung des PAN-Gouverneurs Miguel Ángel Yunes
gelang es engagierten Feministinnen im Jahr darauf, die Erklärung des
Alerta-Status durchzusetzen. Mit dem offiziellen Eingeständnis
der extremen Gewaltproblematik (Alerta) seien die Behörden
automatisch zu einer Reihe von Maßnahmen verpflichtet. "Das kam uns
natürlich entgegen, denn Behörden sind es ja gewohnt, nichts zu tun,
aber was die Gewalt gegen Frauen angeht, haben wir ihnen das nun nicht
mehr durchgehen lassen." Drei Jahre lang habe die OCNF Nachlässigkeit
und Unterlassung seitens der Behörden dokumentiert und in einem
Bericht zusammengefasst, der verschiedenen Instanzen durchlief und
schließlich dem Obersten Gerichtshof der Nation vorgelegt wurde.


Die grüne Flut auf den Straßen

Auf lokaler Ebene habe sich dann die Frente Veracruzano por la Vida
y los Derechos de las Mujeres gegründet, um für das Recht der
Frauen auf freie Entscheidung für oder gegen eine Schwangerschaft zu
kämpfen. Lokale Organisationen schlossen sich mit landesweit
arbeitenden Verbänden wie der OCNF zusammen und organisierten
Arbeitsgruppen in der Regierung auf lokaler und nationaler Ebene, die
zu verschiedenen Themen im Spektrum der sexuellen und reproduktiven
Gesundheit aktiv waren. "Ob PRI, PAN oder das, was wir jetzt haben,
Morenista: Egal, wer an der Regierung war - wir haben immer unsere
Forderungen vorgetragen." Gestärkt durch die erfolgreiche Durchsetzung
der Alerta begannen Frauen in Poza Rica, Tuxtla, Minatitlán,
Orizaba, Córdoba und anderen Regionen zu protestieren und ihre Rechte
einzufordern. Unterstützt wurden die Mobilisierungen auf den Straßen
durch die Arbeit der Organisationen, die die Forderungen in Richtung
Regierung weitertrugen, erzählt Ávila. Frauenbewegte
Anwältinnen und Initiativen wie Frente Xalapeño Feminista, das
Kollektiv Cihuatlatoli und die Initiative Colmena Verde [1]
waren mit von der Partie.



Ärzt*innen verweigern Dienstleistungen aus "Gewissensgründen"

Die Mitgliedsorganisationen des OCNF arbeiten seit etlichen Jahren an
Fragen der reproduktiven Gesundheit und der Unterstützung von
Gewaltopfern in verschiedenen Bundesstaaten des Landes. Schon vor 2016
seien häufig Frauen wegen unsachgemäß ausgeführter Abtreibungen in
Krankenhäuser eingeliefert worden und dort gestorben, ohne dass je
dokumentiert wurde, wie viele der Verstorbenen aufgrund einer
Vergewaltigung ein Anrecht auf einen legalen Schwangerschaftsabbruch
gehabt hätten, berichtet María de la Luz Estrada, Koordinatorin der
Beobachtungsstelle. Ihre Gruppe recherchierte und fand heraus, dass
viele Frauen, die durch eine Vergewaltigung schwanger geworden waren,
keinen Gebrauch von ihrem Recht auf die gesetzlich zulässige
Abtreibung nach einer Vergewaltigung machten, während die Zahl der
Frauen, die an Verletzungen im Unterleib starben, weiterhin hoch
blieb. Darüber, wie viele Frauen denn nun einen legalen
Schwangerschaftsabbruch in Anspruch nahmen, wollte das
Gesundheitsministerium keine Angaben machen. Viele Frauen hätten sich
für einen lebensgefährlichen Abbruch entschieden, weil viele Ärzte
sich zu "Verweigerern aus Gewissensgründen" erklärt und Frauen nicht
behandelt hätten, erklärt Estrada.

Auch die Nationale Kommission zur Verhinderung und Beseitigung von
Gewalt gegen Frauen (Conavim) wolle sich nicht mit dem Thema
Abtreibung befassen mit der Begründung, auch Abtreibung sei Gewalt.
Man habe es also insgesamt mit einer vielschichtigen Gemengelage aus
institutioneller Gewalt und Vorurteilen zu tun, so Estrada weiter.
"Wir hingegen waren nicht bereit, uns mit einem Gesetz
zufriedenzugeben, das nur bei Vergewaltigung und schweren
medizinischen Indikationen greift, wir wollten da noch mehr
rausholen." Also habe man weiter darauf gedrängt, dass der Staat
seiner Verpflichtung nachkommt und auch das Leben von Frauen schützt.
Frühere Anläufe zur Gesetzesänderung seien einfach nicht bis zum
Kongress vorgedrungen, auch darin habe bereits eine Rechtsverletzung
bestanden. Estrada ist stolz auf die Hartnäckigkeit und Ausdauer der
Verfechter*innen der Gesetzesänderung. "Wir haben trotz der Pandemie
die ganze Zeit über weitergemacht." Die Grünen-Abgeordnete Mónica
Robles habe die Initiative vorgestellt und weiterverfolgt. Aufgrund
des massiven Drucks der Aktivist*innen wurde das Gesetz schließlich im
Kongress diskutiert und verabschiedet. Heute ist der Bundesstaat
Veracruz verpflichtet, Schwangerschaftsabbrüche vor dem dritten Monat
durchzuführen. Es gebe auch schon Fortschritte bei den
Gesundheitsdiensten: Das Personal werde entsprechend geschult, und es
gebe mehr spezialisierte Ärzte. Wichtig sei außerdem, dass die
Regierung entsprechend über die neue Rechtslage informiert.


Frauen im Gefängnis

Der Anwalt Rodolfo Domínguez von der OCNF setzt sich dafür ein, die
Verfahren gegen Frauen, die derzeit wegen eines
Schwangerschaftsabbruchsim Gefängnis sitzen, neu aufzurollen und neue
Urteile zu fällen. Im Prinzip müssten die Frauen nach dem neuen Gesetz
einfach freigelassen werden, faktisch jedoch würden sie weiter
kriminalisiert. In vielen Fällen sei die Verurteilung nämlich nicht
wegen Abtreibung, sondern wegen Mordes im familiären Kontext erfolgt.
Unter den Inhaftierten seien etliche Frauen, die eine Fehlgeburt
erlitten hatten; die meisten aus armen Verhältnissen ohne Zugang zu
Gesundheitsdienstleistungen, erzählt der Anwalt. Bekannt geworden sei
der Fall von Diana Patricia, einer jungen Frau, die am 22. Mai in
einem Einkaufszentrum in Veracruz eine Fehlgeburt erlitt und seither
im Gefängnis sitzt. Dieser Fall sei exemplarisch für die mangelnde
Sorgfalt bei den Ermittlungen und die Kriminalisierung von Frauen. Die
Behörden hätten es bisher versäumt, die Anzahl der Fehlgeburten zu
dokumentieren, die zu einem Abtreibungsverfahren oder einer
Mordanklage führten; im Maßnahmenpaket der Alerta sei dies
jedoch vorgesehen. Auch was die gesellschaftliche Gesamtwirkung
angeht, zeigt sich Domínguez optimistisch. Ziel der Alerta sei
nämlich auch, diskriminierende Gesetzgebung oder politische Positionen
zu identifizieren und auf die Nichteinhaltung von Vorschriften durch
die Behörden aufmerksam zu machen. "Dieses neue Gesetz wird dazu
beitragen, dass Abtreibung künftig als Teil der Gesundheitsversorgung
angesehen wird und nicht mehr wie bisher als Verbrechen."


Anmerkung:

[1] https://twitter.com/ccolmenaverde?lang=de
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KIND/216: Kinderarmut - Breite Allianz fordert Kindergrundsicherung von nächster Bundesregierung (Paritätischer Wohlfahrtsverband)

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband

Pressemitteilung vom 23. August 2021

Kinderarmut: Breite Allianz fordert Kindergrundsicherung von nächster
Bundesregierung



Nach einer aktuellen Forsa-Umfrage halten 94 Prozent der Bevölkerung die
Bekämpfung von Kinderarmut für wichtig. In einer Allianz mit
Kinderschutzbund, DGB, AWO und anderen fordert der Paritätische
Wohlfahrtsverband die Parteien auf, dem Thema in der nächsten Wahlperiode
höchste Priorität einzuräumen und eine Kindergrundsicherung
einzuführen.



In einer gemeinsamen Erklärung fordert eine breite Allianz von 22
zivilgesellschaftlichen Organisationen, Verbänden und Gewerkschaften die
Parteien auf, der Bekämpfung von Kinderarmut in der nächsten Wahlperiode
höchste Priorität einzuräumen und eine Kindergrundsicherung einzuführen.
"Die Kindergrundsicherung gehört in den nächsten Koalitionsvertrag und muss
als prioritäres Vorhaben in der kommenden Legislaturperiode umgesetzt
werden", heißt es in der Erklärung.

Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands,
betont: "Es fehlt parteiübergreifend nicht an Stimmen in der Politik, die
sich für eine offensive Armutspolitik einsetzen. Das Problem in der
Vergangenheit war jedoch stets, dass in den Koalitionsverhandlungen
letztlich andere politische Prioritäten gesetzt wurden. Mit der gemeinsamen
Erklärung wollen wir als breite zivilgesellschaftliche Allianz den Druck
auf die Politik erhöhen für eine echte Kindergrundsicherung, die den Namen
auch verdient. Wir werden jede künftige Regierung, unabhängig davon welche
Parteikonstellation diese stellt, daran messen, was sie bereit ist,
wirklich zu tun gegen Kinderarmut in diesem Land."

Die Idee einer Kindergrundsicherung findet auch in der Bevölkerung große
Zustimmung. 76 Prozent der Wahlberechtigten sind dafür, eine
Kindergrundsicherung einzuführen. Selbst unter den Anhänger*innen der
CDU/CSU und FDP, die aktuell noch keine Kindergrundsicherung im
Wahlprogramm haben, spricht sich jeweils eine deutliche Mehrheit von
ebenfalls 76 Prozent beziehungsweise 67 Prozent für eine
Kindergrundsicherung aus. Das hat eine aktuelle, repräsentative
FORSA-Befragung von 1.018 Wahlberechtigten ergeben. Danach halten es 94
Prozent der Befragten für wichtig, Kinderarmut zu bekämpfen.

Angesichts der anhaltend hohen Kinderarmut und ihren gravierenden
Auswirkungen auf Kinder und Jugendliche fordern die unterzeichnenden
Organisationen eine große und umfassende Reform. "Die vielen
familienbezogenen Leistungen erreichen ihr Ziel, Armut von Kindern zu
vermeiden, nicht", heißt es in der Erklärung. Auch die Anpassungen
einzelner Leistungen hätten in der letzten Legislaturperiode keinen
grundlegenden Durchbruch bei der Überwindung der Kinderarmut gebracht.

Deshalb brauche es eine Kindergrundsicherung, die diesen Namen auch
verdiene und bestimmten Anforderungen genüge, so die zentrale Forderung der
Erklärung. So müsse die Kindergrundsicherung eine eigenständige Leistung
für jedes Kind sein. Sie soll einfach, unbürokratisch und sozial gerecht
sein: daher bündelt sie die vielen, unterschiedlichen Leistungen für Kinder
in einer einzigen Leistung und zahlt sie direkt und automatisch aus, damit
sie auch wirklich bei allen Kindern ankommt. Mit steigendem Einkommen der
Eltern sinkt die Höhe der Kindergrundsicherung langsam auf einen
Sockelbetrag ab. Zudem fordern die Organisationen in ihrer Erklärung, das
Existenzminimum für Kinder und Jugendliche "neu und realistisch" zu
berechnen. Die Höhe der Kindergrundsicherung soll deutlich über den 
Hartz-IV-Leistungen für Kinder und Jugendliche liegen und die Bedarfe von Kindern
und Jugendlichen wirklich abdecken.

Die unterzeichnenden Organisationen sind überzeugt, nur mit einer
Kindergrundsicherung kann das Ziel erreicht werden, Kinderarmut endlich
wirklich zu überwinden.


Eine Auflistung aller 22 unterzeichnenden Organisationen finden Sie
unter der Erklärung "Gemeinsam gegen Kinderarmut: EINE für ALLE -
Kindergrundsicherung jetzt!":

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Seiten/Presse/docs/Erklaerung_EINEfuerALLE_Layout_2021_08_23_M.pdf

 * 
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INTERNATIONAL/390: Kolumbien - Drogenhandel stützt die Wirtschaft (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Kommentar: Drogenhandel stützt die Wirtschaft

Von Jorge López Ardila



Jorge López Ardila kommentiert die Bedeutung des Drogenhandels
für die kolumbianische Wirtschaft und gibt Ansatzpunkte für seine
Bekämpfung.

(Bogotá, 26. Juli 2021, colombia informa) - In diesem Kommentar vom
kolumbianischen Portal colombia informa analysiert Jorge López Ardila,
Mitglied der landesweiten Koordinationsstelle für Landwirtschaft
(CNA), die Bedeutung des Drogenhandels für die kolumbianische
Wirtschaft und gibt Ansatzpunkte für seine Bekämpfung. Die CNA [1]
setzt sich als bäuerliche Vereinigung für die Rechte der Bäuer*innen,
kleinen und mittelständischen Landwirtschaftsbetriebe, der indigenen
und afrokolumbianischen Bevölkerungsgruppen sowie der Bäuer*innen ohne
Land, Arbeiter*innen und Tagelöhner*innen ein.

Juan Carlos Echeverry, ehemaliger Finanzminister und Mitglied der
Konservativen Partei Kolumbiens, wies im Juni darauf hin, dass der
Kokainverkauf ins Ausland laut seinen Berechnungen in Kolumbien 12
Milliarden Dollar einbringen werde. Diese Summe entspräche etwa vier
Prozent des kolumbianischen Bruttoinlandsproduktes. Die Äußerung des
Ex-Ministers bestätigt, was vielen schon bekannt war: Der Drogenhandel
unterstützt die kapitalistische Wirtschaft in Kolumbien.

Auf internationaler Ebene wurden im Jahr 2017 ganze 70 Prozent der
1.900 Tonnen Kokain in Kolumbien produziert, also mehr als 1.200
Tonnen. Laut Zahlen der Banco de la República lag das
Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2020 bei ungefähr 271 Milliarden Dollar.
Stimmen Echeverrys Berechnungen, dann spielt der Kokainverkauf eine
größere Rolle für die kolumbianische Wirtschaft als andere
Exportprodukte wie Kaffee und Erdöl.


Erst der transnationale Handel bringt die größten
Gewinne

In den von Echeverry vorgestellten Zahlen wurde die Berechnung des
Drogenmarktes innerhalb von Kolumbien nicht berücksichtigt. Dort
werden Gewinne erzielt, indem die Reinheit des Kokains reduziert wird
oder Kokaderivate verkauft werden. Die höchsten Gewinne werden jedoch
nach wie vor im transnationalen Handel mit Kokain erwirtschaftet. Die
Preise selbst vervielfachen sich mehrmals, bis sie die
Endkonsument*innen in Europa oder den USA erreichen.

Der Drogenhandel hat einen großen Einfluss auf die Wirtschaft: Er
führt beispielsweise zu einem Anstieg der Immobilienpreise in den
Geldwäschegebieten, erhöht den Markt für Konsumgüter wie alkoholische
Getränke, Autos oder andere Luxusgüter, finanziert die Abholzung oder
fördert die Konzentration von Landbesitz. Daher lässt sich die reale
Auswirkung des Drogenhandelns auf die kolumbianische Wirtschaft auf
ein Vielfaches von vier Prozent des Bruttoinlandsproduktes schätzen.


Widerspruch in den Zahlen?

Wie die Regierung unter Iván Duque verkündete, habe sich die Größe des
Koka-Anbaugebietes im ersten Halbjahr 2021 um sieben Prozent
reduziert. Es sei von 154.000 auf 143.000 Hektar gesunken. Diese
Entwicklung besteht seit 2017, wo noch 171.000 Hektar registriert
wurden. Seitdem steigen zudem auch die jährlichen Tilgungsziele.

Dennoch habe die Kokainproduktion laut Daten der Internationalen
Drogenkontrollbehörde (JIFE) nicht abgenommen, sondern sei gestiegen.
Der Anstieg der Produktion trotz geringerer Anbaufläche ist auf den
technologischen Fortschritt zurückzuführen, der es ermöglicht hat, die
Zeit zwischen den Ernten der Kokablätter zu verkürzen. Demzufolge
lassen sich durch den Einsatz von Chemie, der Entwicklung einer
höheren Alkaloidkonzentration in den Blättern, Kreuzungen und
Manipulationen von Pflanzensorten und der Perfektionierung der
"Koch"-Techniken höhere Erträge erzielen.


Die Narco-Bourgeoisie

Der Drogenhandel ist ein wichtiges Geschäft für die neoliberale
Ökonomie: Es gibt weder Regulation noch Steuern oder regulatorische
Rahmenbedingungen. Der hohe Gewinn im Drogenhandel basiert auf der
immensen Ausbeutung der Arbeiter*innen, der Umweltzerstörung. Die
Gewinne landen auf Bankkonten in Steuerparadiesen oder gewaschen in
Luxusinvestitionen der "guten Bürger".

Gegen Produzent*innen von Kokablättern und gegen die Konsument*innen
hat der kolumbianische Staat allerdings harte Strafen angekündigt. Sie
stellen die schwächsten Glieder in der Kette des Drogenhandels und
müssen mit dem Besprühen mit Giftstoffen aus der Luft,
Gefängnisstrafen, Enteignungen, erzwungener Ausmerzung ihres Anbaus
und der Bestrafung nach dem Gesetz Nr. 30 rechnen.

Während Bestechungsgelder für die Militärs fließen, gelangen Unmengen
an Aceton, Benzin, Schwefelsäure und Zement in die Kokainküchen. Von
Flughäfen wie dem von Guaymaral - wo eine Anti-Drogeneinheit der
Polizei stationiert ist - starten tonnenweise Güter, deren
Produktionsstrukturen eng mit Personen des öffentlichen Lebens
verstrickt sind.


Scheinheiligkeit im Marihuana-Anbau: ausländische Firmen
dürfen, kolumbianische Bäuer*innen nicht

Bezüglich des Anbaus von Marihuana herrscht große Scheinheiligkeit im
Land: Während Marihuanaproduzent*innen im Süden verfolgt werden,
erhalten kanadische Konzerne Genehmigungen für den Anbau und Verkauf.
Der Marihuana-Anbau ist also nur dann schlecht, wenn die Armen ihn
betreiben.

Dieses "Geschäft" stützt legale wie illegale Investitionen, stellt
Präsident*innen, treibt die Wirtschaft voran, stellt privates Militär
zur Verfügung, treibt die Landkonzentration an und sichert die
Ressourcen des strategischen Partners Kolumbiens, dem größten
Drogenkonsumenten der Welt: der USA.


"Die großen Profiteure und das angesammelte Einkommen und
Kapital angreifen"

Die Debatte um den Drogenhandel muss beim Problem der Abkehr von
moralischen Grundhaltungen beginnen. Von da aus müssen Vorschläge zur
Änderung dieser Geschäfte formuliert werden. Denn der Drogenhandel
wird von alten und Neureichen ausgenutzt, um ihren Reichtum zu
vergrößern und die Bäuer*innen zu verfolgen.

Der Drogenhandel, aus dem die herrschende Klasse ihren Nutzen zieht,
kann strukturell nur bekämpft werden, wenn man die großen Profiteure
und das angesammelte Einkommen und Kapital angreift.


Anmerkung:

[1] https://www.cna-colombia.org/
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MEINUNG/112: "Auf Zuwanderung angewiesen" (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 2. August 2021

german-foreign-policy.com

"Auf Zuwanderung angewiesen"

Deutsche Ökonomen dringen zur Sicherung der Exporterfolge auf mehr
Arbeitszuwanderung. Ohne Migranten wäre die deutsche Innovationsfähigkeit
zuletzt gesunken.



BERLIN - Deutsche Wirtschaftsforscher sehen die Grundlagen der deutschen
Exporterfolge vom demografischen Wandel bedroht und dringen auf größere
Arbeitszuwanderung in die Bundesrepublik. Aufgrund der Alterung der
deutschen Gesellschaft werde der Arbeitsmarkt hierzulande selbst bei
"moderaten Annahmen" bis zum Jahr 2035 mehr als "fünf Millionen potenzielle
Arbeitskräfte" verlieren, heißt es in einer aktuellen Studie des Instituts
der Deutschen Wirtschaft (IW) in Köln. Selbst wenn man sich bemühe, mehr
Über-60-Jährige ("Silver Worker") zur Erwerbsarbeit zu nötigen, führe an
einer Ausweitung der Immigration kein Weg vorbei. Diese ist laut dem
unternehmensnahen Institut auch nötig, um die Innovationsfähigkeit
Deutschlands zu sichern: Der ohnehin "nur moderate Aufwuchs" bei
Patentanmeldungen in den vergangenen Jahren sei "ausschließlich Erfindenden
mit ausländischen Wurzeln zu verdanken". Laut einer Studie des Deutschen
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) schrumpft ohne Immigration nicht
zuletzt die Steuerbasis und damit das Potenzial für Investitionen in die
Infrastruktur, auf die die deutsche Exportindustrie angewiesen ist.

"Lücke auf dem Arbeitsmarkt"

Das unternehmensnahe Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) in Köln warnt
in einer jüngst publizierten Studie vor den Folgen des demografischen
Wandels in der Bundesrepublik und der damit einhergehenden Überalterung der
deutschen Arbeitsgesellschaft.[1] Laut der Untersuchung, die sich mit der
Altersstruktur in den Stadt- und Landkreisen Deutschlands beschäftigt, ist
die Gruppe der 60- bis 64-jährigen Bundesbürger in allen Regionen größer
als diejenige der 15- bis 19-Jährigen. Ohne Migration würden folglich die
Renteneintritte die Arbeitsmarkteintritte übersteigen. Die in den Ruhestand
gehenden Lohnabhängigen hinterließen "eine Lücke auf dem Arbeitsmarkt", die
von den "ortsansässigen Jüngeren" nicht vollständig geschlossen werden
könne, warnen die Studienautoren. Zwischen 2014 und 2019 sei vor allem
Ostdeutschland von Bevölkerungsschwund betroffen gewesen; doch seien
inzwischen auch viele Regionen im Westen des Landes dem zunehmenden
demografischen Wandel ausgesetzt. Das Phänomen, das zuvor vor allem
ländliche Regionen betraf, werde im Zeitraum 2019 bis 2024 auch viele
Metropolregionen heimsuchen, sagt das IW Köln voraus; "auch Westdeutschland
und alle großen Städte" würden "auf Zuwanderung" angewiesen sein, um die
Einwohnerschaft "im erwerbsfähigen Alter konstant zu halten".

Ost und West

Eine "qualifizierte Zuwanderung aus dem Ausland" sei auch deshalb
unabdingbar für die "gesamtdeutsche Stabilisierung des
Arbeitskräftepotenzials", da die Wanderungsbewegungen von Arbeitskräften
innerhalb der Bundesrepublik ein "Nullsummenspiel" seien, heißt es in der
Studie. Zwar wiesen die meisten Regionen Deutschlands "ähnliche
demografische Voraussetzungen" auf; doch müssten sich vor allem ostdeutsche
Städte und Kreise wie "Greiz, Gera, der Erzgebirgskreis und das Weimarer
Land" besonders intensiv um "Zuwanderung bemühen". Die dortigen
"Abwanderungsregionen", in denen die extrem rechte AfD oft Wahlerfolge
feiert, müssten "für Menschen aus dem In- und Ausland attraktiver werden".
Im Vergleich zum Osten stehe der demografische Wandel in Westdeutschland
hingegen "erst am Anfang".

Fünf Millionen Arbeitskräfte zu wenig

Die Autoren der Studie betonen überdies, es habe zwar in den "letzten zehn
Jahren", also im Zusammanhang mit der Flüchtlingskrise, eine "hohe
Nettozuwanderung" in die Bundesrepublik gegeben; doch sei die Immigration
im vergangenen Jahr im Verlauf der Coronakrise deutlich um 29 Prozent
zurückgegangen. Solche "Wanderungsbewegungen" hätten einen "eher
kurzfristigen, vorübergehenden Einfluss auf die Bevölkerungsstruktur". Ohne
weiteren Zuzug werde der deutsche Arbeitsmarkt selbst bei "moderaten
Annahmen" zwischen 2020 und 2035 mehr als "fünf Millionen potenzielle
Arbeitskräfte im Alter von 20 bis 66 Jahren" verlieren; bereits in den
kommenden fünf Jahren werde rund eine Million Lohnabhängiger aus dem
Arbeitsmarkt ausscheiden.

"Erwerbsorientierte Zuwanderung"

Dabei sei der sich deutlich beschleunigende demografische Wandel, bemängelt
das IW Köln, "schon lange absehbar" gewesen, ohne dass dies zu einer
"vorausschauenden Gestaltung der politischen Rahmenbedingungen geführt"
habe. Die Autoren sprechen sich für die Förderung einer
"erwerbsorientierten Zuwanderung qualifizierter Fachkräfte" aus, da die
Folgen der Migration "für den Arbeitsmarkt und die Sozialsysteme" vor allem
davon abhingen, ob die Migranten auch erwerbstätig seien. Eine umfassende
und andauernde "Integration der Zuwanderer in den Arbeitsmarkt" sei
entscheidend, um die Folgen der Überalterung Deutschlands abzumildern. Mit
Blick auf die Flüchtlingskrise bemerken die Autoren, nur 29,8 Prozent aller
seit 2007 Immigrierten hätten die Arbeitssuche als Migrationsgrund
angegeben. Die Lohnarbeitsquote liege allerdings unter den Arbeitsmigranten
mit 87,2 Prozent wesentlich höher als unter Zuwanderern, die sich etwa "aus
familiären Gründen" sich in der Bundesrepublik ansiedelten - bei diesen
seien es 48,4 Prozent.

"Silver Worker"

Parallel fordert das unternehmensnahe IW eine "Erhöhung der
Erwerbstätigenquote der über 60-Jährigen" sowie die "Erhöhung der
Jahresarbeitszeit pro Erwerbstätigem". Teilzeitarbeiter, vor allem Frauen,
die sich um Kinder oder um pflegebedürftige Angehörige kümmerten, könnten
rasch in Arbeit gebracht werden, wenn Betreuungsleistungen ausgebaut
würden. Als Maßnahme, um deutlich mehr "Silver Worker" in die Betriebe zu
bringen, schlägt das IW die Rücknahme der 2012 eingeführten
"abschlagsfreien Rente mit 63" vor. Zudem solle die Beschäftigung von
Rentnern deutlich erleichtert werden. Die Potenziale der Digitalisierung
und Automatisierung müssten überdies genutzt werden, um eine
"Arbeitszeitausweitung" der verbliebenen Lohnabhängigen zu ermöglichen und
Produktivitätssteigerungen zu erzielen. Allerdings reichten auch die damit
erzielbaren Potenziale vermutlich nicht aus; an einer Steigerung der
Arbeitseinwanderung führe kein Weg vorbei.

Migranten als Innovationstreiber

Arbeitszuwanderung ist laut einer weiteren Untersuchung des IW Köln auch
unabdingbar, um die Innovationsfähigkeit der deutschen Wirtschaft zu
sichern. Die Migration halte "Deutschlands stotternden Innovationsmotor am
Laufen", betitelte das Institut eine Studie, die Erfinder in der
Bundesrepublik auf ihre Herkunft untersuchte.[2] Demnach sei der Anteil von
Patentanmeldungen durch Menschen mit Migrationshintergrund zwischen 1994
und 2018 von 3,8 Prozent auf 11,2 aller Erfindungen angestiegen. In der
Bundesrepublik lebende "Erfindende mit ausländischen Wurzeln" stünden somit
für rund "jedes neunte in Deutschland entwickelte Patent". Mehr noch: Die
"kumulierte Patentleistung von Erfindenden aus dem deutschen Sprachraum"
habe im 21. Jahrhundert stagniert und sei in den letzten Jahren sogar
gesunken. Die Ursachen dafür seien vor allem in der demografischen
Entwicklung in Deutschland zu verorten. Konkret seien hierzulande die
Patentanmeldungen zwischen 2008 und 2018 insgesamt um 2,9 Prozent
gestiegen, während diejenigen von Erfindern mit Vorfahren aus dem
deutschsprachigen Raum um 1,8 Prozent gesunken seien. Dies bedeute, dass
"der in den letzten zehn Jahren ohnehin nur moderate Aufwuchs" bei den
Patentanmeldungen "ausschließlich Erfindenden mit ausländischen Wurzeln zu
verdanken" sei, schlussfolgert das IW Köln.[3]

Künftige Sparzwänge

Kann der demografische Wandel nicht durch Zuwanderung aufgefangen werden,
droht dies laut einer Untersuchung des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin auch Folgen für die staatliche
Leistungsfähigkeit sowie infolgedessen für die Infrastruktur mit sich zu
bringen. Das ist das Ergebnis einer Studie zur Entwicklung in
Ostdeutschland, die das DIW schon im vergangenen Jahr veröffentlicht
hat.[4] Insbesondere in Ostdeutschland seien die staatlichen
Haushaltsplaner in den kommenden Jahren mit "großen Herausforderungen"
konfrontiert, heißt es in der Untersuchung: Die schrumpfende Steuerbasis
führe zu Sparzwängen, die wiederum "notwendige Investitionen" in die
Infrastruktur hemmten. Damit ist neben dem disziplinierten und gut
ausgebildeten Arbeitskräftereservoir auch ein zweiter Konkurrenzvorteil der
exportfixierten deutschen Industrie von der Erosion bedroht: die gute
Infrastruktur, die stark zu den Exporterfolgen beiträgt.


Anmerkungen:

[1] Zitate hier und im Folgenden: Ohne Zuwanderung sinkt das
Arbeitskräftepotenzial schon heute. IW-Report 25/2021. iwkoeln.de
24.07.2021.

[2] Migration hält Deutschlands stotternden Innovationsmotor am Laufen.
IW-Kurzbericht Nr. 20. iwkoeln.de 29.03.2021.

[3] S. auch "Zu träge, zu konservativ, zu zögerlich".

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8585/

[4] Bevölkerungsschwund setzt ostdeutsche Länder und Kommunen dauerhaft
unter Sparzwang. DIW Wochenbericht 39/2020, S. 739-745.
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INTERNATIONAL/328: Argentinien - Eines der Verfahren gegen Milagro Sala wird eingestellt (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Eine der Klagen gegen Milagro Sala demontiert

von der Pressenza Redazione Italia, 06.08.2021



Die vierte Kammer des argentinischen Bundeskassationsgerichts gab der
Berufung der Verteidigung von Milagro Sala statt und ordnete die Aufhebung
des Urteils gegen die soziale Leiterin von Túpac Amaru wegen des
Tatbestands der "Aufwiegelung" an, der ihr im Zusammenhang mit einem
Protest gegen eine Kundgebung des derzeitigen Gouverneurs Gerardo Morales
vorgeworfen worden war.

Es handelt sich um eine dreieinhalbjährige Haftstrafe wegen "schwerer
Sachbeschädigung und Nötigung" in einem alten Fall des Angriffs auf den
damaligen radikalen Senator im Jahr 2009, an dem Sala nicht beteiligt war
und für den sie aber bereits 2016 als "Anstifterin" verurteilt worden war.
Die Richter Javier Carbajo, Ángela Ledesma und Liliana Catucci folgten der
Argumentation der Verteidigung der sozialen Leiterin sowie der
Staatsanwaltschaft und vertraten die Auffassung, dass diese Straftaten
verjährt seien. Sie beschlossen, die Akte an das TOF (Tribunal Oral Federal
- Bundesgericht für mündliche Verhandlung) von Jujuy zu überweisen, damit
"eine neue Entscheidung gemäß dem Gesetz gefasst werden kann".

"Das, was die Kammer IV ihnen heute gesagt hat, ist - mit wenigen Worten
ausgedrückt -, dass sie das Gesetzbuch lesen, es anwenden, richtig
kalkulieren, die Fristen neu berechnen, die Verjährung erklären und Milagro
Sala freisprechen müssen", fasst einer ihrer Anwälte, Marcos Aldazabal,
zusammen.

Dieser Prozess ist, wie viele andere, Teil der politischen Hasskampagne,
die Gerardo Morales gegen Milagro Sala und die Nachbarschaftsorganisation
Túpac Amaru entfesselt hat, seit er als Gouverneur von Jujuy drei ihm
geneigte Richter in den Gerichtshof des nordargentinischen Bundesstaates
berufen hat.

Übersetzung vom Deutschen Komitee für die Freiheit von Milagro
Sala

https://komiteefreiheitmilagrosala.wordpress.com/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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INTERNATIONAL/327: Honduras - Höchststrafe für Mittäter an der Ermordung von Berta Cáceres gefordert (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Mord an Berta Cáceres: Höchststrafe für David Castillo gefordert



Für die Mittäterschaft am Mord an der Umweltschützerin Berta
Cáceres fordern Staatsanwaltschaft und Nebenklage die Höchststrafe von
25 Jahren.

(Yoro, 3. August 2021, Radio Progreso) - In der Verhandlung zur
Festlegung des Strafmaßes für Roberto David Castillo, der als Mittäter
an der Ermordung der Umweltschützerin Barta Cáceres im März 2016 für
schuldig befunden wurde, haben Staatsanwaltschaft und Nebenklage bei
der zuständigen Richterin die Höchststrafe von 25 Jahren gefordert.

David Castillo, einer der Direktoren der honduranischen
Elektrizitätsgesellschaft DESA, wurde als "Mittäter" für die Ermordung
an Berta Cáceres verurteilt, wofür er mindestens 20 Jahre und maximal
25 Jahre ins Gefängnis muss. "Wir beantragen eine Freiheitsstrafe von
25 Jahren für Roberto David Castillo und ein absolutes Berufsverbot
für die Dauer der Strafe", erklärte die Staatsanwaltschaft.


Kriminelle Unternehmensstrukturen hinter dem Mord an
Cáceres

Die Anwält*innen der Nebenklage brachten vor, dass David Castillo den
Mord an Berta Cáceres geplant, koordiniert und überwacht habe. Als
Motiv für die Tat gaben sie an, er habe die Verteidigung der Rechte
der indigenen Bevölkerung am Bau des Staudammes Agua Zarca unterbinden
wollen. Auch sie forderten eine Gefängnisstrafe von 25 Jahren.

Die Nebenklage argumentiertet außerdem, dass das Verbrechen an Berta
Cáceres mittels einer kriminellen Unternehmensstruktur, einer
militärischen Struktur mit kriminellen Verbindungen und einer
Unternehmensstruktur mit ebenfalls kriminellen Verbindungen begangen
wurde.

Die Verteidigung des Verurteilten Roberto David Castillo forderte
seinerseits das Gericht auf, die Mindeststrafe von 20 Jahren für
seinen Mandanten zu verhängen.


Urteil wird spätestens im September erwartet

Noch gibt es keinen genauen Termin für die Urteilsverkündung. Die
zuständige Richterin hat die Anwält*innen, sowohl die der Verteidigung
als auch die der Privatklägerschaft und der Staatsanwaltschaft,
aufgefordert, sich mit dem Sekretariat des Gerichtes in Verbindung zu
setzen, da dieses das Urteil bekanntgeben werden. Dies wird spätestens
im September erwartet.

Die Familie von Berta Cáceres ebenso wie nationale und internationale
Organisationen fordern, dass auch die geistigen Urheber*innen des
Verbrechens ins Gefängnis gebracht werden. Als Namen werden unter
anderem die Mitglieder der Unternehmerfamilie Familie Atala Zablah
angegeben - Haupteigentümerin der DESA.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/mord-an-berta-caceres-hoechststrafe-fuer-david-castillo-gefordert/
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Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 24. August 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





FRAGEN/004: Guatemala - Umweltaktivistin Lolita Chávez über die Kämpfe ihres Volks und ihr Leben im Exil (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Guatemala

Umweltaktivistin Lolita Chávez: seit vier Jahren im Exil



"Manchmal fühlt Exil sich an wie eine Verbannung. Es ist schwer,
so zu leben, auch, weil man keinen Ort hat, an dem man dauerhaft
bleibt."

(Badajoz, 31. Juli 2021, El Salto) - Lolita Chávez engagiert sich im
Umweltschutz, gegen Extraktivismus, für Feminismus und die Rechte der
indigenen Völker. Die guatemaltekische Aktivistin hat bereits sechs
Mordanschläge überlebt. 2017 verließ sie ihre Heimat Ixim Ulew
(Guatemala), um sich vor der Verfolgung durch multinationale
Unternehmen in Sicherheit zu bringen. 2021 wurde Chávez mit dem
Romero-Menschenrechtspreis ausgezeichnet. Im Interview spricht sie
über die Kämpfe ihres Volks, die Bedrohung der biologischen Vielfalt
und darüber, was es für sie bedeutet, im Exil zu leben.

 * 

Lolita, du lebst jetzt seit fast vier Jahren im Exil. Wie geht es
dir damit?

Oh, da gab es Höhen und Tiefen. Manchmal fühlt es sich an wie eine
Verbannung. Es ist schwer, so zu leben, auch, weil man keinen Ort hat,
an dem man dauerhaft bleibt. Immer neue Orte kennenzulernen, ist zwar
schon auch schön, aber wenn die Menschen einem mit Hass begegnen und
sich rassistisch verhalten, ist es schwer auszuhalten. Wenn sie kein
Bewusstsein für die vielen Privilegien haben, die sie genießen, und
nicht teilen wollen. Es ist schwer, sich im Herzen der Bestie
wohlzufühlen, dort, wo die transnationalen Konzerne ihren Hauptsitz
haben, wo die Menschen nichts anderes kennen als die Gier nach Mehr,
und wo das Leben ganz anders funktioniert, als du es kennst. Da wird
dir dann erstmal bewusst, wie wichtig es ist, an unserem Lebensmodell
festzuhalten, und wie inspirierend das für andere sein kann.

Was vermisst du am meisten aus deinem Heimatland?

Ich vermisse sehr die Netzwerke der gegenseitigen Unterstützung, die
wir dort haben. Ich vermisse den Fokus auf das Gemeinsame. Die
Verbindungen untereinander, unsere ländlichen Gemeinschaften, unsere
Form des Zusammenlebens, aber auch ganz konkrete Sachen, die den
Alltag bestimmen, die Musik, unsere Partys, die Tänze. Und ich
vermisse meine Familie sehr. Meine Familie hat meine Arbeit sehr
unterstützt. Wenn ich jetzt darauf zurückblicke, was alles passiert
ist, auch auf die Angriffe, die ich erlebt habe, dann sehe ich, wie
sehr mein Alltag mich am Leben gehalten hat, und das gibt mir Kraft.
Mein Volk ist meine Inspiration, die Gemeinschaft und die Geschichte
sind meine Identität.

Was bedeutet es, eine Frau aus dem Volk der Quiché zu sein?

Mein Volk ist sehr tapfer, sehr mutig. Rebellisch und mit einer tiefen
Hoffnung. Unsere Großeltern sagen, dass unser Volk nicht untergehen
wird, sondern dass wir aus der Unterdrückung geeint hervorgehen
werden, und das gibt mir Hoffnung. Wir haben Völkermord erlebt, ich
habe einen heftigen Krieg erlebt, wir haben in diesem Krieg gekämpft,
und wenn ich zum Beispiel über mich sage, ich bin eine Kriegerin,
bedeutet das etwas völlig anderes als in Europa. Es geht nicht darum,
selber Gewalt auszuüben, sondern darum, zu leben, wieder zurückzugehen
ins Leben und das, was durch den Krieg zerbrochen ist, was durch
Folter, durch verbrannte Erde, Vergewaltigung und Morde zerstört
wurde, neu zusammenzufügen. Es geht darum, lebendig zu bleiben und für
kosmische Gerechtigkeit zu sorgen, hier und jetzt. Das ist es, was
mein Volk ausmacht.

Du hast dein Leben dem Kampf gegen die Unterdrückung deines Volks
gewidmet. Wie ist die aktuelle Situation?

Der Extraktivismus ist weiter auf dem Vormarsch. Es ist uns gelungen,
viele Lizenzen für den Bergbau, für forstwirtschaftliche Projekte und
Wasserkraftwerke zu stoppen, nicht nur in meinem Dorf, sondern in ganz
Ixim Ulew. Dafür stehen die Bewegungen nun unter sehr großem Druck,
und wir Aktivist*innen haben ziemliche Probleme bekommen. Aus der
Wirtschaft und der Politik gab es viel Gegenwind, und das Militär ist
auch gegen uns. Gesetze wurden geändert, nur um den Interessen der
Unternehmen entgegenzukommen, pervers, oder? Es gibt nun neue, so
genannte Anti-Terror-Gesetze, und die "Terrorist*innen" sind wir, die
Verteidiger*innen der Umwelt. Diese Gesetzesänderungen sind im Moment
brandaktuell, und es sind Gesetze, die in Europa geplant wurden. Die
Gesetzgebung in ganz Abya-Yala hat mehr mit Europa zu tun, als man
denken würde. Dazu kam dann noch die Corona-Pandemie, die zum
Bezugsrahmen erhoben wurde für alles, was mit Gesundheit und
Sicherheit zusammenhängt. Sämtliche politischen Entscheidungen in
diesem Kontext sind schlicht und einfach neoliberal, und die
Ausweitung des Extraktivismus passt da perfekt ins Bild: Sie nutzen
den Klimawandel und die globale Erwärmung als Rechtfertigung, und was
das für die biologische Vielfalt bedeutet, ist dann nicht mehr so
wichtig. Sie finanzieren kriminelle und paramilitärische Strukturen,
die mit dem Drogenhandel in Verbindung stehen. Und sie finanzieren die
Anschaffung weiterer Rüstungsgüter, mit denen sie mein Volk angreifen.

Du wurdest in Guatemala verfolgt und mit dem Tod bedroht. Könntest
du die Personen oder Gruppen benennen, die dahinter stehen?

Wir haben das eigentlich alles genau im Blick. Wir haben alle
Anschläge gegen uns, jeden bewaffneten Angriff dokumentiert und
angezeigt. Nicht weil wir glauben, dass ein rassistisches Justizsystem
für uns eintritt, sondern weil wir deutlich machen wollen, wer der
Feind ist. Mit Unterstützung von Organisationen, die auf unserer Seite
stehen, haben wir die kriminellen Strukturen untersucht und alle
Unterlagen der Staatsanwaltschaft übergeben. Wir haben uns im Vorfeld
damit befasst, was es für Risiken mit sich bringt, die Täter beim
Namen zu nennen, und wir haben diese Namen öffentlich benannt, aber
von der Justiz kam keine Reaktion. Überhaupt nichts, null. Wir haben
auch die Interamerikanische Menschenrechtskommission eingeschaltet,
die hat uns immerhin mit einigen vorsorglichen Maßnahmen unterstützt,
aber die Regierung bringt alle sechs Monate einen Bericht raus, in dem
ich wie die skrupelloseste Frau der Welt erscheine. Das ist schon zum
Lachen, und in irgendeiner Weise muss ich ja reagieren. Aber nun sag
doch mal selbst: Sehe ich vielleicht aus wie die Top-Terroristin, als
die sie mich immer hinstellen wollen?

Du hast in anderen Interviews erwähnt, dass Europa für diese
Situation mitverantwortlich ist. Glaubst du, dass deine Anwesenheit
hier in Spanien ein anderes Bewusstsein schafft, oder hast du eine
Idee, was die spanischen Bürger*innen tun könnten?

In den Firmen nachforschen, in denen sie beschäftigt sind,
Aufklärungsarbeit leisten und gegebenenfalls nicht mit ihnen
zusammenarbeiten. Ich weiß, dass die Leute Arbeit brauchen, aber
manchmal erzählen mir sogar die Aktivist*innen, dass
Familienmitglieder von ihnen bei diesen Konzernen arbeiten, und ich
finde es empörend, dass sie keine andere Art von Arbeit finden können,
die würdiger, gerechter und im Einklang mit der Natur ist. Das
wichtigste ist, nicht mit dem Feind zusammenzuarbeiten, sich vom Feind
unserer Völker fernzuhalten. Und für die biologische Vielfalt, für die
Gebiete in Abya-Yala sind das die transnationalen Unternehmen.
Ansonsten: unbedingt weiter kämpfen! Wenn wir weiter in ihre Länder
kommen, können sie ihre Pforten nicht einfach so schließen. Wir
fliehen in ihre Länder, weil wir in unseren überfallen werden, also
ist es notwendig, in Europa zu vermitteln, was Abya-Yala bedeutet, was
uns gehört und was unsere Rechte sind, als Menschen, nicht als
"Migrant*innen" in dem abwertenden, rassistischen Sinn, den
diejenigen, die mit Verachtung auf uns heruntersehen, in dieses Wort
legen.

In Europa gibt es viele Latinas, die als Hausangestellte arbeiten und
sehr schlecht behandelt werden - wie Leibeigene. Zu Hause hatte ich
nie etwas Vergleichbares gehört. In Guatemala haben auch viele
Schwestern ihr Dorf verlassen, um bei Großgrundbesitzern, in den
Haushalten bourgeoiser Familien, bei Bankern und Beamten zu arbeiten,
und auch dort behandelt man sie sehr schlecht, aber in Europa hat
Rechtlosigkeit eine andere Bedeutung, so wie hier auf Rechte Wert
gelegt wird, Rechte hier und Rechte dort, aber diesen Frauen werden
überhaupt gar keine Rechte zuerkannt, das ist eine schreiende
Ungerechtigkeit. In Europa praktizieren sie die schlimmsten
Grausamkeiten, die man sich vorstellen kann, richtig krass. Stell dir
vor, du musst von irgendwo abhauen, weil sie dich umbringen wollen,
und dann landest du hier zwischen lauter Rassisten. Das Gute ist, in
Euskal Herria triffst du immer auf Genossinnen aus Abya-Yala. Ich habe
schon viele tolle baskische Frauen getroffen, wunderschöne Menschen,
aber es gibt auch viele aus Abya Yala, die ich durch die Netzwerke
kennenlerne, und das ist immer wieder inspirierend und erneuernd.
Europa muss Privilegien abbauen und seine Vormachtstellung aufgeben.

In Extremadura gibt es mehrere Bewegungen gegen den Bergbau.
Welchen Rat würdest du den Menschen geben, die sich dort
engagieren?

Zunächst einmal möchte ich sie beglückwünschen, dass sie sich
entschieden haben, diesen Weg zu gehen, und sie ermutigen
weiterzumachen, denn das ist keine einfache Sache. Wir haben in meinem
Dorf richtig was erreicht, und vielleicht hilft es anderen, zu
erfahren, dass wir es als Gemeinschaft erreicht haben.
Gesellschaftlicher Druck und das Gespräch mit den Menschen können auf
der Straße viel bewirken. Die Leute lassen sich zu schnell
beeindrucken von Sätzen wie: "Das geht nicht", "Das können wir nicht"
oder "Das ist schon genehmigt". In Europa hört man immer: "Das wurde
schon durchgewunken, da ist nichts mehr zu machen", aber das stimmt
nicht. In meinem Dorf wurden 32 Lizenzen genehmigt, und wir haben es
geschafft, die Projekte zu stoppen. Die Unternehmen bieten Geld, sie
bieten Entwicklung, aber dann ist mit einem Mal alles vorbei. Was
jedoch weitergeht, ist das Leben, die biologische Vielfalt, die
energetische kosmische Verbindung.

Außerdem würde ich ihnen sagen, dass sie nicht vergessen sollen, ihre
Umwelt wahrzunehmen und wertschätzen, was sie haben, Wasser zum
Beispiel, die Verbindung zum Wasser. Sie sollen sich darüber bewusst
sein, woher es kommt, denn wo Bergbauprojekte im Spiel sind, sind
Wasser und biologische Vielfalt am meisten gefährdet. Aber auch ihr
Leben sollen sie wertschätzen, ihren Körper, denn wo
Bergbauunternehmen operieren, wird auch ständig Gift freigesetzt, und
das Böse wandert, wie unsere Großeltern zu sagen pflegten: Es dringt
ein in unsere Knochen, unser Blut und unser Herz. Sie sollen sich
nicht nur auf ihr gegenwärtiges Leben konzentrieren, sondern auch auf
die Zukunft, die ihnen Kraft geben wird. Sie sollen viele
Versammlungen abhalten, das ist ganz wichtig, und internationale
Mechanismen nutzen; sie sollen die Unternehmen und den Staat an den
Pranger stellen, sie sollen offenlegen, was das für Unternehmen sind
und woher ihr Geld kommt.

Du machst keinen Hehl daraus, dass du gern nach Guatemala
zurückzukehren würdest. Glaubst du, dass die Zeit dafür reif ist?

Nein, leider, so traurig das ist. Die Verfahren gehen weiter, meine
Untersuchungen auch. Ich nehme es mit Sarkasmus, sagen wir, mit einem
sarkastischen Lachen. Sie schicken mir Benachrichtigungen, die
Staatsanwaltschaft versucht, meine Familie vorzuladen, die Behörde ist
korrupt. Die Anzeigen, die ich gegen meine Verfolger gestellt habe,
wurden auf Eis gelegt, und die Verfahren gegen mich gehen weiter, die
Akten werden immer umfangreicher. Das heißt, wenn ich jetzt
zurückgehen würde, käme ich möglicherweise sofort ins Gefängnis, und
das mache ich auf keinen Fall. Ich bin nicht kriminell, ich habe kein
Verbrechen begangen. Das einzige, was ich getan habe, war, unsere
Mutter Erde und unsere Rechte zu verteidigen.

Lolita, woher nimmst du die ganze Kraft und den ganzen
Mut?

Naja, die Angst ist schon immer da, aber wir überwinden das alles,
oder so gut wie alles. Wir Feministinnen aus der Community sagen
immer: Was mich heilt, ist deine Heilung. Heilung hat für uns immer
was mit Gegenseitigkeit zu tun, Heilung durch Pflanzen, durch
biologische Vielfalt, die gegenseitigen Heilungsprozesse unter uns
Genossinnen geben mir viel Kraft zum Kämpfen, sie helfen mir
durchzuhalten. Es inspiriert mich sehr, wenn ich weiß, dass viele
Kämpfe geführt werden. Wenn du mir zum Beispiel erzählst, dass du
gegen einen Bergbaukonzern kämpfst, dann sage ich: Das ist gut, damit
tust du was für uns alle, denn es zeigt uns, dass wir nicht allein
sind, dass wir nicht die einzigen sind, die kämpfen. Ich lerne gerade
verschiedene Arten zu kämpfen kennen, und das bringt mich weiter.

Wie beurteilst du das, was derzeit in Lateinamerika geschieht, das
Gebaren der autoritären Regime und den eskalierten rechtsfeindlichen
Diskurs?

Meiner Meinung nach haben wir es hier mit einem sehr sehr großen
Rückschritt zu tun. Wir befinden uns im Krieg. Ich weiß, was Krieg
bedeutet, und ich sage, die Art und Weise, wie sie die Mobilisierungen
in Chile angreifen, das ist Krieg. Auch, wie sie gegen das Volk der
Mapuche vorgehen. Oder nimm Haiti oder Kolumbien. Oder wie die
kanadischen Bergbauunternehmen in Mexiko den Drogenhandel nutzen, um
ihre Position zu stärken. Das ist echt pervers. Oder guck dir an, was
in Honduras los ist. Die Militarisierung ist allgegenwärtig. Und der
Krieg auch. In diesem Krieg geht es viel um Energieversorgung, und das
begünstigt den Extraktivismus. Es geht um materielle Güter, um
begehrte Rohstoffe. Die Unternehmen werden weiterhin auf
Energiegewinnung aus sein, und wir werden uns weiterhin dagegen
wehren, der Krieg wird also weitergehen, das ist quasi
vorprogrammiert. Dabei erleben wir einen enormen Rückschlag im
Hinblick auf die Achtung der Menschenrechte, der kollektiven Rechte,
des Rechts auf Land, auf Leben, auf Wasser, ja sogar auf Luft.

Viele Brüder und Schwestern haben wir unterwegs verloren, viele sind
im Gefängnis gelandet. Wie zum Beispiel in Nicaragua, wo Leute
monatelang in Präventivhaft gehalten werden - für ein Verbrechen, das
nicht mal begangen wurde, und dann lange Zeit als politische Gefangene
in Haft bleiben, mit Folter und allem Drum und Dran. Das ist echt
unglaublich, aber genau das passiert derzeit in Abya-Yala. Und immer
triumphiert der Kapitalismus. In Nicaragua zum Beispiel haben wir es
mit einem linken Regime zu tun, und wir dachten immer, so etwas
passiert nur mit rechten Regierungen. Irrtum. Aber wie konnte das
passieren? Persönlich war ich schon immer links, und jetzt, wo diese
Dinge in meinem Land passieren, bin ich gezwungen zu gehen,
aufzugeben, zu fliehen wie eine Verbrecherin. Das spricht wirklich für
das Ausmaß der Krise, die wir erleben. Wenn sich das Lebensmodell
eines Landes am Kapital ausrichtet, hat man echt ein Problem. Viele
mögen sich als Gegner der USA positionieren, aber wenn man genau
hinguckt, die Akkumulation von Macht, den Machtmissbrauch unter die
Lupe nimmt, die schlechte Regierung, die Militarisierung, dann wird
einem schnell klar: Das ist alles von den Invasoren abgekupfert. Die
Regierungen haben kein anderes Lebensmodell. Das Lebensmodell, auf das
sie sich beziehen, ist das des Unterdrückers, des Invasoren, das
Modell Europas, und es spielt keine Rolle, ob rechts oder links.

Welche Botschaft möchtest du als Frau und Feministin an kämpfende
Frauen richten?

Ich möchte gerne allen Frauen vermitteln, dass wir niemanden brauchen,
der uns führt und dass wir uns jede Art von Bevormundung vom Hals
schaffen müssen, dass wir lernen müssen, in der ersten Person zu
sprechen. Dass sie, dass wir alle, in meinem Dorf sagen wir ch'umilal,
ch'umilal ist Stern, dass wir das Licht in uns tragen. Wir leuchten
und wir sind Energie und wir haben Energie, und solange unser Herz
schlägt und solange wir atmen können, werden wir eine Quelle der
Inspiration sein. Wenn wir es schaffen, Gewalt und Unterdrückung zu
überwinden in feindlichen Territorien, in Kriegsgebieten, in
militarisierten Zonen, im eigenen Haus, im eigenen Bett, in Gebieten,
wo der Extraktivismus tobt, dann schaffen wir es zu leben. Das ist
unsere Hoffnung, das ist Inspiration für die Menschheit, wir sind
Inspiration für die Menschheit, also lassen wir uns einfach Hoffnung
sein. Wir selbst machen uns zu dem, was wir sind. Indem wir unsere
Kämpfe, unsere Geschichte, unsere Erinnerung, unseren Weg in die Welt
tragen, bauen wir kollektive Stärke auf und ermutigen andere, sich zu
erheben. Wir sind die Saat und die trägt das Leben weiter, auch wenn
uns das nicht immer bewusst ist. Wir sind Teil eines Geflechts, in dem
alles zusammenhängt.

* Dieses Interview wurde im Rahmen eines von der Agentur für
Internationale Entwicklungszusammenarbeit Extremadura (AEXCID)
finanzierten Projekts geführt.
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Kolumbien 

Wer sein Land zurückfordert, begibt sich in Gefahr



Vor 10 Jahren wurde das Gesetz zur Entschädigung von Opfern des
bewaffneten Konflikts und für Landrückgabe ratifiziert. Doch die
Umsetzung birgt Gefahren für die Opfer.

(Bogotá, 2. August 2021, colombia informa) - Vor über zehn Jahren, am
10. Juni 2011, wurde unter der Präsidentschaft von Juan Manuel Santos
das Gesetz 1448 zur Entschädigung von Opfern und Landrückgabe
ratifiziert. Damit sollte ein umfassender Prozess der Betreuung, des
Schutzes und der Reparation der Opfer des bewaffneten Konflikts
beginnen. Ziel war es, legale Grundlagen dafür zu schaffen, dass
Landgrundstücke wieder an diejenigen kleinbäuerlichen Familien und
Bevölkerungsgruppen zurückgegeben werden, die im Rahmen des
bewaffneten Konflikts davon vertrieben wurden. Doch trotz des
Abschlusses des Friedensabkommens zwischen der Regierung und der
Guerrilla-Organisation FARC im Jahr 2016 ist die Rückforderung von
Land noch immer einer der bedrohlichsten und risikoreichsten Kämpfe in
Kolumbien.

Die Schwestern Cortés Uribe sind Opfer des bewaffneten Konflikts. Sie
wurden vermisst und später tot aufgefunden, nachdem sie sich Ende Mai
2021 von Mesetas, einer Stadt im kolumbianischen Departament Meta, auf
den Weg in das Dorf San Isidro gemacht hatten. Dort wollten sie
Katastertätigkeiten für ihr Landgrundstück La Ilusión unternehmen. Der
Fall zeigt das gewaltsame Szenario, das viele Familien und Gemeinden
erleiden, die sich mit der Einheit für Landentschädigung (URT) in den
Prozess zur Landrückgabe begeben. Laut der Beobachtungsstelle für
Landfragen wurden zwischen 2018 und 2020 48 Personen ermordet, die
zuvor ihr Land zurückgefordert hatten.


Als Jugendliche von der FARC vertrieben

Sandra Milena und Yadmil Cortés Uribe befanden sich im Prozess, ihr
Landgrundstück La Ilusión zurückzuforden, von dem sie 1999 von der
FARC vertrieben wurden. Am 27. Mai wurde bekannt, dass auch ihre
Begleitkommission, die URT-Mitarbeiterin Karen Garay und der Fahrer
Jhon Steven Cogua, als vermisst gemeldet wurden. Am 9. Juli bestätigte
der Generaldirektor der Entschädigungskommission, Andrés Castro, dass
vier Leichen in einem Massengrab im Dorf Boscosa gefunden wurden, die
als die vier Verschwundenen identifiziert werden konnten.

Sandra Milena und Yadmil waren noch Jugendliche, als 1999 die Einheit
Frente 40 der FARC die Gegend kontrollierte und ihre Familie bedrohte.
Ihr Vater Luis Eduardo Cortés wurde 1996 von den FARC ermordet - laut
Angaben der Familie weil er sich weigerte, Schutzgeld zu bezahlen.
1999 musste die Familie dann ihre 240 Hektar Land verlassen und zu
einem Minimalpreis an die FARC verkaufen.

20 Jahre später suchte die URT Opfer von Vertreibungen auf, um sie zum
Prozess zur Identifizierung und Entschädigung ihrer Grundstücke zu
ermutigen. Die im Fall der Familie Cortés Uribe betroffenen
Grundstücke wurden 2017 von der FARC zurückgegeben. Aufgrund der
unzureichenden Sicherheitsgarantien weigerte sich die Familie zunächst
dorthin zurückzukehren, denn der Vorschlag der URT sah als Begleitung
lediglich eine Topographin und einen Fahrer vor.


Drohungen gegen Sandra Milena Cortés Uribe

Eine Familienangehörige, Luz Mery Cortés, bestätigte gegenüber der
Presse, dass Sandra Milena bereits bedroht worden war, seit sie den
Prozess zur Rückgabe des Grundstücks angemeldet hatte. Die
Opferschutzeinheit (UNP) teilte am 21. Mai 2019 mit, den Fall aufgrund
der vielen Bedrohungen als prioritär und einzigartig einzuschätzen.
Die UNP vermittelte Sandra Milena als Schutzmaßnahme jedoch lediglich
eine schusssichere Weste und ein Handy.

"Die Schutzmaßnahmen der UNP im Rahmen des Sonderprogramms für
Landentschädigungen sind lediglich reaktiv und reichen für den Schutz
der Personen und Gemeinden nicht aus. Es zeigen sich strukturelle
Schwächen bei den öffentlichen Einrichtungen, um Pläne zum Schutz und
Sicherheitsgarantien für Opfer zu entwickeln und umzusetzen", heißt es
im Bericht "Überblick über die Landrückgabe in Kolumbien", den über
zehn Organisationen der Interamerikanischen Menschenrechtskommission
(CIDH) 2019 vorgelegt haben.

Die Versäumnisse der Behörden im Fall der zwei Schwestern setzten sich
auch noch im anschließenden juristischen Verfahren fort. Obwohl der
Fall bei der URT bereits als besonders schwerwiegend gemeldet worden
war, hatte die Behörde das Verschwinden der Personen nicht an die
Regierungsvertreterin der Region Mesetas, Deisy Melo, übermittelt.
Nach der Anzeige über das Verschwindenlassen dauerte es noch fast eine
Woche, bis sich die Behörden mit der Familie Cortés Uribe in
Verbindung setzten, um mit den Ermittlungen zu beginnen. Diese sollen
von der Staatsanwaltschaft und der Gruppe Gaula durchgeführt werden.


Weiterhin bewaffnete Akteur*innen im Departament Meta

2020 veröffentlichte die kolumbianische Ombudsstelle für die
Bevölkerung einen ersten Warnruf. Auf über 70 Seiten wird darin
ausgeführt, dass sich Gruppen wie reintegrierte ehemalige
Kämpfer*innen, Kleinbäuer*innen im Prozess der Landrückgabe,
Gemeindeaktivist*innen, Menschenrechtverteidiger*innen und Mitglieder
der indigenen Gemeinden in besonderer Gefahr befinden.

In dem Bericht heißt es, dass sich die Städte Uribe und Meseta in
einer neuen Phase eines Landkonflikts befinden. Dissidente Einheiten
der FARC beabsichtigten, durch gewaltsame Akte Gebiete
zurückzuerobern, in denen die Guerilla bis 2016 aktiv war. Außerdem
dringen immer wieder paramilitärische Gruppen in das Gebiet vor. Sie
kommen aus der Zone Ariari und werden immer wieder an den Dörfern, die
an die Landkreise Lejanías, San Juan de Arama, Vistahermosa und
Landkreishauptstädte angrenzen, gesichtet.


Die Militarisierung der Region schreitet voran

Der Bericht weist auch auf die zunehmende Militarisierung in der
Region hin, die ein Ausdruck struktureller Probleme und fehlender
Lösungsstrategien sei. Die staatliche Vernachlässigung des Landkreises
verstärke diese Entwicklung zusätzlich.

Im Fall der ermordeten Kommission um die Schwestern Cortés Uribe
wurden immer noch keine Täter ermittelt. Das alarmierende Ereignis
zeigt einen weiteren Fall, in dem die sozialen und politischen Kämpfe
für Gerechtigkeit nach Vertreibungen und Landenteignungen scheitern.


Mehr als die Hälfte der Vertreibungen gehen von Paramilitärs
aus

Die Stiftung Forjando Futuros hat in den vergangenen acht Jahren
Studien durchgeführt, um herauszufinden, welche Akteur*innen
hauptsächlich für die Vertreibungen im Kontext des bewaffneten
Konflikts in Kolumbien verantwortlich sind. Die Forscher*innen fanden
heraus, dass 55 Prozent der Fälle von Vertreibungen in den letzten 20
Jahren auf paramilitärische Gruppen zurückzuführen sind, 16 Prozent
wurden von der Guerilla verübt, 10 Prozent vom Staat und 6 Prozent von
nicht identifizierbaren Akteur*innen. 22 Prozent der Vertreibungen
fanden inmitten von Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen
bewaffneten Akteur*innen statt.

Laut dem Bericht der Stiftung sind die wesentlichen Gründe für die
Gewaltakte ökonomische und politische Interessen, um territoriale
Kontrolle auszuüben und Bergbau-, Agrarindustrie-, Rinderzucht- oder
illegale Anbauvorhaben zu verwirklichen.
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Karsten Müller



Die Endspielkunst der Weltmeister



 
Band 1 Von Steinitz bis Tal

Band 2 Von Petrosjan bis Carlsen

Was für ein wunderbares Gefühl, ein Buch im Hardcoverformat in Händen
zu halten und unter dem Druck der Finger die Trotzigkeit einer
verdichteten Gegenwart zu spüren. Erwartungsvoll wie die Freude auf
eine Entdeckungsreise in ein unbekanntes Land richtet man sich
gemütvoll darauf ein, in seinen verheißungsvollen Inhalt
einzutauchen. Nur Bücher vermitteln eine Bedeutung davon, was es
heißt, wenn das Schweigen im Kopf mit den Mitteln der Schrift zum
freien Flug der Gedanken inspiriert wird.

Ein Blick auf das Titelblatt mit den Köpfen der Weltmeister von
Wilhelm Steinitz bis Magnus Carlsen verrät, dass in dem Werk das
angehäufte Wissen ihrer Endspielkunst versammelt ist. Proben von
exzellenter Tiefe und analytischer Reinheit, die kein Geringerer als
der renommierte Endspielexperte Karsten Müller mit viel Gespür für
ihren didaktischen Wert zu zwei Lehrbüchern zusammengetragen hat.
Schachbegeisterten aller Spielklassen einen begehbaren Weg zu weisen
durch den mit Abstand kryptischsten und komplexesten Abschnitt einer
Schachpartie, darum wird auf diesen Seiten gerungen.

Ohne jede Umschweifigkeit gesprochen: Nirgends sonst als im Endspiel
liegt das Wesenhafte des Schachspiels so gebündelt und greifbar vor.
Während die Wahl der Eröffnung letzten Endes nichts anderes darstellt
als einen Kompromiss in einem Aushandlungsprozess zwischen zwei
verschiedenen Charakteren, Pläne im Mittelspiel, bei denen einseitige
Vorteile bzw. strukturelle Schwächen kombinatorisch miteinander
verzahnt werden, nur eine befristete Dauer haben und sich zudem
wandelbar zeigen wie ein Chamäleon im Geäst, sind im Endspiel die
Kriterien von Logik und präziser Berechnung wie die Klarheit eines
Kristalls unbestechlich. Die kleinste Ungenauigkeit genügt mitunter,
um meilenweit vom Ziel abzuirren, einen Sieg zu vergeben oder das
rettbare Remis aus dem Fenster zu werfen.

Freilich sind Endspiele ihrer Natur nach ein widerspenstiges Garn,
weil sie sich nur selten einem routinierten Vorgehen fügen und von
Faustregeln nur bedingt einfangen lassen. Ob ein Bauer auf a2 oder a3
steht, macht im Ernstfall den Unterschied zwischen Himmel und Hölle.
Was auf dem ersten und zweiten Blick zielgerichtet erscheint und zur
Suggestion einlädt, unseren gewohnten Erfahrungen vertrauen zu
können, kann sich in der konkreten Nachprüfung als Holzweg oder
Blindflug ins Leere erweisen. Wie oft schon hat ein einzelnes Detail,
von der Kalkulation als nebensächlich verworfen, den Ausgang des
Kampfes auf den Kopf gestellt. Selbst anerkannten Meistern
unterlaufen auf diesem Felde Missgeschicke oder gar eklatante Fehler.
Ohne die hohe Zahl an Fehlentscheidungen aus der Meisterpraxis bliebe
jedes Endspielbuch so schmal wie ein Tortenboden. Nicht zufällig
besitzen sie die Dicke von Enzyklopädien.

Beim Verfassen eines Endspiellehrbuchs ist sich Karsten Müller der
didaktischen Herausforderung, die damit einhergeht, Sachverhalte zu
vermitteln, die weit über das ungeübte Auge hinausgehen, in vollem
Umfang bewusst. Tatsächlich ist er auf diesem Gebiet in der
Vergangenheit sehr umtriebig gewesen. Viele seiner Bände stehen im
Ruf von Klassikern, weil er es wie kaum ein anderer versteht, die
Fülle an Problematiken, der typischen Manöver und regelbasierten
Vorgehensweisen, je nach Figurengattung und Kräftekonstellation auch
aus dem unverzichtbaren Blickwinkel der Ausnahmefälle zu
durchleuchten.

2019 erschienen von ihm bei ChessBase die DVDs zu lehrreichen
Endspielen der Weltmeister von Bobby Fischer bis Magnus Carlsen und
von Wilhelm Steinitz bis Boris Spassky. Auf diesem schwierigen
Terrain hat Müller die Möglichkeiten, die das audiovisuelle Format
bietet, in aller Tüchtigkeit ausgereizt. Der Mehrwert aus dieser
Arbeit diente denn auch als Grundlage für die jüngst veröffentlichten
Doppelbände. Sicherlich bietet ein Buch hinsichtlich der Gliederung
der Themen und Fixierung der Inhalte mehr Raum als jedes andere
Medium. Allein deshalb macht es Sinn, in ein Buchformat zu
übertragen, was vor wenigen Jahren noch als DVD vorlag. Aber der
Autor geht in seiner Stoßrichtung noch einige Schritte weiter.

Dabei darf nicht unerwähnt bleiben, dass Müller die einzelnen
Lektionen zur Endspieltheorie kenntnisreich erweitert und vieles auf
den Punkt gebracht hat, wo Klärungsbedarf nötig war, und auch der
Kunstgriff, in die laufende Analyse der Weltmeisterpartien, ihrer
Fehler und Glanzmomente, gezielt Fragen und Aufgaben für den Leser
hineinzustreuen, die sodann in einem gesonderten Lösungsteil
ausgiebigst behandelt und aufgeklärt werden, verdient uneingeschränkt
Respekt. Ein Lehrstoff ist erst dann vollständig, wenn Anreize für
die eigene Kopfarbeit geboten werden. All das leistet Müller in den
beiden Bänden mit ausgezeichnetem Geschick.

Natürlich eignen sich die gekrönten Häupter in der Schachgeschichte
bestens dazu, ihre Endspieltechnik zum normativen Ausgangspunkt für
die Erforschung des letzten Partieabschnitts zu machen. Die
Weltmeister von Steinitz bis Carlsen haben auf ihre jeweils
individuelle Art der Epoche ihres Wirkens einen Stempel aufgedrückt,
haben die Theorie bereichert, strategische Denkansätze vorangetrieben
und mitunter ganz neue Aspekte zur Durchdringung des Schachkomplexes
geschaffen. Dies gilt zweifelsfrei auch für das Endspiel mit seinen
subtilen und verschlungenen Fragestellungen. Hierin waren und sind
Weltmeister immer schon Leuchttürme der Orientierung gewesen.

Um die Endspielkunst zu erlernen bzw. die daraus resultierenden
Erkenntnisse in die eigene Praxis sinnvoll einzubringen, muss man sich
jedoch zuallererst von der Vorstellung verabschieden, dass
Faustregeln und typische Manöver wie Opposition, Zugzwang, Turm
hinter den Freibauern oder dergleichen Versatzstücke aus dem
Sammelsurium der Endspielprinzipien per se einen essentiellen
Lernschritt bedeuten würden. Kein Laie oder fortgeschrittener Spieler
wird aus dem Nachahmen von Großmeisterpartien irgendeinen bleibenden
Nutzen ziehen können. Darin zeichnete übrigens die "Schachnovelle"
von Stefan Zweig ein rundum falsches Bild, indem dem Leser
vorgegaukelt wurde, durch das perpetuierliche Nachspielen von
Meisterpartien ließe sich Meisterschaft erzwingen. Und wenn man
hundert Jahre die Mona Lisa begaffen und bestaunen würde, wäre man
aller eitlen Hoffnung zum Trotz am Ende doch kein zweiter Leonardo da
Vinci.

Kein Endspiel lässt sich von A bis Z berechnen. Aus einem Guss sind
Endspiele nie, geschweige denn mit einem Lineal zu durchmessen. Die
Vehemenz taktischer Kombinationen, wie sie im Mittelspiel häufig
vorkommen und nicht selten gleichbedeutend sind mit einem
entscheidenden Durchbruch, trifft man im Endspiel nicht an. Hier
folgt Etappe auf Etappe, ein zäher Kampf um schweißtreibende Nuancen
und verborgene Pointen - das Ziel hat einen langen Schweif. Wer sich
die Geduld nicht zum Freund gemacht hat, wird über seine langen
übereilten Schritte stolpern.

Von einem Endspiel spricht man, wenn der zuvor schutzbedürftige
König, der sich lange hinter seinen Rochadebauern verschanzt hat,
selbst aktiv ins Brettgeschehen eingreift und zentrale Aufgaben bei
der Verteidigung bzw. Gewinnführung übernimmt. Aus dem Eckensteher
wird dann ein Feldherr. Bis dahin haben sich die Reihen gelichtet,
und das taktische Element der Vorstöße tritt hinter langfristigen
strategischen Überlegungen zurück. Das Endspiel markiert auch die
Phase einer Partie, wo die Bauern eine weitaus größere strategische
Bedeutung erlangen, als sie es in der Eröffnung oder im Mittelspiel
je hatten. Die drohende Umwandlung in einen Offizier beim Erreichen
der gegnerischen Grundreihe verleiht den Bauern eine das
Spielgeschehen prägende Kraft. Durchbrüche sind immer zu fürchten.
Davon künden die reinen Bauernendspiele.

In gemischten Endspielpositionen kommt es dagegen im wesentlichen auf
die Wirkkraft der einzelnen Figuren an, die durch die bestehende
Bauernstruktur entweder gehemmt oder befördert werden. Vereinfacht
gesagt: Ein Läufer braucht Platz, um sich entfalten zu können,
während ein Springer, bedingt durch seine Gangart, eher
verschachtelte Formationen bevorzugt. Dieser Widerstreit zwischen der
Bauernformation und den übrigen Figuren auf dem Brett, also zwischen
statischen und dynamischen Faktoren, gibt der Endspielstrategie die
Richtung vor.

Endspiel bedeutet in diesem Sinne, bei verminderter Figurenzahl auf
dem Brett einen bestimmten engumgrenzten Vorteil, sei er materieller
oder positioneller Art, so konsequent zu verstärken, dass der Gegner
keinen Ausweg mehr aus der strategischen Umzingelung findet und so
mit jedem weiteren Zug der eigenen Niederlage Vorschub leisten muss.
Das setzt natürlich die Beharrlichkeit voraus, einen Vorteil, der das
Moment einer situativen Einschätzung der Lage markiert und allenfalls
den Wert einer Signatur besitzt, nach und nach mit präzisen Manövern
bei gleichzeitig die Gegenseite einschnürenden Maßnahmen zum
dominanten Faktor im Brettgeschehen zu wandeln. Die Verwertung eines
Endspielvorteils meint demnach die auf lange Sicht planmäßige
Verstärkung eines Vektors, daran selbstverständlich alle übrigen
Steine mehr oder minder mitwirken. Dass der bestimmbare Vorteil im
Zuge seiner Aktivierung das Druckspiel der eigenen Figuren erhöht und
so mit dem Würgegriff eines achtarmigen Kraken den Gegner nachhaltig
in die Enge treibt, ist ein Grundmotiv von Initiative.

Indem Müller auf das Spiel der Weltmeister verweist und ihre
charakteristischen Stärken und Schwächen hervorhebt, teilweise unter
Zuhilfenahme der vier Spielertypen Theoretiker, Pragmatiker,
Aktivspieler und Reflektor - zu diesem Komplex ist vom Autorengespann
Müller und Luis Engel im Jahr 2020 ein hochinteressantes Buch im
Joachim Beyer Verlag erschienen -, macht er den Leser darauf
aufmerksam, dass es im Endspiel weniger auf das geradlinige Berechnen
von Varianten ankommt als vielmehr auf das Erwecken von Potentialen,
die in einem verwickelten Endspiel stecken. Das macht auch die
Quintessenz dieser Arbeit aus.

Auf einem aufgeräumten Brett mit weniger Steinen ist die Frage nach
dem, was einen Vorteil ganz konkret ausmacht, von essentieller
Bedeutung. Dadurch, dass Müller diesen Punkt immer wieder umkreist
und mit gebotener Sachlichkeit erörtert als auch durch instruktive
Beispiele vertieft, lenkt er den Blick des Lesers darauf, dass der
konkrete Zug nicht einem genialen Einfall entspringt, sondern stets
in der Tiefe der Logik eingebettet ist in einen strategischen Plan.
Es geht ihm darum, verständlich zu machen, dass in einem Endspiel
wenigstens ein Stein auffindbar ist, der die Stärke der eigenen
Stellung betont. Das kann ein Läufer sein, der seinem Widerpart
überlegen ist, ein Turm auf einer offenen Linie, ein aktiv postierter
König oder ein Bauer mit dem Potential zum Durchbruch. Manchmal liegt
der eigene Vorteil in einer strukturellen Schwäche im Lager des
anderen begründet.

Dieser sicherlich nur oberflächliche Blick auf eine Endspielposition,
der darum nicht weniger nötig ist, wird von Müller durch eine feine
Abstimmung zwischen analytischer Beweislast als auch inhaltlicher
Erläuterung in einer Weise fundiert, die es dem Leser ermöglicht, das
strategische Grundproblem bis in die Nervenbahnen hinein zu
begreifen. Die Breite der Beispiele und Aufgaben zu den einzelnen
Themen dient dann dem Zweck, den Blick auf ein Endspiel und die
Methodik der Einzelschritte wurzelfest zu machen.

Jeder Weltmeister hat auf dem Feld der Endspieltheorie Meilensteine
gesetzt und in seiner Praxis aufgezeigt, wie ein griffiger Vorteil
dank minutiöser Manöver zum Erfolg geführt oder eine kritische
Stellung durch alle Stürme und Unwuchten hinweg gehalten werden kann.
Sie besaßen ein untrügliches Gespür für den Zeitpunkt des richtigen
Abtausches, verstanden sich darauf, die Initiative wie einen Degen zu
führen und den gegnerischen Widerstand mittels Dominanz- und
Restriktionsmethoden zu brechen.

Beispielsweise brillierte Wilhelm Steinitz mit dem Läuferpaar gegen
Läufer und Springer. Unübertroffen war Emanuel Laskers zähe
Verteidigungskunst, wenn er mittels Bauernopfer die Aktivität seiner
Figuren maximal erhöhte, um ein Remis zu sichern oder
Gewinnpotentiale im Schwange zu halten. José Raúl Capablanca und
Wassili Smyslow beeindruckten in Turmendspielen mit kapriziösen
Manövern, die noch heute Vorbildcharakter haben. Das Angriffsgenie
Alexander Aljechin verzichtete auch im Endspiel mit Schwerfiguren
nicht auf das Motiv des Mattangriffs und Max Euwe vertiefte den Blick
auf die Kraft und Bedeutung von Freibauern. Wertvoll sind auch die
aktuellen Studien zu Klassikern der Turniergeschichte, die sie in
einem neuen Licht aufstrahlen lassen.

Müller hat die Spezialgebiete, auf denen die Weltmeister in Fragen
des Endspiels unterwegs waren, seziermesserscharf analysiert und auf
den neusten Kenntnisstand gebracht, er zeigt auf, welche Verlockungen
durch trügerischen Sirenengesang umschifft werden mussten, aber auch,
welchen Irrtümern die Weltmeister aufgesessen sind. Eine rundum
gelungene Arbeit aus der Feder des Endspielexperten, die um so mehr
begeistert, als der Leser am Ende tatsächlich sagen kann, ich habe
von den Weltmeistern gelernt.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07325: Eigensinn auf die Probe gestellt (SB)

Die Pfade der Theorie müssen nicht das letzte Wort in einer Variante
sein, aber gleichwohl sind sie nicht zufällig entstanden. Ihnen liegt
eine lange Zeit der Auseinandersetzung zugrunde, und viele Köpfe haben
daran auf dem Brett mitgearbeitet. Wer also unbedingt einen neuen Zug
erproben und in die Turnierhalle einführen möchte, sollte sich
zumindest mit den Feinheiten auskennen. In der langen Theorievariante
1.e2-e4 c7-c5 2.Sg1-f3 Sb8-c6 3.d2-d4 c5xd4 4.Sf3xd4 g7-g6 5.Sb1-c3
Lf8-g7 6.Lc1-e3 Sg8-f6 7.Lf1-c4 0-0 8.Lc4-b3 d7-d6 9.f2-f3 a7-a6
10.Dd1-d2 Sf6-d7 11.h2-h4 empfiehlt sich nun der Zug 11...Sd7-c5, weil
er das kritische Feld e6 abdeckt. Im heutigen Rätsel der Sphinx griff
Heisler jedoch mehr wagemutig als vernunftgeleitet zum Springerausfall
11...Sc6-a5??, was ähnlich aussah, aber an der strategischen
Wirklichkeit vorbeigriff. Sein Kontrahent Contoski nutzte den Fehlzug
brachial aus, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07325: Eigensinn auf die Probe gestellt (SB)]



Contoski - Heisler

Minneapolis 1965


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Stacheln des Igels halfen Dozsa nicht wirklich, denn Daroczy nahm
die schwarze Stellung mit 1.Td1xd7! Td8xd7 2.Te1xe8+! Sf6xe8 3.Sf6xe8+
f7-f6 4.Db2xf6+ auseinander und das Verschanzen hatte ein Ende.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07324: Im Zeichen der Verzagtheit (SB)

Wer die langen Diagonalen beherrscht, ist der Herr auf dem Brett, denn
seine Figuren wirken tief ins gegnerische Lager hinein. Wer sich
dagegen wie Dozsa im heutigen Rätsel der Sphinx mit den schwarzen
Steinen lediglich zu verschanzen und die Gefahr auszusitzen hofft, muß
sich schließlich nicht wundern, wenn er das Opfer seiner eigenen
Verzagtheit wird. Daroczy jedenfalls hatte seine Angriffsmacht
geschickt aufgestellt und den weiten Raum strategisch ausgefüllt. Noch
glaubte Dozsa dem Unglück entgehen zu können, doch die vielen
versäumten Chancen, selbst aktiv zu werden und Gegenspiel anzustreben,
sollten sich bald rächen. Der schwarze König stand nur scheinbar
sicher, zu groß war die Übermacht des Weißen auf den Diagonalen und
offenen Linien, Wanderer.
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Daroczy - Dozsa

Debrecen 1956


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein schöner Einfall und Gruß an die Oktoberrevolution: 1.Dd2xd7+!!
Tb7xd7 2.Sb5-c7+! Td7xc7 3.Td1-d8#
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/282: Disziplinenwandel ... (SB)



Während die Medien in Deutschland quer durch alle politischen Lager
teilweise hart abrechnen nach der "schwächsten Medaillenausbeute bei
Olympischen Spielen seit der Wiedervereinigung" und darüber weinen,
dass der bundesdeutsche Spitzensport trotz des vielen Geldes und der
Leistungssportreform über "keine Medaillengaranten" mehr verfüge,
scheint es aber doch einen Hoffnungsfunken in der zuchtmeisterlichen
Welt des Medaillensports zu geben. Jedenfalls nach Dafürhalten der
MedienvertreterInnen, die gar kein Problem damit haben, auf der
einen Seite die dürftigen Medaillenerträge und mangelnde Effizienz der
deutschen Spitzensportförderung zu geißeln, auf der anderen Seite aber
Erfolgsgaranten wie Tennisspielerin Naomi Osaka (Japan) oder
Kunstturnerin Simone Biles (USA) hochleben lassen, die sich den
Medaillenerwartungen fast komplett entwunden haben, zumindest für
eine Zeitlang. Diese erfolgsverwöhnten Stars, die in diesem Geschäft
weitaus besser verdienen als der Durchschnitt und sich folglich auch
mehr Eigenwilligkeit leisten können, hatten etwas getan, was weniger
prominenten Sportlerinnen und Sportlern in der Regel übel angekreidet,
sprich mit staatlichem Förder-, privaten Sponsoren- oder sozialem
Sympathieentzug vergolten wird, ohne dass sie deswegen in Schutz
genommen würden: Sie lieferten nicht und reklamierten mentale
Schwächen, wenn nicht gar Ärgeres.

"Mentale Probleme" kann man im humanen Hochleistungssport, wo der
Körper das (verletzliche) Kapital ist, den man durchaus bis zum
Gehtnichtmehr schinden soll und darf, als Entschuldigung gerade noch
anbringen. Inzwischen immer öfter, denn es ist längst kein Geheimnis
mehr, dass zahlreiche Profi- und SpitzensportlerInnen an psychischen
Krankheiten leiden, die zwar immer noch als Stigma oder Schwäche in
der "Nur die Harten kommen in den Garten"-Branche gelten, aber nicht
mehr vollständig unter der Decke der Vorbildpropaganda sportlicher
Spitzenleistungen gehalten werden können. Wie Bänder- und
Kreuzbandrisse, Ermüdungsbrüche oder Muskelrupturen werden nun
Burnout, Depressionen, Essstörungen, Süchte, Angststörungen oder ADHS
so lange therapiert, bis der immobilisierte oder blockierte Athlet
wieder zu Topleistungen imstande ist. Sportmediziner und
Sportpsychologen - letztere sehen sich im körperbetonten, vor allem
aber bezahlkräftigen Profi- und Spitzensport immer noch nicht
vollständig anerkannt und nachgefragt - ziehen gemeinsam an einem
Strang. Wer dann immer noch nicht funktioniert, ist ohnehin schnell
weg vom Fenster bzw. aus dem Rampenlicht der Sportmedien, die dann
auch schon flugs die neuen Medaillenkandidaten und Hoffnungsträger
hochleben lassen. So bleibt das Warenangebot an jungen Spitzenkräften
immer frisch sortiert, ebenso wie der feucht-empathische Blick des
Sportkonsumenten ungetrübt bleibt von den physischen und psychischen
Verschleißerscheinungen der unterdessen ausrangierten Altstars.

Wenn sich die Leitmedien förmlich überschlagen in Lobeshymnen
für Naomi Osaka oder Simone Biles, weil sie jetzt angeblich nicht nur
auf ihren Körper, sondern auch auf ihren Verstand hören, dann hat die
allgemeine Augenwischerei nur eine neue Stufe der Perversion
erklommen.

Bevor die viermalige Grand-Slam-Gewinnerin und Titelfavoritin
Naomi Osaka in der dritten Runde des olympischen Turniers die Segel
strich, hatte sie mehrfach auf ihren mentalen Gesundheitszustand
verwiesen. Im Juni zog sich die 23-jährige Japanerin von den French
Open zurück, nachdem sie mit einer Geldstrafe belegt worden war, weil
sie nicht an einer regulären Pressekonferenz nach dem Spiel
teilgenommen hatte. Sie habe sich schützen wollen und verletzlich
gefühlt, gab sie an. Das anschließende Turnier in Wimbledon ließ Osaka
ebenfalls sausen. Später gab sie bekannt, dass sie seit ihrem
US-Open-Triumph 2018 immer wieder unter Depressionen leide.

Nicht nur konservative, die Leistungsknute schwingende Sportpatrioten
sind normalerweise nicht gut darauf zu sprechen, wenn
TopverdienerInnen im Spitzensportgewerbe Unpässlichkeiten, mentale
Schwächen oder gar psychische Krankheiten anführen ("Weicheier").
Auch invalide Sportlegenden wie Boris Becker, die später als Experten
vor den Mikrofonen oder Kameras die Karriere verlängern und ihre
zähnezusammenbeißenden Sportlerweisheiten verbreiten, neigen dazu,
allzusehr auf ihr gesundheitliches Wohlergehen pochenden SportlerInnen
mangelnde Professionalität vorzuhalten (im Mannschaftssport kommt
noch "Egoismus" oder "mangelnder Teamgeist" als Vorwurf hinzu). So
fragte etwa Tennisstar Becker nach dem Presseboykott von Naomi Osaka
in einem Times-Interview rhetorisch: "Ist das wirklich Druck? Ist es
nicht Druck, wenn du kein Essen auf dem Tisch hast? Wenn du deine
Familie ernähren musst und keinen Job hast? Du bist 23, du bist
gesund, du bist reich, deiner Familie geht's gut - wo ist da der
verdammte Druck?" [1]

Boris Becker bräuchte eigentlich nur an sich selbst herunterzuschauen,
seine künstlichen Gelenkprothesen sowie ellenlange Krankenakte
vergegenwärtigen, um Antworten zu finden, wo und wie sich "der
verdammte Druck" im Hochleistungssport niederschlagen kann,
unabhängig davon, ob ein Athlet reich oder arm ist.

Vor genau zehn Jahren hatte es Doppelolympiasiegerin und
-weltmeisterin Britta Steffen bei der Schwimm-WM in Shanghai einmal
gewagt, nach ihrem Vorlauf-Debakel über die 100 Meter Freistil (Platz
16) alle weiteren Rennen abzusagen - auch die 4 x 100 m Lagenstaffel.
Daraufhin ging Schwimmlegende Franziska van Almsick, die auch
als TV-Expertin arbeitete und heute als stellvertretende
Aufsichtsratsvorsitzende der Deutschen Sporthilfe figuriert, mit ihrer
Nachfolgerin hart ins Gericht: "Ich verstehe nicht, warum sie alles
hinschmeißt. Ich hätte ein bisschen mehr erwartet, dass man als
Frontfrau des Deutschen Schwimm-Verbandes auch Verantwortung übernimmt
und im Zweifel sich die Beine herausreißt; noch mal alles gibt, um die
Lagen-Staffel in die Olympischen Spiele zu bringen." Van Almsick
zufolge müsse man manchmal eben auch die Arschbacken zusammenkneifen.
[2]

Das "Sensibelchen" Britta Steffen hatte für ihren Leistungsabfall
damals keine so einleuchtende, mehrheitlich Verständnis weckende
Erklärung parat wie etwa Spitzenturnerin Simone Biles bei den
Olympischen Spielen in Tokio. Die 24-jährige US-Amerikanerin
berichtete in sozialen Medien von "Twisties" - so werden in ihrem Land
mentale Blockaden im Turnen genannt. Wer "Twisties" hat, weiß bei den
anspruchsvollen Drehsprüngen plötzlich nicht mehr, wo oben und unten
ist, was die Verletzungsgefahr stark erhöht. "Mein Geist und mein
Körper sind einfach nicht im Einklang", schrieb Biles, die zuletzt
auch im Training gestürzt war. Die Probleme beträfen alle Wettkämpfe
was wirklich nerve, so Biles. [3] Nachdem sie sich im
Mannschaftswettbewerb bereits nach dem ersten Sprung zurückgezogen
hatte, sagte sie auch alle weiteren Auftritte wegen mentaler Probleme
ab. Nur für den Schwebebalken trat sie noch einmal an, was der
höchstdekorierten Turnerin der Geschichte die Bronzemedaille
einbrachte. Als Grund für ihre mentalen Probleme bei den Olympischen
Spielen schloss Simone Biles in einem späteren TV-Interview auch den
früheren sexuellen Missbrauch durch den Teamarzt Larry Nassar nicht
aus.

Von der vierfachen Olympiasiegerin und 19-fachen Weltmeisterin wurde
jedenfalls nicht verlangt, dass sie sich im Dienste der Mannschaft und
der Medaillenausbeute noch einmal voll ins Zeug legt. Im Gegenteil,
Ausnahmeturnerin Simone Biles erntete bis hin zum Weißen Haus Respekt,
Anerkennung und eine Welle der Sympathie. Sport und Leistung seien
mehr als die Summe von Medaillen, heißt es nun. "Wir sind nicht nur
Unterhaltung. Wir sind Menschen", sagt Simone Biles. Auf einmal
scheint die allgemeine Medaillenzählerei (die USA haben das
Medaillenranking vor China und Japan gewonnen!) wie weggeblasen. Der
Deutschlandfunk preist Biles als Vorbild "für das wachsende
Selbstbewusstsein von Top-Athleten im kommerziellen Sport" und beendet
einen Beitrag mit folgenden Worten:

"Sie gewann Bronze und kann sich nun etwas entspannter auf die
 lange geplante, landesweite mehrmonatige Gold-over-America-Tour
 einstimmen, die im September beginnt. Vermutlich wird sie ihr
 Publikum überall im Land mit Ovationen empfangen. Denn Biles hat
 bei den Spielen von Tokio die Existenz der erfolgreichen
 Sportlerin neu definiert. Sie ist eine Frau. Keine
 Mensch-Maschine." [4]


Heilige Einfalt! Die Mensch-Maschine, die der Unterhaltung dient und
nach Gold strebt, ist keineswegs aus dem Takt gekommen, nur weil
ein Superstar sich bei Olympia einmal eine Auszeit genommen hat.
"Ich glaube, dass in jedem von uns GOLD steckt, und es ist an der
Zeit, dieses GOLD zum Leuchten zu bringen", wird Simone Biles auf der
Internetseite von Gold-over-America-Tour zitiert. [5] Das
Showspektakel, an dem Biles und ein All-Star-Team von Turnerinnen
teilnehmen, um die nächste Generation von Sportlerinnen zu
inspirieren, gastiert zwischen dem 21. September und 7. November in 35
Städten der USA. Nur wenige Tage Erholung liegen zwischen den
Tournee-Auftritten, die zwar nicht unter Wettkampfbedingungen
stattfinden, den Kunstturnerinnen aber trotzdem hochkarätige
Turnübungen abverlangen. Die GOLD-Show geht weiter, schließlich will
das Publikum etwas sehen für sein Geld. Mentale Schwächen, Defekte,
Blockaden und weiteres werden jetzt vielleicht nur häufiger als
früher therapiert und eingepreist. Am grundsätzlichen Leistungsdruck
hat sich nichts geändert.

Fußnoten:

[1] https://www.thetimes.co.uk/article/boris-becker-naomi-osaka-shes-healthy-shes-wealthy-so-where-is-the-pressure-vlfjsv78q. 26.06.2021.

[2] https://www.sueddeutsche.de/sport/schwimm-wm-in-shanghai-das-grosse-raetsel-um-britta-steffen-1.1125562-0#seite-2. 28.07.2011.

[3] https://olympics.com/de/news/erster-und-zweiter-platz-fur-die-volksrepublik-china-am-schwebebalken-guan-chenc. 03.08.2021.

[4] https://www.deutschlandfunk.de/us-turnerin-simone-biles-wenn-die-mensch-maschine-aus-dem.1346.de.html?dram:article_id=501430. Von Jürgen Kalwa. 08.08.2021.

[5] https://www.goldoveramericatour.com/goat/about.html
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INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





KLIMA/764: Selbstbetrug ... (SB)



Bilanzfälschungen werden normalerweise als Straftatbestand geahndet,
im Klimaschutz dagegen ist das eine übliche Praxis. Auf die
Vermeidung wirksamer Klimaschutzmaßnahmen mit Hilfe von Rechentricks
wird von der Wirtschaft anscheinend mehr Energie verwendet als auf
deren Erfüllung.

Heftigere Stürme, Überschwemmungen und Hitzewellen als je zuvor - das
sind nur einige der Ergebnisse des neuen, sechsten Sachstandsberichts
des Weltklimarats (IPCC - Intergovernmental Panel on Climate
Change). Dieser erste von drei Teilen, die bis Februar 2022
veröffentlicht werden sollen, beschreibt die physikalischen
Grundlagen des Klimawandels. [1]

Darin wird klipp und klar festgestellt, dass die menschengemachten
Emissionen vor allem von Kohlenstoffdioxid (CO₂), das bei der
Verbrennung fossiler Energieträger freigesetzt wird, für den Anstieg
der globalen Durchschnittstemperatur und damit für zahlreiche
Klimawandelfolgen wie das beschleunigte Anschwellen der Ozeane, das
Auftauen von Permafrost, den Rückzug polarer Schelfeisflächen und das
Schrumpfen von Gletschern und anderen Eismassen verantwortlich sind.

Der Zusammenhang zwischen globaler Erwärmung und menschengemachten
Treibhausgasemissionen ist seit Jahrzehnten bekannt. Mit jedem der
sechs Sachstandsberichte, die seit 1990 vorgelegt wurden, werden die
Erkenntnisse erweitert und vertieft. Es gibt kein Missverständnis:
Nur eine rasche Verringerung der CO₂-Emissionen vermag die
globale Erwärmung abzubremsen, nicht aber noch so inbrünstig
vorgetragene Lippenbekenntnisse.

Zwischen dem, was laut wissenschaftlichen Erkenntnissen zur
Verringerung der Treibhausgasemissionen dringend erforderlich wäre,
und dem, was die Regierungen in dem als "historisch" abgefeierten
Klimaschutzübereinkommen von Paris (2015) vereinbart haben, besteht
eine breite Kluft. Die wird allerdings noch übertroffen von der Kluft
zwischen den zugesicherten nationalen Maßnahmen und dem, was davon
bis heute tatsächlich umgesetzt wurde.

Nicht einmal das vor sechs Jahren in der französischen Hauptstadt
beschlossene Mindestziel, die Erderwärmung auf zwei Grad Celsius
gegenüber der vorindustriellen Zeit zu begrenzen, würde auf dem
heutigen Kurs eingehalten, ganz zu schweigen vom 1,5-Grad-Ziel, das
laut Abkommen nach Möglichkeit erreicht werden sollte. Ein Grenzwert,
den die niedrig gelegenen pazifischen Inselstaaten und andere von der
globalen Erwärmung existentiell bedrohte Nationen schon lange
fordern. Deren Stimmen wurden mit dem vermeintlichen Entgegenkommen
der wirtschaftlichen Schwergewichte inzwischen zum Schweigen
gebracht.

Die Regierungen, die sich dem Klimaschutz verpflichtet haben,
betreiben einen Eiertanz. So wie die Tanzenden sich um die Eier
herumwinden, winden sie sich um die Entscheidung herum, die
Treibhausgasemissionen entscheidend zu verringern. Denn das würde
bedeuten, an den Grundfesten der vorherrschenden Produktionsweise zu
rütteln, der Ideologie des permanenten Wirtschaftswachstums. Eine
Entkopplung von Wachstum und Emissionen ist nirgends in Sicht. Ein
Unternehmen, das sich dieser Ideologie nicht unterwirft, wird
niederkonkurriert und geht unter. Die Wirtschaft kämpft mit allen
gebotenen und nicht selten auch unbotmäßigen Mitteln für die Wahrung
ihrer Vorteile.

Hinlänglich bekannt und beschrieben wurden die Bemühungen der fossilen
Energiewirtschaft bereits vor Jahrzehnten, die Folgen des Verbrennens
von Erdöl, Erdgas und Kohle für die Atmosphäre und somit für die
planetare Energiebilanz zu verschleiern. Der Industrie war schon damals
klar, dass sich die Erde aufheizen würde, und das wurde als Anlass
genommen, den Zusammenhang zu tarnen. Mal wurden hauseigene
Erkenntnisse zurückgehalten, mal internationale Klimaschutzübereinkommen
entschärft, indem darin zum Beispiel "flexible Mechanismen" verankert
wurden. Diese ermöglichen es den Unternehmen, weiterhin Treibhausgase
zu emittieren, sofern sie beispielsweise in vermeintlich
klimafreundlichere Technologien in ärmeren Ländern investieren.

Der sogenannte Emissionshandel ist Bestandteil dieser flexiblen
Mechanismen. Eigentlich sollte der Handel bewirken, dass die daran
beteiligten Unternehmen Energie einsparen, da deren Verbrauch sie
teuer zu stehen käme. Die von der Europäischen Union kostenlos
ausgegebenen Emissionszertifikate hatten jedoch jahrelang den Markt
geradezu überschwemmt. Ihr Preis blieb lange Zeit im Keller,
entsprechend niedrig rangierten die Kosten für den Energieverbrauch.
Jahrelang stellte sich keinerlei Lenkungseffekt zur
Treibhausgasreduktion ein, obschon alle wussten, dass die Zeit
drängt.

In dieser Phase des Emissionshandels haben sich Unternehmen mit
preiswerten Zertifikaten eingedeckt, was "hedging" genannt wird, um
sie erst dann einzulösen, wenn ihr Wert gestiegen ist und sie
deutlich mehr für die CO₂-Emissionen bezahlen müssten. Dieses
Schlupfloch, das Kostenproblem "einzuhegen", hat die für den
Emissionshandel in der Europäischen Union zuständige Kommission den
Unternehmen eigens gelassen, indem sie die Zertifikate zum Ende einer
Handelsperiode - die letzte endete 2020 - nicht hat verfallen lassen.

Weder Wirtschaft noch Politik allein, sondern ihrer beider
Zusammenspiel ist wesentlich dafür verantwortlich, dass angemessener
Klimaschutz bislang ein Lippenbekenntnis geblieben ist, und in diesem
Zusammenhang selbstverständlich nicht zu vernachlässigen ist die
Beteiligung der Mehrheitsgesellschaft, die auf liebgewonnenen
Gewohnheiten besteht.

In den internationalen Klimaschutzübereinkommen und nationalen
Klimaschutzstrategien und -empfehlungen sind die
Vermeidungsstrategien wortgewaltig verankert. Wenn zum Beispiel von
"climate intervention" (z. Dt.: "Klima-Intervention") die Rede ist,
verbirgt sich dahinter u.a. ein bereits im Experimentierstadium
befindliches Geoengineering-Konzept, bei dem in Zukunft Jahr für Jahr
Schwefelpartikel in der Stratosphäre versprüht werden sollen, um
dadurch das Sonnenlicht abzuschwächen und die Erde abzukühlen.
Verheerende Nebenwirkungen wie verstärkter Hunger aufgrund
ausbleibender Monsunniederschläge und generell eine geringere
Photosyntheseleistung der Kulturpflanzen wird in Kauf genommen.
Diejenigen, die solche Vorschläge erwägen, gehen anscheinend davon
aus, dass sie selbst nicht von den "Nebenwirkungen" betroffen sein
werden.

Mit der Bezeichnung "negative Emissionen" wird in wissenschaftlichen
Studien beschrieben, dass das im Pariser Übereinkommen festgelegte
Ziel eigentlich gar nicht eingehalten werden muss, sofern es mittels
des aktiven Entzugs von CO₂ aus der Atmosphäre in der zweiten
Hälfte dieses Jahrhunderts sozusagen im Rückwärtsgang erreicht wird.
Der vermeintliche Vorteil: Man braucht jetzt keine einschneidenden
Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen und kann weiter zu Lasten von Mit-
und Umwelt so expansiv wirtschaften wie bisher.

Der schwerwiegende Nachteil besteht allerdings darin, dass im Zuge
der globalen Erwärmung sehr wahrscheinlich Kipppunkte von globaler
Bedeutung überschritten werden, beispielsweise das Abschmelzen des
grönländischen Eisschilds und der westantarktischen Gletscher.
Dadurch wird die Erderwärmung vollends aus dem Ruder laufen und kann
für sehr lange Zeit nicht mehr rückgängig gemacht werden. Wer
"negative Emissionen" für eine ernsthafte Option hält, spielt mit dem
Feuer.

Ein weiterer Bilanztrick des internationalen Klimaschutzes besteht in
der Formulierung, die Treibhausgasemissionen auf "netto null" (engl.:
net zero) bringen zu wollen. Hat man sich erst einmal darauf
eingelassen, dass die CO₂-Emissionen nicht tatsächlich auf
null zurückgefahren werden müssen, eröffnet sich ein weites Feld an
Vermeidungsstrategien. Sollte nicht allein die Begeisterung, mit der
die Industrie von "netto null" spricht, den Verdacht wecken, dass es
sich um Etikettenschwindel handeln könnte?

Im Juni dieses Jahres berichteten die zivilgesellschaftlichen
Organisationen Corporate Accountability, Global Forest Coalition und
Friends of the Earth International in dem 24-seitigen Report "The Big
Con: How Big Polluters are advancing a 'net zero' climate agenda to
delay, deceive, and deny" (z. Dt.: Der große Schwindel: Wie große
Umweltverschmutzer eine "Netto-null"-Klima-Agenda vorantreiben, um zu
verzögern, zu täuschen und zu leugnen):

"Nach jahrzehntelanger Untätigkeit wetteifern die Unternehmen
 darum, sich zu verpflichten, 'Netto-null-Emissionen' zu erzielen.
 Dazu gehören fossile Brennstoffgiganten wie BP, Shell und Total,
 Tech-Giganten wie Microsoft und Apple, Handelsunternehmen wie
 Amazon und Walmart, Finanzinstitute wie HSBC, Bank of America und
 BlackRock, Fluggesellschaften wie United und Delta; und
 Lebensmittel-, Vieh- und Fleischproduzenten sowie Agrarunternehmen
 wie JBS, Nestlé und Cargill. Umweltverschmutzende Konzerne liefern
 sich ein Rennen, wer am lautesten und stolzesten
 'Netto-Null'-Emissionen bis 2050 oder zu einem anderen Datum in
 der fernen Zukunft verspricht. In den letzten Jahren sind mehr als
 1.500 Unternehmen 'Netto-null'-Verpflichtungen eingegangen, eine
 Leistung, die vom Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über
 Klimaänderungen (UNFCCC) und dem UN-Generalsekretär begrüßt wird."
 (Übersetzung: Schattenblick) [2]


In dem Report wird im Detail nachgewiesen, wie die Unternehmen unter
dem Deckmantel des Klimaschutzes weiter wirtschaften wie bisher;
teilweise nehmen deren Treibhausgasemissionen sogar zu. "Netto null"
macht's möglich.

Im jüngsten IPCC-Bericht der Arbeitsgruppe 1 wird "net zero" 151-mal
erwähnt. Allerdings überrascht die Akzeptanz dieses Konzepts durch
die Wissenschaftsgemeinde insofern nicht, als dass Klimaforschung
wesentlich auf Mathematik und Bilanzierung beruht. Welche politischen
Maßnahmen am Ende netto null ergeben, das zu beurteilen sieht die
Wissenschaft in der Regel nicht als ihre Aufgabe an. Es sind vor
allem Forscherinnen und Forscher im Ruhestand, die anfangen, Klartext
zu reden, oder Aussteiger wie Wolfgang Knorr. Der Physische Geograph
und Ökosystemwissenschaftler der Universität Lund hat fast drei
Jahrzehnte in der Forschung gearbeitet und war auch als
Regierungsberater tätig. Im September 2019 hat er seinen Beruf
aufgegeben und ist Umweltaktivist geworden. Knorr hat sich wiederholt
kritisch gegenüber der "Netto-null-Idee" geäußert, nicht zuletzt weil
sich manche Staaten bereits existierende Waldgebiete kurzerhand als
Kohlenstoffsenke anrechnen und behaupten, sie hätten dadurch ihre
Klimaschutzziele längst erreicht.

"Unabhängig davon, ob die Verwirrung gewollt oder real ist, sollte
 inzwischen klar sein, dass sich die Hauptakteure im
 Netto-null-Spiel bereits entschieden haben und die
 Kohlenstoffsenke natürlicher Ökosysteme als bequemen Weg zur
 Verwässerung ihrer Verpflichtungen nutzen. Natürlich wird der
 Buchhaltungstrick am Ende als zusätzliches CO₂ in der
 Atmosphäre und als zusätzliche Erwärmung zu Tage treten. Aber bis
 dies allen klar geworden ist, wird keiner der Verantwortlichen
 mehr im Amt sein." [3]


Der Unterschied zwischen "null Emissionen" und "netto null
Emissionen" ist gewaltig. Letzteres ermöglicht es, eine Vielzahl von
Lücken auszunutzen. Eine solche Lücke bietet die Idee, einen
Ausgleich für CO₂-Emissionen zu leisten, weil man die
Aufforstung von Wäldern finanziert. Die Bäume würden genausoviel
CO₂ binden, wie von den Staaten, Unternehmen oder
Privatpersonen emittiert wird, lautet die Vorstellung. In Pflanzen
und Böden sind weltweit 2500 Gigatonnen Kohlenstoff eingelagert; das
ist die dreifache Menge des atmosphärischen Kohlenstoffs. Warum also
nicht Bäume wachsen lassen, wo es nur irgendwie geht, so dass der
Luft Kohlenstoffdioxid entzogen wird?

Nicht bedacht wird bei diesem Konzept, dass es mehr als einer Erde
bedürfte, um die vielen, vielen Bäume anzupflanzen, mit denen die
CO₂-Emissionen kompensiert werden sollen. Der Widerspruch würde
noch eklatanter, leisteten sich alle Menschen den gleichen
"ökologischen Fußabdruck" wie ihre wohlhabenderen Artgenossen. Dazu
wären mehrere Erden erforderlich, für Deutschland zwei, für die USA
vier. Und dabei handelt es sich noch um Durchschnittswerte, bei denen
die Unterschiede zwischen den reichsten und ärmsten Menschen
innerhalb der jeweiligen Länder noch gar nicht berücksichtigt sind.
Der ökologische Fußabdruck beschreibt den Ressourcenverbrauch und die
Inanspruchnahme von Ökosystemen wie die Erdatmosphäre als Endlager
für Abgase.

Im übrigen entscheidet sich schon in den nächsten Jahren, ob es
überhaupt gelingen kann, die globale Erwärmung auszubremsen. Die
Geschwindigkeit, mit der sich der Planet derzeit auf für viele
Menschen lebensbedrohliche Weise verändert, ist nicht im
entferntesten durch Aufforsten im globalen Maßstab zu kompensieren.
Das verdeutlicht eine Rechnung der Biologin Bonnie Waring. Pro
Passagier eines Flugs um die halbe Erde von Melbourne nach New York
City werden 1600 Kilogramm Kohlenstoff emittiert. Das ist doppelt so
viel Kohlenstoff, wie er in einer Eiche von einem halben Meter
Stammdurchmesser enthalten ist. [4] Eichen wachsen zwar langsam, aber
auch mit dem Aufforsten von Pappeln, die besonders schnell wachsen,
würde man, bildhaft formuliert, die davoneilende CO₂-Kurve
nicht einholen.

Es spricht nichts dagegen, Wälder aufzuforsten, aber das Klima ist
damit nicht zu retten. An der Vorstellung, ein Wald werde es schon
richten, was sich die Menschen eingebrockt haben, sind sowieso
grundsätzliche Zweifel angebracht. So hat sich der weltweit größte
Wald, der tropische Regenwald des Amazonas-Beckens, bereits von einer
Kohlenstoffsenke in eine -quelle umgewandelt. Er gibt mehr
Kohlenstoff frei, als er zu binden vermag. Besonders aus dem Südosten
des Amazonasbeckens entweichen große Mengen an Treibhausgasen in die
Atmosphäre. Landnutzungsänderungen beispielsweise durch die
Plantagenwirtschaft und der Klimawandel haben die Umkehr ausgelöst.
Das Amazonasbecken gilt als einer der Kipppunkte, deren Überschreiten
globale Auswirkungen zeitigen wird. [5]

Wiederum unter dem Obertitel "netto null" besteht ein längst intensiv
betriebener Ansatz vermeintlichen Klimaschutzes in der Vergabe von
Kohlenstoffzertifikaten (carbon offsets) für Wälder. Pro Tonne
CO₂-Emissionen, die der Atmosphäre entzogen wird, erhält ein
am Klimaschutz beteiligter Akteur ein Kohlenstoffzertifikat.
Inzwischen wurde allerdings auf einen Teil der Bäume, die sich
Staaten, Unternehmen oder andere Interessenten als
Kohlenstoffspeicher haben zertifizieren lassen, gleich mehrere
Kohlenstoffzertifikate ausgegeben. Wie hoch der Anteil dieser doppelt
berechneten "Klimaschutzbäume" an der Gesamtmenge zertifizierter
Bäume ist, ist zwar nicht bekannt, die Doppelberechnungen gelten aber
als "recht häufig". Anscheinend wollen sich einflussreiche
Geschäftemacher nicht die Profite verhageln lassen und lehnen es ab,
sich einem umfassenden globalen Zählsystem zu unterwerfen, das solche
Buchungstricks verhindert. [6]

Sollte aber irgendwann ein weltweites Zählwerk eingeführt werden und
die doppelte Buchführung unterbinden, muss bedacht werden, dass sich
bereits die ersten der mit Kohlenstoffzertifikaten belegten Wälder in
das aufgelöst haben, was sie auf dem Papier schon immer waren: heiße
Luft. Wie die "Financial Times" Anfang August meldete, sind mehrere
Waldgebiete in den US-Bundesstaaten Oregon und Washington den dort
tobenden Bränden zum Opfer gefallen. [7]

Ungeachtet all dieser Widersprüche in der Erwartung, Wälder könnten
die menschengemachte globale Klimakrise lösen, wird seit Jahren das
Konzept BECCS (engl. bioenergy with carbon capture and storage; z.
Dt.: Bioenergie mit CO₂-Abscheidung und -Speicherung)
verfolgt. Im Sechsten Sachstandsbericht des IPCC wird diesem Konzept
sogar eine wichtige Rolle bei der Begrenzung der globalen Erwärmung
auf 1,5 Grad zugesprochen. Bei BECCS würden Bäume und andere Pflanzen
angebaut, um sie zu verbrennen und dabei den in ihnen eingelagerten
Kohlenstoff abzufangen und endzulagern.

Jedoch werden bei einem im globalen Maßstab betriebenen BECCS die
beanspruchten Flächen in scharfer Konkurrenz zu den sowieso schon
viel zu knappen Landflächen stehen, auf denen Nahrungs- und
Futtermittel angebaut werden. Das berichteten die Wissenschaftler
Wolfgang Knorr, James Dyke und Robert Watson im April dieses Jahres
für "The Conservation". [8] Ihre Stellungnahme hat international
weithin Beachtung gefunden. Nur, wem nutzen Beachtung und
gelegentlich auch Applaus, wenn daraufhin nicht die notwendigen
politischen Entscheidungen getroffen werden?

Vor dem Hintergrund, dass Kohlenstoffdioxid als Treibhausgas wirkt,
ist es als Schadstoff zu bewerten. Durch die Vergabe von
Verschmutzungsrechten aber wurde das Verschmutzen der Luft rechtlich
abgesegnet. Wer es sich leisten kann, darf die Luft weiter
verschmutzen. Gleichzeitig wurde ein neues Unrecht in die Welt
gesetzt, nämlich das Unrecht, die Luft zu verschmutzen. Wer es sich
nicht leisten kann, wird abgestraft. Die entscheidenden Fragen lauten
nun: Wer maßt sich an, über Recht und Unrecht zu befinden? Wer übt
die Verfügungsgewalt aus? Ausgerechnet jene Staaten, die nicht nur
historisch, sondern bis heute hauptverantwortlich für die globale
Klimakrise sind.

Durch ihre bevorzugten Produktionsweisen werden alle anderen mit in
den Abgrund gerissen. Nur weil nicht alle anderen Staaten auf dem
gleichen Verbrauchsniveau angekommen sind, hat sich die Erdatmosphäre
noch nicht weiter in Richtung der Atmosphäre der Venus genähert.
Indem er den Luftraum oberhalb seiner Staatsgrenzen unfreiwillig zur
Verfügung gestellt hat, hat der Globale Süden die
Treibhausgasemissionen des Globalen Nordens schon längst kompensiert,
ohne dass er dafür entschädigt worden ist. Hätten die
Industriestaaten nur ihren eigenen Luftraum als Endlager für
Treibhausgase zur Verfügung, wären sie heute unbewohnbar.

Von den Schadensfolgen sind die Länder des Globalen Südens und in
besonderer Weise die indigenen Völker mit ihrem extrem niedrigen
Ressourcenverbrauch schwer betroffen. Hätten sie über den
internationalen Klimaschutz zu bestimmen, wäre dabei etwas vollkommen
anderes herausgekommen als das Übereinkommen von Paris. Dann wären
die Industriestaaten verpflichtet worden, ihre Treibhausgasemissionen
real und nicht nur auf dem Papier zu verringern. Darüber hinaus
hätten sie sich ihrer historischen Verantwortung für
CO₂-Emissionen stellen müssen. Gewiss wäre auch etwas anderes
dabei herausgekommen als die Zertifizierung von Wäldern oder gar,
unter dem Zeichen des Naturschutzes, jenen Menschen das
Verfügungsrecht zu entziehen, die seit Generationen in und mit den
Wäldern gelebt haben.

"Netto null" trägt viele Gesichter, keinem ist zu trauen. Nicht nur
der Klimawandel, sondern auch der angetäuschte Klimaschutz wird zum
Hungertreiber in der Welt, und das nur, weil die wohlhabenderen
Staaten nicht bereit sind, Abstriche von ihrem Energieverbrauch
hinzunehmen. Mit "netto null" auf den Fahnen gerät Klimaschutz zum
neuen, grünen Kolonialismus.


Fußnoten:

[1] https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-i/

[2] https://www.corporateaccountability.org/wp-content/uploads/2021/06/The-Big-Con_EN.pdf

[3] https://braveneweurope.com/wolfgang-knorr-trickery-in-climate-neutrality-how-net-zero-is-secretly-being-redefined

[4] https://tinyurl.com/y9xwpdnc

[5] https://www.nature.com/articles/s41586-021-03629-6

[6] https://www.compensate.com/articles/what-is-double-counting-and-why-is-it-such-a-big-deal

[7] https://www.ft.com/content/3f89c759-eb9a-4dfb-b768-d4af1ec5aa23

[8] https://theconversation.com/climate-scientists-concept-of-net-zero-is-a-dangerous-trap-157368
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